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Das Anerkenntnis verjährter Forderungen 
Von Profeſſor Dr. Heinrich Lehmann, Köln 


1. Der Einwand der unzuläſſigen Rechtsaus⸗ 
übung wird von der Rechtſprechung in ſteigendem Maße 
gegenüber der Verjährungseinrede zugebilligt. Zur Begrün⸗ 
dung dieſes Einwands genügt die Berufung auf ein früheres 
Verhalten des Schuldners, durch das er — ſei es auch un⸗ 
abſichtlich — dem Gläubiger nach verſtändigem Ermeſſen 
ausreichenden Anlaß gab, von einer Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung, insbeſondere durch Klagerhebung, abzuſehen, weil 
Befriedigung auch ohne Anrufung der Gerichte zu erwarten 
ſtand und von ihrem Aufſchub die Erhebung der Verjahrungs⸗ 
einrede nicht zu beſorgen war (vgl. RZ. 144, 381 = JW. 
1934, 22331 und die dort angeführten zahlreichen anderen 
Entſcheidungen, ſowie RGZ. 145, 244 ZW. 1935, 1976 
m. Anm.). 


Dieſe Tendenz trägt unſerem verfeinerten Empfinden 
für die gegenſeitigen Treuepflichten im Schuldverhältnis an⸗ 
gemeſſen Rechnung. 


2. Um ſo mehr überraſcht die Stellungnahme der Theorie 
und Rechtſprechung zu dem Anerkenntnis der Verbind⸗ 
lichkeit durch den Schuldner nach Ablauf der Verjäh⸗ 
rungsfriſt. 

Das Anerkenntnis wird im Abſchnitt über die Ver⸗ 
jährung zweimal im Geſetz erwähnt: im 8 208 und im 8 223 
BGB. 


Im 8 208 BGB. wird es als Unterbrechungs⸗ 
grund der Verjährung anerkannt. Ein ſolches Anerkenntnis 
ſoll gefunden werden in einer Abſchlagszahlung, Zinszahlung 
oder Sicherheitsleiſtung. Obwohl dieſe Beiſpielsfälle Aus⸗ 
drucksformen des Anerkennungs willens find, hat die h. L. 
es abgelehnt, ein ſolches Anerkenntnis nur da anzunehmen, 
wo ein bindender Anerkennungswille geäußert wird, man 
begnügt ſich vielmehr mit einem Verhalten, das das Be- 
wußtſein des Schuldners, verpflichtet zu fein, zum Aus⸗ 
druck bringt, alſo mit einer Wiſſens bezeugung, wie fie z. B. 
ſchon in einem Stundungsgeſuch liegt (ogl. RG. 73, 131 
JW. 1910, 280%; RG 3. 78, 132 JW. 1912, 286; RGZ. 
113, 238 JW. 1927, 1198). 


Von dieſem Anerkenntnis des 8 208 iſt ſcharf zu ſcheiden 
das in 8 222 erwähnte „vertragsmäßige“ Anerkenntnis, das 
nach Vollendung der Verjährung erfolgt; es ſoll 
gerade ſo wenig wie die wirkliche Leiſtung der Rückforderung 
unterliegen. Es herrſcht Einſtimmigkeit darüber, daß als 
ſolches Anerkenntnis nur ein rechtsgeſchäftliches mit 
dem Verpflichtungswillen abgegebenes zu verſtehen iſt 
(vgl. RG. Gruchot 50, 1200). 

Streitig aber ift, ob ein ſolches vertragliches Anerkennt⸗ 


nis auch der Schriftform des § 781 BGB. unterliegt oder 
auch als formloſes wirkſam ift. 


Die h. L. unterwirft dies vertragliche Anerkenntnis im 
Anſchluß an die Rechtſprechung des RG. (RGZ. 78, 132 und 


169; JW. 1912, 286 56; 1915, 3935) der Schriftform, fo- 
fern es nicht vergleichsweiſe abgegeben wird (RGZ. 10, 280). 
Danach kann ein formloſes, nach Vollendung der Verjährung 
erteiltes Schuldanerkenntnis grundſätzlich nur als Verzicht 
auf die Verjährung wirkſam werden, ſetzt alſo Kenntnis der 
Verjährung voraus; die Unterbrechungswirkung des 8 208 iſt 
ſelbſtverſtändlich nach Vollendung der Verjährung nicht mehr 
denkbar (RGZ. 78, 130 JW. 1912, 286). 


Dieſe Auffaſſung führt folgerichtig zu der Annahme, daß 
auch die Umwandlung einer verjahrten Schuld in eine Dar⸗ 
lehnsſchuld nach 8607 BGB. der Schriftform bedarf und 
mangels ſolcher nichtig iſt; andernfalls würde die aus 8 222 
BGB. zu entnehmende Formvorſchrift ſtets durch formloſe 
Umwandlung nach 8607 BGB. umgangen werden können. 
Darauf ſtützt ſich ausdrücklich die Entſcheidung des RG. : 
RZ. 78, 163 = JW. 1912, 286. 


Die Praxis der unteren Gerichte bewegt ſich durchaus in 
dieſen Bahnen. Mir hat ein jüngſt erlaſſenes Urteil eines 
rheiniſchen AG. vorgelegen, wo der Schuldner nach Ablauf 
der Verjährung mündlich Teilzahlungen verſprochen hatte; 
mangels Form wurde die darauf geſtützte Klage abgewieſen 
AG. Goch v. 25. Febr. 1937, 3037/37). 


Dieſe Behandlung des formloſen Anerkenntniſſes ſteht 
wenig in Einklang mit der zu Anfang hervorgehobenen Ten⸗ 
denz der Rechtſprechung, dem Gläubiger gegenüber dem 
Schuldner den Einwand der unzuläſſigen Rechtsausübung zu⸗ 
zubilligen, wenn dieſer ihn durch ſein Verhalten von der 
Unterbrechung der Verjährung abgehalten hat. Es verlohnt 
deshalb, die Gründe nachzuprüfen, die die wenigen Gegner 
der Formbedürftigkeit des vertraglichen Anerkenntniſſes, wie 
Staudinger⸗Riezler (9.) § 222 Anm. 6b und die dort 
Genannten, ins Feld führen. 


Staudinger ⸗Riezler betont zunächſt, daß ſich aus 
5222 BGB. das Erfordernis der Schriftlichkeit nicht ent⸗ 
nehmen laſſe, und er weiſt ſodann auf die mißliche Folgerung 
für die Umwandlung der verjährten Forderung nach 8 607 
Abſ. 2 BOB. hin, in den ein ihm von Haus aus fremdes 
Formerfordernis hineingetragen werde. 


Beide Bemerkungen ſind zweifellos zutreffend, können 
aber nichts für die Formloſigkeit beweiſen, weil 8 222 BGB. 
gar keine beſondere Art des Anerkenntniſſes ſchaffen will, 
ſondern ein an ſich gültiges Anerkenntnis vorausſetzt. Darauf 
hat mit Recht ſchon Schultheis: Dig. 1908, 807 hinge⸗ 
wieſen. § 222 BGB. will nur die Rückforderbarkeit des nach 
Vollendung der Verjährung abgegebenen vertragsmäßigen 
Anerkenntniſſes unter Berufung auf die Verjährung (aus 
dem Geſichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung) aus⸗ 
ſchließen, will dieſes Anerkenntnis alſo gar nicht mit beſtimm⸗ 
ten Folgen poſitiv ausſtatten, ſondern ihm nur die nach all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſätzen zukommende Wirkſamkeit erhalten. 
Ob und welche poſitive Wirkſamkeit dem vertragsmäßigen An⸗ 


272 


2170 


Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


erkenntnis zukommt, kann alſo unmöglich aus 8 222 BGB. 
entnommen werden, iſt vielmehr nach allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen zu beantworten. 


Deshalb iſt es aber auch gleichgültig, ob die zweite 
Kommiſſion bei der Vorſchrift des 8 222 das abſtrakte Schuld⸗ 
anerkenntnis des 8 781 BGB. im Auge gehabt hat. Darauf 
beruft ſich Schultheis a. a. O. Selbſt wenn das fo wäre, 
bliebe die Frage durchaus offen, ob die Berufung auf die 
Verjährung nur dann ausgeſchloſſen ſein ſoll, wenn vom 
Schuldner ein formgerechtes abſtraktes Schuldanerkenntnis 
i. S. des $ 781 BGB. abgegeben worden iſt oder ob auch 
andere Fälle des vertragsmäßigen Anerkenntniſſes eine ſolche 
Berufung ausſchließen; mit a. W. es bliebe offen, ob aus 
§ 222 BGB. ein Umkehrſchluß gezogen werden muß oder ob 
im 8 222 ein allgemeiner geſetzgeberiſcher Grundſatz zum Aus⸗ 
druck kommt. 


Das hatte bereits Regelsberger (DogmJ. 41, 339) 
richtig erkannt, ſich für Ablehnung des argumentum e 
contrario entſchieden und die Verteidigung mit der Verjäh⸗ 
rung überall da als unzuläſſig erklärt, wo ihre Zulaſſung das 
allgemeine Rechtsgefühl verletzen würde, insbeſondere im Fall 
eines formloſen Anerkenntniſſes. 


Das iſt ein Standpunkt dieſes hervorragenden Pandek⸗ 
tiſten, der durchaus unſerem heutigen Empfinden entſpricht. 
Schultheis weiſt (a. a. O.), um ihn zu bekämpfen, auf die 
Erſchütterung des im Intereſſe der Rechtsſicherheit einge⸗ 
führten Verjährungsinſtituts hin und glaubt, demgegenüber 
müſſe die Verletzung des allgemeinen Rechtsgefühls zurück⸗ 
treten. Die Berufung auf die Verjährung könne allerdings zu 
einer Verletzung des Rechtsgefühls führen, das ſei aber, wie 
er meint, „eine Eigentümlichkeit der Verjährung überhaupt“. 


Ich glaube, daß hier der „alte Regelsberger“ rich⸗ 
tiger empfunden hat. Wenn es fchon regelmäßig als nicht an⸗ 
ſtändig gelten mag, ſich auf die Verjährung zu berufen, haben 
wir allen Anlaß, die Berufung darauf in den Fällen zu ver⸗ 
ſagen, in denen zum Zeitablauf beſondere Umſtände, 
namentlich das eigene Verhalten des Schuldners hin⸗ 
zutreten, die ſeine Berufung als beſonders unanſtändig er⸗ 
ſcheinen laſſen. 


Der Hauptrechtfertigungsgrund für die Verjährung liegt 
im Verhalten des Gläubigers, der ſeinen Anſpruch 
während langer Zeit nicht geltend gemacht hat, was eine ge⸗ 
wiſſe Wahrſcheinlichkeit begründet, daß der Anſpruch nicht zur 
Entſtehung gelangt oder erloſchen ſei. Der Schuldner ſoll vor 
den Beweisſchwierigkeiten geſchützt werden, die eine Verteidi⸗ 
gung gegen derartige Anſprüche mit ſich brächte. 


Wo die Zulaſſung der Berufung auf die Verjährung, 
ſtatt dieſe Zwecke zu erreichen, ein dem allgemeinen Billig⸗ 
keits⸗ und Anſtandsgefühl widerſprechendes Verhalten des 
Schuldners belohnen würde, haben wir nicht den geringſten 
Anlaß, dem Schuldner die Befreiung von ſeiner Schuld zu 
erleichtern. 


Man kann alſo den allgemeinen Grundſatz aufſtellen: 


Die Berufung auf die Verjährung kann überall da mit 
dem Einwand der unzuläſſigen Rechtsausübung zurückge⸗ 
wieſen werden, wo ſie, ſtatt den rechtfertigenden Zweck der 
Verjährung zu erreichen, einen Verſuch des Schuldners be⸗ 
günſtigen würde, ſich unter Verletzung des allgemeinen Rechts⸗ 
und Anſtandsgefühls der Erfüllung einer Verpflichtung zu 
entziehen. 


8222 BGB. gibt dieſem Grundgedanken Ausdruck für 
den Fall der Erfüllung und des vertragsmäßigen Anerkennt⸗ 
niſſes des verjährten Anſpruchs ſowie der Sicherheitsleiſtung 
für ihn, indem er die Berufung auf die Verjährung zwecks 
Rückforderung des Geleiſteten ausschließt. Dieſer Grundfatz 
verlangt weitergehende Anwendung auf gleich gelagerte, gleich 
zu entſcheidende Fälle. 


3. Damit iſt der richtige Ausgangspunkt für die Stel⸗ 
lung zum formloſen Anerkenntnisvertrag gewonnen. 


Man wird die Geltendmachung der Verjährung auch 
dann als beſonders unanſtändig und moraliſch mißbilligens⸗ 
wert empfinden, wenn der Schuldner ſelbſt ſich nach der Ver⸗ 
jährung zu ſeiner Schuld bekennt, ſei es, daß er eine Ab⸗ 
ſchlagszahlung geleiſtet oder um weitere Stundung gebeten 
hat. Die Wahrung der Form des § 781 BGB. kann für dieſe 
moraliſche Bewertung gar keine Rolle ſpielen. Entſcheidend iſt 
vielmehr, daß der Schuldner ſich mit ſeinem eigenen früheren 
Verhalten in einen nach Treu und Glauben unerträglichen 
Widerſpruch ſetzen würde, wenn er nun wieder auf den Ein⸗ 
wand der Verjährung zurückgreifen wollte. 


Da er eine beſtehende Schuld anerkannt hat, kann es 
auch nicht darauf ankommen, ob er im Augenblick der Ab⸗ 
ſchlagszahlung uſw. den Einwand der Verjährung gekannt 
hat. Darauf muß die herrſchende Lehre abſtellen, um aus dem 
mündlichen Schuldanerkenntnis einen Verzicht auf die Ver⸗ 
jährung abzuleiten, der allerdings Kenntnis der Verjährung 
vorausſetzt. 


Entſcheidend iſt, daß der Schuldner durch ſein Anerkennt⸗ 
nis im Gläubiger die berechtigte Erwartung erzeugt hat, er 
werde den Einwand der Verjährung nicht geltend machen. 


Ein Zurückgreifen auf die Verjährungseinrede iſt ihm 
nur ſoweit geſtattet, als die näheren Umſtände der Teilzah⸗ 
lung eine derartige Vertrauensgrundlage nicht bieten können, 
etwa weil ſich der Schuldner unter gleichzeitiger Berufung auf 
die Verjährung zu einer Teilzahlung aus Billigkeitsgründen 
erbietet. 


Wenn man, wie hier geſchehen, das formloſe Anerkennt⸗ 
nis des Schuldners lediglich als einen Verwirkungs⸗ 
grund auffaßt, der ihm die Möglichkeit nimmt, ſich in Zu⸗ 
kunft noch der Einrede der Verjährung zu bedienen, wird es 
ganz gleichgültig, daß das Anerkenntnis nach 8 781 nur bei 
Wahrung der Schriftform die verjährte Schuld neu begrün⸗ 
den könnte. Nicht deshalb muß der Schuldner die verjährte, 
aber formlos anerkannte Schuld zahlen, weil er ſich durch das 
nicht rückforderbare Anerkenntnis wirkſam neu verpflichtet hat, 
ſondern weil er dadurch die Berufung auf die Verjährung 
verwirkt hat. 


Unſerer Begründung gegenüber bedarf es ſchließlich auch 
nicht mehr des Hinweiſes darauf, daß es im bürgerlichen 
Recht neben dem abſtrakten formbedürftigen Anerkenntnis des 
8 781 BGB. noch ein nicht abſtraktes, nicht auf die Begrün⸗ 
dung einer ſelbſtändigen Verpflichtung gerichtetes, nur der 
Beſtätigung einer beſtehenden Schuld dienendes Anerkenntnis 
gibt, das keiner beſtimmten Form bedarf. Darauf will 
Staudinger-Riezler a. a. O. unter Berufung auf REP. 
75, 5 ff. JW. 1911, 40 abſtellen. Aber ein ſolches An⸗ 
erkenntnis hat nur Bedeutung für den Beweis (ogl. En⸗ 
neccerus⸗Lehmann, Schuldrecht [12.], 8 198 II. Der 
Ausſchluß ſeiner Rückforderbarkeit allein durch 8 222 II BGB. 
würde alſo auf den Einwand der Verjährung ohne Einfluß 
ſein, weil es nicht fähig wäre, die verjährte Schuld neu zu 
begründen. 


Die verſuchte förmliche Gleichſtellung des nicht verpflich⸗ 
tenden Anerkenntniſſes mit dem förmlichen Schuldanerkennt⸗ 
nis des § 781 BSB. im Rahmen des 822211 BGB. kann 
ſogar eine Fehlerquelle werden, weil ſie der Berückſichtigung 
aller Umſtände des Einzelfalles hinderlich iſt. 


Der Geſichtspunkt der unzuläſſigen Rechtsaus⸗ 
übung liefert allein eine dieſen Umſtänden gerecht werdende 
Formel, um das Zurückgreifen des Schuldners auf die Ver⸗ 
jährung nach borhergegangener formloſer Anerkennung des 
verjährten Anſpruchs als unzuläſſig zurückzuweisen. 
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Gebotene und verbotene Kabattgewährung 
Von Landgerichtsrat Schütz, Juſtitiar beim Reichskommiſſar für die Preisbildung, Berlin 


Die VO. über das Verbot von Preiserhöhungen vom 
26. Nov. 1933 (Preiseinhaltungsverordnung) verbietet die Er⸗ 
höhung von Preiſen und Entgelten über die an den Stichtagen 
(d. b. am 17. Okt. bzw. für Spinnſtoffe am 30. Nov. 1936) 
gültigen Preiſe für Güter und Leiſtungen jeder Art. Der 
Sinn dieſer Vorſchrift geht dahin, den an dieſen Stichtagen 
beſtehenden Preisſtand aufrechtzuerhalten und Abweichungen 
davon nur nach Bewilligung einer Ausnahme zuzulaſſen. Der 
Preisſtand von Gegenſtänden wird nun nicht nur durch den 
eigentlichen Kaufpreis beſtimmt, ſondern in nennenswertem 
Umfange auch durch die Lieferungs⸗ und Zahlungsbedingun⸗ 
gen, insbeſondere durch die Rabatte beeinflußt. Die Höhe 
der gewährten Rabatte iſt oft von entſcheidendem Einfluß auf 
den Einſtandspreis und den Weiterverkaufspreis einer Ware. 
Daher iſt es nur ſelbſtverſtändlich, daß durch das Preis⸗ 
erhöhungsverbot zugleich die Kürzung von Rabatten ver- 
boten worden iſt, wie ſich aus dem allgemeinen Sinn des Ver⸗ 
botes und zubem aus Abf. 2 des 8 1 der VO. über das Ver⸗ 
bot von Preiserhöhungen ergibt. Die an den Stichtagen ge— 
währten Rabatte müſſen daher weiterhin zugebilligt werden. 
Eine Anderung der Höhe der Rabatte iſt nur im Rahmen der 
an den Stichtagen beſtehenden Rabattſkalen zuläſſig, und zwar 
nur dann, wenn die in der Perſon, dem Unternehmen oder 
dem Geſchaͤftsumfange des Abnehmers liegenden Voraus- 
ſetzungen für die Gewährung eines beſtimmten Rabattes ſich 
geändert haben. 

Dieſe Rechtslage zwingt die Gewerbetreibenden, die bis 
zu den Stichtagen hoͤhere Rabatte gewährt haben, als ſie nach 
dem Geſetz über Preisnachläſſe (Rabattgeſetz) vom 25. Nov. 
1933 zuläſſig waren, die höheren Rabatte weiterhin zu ge⸗ 
währen. Denn nicht das Rabattgeſetz ſondern die VO. 
über das Verbot von Preiserhöhungen iſt das ſpeziellere Ge⸗ 
ſetz. Zu dieſem Ergebnis führt eine einfache Betrachtung von 
Sinn und Zweck des Rabattgeſetzes und des Preiserhöhungs⸗ 
verbotes. Die Einſchränkung der Rabattgewährung durch das 
Rabattgeſetz beruht auf dem Beſtreben, die breiten Käufer⸗ 
ſchichten und allerdings auch die Gewerbetreibenden ſelbſt vor 
nachteilig ſich auswirkenden Auswüchſen im Rabattweſen zu 
ſchüßzen. Würde man nunmehr allen denen, die gegen das 
Rabatlgeſetz verſtoßen haben, geſtatten, die Rabatte zu kürzen, 
ſo ergäbe ſich daraus für die Käufer oder Auftraggeber eine 
Preiserhöhung. Das Preiserhöhungsverbot will aber jegliche 
Preiserhöhungsmöglichkeit zunächſt abſchneiden, um nach weit⸗ 
gehender Sicherung der Kaufkraft des Arbeitslohnes der brei- 
ten Schichten des deutſchen Volkes die Grundlage für eine 
Neugeſtaltung des geſamten Preisweſens zu ſchaffen. Hieraus 
ergibt ſich, daß die VO. über das Verbot von Preiserhöhungen 
gegenüber dem Rabattgeſetz das Spezialgeſetz darſtellt. Selbſt 
wenn man aber beide Geſetze als gleichgeordnet anſehen wollte, 
würde die Preiseinhaltungsverordnung als das ſpäter erlaſſene 
Geſetz dem Rabattgeſetz vorgehen. 

Dieſen Ausführungen wird man nicht mit dem Hinweis 
begegnen können, daß es nicht Abſicht des Geſetzgebers ge⸗ 
weſen ſein könne, ein Verhalten, das in dem einen Geſetz 
unter Strafe geſtellt iſt, durch ein anderes Geſetz zu erzwin⸗ 
gen. Denn das Verbot des Rabattgeſetzes iſt durch die Preis⸗ 
einhaltungsverordnung als dem übergeordneten volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Belangen dienenden Spezialgeſetz außer Kraft ae- 
ſetzt, ſoweit die Preiseinhaltungsverordnung die Gewährung 
höherer Rabatte verlangt, als ſie nach dem Rabattgeſetz zu⸗ 
läſſig find. Eine Unvereinbarkeit zweier Geſetzesvorſchriften 
beſteht alſo nicht. 

Zu dem gleichen praktiſchen Ergebnis führt übrigens auch 
folgende rechtliche Betrachtung: 

Immer zwingt das Preiserhöhungsverbot den Geſetzes— 
verlatzer ſeinem Abnehmer oder Auftraggeber gegenüber das 


tatſächlich zu leiſtende Entgelt nicht zu erhöhen. Müßte er 
daneben die Vorſchriften des Nabattgeſetzes beachten, jo bliebe 


ihm nichts anderes übrig, als den eigentlichen Preis für die 
gelieferten Waren oder Arbeiten mindeſtens um fo viel herah- 
zuſetzen, daß nach Abzug des zuläſſigen niedrigeren Rabattes 
das an den Stichtagen für gleiche Waren und Leiſtungen ge- 
forderte Entgelt nicht überſchritten wird. Praktiſch vollzieht 
ſich dieſer Vorgang durch Beibehaltung der früheren Preiſe 
und Rabatte. 


Anders iſt bie Rechtslage dagegen anzuſehen, wenn 
an den Stichtagen Rahatte auf Waren gewährt worden 
ſind, für die ein Feſtpreis angeordnet war und noch an⸗ 
geordnet iſt. (Ein Feſtpreis iſt z. B. durch die Vierte PO. 
über gewerbsmäßige Herſtellung von Erzeugniſſen der Mar⸗ 
garinefabriken und Olmühlen vom 23. Okt. 1934 für die Ab⸗ 
gabe von Konſummargarine durch den Reichminiſter für Er⸗ 
nährung und Landwirtſchaft angeordnet worden.) Das Preis⸗ 
erhöhungsverbot zwingt in dieſen Fällen nicht zur Weiter⸗ 
gewährung von unzuläſſigerweiſe gewährten Rabatten. Denn 
die für Einzelgebiete erlaſſenen beſonderen Preisvorſchriften, 
die durch Ziff. T der Überleitungsverordnung zum Geſetze zur 
Durchführung des Vierjahresplanes — Beſtellung eines Reichs⸗ 
kommiſſars für die Preisbildung — vom 26. Nov. 1936 
(RG Bl. I. 955) ausdrücklich aufrechterhalten worden ſind, 
müſſen als Spezialvorſchriften gegenüber dem allgemeinen 
Preiserhöhungsverbot angeſehen werden. In den Fällen, in 
denen durch Feſtpreisanordnungen die Rabattgewährung ſchon 
an den Stichtagen unzuläſſig war, iſt die Rabattgewährung 
daher auch jetzt verboten. Feſtpreisanordnungen enthalten aber 
ſtets ein Rabattverbot. Das iſt zwar mehrfach (u. a. von RA. 
Culema nn: SW. 1936, 1753) beſtritten worden, doch zu 
Unrecht. Wenn geltend gemacht wird, das Rabattgeſetz geſtatte 
im § 2 ſchlechthin, auf alle Waren des täglichen Bedarfs, die 
im Einzelverkauf an den letzten Verbraucher veräußert werden, 
einen Rabatt von 3 00 zu gewähren, ſo daß auch auf Feſt⸗ 
preiſe Rabatte gewährt werden können, ſolange nicht in der 
Feſtprrisanorduung ein ausdrückliches Verbot enthalten ſei, 
ſo iſt dieſe Schlußfolgerung irrig. Auch der Hinweis auf 8 15 
des Rahattgeſetzes iſt nicht durchſchlagend. Gewiß wird im 815 
ein beſtimmtes, einziges Warengebiet, nämlich das der Tabak- 
erzeugniſſe, von der Rabattgewährung ausgenommen. Aus 
dieſer Tatſache kann jedoch nicht durch Umkehrſchluß gefol⸗ 
gert werden, daß das Rabattgeſetz auf allen übrigen Gebieten 
die Zuläſſigkeit der Rabattgewährung ſo verankert habe, daß 
es durch Feſtpreisbeſtimmungen nicht berührt werde. Der 
Zweck des Nabattgeſetzes war und iſt die Beſeitigung von Aus⸗ 
wüchſen im Rabattweſen. Der Sinn des Geſetzes wird daher 
durch die Verbotsbeſtimmungen. gekennzeichnet. Einer Geſetzes⸗ 
beſtimmung zur Erteilung der Eclaubnis zur Rabattgewäh⸗ 
rung hätte es nicht bedurft. Der gelegentlich geäußerte und aus 
dem Rabattgeſetz zu erſehende ablehnende Standpunkt des Ge⸗ 
ſetzgebers gegenüber einem vollſtändigen allgemeinen Rabatt- 
verbot iſt ebenfalls nicht dahin zu deuten, daß das Nabatte 
geſetz den Sinn habe, das Recht auf Rabattgewährung zu 
ſichern. Der Erlaß des Reichskommiſſars für Preisüber⸗ 
wachung vom 22. Juni 1935 über die vorläufige Außerkraft⸗ 
ſetzung des teilweiſen Rabattverbots unter Ziff. 5 der Brot⸗ 
marktordnung vom 9. Mai 1935 (RNVBl. 1936, 255) kann 
gleichfalls nicht dahin verſtanden werden, daß die Rabattge⸗ 
gewährung ſtets zulaſſig ſein fol, ſoweit nicht im Rabatt⸗ 
geſetz ſelbſt oder unter deſſen ausdrücklicher Abänderung in 
Geſetzen oder Rechtsverordnungen ein Rabattverbot ausge⸗ 
ſprochen worden iſt. Das Rabattverbot in Ziff. 5 der Brot⸗ 
marktordnung zeigt im Gegenteil, daß der Geſetzgeber das 
Verbot von Preisnachläſſen außerhalb des Rabattgeſetzes und 
ohne ausdrückliche Anderung des Rabattgeſetzes für zuläſſig 
hält. Es waren daher auch nicht rechtliche Bedenken, die dem 
Neichskommiſſar für Preisuberwachung zu feinem Erlaß vom 
22. Juni 1935 Veranlaſſung gegeben haben. Insbeſondere 
lagen ſeinem Erlaß keine Zweifel über die Ermächtigung der 
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Hauptvereinigung der Deutſchen Getreidewirtſchaft zum Er- 
laß eines völligen oder teilweiſen Rabattverbotes zugrunde. 
Lediglich die Tatſache, daß bis zum Erlaß der Brotmarkt⸗ 
ordnung in großem Maße auch auf Brot Preisnachläſſe ge⸗ 
währt worden waren und ein Verbot dieſer Nachläſſe zur Ver⸗ 
teuerung des wichtigſten Lebensmittels geführt hätte, haben 
den Reichskommiſſar für Preisüberwachung zu ſeinem Vor⸗ 
gehen veranlaßt. Sonſtige gelegentliche amtliche Außerungen 
gegen allgemeine oder beſtimmte Rabattverbote ſind ebenfalls 
mehrfach zu Unrecht dahin ausgelegt worden, daß der Geſetz⸗ 
geber über die Vorſchriften des Rabattgeſetzes hinaus kein Ver⸗ 
bot von Preisnachläſſen zulaſſen wolle. Die Außerungen 
laſſen tatſächlich höchſtens die Schlußfolgerung zu, daß nach 
Möglichkeit auf gewiſſen oder größeren Wirtſchaftsgebieten 
keine allgemeinen Rabattverbote ergehen ſollen. Wenn aber 
im Einzelfall die Anordnung eines Feſtpreiſes für erforder⸗ 
lich gehalten wird, dann ſoll und muß dieſer Preis auch völlig 
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unabänderlich ſein. Er darf weder überſchritten noch unter⸗ 
ſchritten werden. Das iſt der vernünftige und daher allein 
gewollte Sinn der Feſtpreisanordnung. Da es ſich bei den 
Preisfeſtſetzungen um Spezialvorſchriften für vorübergehende 
Zwecke oder Dauer handelt, die an den Grundſätzen des Ra⸗ 
battgeſetzes nichts ändern wollen, enthalten ſie, ohne daß 
eine beſondere Hervorhebung dieſes Umſtandes notwendig 
wäre, eine zeitweilige Ergänzung der im Rabattgeſetze ent⸗ 
haltenen Verbote unangebrachter Rabatte. Eine Abänderung 
des Rabattgeſetzes erfolgt durch Feſtpreisanordnungen da⸗ 
gegen nicht, da der Zweck und Inhalt des Geſetzes, wie er 
oben dargelegt iſt, keine Abänderung erfährt. Die Ausſchal⸗ 
tung des Rechtes zur Rabattgewährung auf Feſtpreiſe hat da⸗ 
her eine beſondere Vorſchrift über die Anderung des Rabatt⸗ 
geſetzes nicht zur Vorausſetzung. Feſtpreisanordnungen ent⸗ 
halten alſo auch ohne ausdrückliche Anderung oder Ergänzung 
des Rabattgeſetzes ein Verbot der Gewährung von Rabatten. 


Das Einkommenſteuerrecht der Sozietät 
Von Dr. Werner Spohr, Kiel 


Die Sozietät, eine beſondere Art der Berufsgemeinſchaft, 
kommt ausſchließlich bei den freien Berufen vor, namentlich 
bei den Anwälten, aber auch bei Patentanwälten, Wirtſchaſts⸗ 
prüfern, Steuerberatern, Zahnärzten, Dentiſten, Ingenieuren, 
Architekten, Chemikern, Sachverſtändigen. Für die Wahl dieſer 
Form der Berufsausübung find verſchiedene Gründe maß- 
gebend. Es können rein perſönliche Gründe vorliegen, es kann 
die Abſicht der Heranbildung eines Nachfolgers in der Praxis 
beſtehen, in den meiſten Fällen dürften wirtſchaftliche Gründe 
ausſchlaggebend fein, insbeſondere das Beſtreben nach Herab⸗ 
ſetzung der mit der Berufsausübung verbundenen Unkoſten 
(Betriebsausgaben). Nachſtehend ſoll das Einkommenſteuer⸗ 
recht der Sozietät dargeſtellt werden. Dieſes praktiſch keines⸗ 
wegs unbedeutende Gebiet wird erfahrungsgemäß in den Er⸗ 
läuterungsbüchern zum EinkStG. nur kurz oder — gelegent⸗ 
lich — auch gar nicht behandelt. 


I. Die verſchiedenen Arten der Sozietät 


Zunächſt ſollen die verſchiedenen Arten der Sozietät kurz 
dargelegt werden. 


a) Allgemeines 


Die Sozietät iſt ein Rechtsgebilde eigener Art, das in 
keiner geſetzlichen Vorſchrift eine ſelbſtändige Rechtsgrundlage 
gefunden hat. Gleichwohl beſteht ſie nach den Grundſätzen der 
Vertragsfreiheit zu Recht. Das RG. — und für die Anwälte 
der EH. — haben die Zuläſſigkeit der Sozietät zwar uir⸗ 
gends ausdrücklich zu prüfen gehabt, haben aber wiederholt 
(vgl. z. B. RGSt. 48, 377; EG. 10, 152; 17, 266; 19, 140 
uſw.) Streitfragen, die ſich auf eine beſtehende Sozietät be⸗ 
zogen, entſchieden, ohne die Rechtmäßigkeit dieſer Berufsform 
anzuzweifeln. Auch der RF. hat, wie nachſtehend im einzel⸗ 
nen noch zu zeigen ſein wird, die Sozietät als gültiges Rechts⸗ 
gebilde anerkannt und behandelt. In Ziff. 21 der Richtlinien 
der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer für die Ausübung des An⸗ 
waltsberufs v. 2. Juli 1934 (Jahrb. f. Deutſche Rechtsanwälte 
und Notare 1937, 91) iſt denn auch die „gemeinſchaftliche 
Berufsausübung“ als zuläſſig vorausgeſetzt und lediglich eine 
Regelung von Einzelheiten (Sozietät von Anwalt und Nicht⸗ 
anwalt und Sozietät zwiſchen ariſchem und nichtariſchem An⸗ 
walt) getroffen worden. Was inſofern für die Sozietät der 
Anwälte gilt, gilt auch für die Sozietät unter den Angehörigen 
anderer Arten der freien Berufe. 


b) Die eigentliche Sozietät 9 


Es ſind zwei Grundtypen der Sozietät zu unterſcheiden: 
die eigentliche Sozietät und die uneigentliche Sozietät, eine 
Unterſcheidung, die zwar für das Steuerrecht nicht von grund⸗ 
legender Bedeutung iſt, aber doch der Erörterung bedarf, weil 


Fälle uneigentlicher Sozietät immer wieder die Annahme eines 
lohnſteuerpflichtigen Dienſtvertrages nahelegen ). 

Bei der eigentlichen Sozietät liegt m. E. ein geſellſchafts⸗ 
ähnliches Verhältnis zwiſchen zwei oder auch mehreren An⸗ 
gehörigen einer Art der freien Berufe vor?), deſſen Zweck die 
Berufsausübung der an ihr Beteiligten im Intereſſe und auf 
Rechnung aller Sozien iſt, und zwar unter Benutzung gemein⸗ 
ſam getroffener Einrichtungen (gemeinſames Büro, gemein⸗ 
ſame Praxisräume, Bibliothek, Inſtrumente uſw.). Die ein⸗ 
zelnen Sozien ſind am Gewinn und Verluſt der Sozietät be⸗ 
teiligt, entweder zu gleichen oder auch zu verſchiedenen An⸗ 
teilen. Weſentliches Kennzeichen für die eigentliche Sozietät 
iſt, daß jeder Sozius ſelbſtändig iſt, daß er nicht den An⸗ 
weiſungen eines anderen, etwa im Sinne eines Angeſtellten, 
unterworfen iſt. Nach welchem Verfahren die Gewinnvertei⸗ 
lung erfolgt, iſt demgegenüber unerheblich. Es gibt ſowohl 
Sozietäten mit Gewinnverteilung zu gleichen Anteilen, als 
auch ſolche, bei denen der Gewinn ungleich verteilt wird (vgl. 
für die Anwälte EGGH. 19, 140). Letzteres wird vielfach bei 
der Aufnahme eines noch jungen Berufsangehörigen in eine 
ſchon beſtehende Praxis, die auf dem bereits bekannten Namen 
des bisherigen Alleininhabers beruht, der Fall ſein, ohne daß 
dadurch der Tup der uneigentlichen Sozietät irgendwie zer⸗ 
ſtört oder verwiſcht würde. 


1) Von der Sozietät iſt die bloße Büro⸗ oder Praxisgemein⸗ 
ſchaft zu unterſcheiden, die ſich auf die gemeinſame Benutzung eines 
Büros, von Praxisräumen und ſonſtigen Einrichtungen der Praxis 
beſchränkt. Da bei dieſer Gemeinſchaft keine gemeinſame Gewinn⸗ 
erzielung vorliegt, vielmehr nur die Unkoſten gemeinſchaftlich ge⸗ 
tragen werden, im übrigen aber jeder der Beteiligten die durch 
ſeine Tätigkeit erzielten Einnahmen ſelbſt zu beanſpruchen hat, 
ſcheidet fie aus dem Rahmen dieſer Abhandlung aus (vgl. auch 
nachſtehend III a). 

2) Ob die eigentliche Sozietät eine Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechts iſt, wie Dertmann (Leipz. Ztſchr. f. Deutſches Recht 
1916, 201), oder ein geſellſchaftsähnliches Verhältnis, wie der 
RG Komm. zum BGB. ausführt, iſt für das Einkommenſteuer⸗ 
recht praktiſch unerheblich. Nicht dagegen für das Gewerbeſteuer⸗ 
recht, worauf kurz hingewieſen ſei. Iſt die Sozietät gewerbeſteuer⸗ 
pflichtig? Das iſt zu verneinen. 82 Abſ. 2 Gew6i®. (v. 1. Dez. 
1936 [RGBl. I, 979]) hat zwar die ſog. Gewerbeſteuer kraft 
Rechtsform eingeführt. Von ihr werden außer offenen Handels⸗ 
geſellſchaften, Kapitalgeſellſchaften uſw. auch andere Geſellſchaften 
betroffen, „bei denen die Geſellſchafter als Unternehmer (Mib⸗ 
unternehmer) des Gewerbebetriebes anzuſehen ſind“. Der Schwer⸗ 
punkt dieſer Goſetzesſtelle liegt aber auf dem Begriff „Gewerbe⸗ 
betrieb“ (Reinhardt, „Realſteuerreform“, Berlin 1937, S. 52; 
Blüm ich: DStg. 1937, 247) Selbſt wenn man die Sozietät als 
eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts anſieht, wäre fie demnach noch 
nicht gewerbeſteuerpflichtig, weil die Tätigkeit der freien Berufe 
von der Gewerbeſteuer befreit iſt. 
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c) Die uneigentliche Sozietät 


Von der eigentlichen Sozietät iſt die uneigentliche Sozietät 
zu unterſcheiden. Während die Selbſtändigkeit des einzelnen 
Sozius vom anderen oder auch das Fehlen einer Anweiſungs⸗ 
befugnis des einen Sozius gegenüber dem anderen das Kenn⸗ 
zeichen der eigentlichen Sozietät iſt, iſt es umgekehrt das Merk⸗ 
mal der uneigentlichen Sozietät, daß die Selbſtändigkeit eines 
jeden Sozius als vollſtändige nach außen gewahrt iſt, im 
Innenverhältnis aber der eine Sozius die Laſten des Büros, 
der Praxis, des Laboratoriums allein trägt, dafür dann auch 
der Betrieb auf feine Rechnung geht, während der andere So⸗ 
zius — unabhängig von den durch ſeine Tätigkeit erzielten Ein⸗ 
nahmen und verurſachten Ausgaben — auf beſtimmte ver⸗ 
einbarte Bezüge (z. B. ein Fixum, bzw. einen Bruchteil des 
Reingewinns) angewieſen iſt. Da mit dieſer Regelung vielfach 
die Oberherrſchaft des Inhabers des Büros, der Praxis, des 
Laboratoriums auch im Sachlichen verbunden zu ſein pflegt, 
liegt die Annahme eines Dienſtverhältniſſes nahe. Doch wäre 
dieſe Annahme irrig. Die Rechtſprechung hat vielmehr, was 
ſteuerrechtlich ſehr wichtig iſt, die uneigentliche Sozietät nicht 
als Dienſtvertrag, ſondern ebenſo wie die eigentliche Sozietät 
als geſellſchaftsähnliches Verhältnis behandelt (vgl. RG.: 
JW. 1915, 1428 und OLG. Dresden: ZW. 1917, 819 2). „Es 
kommt eben, wie das RG. ausführt, für die Geſellſchaft nicht 
darauf an, ‚daß ein Geſellſchafter am Gewinn und Verluſt 
im Innenverhältnis keinen Anteil hat, wenn nur ein gemein⸗ 
ſamer Zweck beſteht, zu deſſen Erreichung jeder Geſellſchafter, 
ſei es auch „nur“ durch Arbeitsleiſtung, beiträgt“ Denn die 
Begründung eines Geſellſchaftsvermögens i. S. des 8 718 
BOB. gehört nicht zum Weſen der Geſellſchaft: dieſer Para⸗ 
graph enthält nachgiebiges Recht, und auch außerhalb des Ge⸗ 
bietes des Handelsrechts gibt es Geſellſchaften, bei denen ein 
Geſellſchafter alleiniger Träger des der Geſellſchaft gewidmeten 
Vermögens iſt. Das RG. hat dieſen Gedanken konſequent 
durchgeführt und auch für den Beruf vertreten, zu dem ſich 
überhaupt immer wieder Parallelen in der rechtlichen Be⸗ 
urteilung ziehen laſſen, nämlich für den Beruf des Arztes. 
Der RGRKomm. zitiert eine unveröffentlichte Entſcheidung, 
in der ein offenbar in einem Abhängigkeitsverhältnis ſtehen⸗ 
der Arzt als ſozial gleichberechtigter Mitarbeiter unter aus⸗ 
drücklicher Ablehnung eines Angeſtelltenverhältniſſes bezeich⸗ 
net wird“ (Anregungen aus der Praxis des Arbeitsamtes 
der Deutſchen Rechtsanwaltſchaft, Berlin 1932, S. 27 f.). Im 
übrigen iſt die Frage auch vom RF. mehrfach behandelt und 
im gleichen Sinne entſchieden worden. Nach der ſtändigen 
Rechtſprechung des RFH. iſt Merkmal für die Annahme einer 
unſelbſtändigen Stellung die Eingliederung einer Perſon als 
unſelbſtändiges Glied in ein fremdes Unternehmen. Bei der 
Prüfung der Umſtände des einzelnen Falles iſt die Volks⸗ 
anſchauung zu berückſichtigen (§ 1 Abſ. 2 StAnp®.). Dieſe 
neigt, wie der RH. bereits in früheren Entſcheidungen be⸗ 
tont hat, dazu, im Zweifel die Tätigkeit von Arzten, Rechts⸗ 
anwälten und ähnlichen Berufen trotz vertraglicher Bindung 
und feſtem Gehalt noch als Ausfluß ihres eigentlichen freien 
Berufes zu betrachten (vgl. u. a. Acc. vom 13. Februar 1929: 
StW. 1929 Nr. 392). Folgerichtig hat ſodann das vielbe⸗ 
achtete Urteil RH. vom 29. Mai 1935, VI A 1233/33: 
RSt Bl. 1935, 1206 Nr. 924 feſtgeſtellt, daß bei einem 
Rechtsanwalt, der zunächſt gegen eine feſte Entſchädigung in 
eine Anwaltsgemeinſchaft aufgenommen wird, aus der Tat⸗ 
ſache der Vereinbarung eines feſten Entgelts allein regel⸗ 
mäßig noch nicht auf das Beſtehen eines Dienſtverhältniſſes 
geſchloſſen werden kann. Entſprechendes muß für die uneigent⸗ 
liche Sozietät unter Angehörigen anderer freier Berufe gelten 
(fo zutreffend Oeftering, „Das geſamte Lohnſteuerrecht“, 
Eberswalde 1937, S. 21). 


II. Die geſetliche Grundlage der einheitlichen 
Gewinnfeſtſtellung bei Sozietäten 


Während die Sozietät, was beſonders zu betonen iſt, 
grundſätzlich ſelbſt nicht ſteuerpflichtig iſt, die Beſteuerung viel⸗ 
mehr nur die Einkommen der einzelnen Sozien betrifft, wird 
der Gewinn der Sozietät als ſolcher einheitlich feſtgeſtellt. 


a) Rechtsquellen 


Maßgebend iſt 8 215 Abſ. 2 RAbgoO. Für die einheitliche 
Gewinnfeſtſtellung bei Sozietäten bildeten früher zunächſt die 
88 65—67 EinfSt®. 1925 die Rechtsgrundlage. Auf Grund 
von § 2 Ziff. 6 des Art. 4 des Kap. IV des 3. Teiles der VO. 
des RPräſ. zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 
1. Dez. 1930 (RG Bl. I, 517ff. insbeſ. S. 5760) wurden die 
33 65—67 EinfSt®&. mit Wirkung vom 1. Abril 1932 ab (val. 
Teil 3 88 6, 7 daf. [RGBL. 1930, I, 531]) geſtrichen. Sie 
galten alſo für die Veranlagung des Einkommens aus dem 
Steuerabſchnitt 1930 letztmalig. An ihre Stelle ſind gemäß 
Teil 3 Kap. IV Art. 1 Ziff. 43 daſ. (RG Bl. 1930, I, 556 ff.) 
die Vorſchriften der 88 210210 1 RAbgO. 1919 getreten. 
Dieſe Beſtimmungen haben in der Neufaſſung der RAbgD. 
v. 22. Mai 1931 (RG Bl. I, 161 ff. [insbef. S. 191) die Be⸗ 
zeichnung: „§8 210—221” erhalten. Sie enthalten gegenüber 
den früheren 88 65—67 EinkStGG. 1925 nur geringfügige 
Anderungen. § 215 RAbgO. 1931 iſt ſodann jüngſt durch das 
Einf®. zu den Realſteuergeſetzen v. 1. Dez. 1936 (RG Bl. I, 
961) 8 28 Ziff. 42 geändert worden. Doch iſt dieſe Anderung 
— die auch keine von grundſätzlicher Bedeutung iſt, ſondern 
nur den Wortlaut betrifft (vgl. Reinhardt, „Realſteuer⸗ 
reform“, Berlin 1937, S. 273) — für die einheitliche Ge⸗ 
winnfeſtſtellung bei Sozietäten ohne Bedeutung. 


b) Der Zweck der einheitlichen Gewinnfeſtſtel⸗ 
lung bei Sozietäten 


$ 215 Abſ. 2 RAbgd. lautet wörtlich: „Ferner werden 
einheitlich und geſondert feſtgeſtellt: die einkommenſteuerpflich⸗ 
tigen und körperſchaftſteuerpflichtigen Einkünfte (der Gewinn 
oder der Überſchuß der Einnahmen über die Werbungskoſten) 

1. aus Land- und Forſtwirtſchaft, 

2. aus Gewerbebetrieb, 

3. aus ſelbſtändiger Arbeit, 

4. aus Vermietung und Verpachtung unbeweglichen Ver⸗ 

mögens, 
wenn an den Einkünften mehrere beteiligt ſind.“ 
Sozietät gilt 8 215 Abſ. 2 Ziff. 3 RAbgd. 

Der Zweck dieſer Vorſchrift iſt, die bei getrennter Ge⸗ 
winnfeſtſtellung häufig nicht zu vermeidende Schwierigkeit einer 
unterſchiedlichen Behandlung von Einkommenſteuerpflichtigen 
möglichſt zu beſeitigen, die entweder und mindeſtens unter faſt 
völlig gleichen Verhältniſſen oder aber ſogar durch die gemein⸗ 
ſame Arbeit in den gleichen Sachen ihr Einkommen erwerben 
(vgl. RF H. 27, 67 und 35, 257). Eine Vereinheitlichung liegt 
demgegenüber ſowohl im Intereſſe der Mitberechtigten, denen 
die Einkünfte auf gemeinſame Rechnung zufließen, als auch 
im Intereſſe der Verwaltung. Dieſer Charakter der genannten 
Vorſchrift als einer ausgeſprochenen Zweckmäßigkeitsbeſtim⸗ 
mung) kommt deutlich in 8 215 Abſ. 4 Satz 2 NAD. zum 


3) Dazu hat Strutz, „Komm. zum EinkSt®.“, Bd. 2, 1929, 
S. 1021 ff. folgende noch heute ſinngemäß zutreffende Ausführun⸗ 
gen gemacht: „In den 88 65—67 handelt es ſich nicht um ein ber 
ſonderes Veranlagungsverfahren, da überhaupt keine Steuer feſtge⸗ 
ſetzt wird, vielmehr nur um die Feſtſtellung von Beſteuerungsunter⸗ 
lagen, die demnächſt der Veranlagung einzelner Steuerpflichkiger zu⸗ 
grunde zu legen ſind, ohne daß ſie bei dieſer Veranlagung nachge⸗ 
prüft und geändert werden dürfen oder im Rechtsmittelverfahren 
gegen die Veranlagung mit Erfolg angegriffen werden können. Der 
Zweck iſt ein ähnlicher wie der der Einheitswertfeſtſtellung nach 
dem RBewGf. Wie durch dieſe verſchiedene Bewertungen desſelben 
Gegenſtandes bei verſchiedenen Steuern nach dem Werte und der 
Leerlauf der Vorarbeit mehrfacher Bewertung desſelben Gegen⸗ 
ſtandes verhütet werden ſollen, ſo durch die Vorſchriften der 88 65 
bis 67 EinkStch. (jetzt 88 215 ff. RAbgO. d. Bf.) die mehrfache 
und unfruchtbare Arbeit der Ermittlung desſelben Gewinnes oder 
Überſchuſſes bei mehreren Steuerpflichtigen, die an ihm beteiligt 
find, und das wirtſchaftlich widerſinnige Ergebnis, daß derſelbe 
Gewinn oder Überſchuß, an dem mehrere Steuerpflichtige Anteil 
haben, nach denſelben Grundſätzen bei der Veranlagung des einen 
Beteiligten in dieſer, bei der des anderen in jener Höhe ermittelt 
und der Beſteuerung zugrunde gelegt wird, ohne daß eine Möglich⸗ 
keit beſteht, im Rechtsmittelverfahren unter allen Umſtänden Ein⸗ 
heitlichkeit herzuſtellen.“ 
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Ausdruck, wo geſagt iſt: „Auch ſonſt kann von der Anwendung 
des Abſ. 2 abgeſehen werden, wenn es ſich um Fälle von ge⸗ 
ringerer Bedeutung handelt“ (ebenſo ſchon § 65 Abſ. 2 Satz 2 
EinkStGG. 1925). Die Anwendung iſt alſo in das Ermeſſen 
der Steuerbehörden geſtellt !), pflegt aber in der Praxis faſt 
ſtets zu erfolgen). 

Liegen aber die Vorausſetzungen des Geſetzes vor und 
fehlen die Gründe, welche die Steuerbehörde zu einem Unter⸗ 
laſſen der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung ermächtigen, ſo muß 
ſie erfolgen (nur ſo iſt die Freiheit des Ermeſſens des Finanz⸗ 
amtes zu verſtehen), weil fie „eine Vorausſetzung des Ver⸗ 
anlagungsverfahrens bezüglich der einzelnen an der Gemein⸗ 
ſchaft beteiligten Steuerpflichtigen bildet. Da nämlich der in 
dem Feſtſtellungsbeſcheide feſtgeſtellte Betrag für die Ver⸗ 
anlagung jedes einzelnen der beteiligten ... Mitberechtigten 
maßgebend iſt mit der Folge, daß die einzelnen Beteiligten 
ihren Einkommenſteuerbeſcheid nicht mit der Begründung an⸗ 
fechten können, daß der geſamte Gewinn .. in dem Feſtſtel⸗ 
lungsbeſcheid unrichtig feſtgeſtellt worden ſei, fehlt vor Er⸗ 
teilung eines Feſtſtellungsbeſcheids, wenn im übrigen die 
Vorausſetzungen für feine Erteilung gegeben find, eine weſent⸗ 
liche Grundlage der Veranlagung, nämlich der aus dem Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheide zu entnehmende Betrag der Einkünfte auf 
Grund der Beteiligung an der Gemeinſchaft“ (RH. vom 
22. Febr. 1928, VI A 429/27: StW. 1928 Nr. 193; Kartei 
Mrozek, R. 5 zu 865 EinkStG. 1925). 

Iſt für eine Gemeinſchaft i. S. des § 215 Abſ. 2 Ziff. 3 
RAbgd. eine einheitliche Gewinnfeſtſtellung zu Unrecht unter⸗ 
blieben und find die an der Gemeinſchaft Beteiligten (Sozien) 
mit dem Einkommen aus der Gemeinſchaft rechtskräftig ein⸗ 
zeln veranlagt worden, ſo kann das Finanzamt nachträglich 
eine einheitliche Gewinnfeſtſtellung unter Aufhebung der Einzel⸗ 
veranlagungen nur dann vornehmen, wenn die Vorausſetzun⸗ 
gen des § 222 RAbgoO. gegeben ſinds) (RF. v. 12. Juni 
1929, VI A 357/29: Kartei Mrozek, R. 15 zu § 65 Eink StG. 
1925). Iſt dagegen zweifelhaft, ob wegen der Beteiligung eines 
Pflichtigen an einer Gemeinſchaft eine einheitliche Gewinn⸗ 
bzw. Verluſtfeſtſtellung zu treffen iſt, oder verzögert ſich die 
einheitliche Feſtſtellung, ſo kann die Veranlagung des Pflich⸗ 
tigen bezüglich der übrigen Einkünfte in entſprechender An⸗ 
wendung des 8 100 Abſ. 1 R Abg O. 1931 vorläufig vorgenom⸗ 
men werden (RF. v. 15. Jan. 1930, VI A 1152/28: Kartei 
Mrozek, R. 18 zu 865 EinfStS. 1925). 


4) Entſprechend hatten die Ausführungsbeſtimmungen vom 
8. Mai 1926 in 819 Abſ. 1 Nr. 2 das Finanzamt ermächtigt, von 
der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung abzuſehen, wenn ſie „keine 
Vereinfachung, ſondern eine Erſchwerung bedeuten würde“. Dieſe 
Richtlinie kann als auch heute noch für die Ausübung des Ermeſſens 
nach § 215 Abſ. 4 Satz 2 RAbgO. maßgebend bezeichnet werden. 

5) Nach 8 215 Abſ. 4 Satz 1 RAbgO. finden die Vorſchriften 
des 8215 Abf. 2 keine Anwendung, wenn das unbewegliche Ver⸗ 
mögen (Abſ. 2 Ziff. 1 u. 4) weder im Inland belegen noch in ein 
inländiſches öffentliches Buch oder Regiſter eingetragen iſt „oder 
wenn die Geſellſchaft oder Gemeinschaft (Abſ. 2 Ziff. 2) weder ihre 
Geſchäftsleitung noch ihren Sitz im Inland hat“. Da hier auch 
8215 Abſ. 2 Ziff. 3, der die Rechtsgrundlage für die einheitliche 
Gewinnfeſtſtellung bei der Sozietät bildet, nicht herangezogen iſt, 
gilt dieſe Ausnahme nicht für die einheitliche Gewinnfeſtſtellung bei 
Einkünften aus ſelbſtändiger Arbeit. Das iſt gleichwohl für die 
Beſteuerung des Einkommens aus einer Sozietät ohne praktiſche 
Bedeutung, weil eine Sozietät, die weder ihre Geſchäftsleitung noch 
ihren Sitz im Inland hat, kaum vorkommen dürfte. 

6) Das heißt nur unter den folgenden Vorausſetzungen: 

1. wenn neue Tatſachen oder Beweismittel bekannt werden, 
die eine höhere Veranlagung rechtfertigen, und die Verjährungs⸗ 
friſt noch nicht abgelaufen iſt; 

2. wenn durch eine Buch- oder Betriebsprüfung vor dem Ab⸗ 
lauf der Verjährungsfriſt neue Tatſachen oder Beweismittel be⸗ 
kannt werden, die eine niedrigere Veranlagung rechtfertigen; 

3. wenn bei einer Nachprüfung durch die Aufſichtsbehörde 
Fehler aufgedeckt werden, deren Berichtigung eine niedrigere Ver⸗ 
anlagung rechtfertigt. 

0 8 222 Abſ. 1 Ziff. 3 RAbgoO. gilt nicht für die Einkommen⸗ 
euer. 


III. Die Vorausſetzungen 

der Anwendung des S 215 Abſ. 2 Ziff. 3 RAbgO. 

Nachdem im vorſtehenden die geſetzlichen Grundlagen der 
einheitlichen Gewinnfeſtſtellung bei Sozietäten dargelegt find, 
bedürfen nunmehr die Vorausſetzungen der Anwendung der 
einſchlägigen geſetzlichen Vorſchriften einer näheren Erörte⸗ 
rung. Vorausſetzung der Auwendung des 8 215 Abſ. 2 Ziff. 3 
RAbgd. iſt, daß tatſächlich eine Sozietät, eine gemeinſchaft⸗ 
liche Gewinnerzielung vorliegt. Daraus ergibt ſich, daß eine 
einheitliche Gewinnfeſtſtellung bei der bloßen Büro⸗ oder 
Praxisgemeinſchaft nicht erfolgen kann und daß aus ihrem 
Bereich auch der Gewinn aus perſönlich vorbehaltenen Ge⸗ 
ſchäften des einzelnen Sozius ausſcheidet. 


a) Keine Anwendung auf die bloße Büro- oder 
Praxisgemeinſchaft 

Da 8 215 Abſ. 2 Ziff. 3 RAbgdO. die einheitliche Feſt⸗ 
ſtellung eines Gewinns bezweckt, iſt er in ſolchen Fällen nicht 
anwendbar, in denen ſich die gemeinſame Berufsausübung 
auf die gemeinſame Beſtreitung der Koſten des Büros oder 
der Praxis beſchränkt. Nur wenn die Mitberechtigten am 
Unternehmen ſelbſt beteiligt find, d. h. wenn und ſoweit Ge⸗ 
wu oder Verluſt für gemeinſame Rechnung erzielt und nach 
einem Schlüſſel verteilt werden, kann einheitliche Gewinn⸗ 
feſtſtellung erfolgen. Das hat der R§H. in ſeiner — die An⸗ 
waltsgemeinſchaft betreffenden, aber auf alle Sozietäten freier 
Berufe anwendbaren — Entſch. v. 22. Febr. 1928, VI A 285/27: 
IW. 1928, 2805 — St}. 1928 Nr. 260 mit folgender Be⸗ 
gründung feſtgeſtellt: Eine ſolche Mitberechtigung am Gewinn 
liegt unzweifelhaft nicht vor, wenn mehrere Anwälte ſich zu 
einer Bürogemeinſchaft in der Weiſe zuſammengeſchloſſen haben, 
daß lediglich die Unkoſten gemeinſchaftlich getragen werden, 
im übrigen aber jeder der beteiligten Anwalte die durch ſeine 
Tätigkeit erzielten Einnahmen zu beanſpruchen hat. Dagegen 
muß grumdfäßlich eine Mitberechtigung am Gewinn angenom⸗ 
men werden, wenn auch die Einnahmen in die gemeinſchaft⸗ 
liche Kaſſe fließen und der Gewinn nach einem beſtimmten 
Verhältnis unter die Beteiligten verteilt wird. Ziel der in 
dieſem Falle vorzunehmenden einheitlichen Gewinnfeſtſtellung 
iſt nicht ſowohl die Feſtſtellung des Gewinns der Gemeinſchaft, 
als vielmehr die gemeinſchaftliche, d. h. die in einem Verfahren 
vor einem Finanzamt vorzunehmende Feſtſtellung der von den 
einzelnen Beteiligten auf Grund ihrer Beteiligung erzielten 
Gewinne. Nur wenn man die Beſtimmung des § 65 EinfSt®. 
1925, jetzt des § 215 Abſ. 2 Ziff. 3 RAbgoO. 1931, in dieſem 
Sinne auffaßt, wird ihr Zweck erreicht, der dahin geht, mit 
der Ermittlung des für die Veranlagung der einzelnen Be⸗ 
teiligten maßgebenden Gewinns aus ihrer Beteiligung an der 
Gemeinſchaft nur ein Finanzamt zu befaſſen, an deſſen Feſt⸗ 
ſtellungen alsdann das für die Einzelveranlagung zuſtändige 
Finanzamt gebunden iſt (vgl. auch R§H. v. 16. April 1930, 
VIA 560/30: Kartei Mrozek, R. 24 zu 8 65 EinfSt®. 1925). 


b) Keine Anwendung auf den Gewinn aus per⸗ 
ſönlich vorbehaltenen Geſchäften 


Es kommt nicht ſelten vor, daß ſich der eine oder andere 
von mehreren einer Sozietät Angehörenden (gegebenenfalls 
auch alle) die Erledigung einzelner Aufgaben perſönlich für 
eigene Rechnung vorbehält. Gewinne aus einer ſolchen außer⸗ 
halb der Sozietät erfolgten Tätigkeit ſcheiden ſelbſtverſtändlich 
bei der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung nach 8 215 Abſ. 2 
Ziff. 3 NAD. aus. Gleiches gilt von einem fingierten 
Sozienverhältnis: der Beſchäftigung eines Berufskollegen 
durch den anderen nach außen als Sozius, im Innenverhält⸗ 
nis aber als Angeſtellter. Andererſeits aber ſind, wenn über⸗ 
haupt ein gemeinſchaftlicher Betrieb vorliegt, der den Be⸗ 
teiligten einen Anteil an dem infolge der gemeinſchaftlichen 
Tätigkeit erzielten Gewinn zufichert, auch diejenigen jedem 
einzelnen Beteiligten auf Grund der gemeinſchaftlichen Tätig⸗ 
keit zufließenden Einnahmen und erwachſonden Ausgaben bei 
der in dem Verfahren nach 8 215 Abſ. 2 Ziff. 3 RAbgO. vor⸗ 
zunehmenden Feſtſtellung ſeines Gewinnanteils zu berückſich⸗ 
tigen, die nicht durch die gemeinſchaftlichen Bücher gegangen 
find (fo das vorſtehend zu a genannte Urteil). 
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IV. Einzelfragen 

Nunmehr ſollen praktiſch bedeutſame Einzelfragen geklärt 

werden, die ſich bei der einheitlichen Feſtſtellung des Gewinns 
einer Sozietät ergeben. 


2) Berückſichtigung von Gebäuden 
Bei der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung können auch Ge⸗ 
bäude berückſichtigt werden, was z. B. dann erforderlich wird, 
wenn die Sozietät das Haus, in welchem ſie ihre Praxis in 
bislang gemieteten Räumen ausübt, käuflich erwirbt, um das 
Verbleiben ihrer Praxis am gleichen Platze ſicherzuſtellen (vgl. 
St W. 1927 Sp. 613). 


b) Steuerabſchnitt 

Steuerabſchnitt iſt für die Sozietät unter allen Umſtänden 
das Wirtſchaftsjahr. Als ſolches gilt gemäß $ 25 EinfSt®. 
1934 das Kalenderjahr. Und zwar gilt der Gewinn als von 
dem einzelnen Sozius ſchon zu dem Zeitpunkt bezogen, in 
welchem er der Gemeinſchaft zufließt, d. h. in dem Steuer⸗ 
abſchnitt, deſſen Gewinn der Buchabſchluß der Gemeinſchaft 
ausweiſt, ohne Rückſicht darauf, ob etwa infolge interner Ver⸗ 
einbarungen die Entnahme oder Verteilung des Gewinnes auf 
die einzelnen Sozien erſt zu einem ſpäteren Zeitpunkt erfolgt. 
e) Befondere Vergütungen an einzelne Sozien 

Bei der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung ſind die an ein⸗ 
zelne Sozien gezahlten beſonderen Vergütungen dem Gewinn 
der Sozietät hinzuzurechnen. Es iſt alſo nicht zuläſſig, daß an 
die einzelnen Sozien etwa vorweg gezahlte Vergütungen als 
Unkoſten verbucht werden (ſinngemäße Anwendung der Entſch. 
des RF. v. 2. März 1927, VI A 89/27: Rec. 21, 8). 


d) Verluſt 

Auch die Höhe eines ſich etwa ergebenden Verluſtes iſt 
feſtzuſtellen (RF. v. 8. Aug. 1928, VIA 809/28: JW. 1929, 
600 — NSLBL. 1928, 331 Nr. 592). § 215 Abs. 2 Ziff. 3 
RAID. 1931 ſpricht allerdings nur von einheitlicher Feſt⸗ 
ſtellung des Gewinns. So heißt es in 8 215 Abſ. 2 NAD. 
1931 wörtlich: „Ferner werden einheitlich und geſondert feſt⸗ 
geſtellt: die einkommenſteuerpflichtigen und körperſchaftſteuer⸗ 
pflichtigen Einkünfte (der Gewinn oder der Überſchuß der Ein⸗ 
nahmen über die Werbungskoſten) ...“ Es iſt aber nicht an⸗ 
zunehmen, daß dieſe Begriffe in einem anderen Sinne gemeint 
find als in den 88 4—9 EinfSt®. 1934. Es kann nicht zweifel⸗ 
haft ſein, daß in dieſen Beſtimmungen der Begriff des Ge⸗ 
winns auch den Fall eines Verluſtes einſchließt, daß die Höhe 
des Verluſtes in derſelben Weiſe zu berechnen iſt wie ein Ge⸗ 
winn. Daß im 8 215 Abſ. 2 RAbgO. 1931 Gewinn nur im 
Sinne des poſitiven Ergebniſſes gemeint ſei, wäre nur an⸗ 
zunehmen, wenn die Höhe des Verluſtes für die Einkommen⸗ 
ſteuer der Beteiligten ohne Bedeutung wäre. Dazu kommt, daß 
nicht ausgeſchloſſen iſt, daß ſich für den einen Geſellſchafter 
ein Gewinn, für den anderen ein Verluſt ergibt. Das Finanz⸗ 
amt iſt danach verpflichtet, den Verluſt feſtzuſtellen. Über die 
Behandlung des Verluſtes, den ein Sozius bei einer im 
Intereſſe der Sozietät eingegangenen Bürgſchaft erleidet, 
vgl. in ſinngemaßer Anwendung RH. v. 27. Aug. 1930, 
VIA 1865/29: Kartei Mrozek, R. 34 zu 865 EinkStGG. 1925. 


e) Betriebsausgaben 


1. In JW. 1927, 308 war der Standpunkt vertreten, 
daß bei der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung nur die gemein⸗ 
ſamen Betriebsausgaben (damals hieß es: Werbungskoſten) zu 
berückſichtigen ſeien, die beſonderen Betriebsausgaben der ein⸗ 
zelnen Sozien dagegen nur in deren perſönlichen Steuererklä⸗ 
rungen zur Verrechnung kommen könnten. Dieſe Anſicht iſt 
unzutreffend. Wie der RF. in feinem Urt. v. 22. Febr. 1928, 
VI 285/27: JW. 1928, 2805 = StW. 1928 Nr. 260 feſt⸗ 
geſtellt hat, find perfönliche Werbungskoſten (jetzt: Betriebs⸗ 
ausgaben), die bei der gemeinſamen Berufsausübung ent⸗ 
ſtanden ſind, ſchon bei der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung zu 
berückſichtigen, auch wenn und ſoweit ſie nicht durch die ge⸗ 
meinſamen Bücher gelaufen find. So hat z. B. RH. v. 8. Aug. 
1928, VI A 931/28: Kartei Mrozek, R. 1 zu § 65 Abſ. 1 Nr. 3 
EinfSt®. 1925 entſchieden: Reiſekoſten eines Anwalts, der als 
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Syndikus eines Pächterbundes nur zur Förderung der gemein⸗ 
ſamen Anwaltstätigkeit unentgeltlich tätig iſt und dem die 
Anwaltsgemeinſchaft ihrerſeits die vom Pachterbund nicht zu 
erſtattenden Reiſekoſten verpflichtungsgemäß erſetzt, ſtellen 
Werbungskoſten (jetzt: Betriebsausgaben) der Anwaltsgemein⸗ 
ſchaft dar. 

2. Hinſichtlich der Frage der Anwendung von Betriebs⸗ 
ausgabenpauſchſätzen bei Sozietäten ſei zunächſt kurz auf die 
Regelung im früheren Einkommenſteuerrecht hingewieſen. § 1 
Abſ. 5 der BO. über die Feſtſetzung von Durchſchnittsſätzen 
für die Werbungskoſten bei Angehörigen der freien Berufe und 
ähnlichen Erwerbszweigen v. 30. Jan. 1930: RStBl. 1930, 81 
beſtimmte, daß, wenn der freie Beruf von mehreren Perſonen 
gemeinſchaftlich ausgeübt wird (3. B. Sozietät bei Rechts⸗ 
anwälten, gemeinſame Ausübung der Praxis durch Arzte oder 
Zahnärzte), ſich die in Abſ. 1—2 für die Durchſchnittsſätze 
genannten Grenzen der Einnahmen um je 50% für den 
zweiten und jeden weiteren Steuerpflichtigen erhöhen ſollten, 
der an der gemeinſamen Ausübung der Praxis beteiligt iſt. 
Der Durchſchnittsſatz wurde von der Geſamteinnahme berechnet. 
Da in 8 1 Abſ. 5 der VO. ausdrücklich nur auf die in 8 1 
Abſ. 1—2 genannten Berufsgruppen verwieſen wurde (Arzte, 
Tierärzte, Zahnärzte, Anwälte, Patentanwälte, Notare, die 
zugleich Rechtsanwälte ſind), hatte es den Anſchein, als ob 
die Erhöhung des Werbungskoſtenpauſchſatzes bei der Sozietät 
auch nur für Sozietäten dieſer Berufsgruppen galt. Das war 
jedoch nicht der Fall. Denn einmal beſtimmte § 1 Abſ. 3 der 
VO. daß für Zahntechniker die gleichen Sätze gelten ſollten 
wie für Zahnärzte, und ferner galt die VO. nach ihrer Über⸗ 
ſchrift für die „Angehörigen der freien Berufe und ähnlicher 
Erwerbszweige“. Daraus war zu folgern, daß die Erhöhung 
des Pauſchſatzes auch für die Sozietäten von Architekten, 
Ingenieuren uſw. galt. 

Betriebsausgabenpauſchſätze für freie Berufe ſind ſeit der 
Geltung des EinkStG. v. 16. Okt. 1934 nicht durch VO. feſt⸗ 
geſetzt. Jedoch beſtehen örtliche Verwaltungsverfügungen, fo 
z. B. die Verfügung des Präsidenten des LFin A. Berlin vom 
23. März 1937, 8 2163 — L1'— 37: DSt . 1937, 498. Danach 
gilt folgendes: Bei Angehörigen der freien Berufe und ähn⸗ 
licher Erwerbszweige wird der Gewinn dieſer Steuerpflichtigen 
auf Grund des Buchabſchluſſes ermittelt, wenn der Gewerbe⸗ 
ertrag mehr als 6000 AM jährlich beträgt und inſoweit gemäß 
dem Erlaß des RF M. v. 22. Juni 1932, S 2164 — 1 III: 
RStBl. 1932, 613 eine Buchführungspflicht beſteht. Die vor⸗ 
ſtehende 6000-RH-Grenze errechnet ſich vor Abzug der ge⸗ 
werbeſteuerfreien Beträge. Bei gemeinſchaftlicher Ausübung 
eines freien Berufes durch mehrere Perſonen iſt der Gewerbe⸗ 
ertrag der Gemeinſchaft (alſo nicht des einzelnen Beteiligten) 
für die Frage der Buchführungspflicht entſcheidend (ſo auch 
zutreffend Megow, „Handbuch des Steuerrechts für den 
Rechtsanwalt und Notar“, 1937, S. 61). Soweit Angehörige 
der freien Berufe und ähnlicher Erwerbszweige einen Gewerbe⸗ 
ertrag von nicht mehr als 6000 AM jährlich haben und daher 
nicht zur Buchführung verpflichtet ſind, können gemäß der 
genannten Verfügung Pauſchſätze angewendet werden, die im 
einzelnen in der Verfügung geregelt ſind. Die Pauſchſätze ſind 
nur Hilfsmittel für die Veranlagung. Höhere Ausgaben, als 
die Pauſchſätze vorſehen, können von dem Steuerpflichtigen 
geltend gemacht werden, wenn er die höheren Betriebsausgaben 
nachweiſen kann :). Bei Anwendung der Pauſchſätze ſoll der 
Nachweis der tatſächlichen Ausgaben nur beim Vorliegen 
beſonderer Gründe verlangt werden, insbeſondere wenn an⸗ 
zunehmen iſt, daß die tatjächlichen Betriebsausgaben unver⸗ 
hältnismäßig niedriger find als die Pauſchſätze. Für die 
Sozietät folgt daraus, daß für die Frage der Anwendbarkeit 
dieſer Pauſchſätze bei ihr der Gewerbeertrag der Sozietät, 
alſo aller Sozien zuſammen, maßgebend iſt. Überſteigt dieſer 
6000 A, fo iſt eine Anwendung der Pauſchſätze nicht möglich. 

3. Prämien für ſogenannte Teilhaber⸗ oder Sozienverſiche⸗ 
rung, bei welcher mehrere Sozien ihr Leben gemeinſam in 


) Daraus iſt erſichtlich, daß es ſich bei dieſen Pauſchſäten 
nicht um Durchſchnittsſätze i. S. des 829 Eink StG. 1934 handelt, 
jondern nur um Richtſätze. 
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der Weiſe verſichern, daß die Verſicherungsſumme beim Tode 
des Erſtverſterbenden von ihnen gezahlt wird, ſind nicht als 
Betriebsausgaben abzugsfähig, weil bei ihr der Verſicherte 
nicht feſtſteht (RF H. v. 25. April 1928, VI A 293/28: JW. 
1928, 2389 = RStBl. 1928, 280; RF. v. 22. Jan. 1936, 
VI A 1179/33: JW. 1936, 1399 Kartei Mrozek, R. 10 
zu 8 18 Abſ. 1 Ziff. 1 EinfSt®. 1934). 

4. Prämienzahlungen für Verſicherungen gegen Anſprüche 
aus der Berufshaftung ſind Betriebsausgaben (vgl. auch 
Megow sa. a. O. S. 237). 


f) Keine Anwendbarkeit des 833 Eink StG. 

Nach der Entſcheidung des R§H. v. 20. Febr. 1929, 
VI A 132/29: StW. 1929 Sp. 988 Nr. 529 iſt für die An- 
wendung des § 56 EinfStG. 1925, jetzt 8 33 Eink st. 1934 
(Berückſichtigung beſonderer wirtſchaftlicher Verhältniſſe bei 
Einkommen bis zu 30000 AM), im Verfahren nach $ 65 
EinkStG. 1925, jetzt 8215 Abſ. 2 RAbgD. 1931, kein Raum. 


g) Keine Anwendbarkeit des $34 EinkStG. 


RFH. v. 5. Aug. 1930, VI A 1280/30: RStBl. 1930, 
679 Nr. 871: Wenn von mehreren zu einer Anwaltsgemein⸗ 
ſchaft im Sinne einer gemeinſamen Berufsausübung ver⸗ 
bundenen Anwälten — im Gegenſatz zu einer bloßen Kanzlei⸗ 
gemeinſchaft — der eine Sozius bei der Bearbeitung eines be⸗ 
ſonders umfangreichen Auftrages eine ſich über mehrere Jahre 
erſtreckende Tätigkeit ausübt, die ſeine Arbeitskraft ganz oder 
im weſentlichen in Anſpruch nimmt, ſo genießen die Einkünfte 
aus dieſer Tätigkeit, wenn daneben die anderen Sozien die 
laufenden Anwaltsgeſchäfte bewältigen, bei keinem der an der 
Gemeinſchaft beteiligten Anwälte die Vergunſtigung des 858 
EintSt®. 1925, jetzt 834 EinfSt&. 1934 (Ermäßigung bei 
außerordentlichen, nicht regelmäßig wiederkehrenden Einkünften 
ſowie bei Einkünften, welche eine Entlohnung für eine ſich 
über mehrere Jahre erſtreckende Tätigkeit darſtellen). Das kann 
gegebenenfalls ſinngemäß auch auf Architekten und Ingenieure 
Anwendung finden, ſelten wohl bei Angehörigen ärztlicher und 
verwandter Berufe. 


h) Auflöſung der Sozietät im Laufe des Steuer⸗ 
abſchnitts 

Wenn die Berufsgemeinſchaft im Laufe des Steuerabſchnitts 
aufgelöſt wird, ſo erfolgt für den betreffenden Steuerabſchnitt 
keine einheitliche Feſtſtellung des Gewinnes mehr. Das Hat 
RF. v. 2. Okt. 1929, VI A 469/29: RStBl. 1929 Nr. 960 
für die offene Handelsgeſellſchaft entſchieden, kann aber ſinn⸗ 
gemäß auch für die Sozietät bei freien Berufen gelten (vgl. 
auch RF. v. 30. Jan. 1930, VI A 1330/29: Kartei Mrozek, 
R. 20 zu 8 65 EinkStcz. 1925). Scheidet ein Sozius dagegen 
erſt mit dem letzten Tag eines Geſchäftsjahres aus, ſo iſt der 
Gewinn für dieſes Geſchäftsjahr noch einheitlich feſtzuſtellen 
(pgl. Rö H. v. 17. Okt. 1929, VIA 1189/28: Kartei Mrozek, 
R. 17 zu 865 EinkStch.), und iſt ein Verluſt, den der zurück⸗ 
bleibende Geſellſchafter (Sozius) durch Abfindung des Aus⸗ 
ſcheidenden erlitten hat, bei der Veranlagung des Zurück⸗ 
bleibenden zur Einkommenſteuer zu berückſichtigen. Hört die 
Gemeinſchaft dagegen vor Abſchluß eines noch zur Zeit ihres 
Beſtehens eingeleiteten Verfahrens auf einheitliche Gewinn⸗ 
feſtſtellung auf zu beſtehen, jo gilt fie für die Durchführung 
des Verfahrens als fortbeſtehend (was für das frühere Recht 
in 865 Abſ. 3 EintSt®. 1925 ausdrücklich beſtimmt war). 


i) Teilnahme der Hinterbliebenen am Ertrage 
der gemeinſamen Praxis nach dem Tode eines 
Sozius 

Zu dieſer wichtigen Frage ſei das Urteil des RF. vom 
5. März 1930, VI A 1862/9: JW. 1930, 1535 NStBl. 
1930, 269 Nr. 382 herangezogen, das auch für das jetzt gel⸗ 
tende Einkommenſteuerrecht noch uneingeſchränkte Geltung hat. 
Der verſtorbene Ehemann der Beſchwerdeführerin war an einer 
Rechtsanwaltsgemeinſchaft beteiligt. Auf Grund des zwiſchen 
ihrem Ehemann und den anderen beteiligten Rechtsanwälten 
geſchloſſenen Vertrags v. 8. Okt. 1924, wonach die Witwe eines 
verſtorbenen Teilhabers noch für die Dauer von zehn Jahren 
an den Erträgen der Gemeinſchaft nach näherer Beſtimmung 


des Vertrages beteiligt ſein ſollte, hatte die Beſchwerdeführerin 
im Jahre 1927 einen Betrag von 173000 AM bezogen. Die 
Vorinſtanz hatte dieſen Betrag für ſteuerpflichtig nach 8 44 
Nr. 2 Eink StG. 1925 (jetzt $ 24 Nr. 2 EinfSt&. 1934) ge⸗ 
halten. Die Beſchwerdeführerin vertrat die Auffaſſung, daß 
die ſtreitige Einnahme nicht ſteuerpflichtig ſei. § 44 Nr. 2 
Eink StG. 1925 (jetzt 824 Nr. 2 EinfSt®. 1934) ſei nicht an⸗ 
wendbar, weil die Beſchwerdeführerin die Bezüge nicht als 
Rechtsnachfolgerin ihres Mannes erhalte, ſondern auf Grund 
des zu ihren Gunſten abgeſchloſſenen Vertrags v. 8. Okt. 1924; 
es handle ſich auch nicht um eine Rente oder wiederkehrende 
Bezüge i. S. des § 40 EinkStG. 1925 (jetzt $ 22 Eink StG. 
1934). Die Heranziehung der Bezüge zur Einkommenſteuer 
ſei auch eine unbillige Härte. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt vom RF. für nicht begründet 
erklärt. Denn die Vorinſtanz habe mit Recht die Steuerpflicht 
bejaht. Es könnte ſich fragen, ob hier nicht Veräußerung einer 
Beteiligung vorliegt, die nach 88 30 ff. EinfSt®. 1925 (jetzt 
SS 16 ff. EinkStG. 1934) der Beſteuerung unterliegen würde. 
Der Senat hatte ſchon anerkannt, daß der bei Veräußerung 
eines Betriebs erzielte Gewinn nicht nur dann ſteuerpflich⸗ 
tiges Einkommen darſtellt, wenn es ſich um einen Gewerbe⸗ 
betrieb handelt, ſondern daß auch z. B. ein Landwirt, der 
ſeinen Betrieb verkauft, mit dem Gewinn zur Einkommenſteuer 
heranzuziehen iſt. Die 88 30 ff. EinfSt®. 1925 (jetzt 88 16 ff. 
EinfSt®. 1934) feien daher ſinngemäß auch da anzuwenden, 
wo der Angehörige eines freien Berufes ſeinen Betrieb oder 
ſeine Beteiligung an einem ſolchen veräußert. Jedoch ſei aus 
§ 58 Abſ. 3 Nr. 1 EintSt®. 1925 (jetzt $ 24 Abſ. 2 Ziff. 2 
EinfSt®. 1934) zu folgern, daß die 88 30 ff. EinkstG. 1925 
(jetzt 88 16 ff. EinfSt®. 1934) nicht die Fälle treffen wollen, 
in denen als Entgelt eine auf mehrere Jahre laufende Ge⸗ 
winnbeteiligung, nicht aber eine Kapitalzahlung vereinbart wird. 

Scheiden ſomit die 88 30 ff. EinfSt®. 1925 (jetzt 88 16ff. 
EinkStG. 1934) im vorliegenden Falle aus, fo hatte die Vor⸗ 
inſtanz mit Recht Steuerpflicht nach 8 44 Nr. 2 Eink StG. 1925 
(jetzt § 24 Nr. 2 EintSt®. 1934) angenommen. Die ſtreitige 
Einnahme gehörte zu den Einkünften, die der Beſchwerdeführe⸗ 
rin aus der ehemaligen Tätigkeit ihres Mannes als Rechts⸗ 
nachfolgerin zugefloſſen find. Es iſt gerade der Zweck des 8 44 
Nr. 2 EinkStG. 1925 (jetzt 8 24 Nr. 2 EinfStG. 1934), Ein- 
nahmen der hier vorliegenden Art zu erfaſſen; denn es würde 
den Zielen der Einkommenbeſteuerung durchaus widerſprechen, 
ſolche Einnahmen von der Steuer freizulaſſen; auch wenn ſie 
nach Aufgabe der freien Berufstätigkeit und nicht demjenigen, 
der die Tätigkeit ausgeübt hat, ſondern mit deſſen Einverſtänd⸗ 
nis einem Dritten zufließen, haben ſie ihren Grund doch in der 
früher ausgeübten freien Berufstätigkeit und müſſen daher nach 
der für das Steuerrecht maßgebenden wirtſchaftlichen Betrach⸗ 
tungsweiſe als Einkünfte aus freier Berufstätigkeit angeſehen 
werden. 844 Nr. 2 Eink StG. 1925 (jetzt 8 24 Nr. 2 EinfStG. 
1934) trifft daher nur eine Regelung, die ſich ſchon aus dem 
Weſen des EinfSt®. ergibt: dieſem Weſen entſpricht es daher 
auch, das in § 44 Nr. 2 EinfSt&. 1925 (jetzt in § 24 Nr. 2 
EinkStGG. 1934) enthaltene Wort „Rechtsnachfolger“ nicht, 
wie die Beſchwerdeführerin es wollte, in bürgerlich⸗rechtlichem 
Sinne auszulegen; Rechtsnachfolger i. S. des 8 44 Nr. 2 
EinfSt&. 1925 und ebenſo des § 24 Nr. 2 Eink StG. 1934 
iſt nicht nur der Geſamtrechtsnachfolger, ſondern jeder, dem 
Bezüge der in § 44 Nr. 2 EintStG. 1925 (jetzt 5 24 N 
EintSt&. 1934) bezeichneten Art als Sonderrechtsnachfolger 
unentgeltlich zufließen ). 


8) Aus dem Geſagten folgte aber nicht, daß die Beſchwerde⸗ 
führerin nun auch als Mitberechtigte i. S. des 865 Abſ. 1 Nr. 3 
EinkSt&. 1925 (jetzt 8 215 Abſ. 2 Ziff. 3 NUCHD. 1931) zu be⸗ 
handeln, ihr Anteil am Gewinn der Gemeinſchaft daher bei der 
für die Gemeinſchaft vorzunehmenden einheitlichen Gewinnfeſtſtel⸗ 
lung feſtzuſtellen geweſen wäre. Wie. ſich aus dem Vertrag vom 
8. Okt. 1924 ergab, war für die Höhe der der Beſchwerdeführerin 
zuſtehenden Bezüge maßgebend, was die Gemeinſchaft als Gewinn⸗ 
anteil der Beſchwerdeführerin berechnete. Sie hatte kein Nach⸗ 
prüfungs⸗ und Einſpruchsrecht und konnte aus dieſem Grunde nicht 
als Mitberechtigte i S. des 8 65 EinkStG. 1925 (fetzt 8215 RAbgd. 
1931) gelten. 
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V. Das Verfahren der einheitlichen Feſtſtellung des Gewinnes 
der Sozietät 
ſoll zum Abſchluß dargeſtellt werden. 
a) Die Erteilung des Feſtſtellungsbeſcheides 


1. Gemäß 8 213 Abſ. 2 Satz 2 RAbgO. i. Verb. m. § 215 
Abſ. 2 RAbg0O. iſt über die Höhe des feſtgeſtellten Gewinnes 
(gegebenenfalls auch, wie das Geſetz zu ergänzen iſt, des feſt⸗ 
geſtellten Verluſtes, vgl. vorſtehend IV d) ein ſchriftlicher Be⸗ 
ſcheid, ein ſogenannter „Feſtſtellungsbeſcheid“ zu erteilen, der 
als Steuerbeſcheid im Sinne der RAbgdO. gilt (§ 218 Abſ. 1 
RAbgdO.). Dieſe geſonderte Feſtſtellung bildet, auch wenn ſie 
mit der Steuerfeſtſetzung in einem Beſcheide vereinigt iſt, eine 
ſelbſtändige (mit Rechtsmitteln ſelbſtändig anfechtbare, vgl. 
nachſtehend b) Entſcheidung (8 213 Abſ. 2 Satz 3 R Abg.). 
Die Feſtſtellung des Gewinnes wird alſo aus dem Ver⸗ 
anlagungsverfahren des einzelnen Steuerpflichtigen heraus⸗ 
genommen und in ein beſonderes Verfahren verwieſen, das 
ſich von der ſonſt üblichen Einkommenſteuerveranlagung da⸗ 
durch unterſcheidet, daß in ihm nicht eine Steuer feſtgeſtellt 
wird, ſondern daß es ſich lediglich auf die Feſtſtellung des 
insgeſamt erzielten Gewinnes beſchränkt. Die Verteilung des 
Gewinnes auf die einzelnen Mitberechtigten iſt gemäß § 216 
Abſ. 1 Ziff. 2 Satz 2 notwendiger Beſtandteil des Feſtſtellungs⸗ 
beſcheides, d. h. es wird zugleich in dem Feſtſtellungsbeſcheid 
darüber Feſtſtellung getroffen, wem die Einkünfte bei der Be⸗ 
ſteuerung (ausſchließlich der Zwangsvollſtreckung) zuzurechnen 
ſind (vgl. ſchon RF. v. 16. April 1930, VI A 560/30, 
v. 26. Okt. 1933, VI A 221/33: Kartei Mrozek, R. 24 u. 80 
zu 8 65 EinfSt®. 1925). Der Feſtſtellungsbeſcheid iſt bei 
Fehlen der Zerlegung gemäß $ 216 Abſ. 2 RAbgO. durch 
einen Ergänzungsbeſcheid zu ergänzen, weil das Fehlen der 
Zerlegung ein Verfahrensmangel bei der Veranlagung (RF H. 
v. 4. Juni 1930, VI A 424/29: JW. 1931, 355 = RSt Bl. 
1931, 101 Nr. 105) iſt. Auf den Feſtſtellungsbeſcheid finden 
die für Steuerbeſcheide geltenden Vorſchriften ſinngemäße An⸗ 
wendung (8 218 Abſ. 1 RAD.) Der Feſtſtellungsbeſcheid 
richtet ſich nach 8 219 Abſ. 1 Satz 1 RAbgd. gegen alle Per⸗ 
ſonen, die an den Einkünften beteiligt ſind (8 219 Abſ. 1 Satz 1 
RAbg0O.). 

2. Zur Abgabe der Einkommenserklärung, welche die 
Grundlage des Feſtſtellungsverfahrens bildet, ſind nach 8 21 
der Erſten VO. zur Durchf. des EinkStG. (Erſte EinkSt DO.) 
v. 6. Febr. 1935 (RGBl. I, 153) die zur Geſchäftsführung 
oder Vertretung befugten Perſonen verpflichtet, und zwar ohne 
Rückſicht auf die Höhe des Einkommens. In den meiſten Fällen 
wird daher die Pflicht zur Abgabe der Einkommenserklärung 
allen Mitgliedern einer Sozietät gemeinſchaftlich obliegen, der⸗ 
geſtalt, daß die Erfüllung der Pflicht durch einen von ihnen 
die anderen von der auch ihnen obliegenden Pflicht befreit. 
Darauf, daß ſchon RF. v. 15. Febr. 1928, VI A 12/28: 
StW. 1928 Nr. 192 auf dem Umwege über 8 169 RAbgdO. 
1919 (jetzt 8 167 RAbgO. 1931) zu dem gleichen Ergebnis 
gekommen iſt, ſei hier nur hingewieſen. Die Erklärung iſt 
gemäß § 22 Abſ. 1 Erſte EinkSt DO. unter Verwendung 
der amtlichen Vordrucke abzugeben. Auch § 22 Abſ. 2 Erſte 
EinkSt Do. (Vorlagepflicht der Bilanz und der Verluſt⸗ und 
Gewinnüberſicht) findet Anwendung. 

3. Zuſtändig zur einheitlichen Feſtſtellung des Gewinnes 
einer Sozietät iſt gemäß § 72 Ziff 3 RAbgd. das Finanz⸗ 
amt, von deſſen Bezirk aus die Berufstätigkeit im Inland 
vorwiegend ausgeübt wird). Allein das für die einheitliche 
Gewinnfeſtſtellung zuſtändige Finanzamt hat in ſowohl nach 
der poſitiven als nach der negativen Seite für die Ver⸗ 


9) Die einzelnen Beteiligten haben ihre Einkommenſteuer⸗ 
erklärung bei den für ſie zuſtändigen Finanzämtern (Wobnſitz⸗ 
Finanzämtern) abzugeben. Dieſe werden von dem die einheitliche 
Gewinnfeſtſtellung vornehmenden Finanzamt benachrichtigt und ver⸗ 
anlagen demgemäß die Einkommeunſteuer. Sie können ſchon vorher 
eine vorläufige Veranlagung vornehmen (NFH. v. 15. Fan 1930, 
VI A 1152/28), müſſen jedoch nach Erhalt des Befcheides über die 
einheitliche Feſtſtellung die vorläufige Veranlagung berichtigen (vgl. 
RED. 29, 297) und eine endgültige Veranlagung vornehmen (8 218 
Abſ. 4 RAbg0O.). 


anlagungsfinanzämter bindender Weiſe über den Perſonenkreis 
der an der Gemeinſchaft Beteiligten, über die Höhe der auf 
die einzelnen Beteiligten entfallenden Gewinnankeile und ge⸗ 
gebenenfalls auch über die Zugehörigkeit von Vermögensteilen 
zu dem Unternehmen, auf das ſich die einheitliche Gewinn⸗ 
feſtſtellung bezieht, zu entſcheiden (RF H. v. 4. Juni 1930, 
VI A 852/28: JW. 1930, 3572 — RF H. 27, 67). Bei der 
Feſtſtellung wirkt gemäß 831 R Abg. der Beirat beratend mit. 

4. Gemäß 8 219 Abſ. 1 Satz 2 i. Verb. m. Satz 4 RAID. 
haben die an der Sozietät Beteiligten dem Finanzamt einen 
im Inland wohnenden Vertreter zu benennen, der ermächtigt 
iſt, für alle Sozien den Feſtſtellungsbeſcheid, die dazu er⸗ 
gehenden Rechtsmittelentſcheidungen (vgl. nachſtehend b) ſowie 
die mit dem Feſtſtellungs⸗ oder Rechtsmittelverfahren zu⸗ 
ſammenhängenden ſonſtigen Verfügungen und Mitteilungen 
der Finanzbehörden in Empfang zu nehmen. Solange die 
Sozien einen ſolchen Vertreter dem Finanzamt nicht benannt 
haben, ſind die Finanzbehörden nach § 219 Abſ. 1 Satz 3 
1. Verb. m. Satz 4 RAID. berechtigt, den Feſtſtellungsbeſcheid, 
die dazu ergehenden Rechtsmittelentſcheidungen ſowie die mit 
dem Feſtſtellungs⸗ oder Rechtsmittelverfahren zuſ ammenhängen⸗ 
den ſonſtigen Verfügungen und Mitteilungen einem der Sozien 
zugehen zu laſſen mit Wirkung für und gegen alle Sozien. 
Auf dieſe Wirkung iſt in dem Feſtſtellungsbeſcheid, der Rechts⸗ 
mittelentſcheidung oder ſonſtigen Verfügung oder Mitteilung 
hinzuweisen. 

b) Rechtsmittel 

Gegen Feſtſtellungsbeſcheide über die einheitliche Feſt⸗ 
ſtellung des Gewinnes der Sozietät iſt gemäß § 228 Ziff. 1 
RAbgdO. als Rechtsmittelverfahren das Berufungsverfahren 
gegeben, d. h. Einſpruch, Berufung und Rechtsbeſchwerde, letz⸗ 
tere jedoch nach $ 286 RAbgdO. nur, wenn der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes höher als 500 AM iſt oder das Finanzgericht 
wegen der grundſätzlichen Bedeutung der Streitſache die Rechts⸗ 
beſchwerde zugelaſſen hat. Jedoch kann der Steuerpflichtige 
gemäß § 231 Abſ. 1 NAbgO. einen Feſtſtellungsbeſcheid aus 
5 215 NAD. nur deshalb anfechten, weil er ſich durch die 
Höhe der Feſtſtellungen, die darin getroffen worden ſind, oder 
durch die Zurechnung des ihm zugeſchriebenen Anteils an den 
gemeinſamen Einkünften beſchwert fühlt. Das Recht zur Ein⸗ 
legung der vorbezeichneten Rechtsmittel ſteht nach § 239 Abſ. 2 
RAbgoO. jedem Sozius für ſich zu. Die anderen Sozien können 
den das Rechtsmittel einlegenden Sozius bevollmächtigen, auch 
in ihrem Namen das Rechtsmittel einzulegen. Auch der An⸗ 
ſchluß der anderen Sozien an das von einem von ihnen 
eingelegte Rechtsmittel iſt nach § 247 RAbgd. möglich. Doch 
kann die einheitliche Gewinnfeſtſtellung nur in einer einzigen 
Rechtsmittelentſcheidung behandelt werden, auch wenn ſie von 
mehreren Seiten gleichzeitig angefochten iſt (RH. v. 24. Febr. 
1932, VI A 172 u. 173/32: Kartei Mrozek, R. 2 zu § 215 
Abſ. 2 RAID. 1931). 


c) Die Maßgeblichkeit des Feſtſtellungsbeſchei⸗ 
des für die Veranlagung 


Die Feſtſtellungen, die in dem Feſtſtellungsbeſcheid ge⸗ 
troffen ſind, werden den Steuerbeſcheiden, durch welche die 
Sozien zu der von ihnen zu zahlenden Einkommenſteuer je für 
ſich veranlagt werden, zugrunde gelegt, auch wenn der Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheid noch nicht unanfechtbar geworden iſt (8 218 
Abſ. 2 RAbg .) 10. Liegen aber einem Steuerbeſcheid Ent⸗ 
ſcheidungen zugrunde, die in einem Feſtſtellungsbeſcheid ge⸗ 
troffen worden ſind, ſo kann der Steuerbeſcheid nicht mit der 
Begründung angefochten werden, daß die in dem Feſtſtellungs⸗ 
beſcheid getroffenen Entſcheidungen unzutreffend ſeien; dieſer 
Einwand kann vielmehr nur gegen den Feſtſtellungsbeſcheid 
ſelbſt erhoben werden (8 232 Abſ. 2 RAbgO.). Der in dem 
Feſtſtellungsbeſcheid feſtgeſtellte Betrag iſt alfo für die Ver⸗ 
anlagung maßgebend (RFH. 36, 20) und kann auch nicht 
im Rechtsmittelverfahren gegen die Veranlagung angefochten 

10) Die Erteilung des Feſtſtellungsbeſcheides bildet alſo eine 
Verfahrensvorausſetzung für die — endgültige — Veranlagung der 
einzelnen Sozien (RH. v. 22. Febr. 1928, VIA 497/27: Kartei 
Mrozek, R. 5 zu § 65 EinkSt®. 1925). 
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werden (RF . v. 21. Dez. 1927, VIA 571/27; StW. 1928 
Nr. 75) 11). Iſt alſo der Feſtſtellungsbeſcheid nach Anſicht 
eines Mitberechtigten (oder aller) unrichtig, ſo müſſen die 
Rechtsmittel (ogl. vorſtehend b) gegen den Feſtſtellungsbeſcheid 
ergriffen werden, ſolange dieſer noch nicht rechtskräftig ge⸗ 
worden iſt. Rechtskräftig wird der Feſtſtellungsbeſcheid vier 
Wochen nach ſeiner Zuſtellung. Selbſtverſtändlich kann auch 
der ſich auf den Feſtſtellungsbeſcheid ſtützende Veranlagungs⸗ 
beſcheid angefochten werden, nur nicht — infolge der ausdrück⸗ 
lichen Vorſchrift in $ 232 Abſ. 2 RAbgO. — mit der Be⸗ 
gründung, daß der geſamte Gewinn in dem Feſtſtellungs⸗ 
beſcheid unrichtig feſtgeſtellt worden ſei. Daraus folgt auch, 
daß, wenn in einem Feſtſtellungsbeſcheide die beſonderen Ver⸗ 
gütungen an einzelne Mitglieder der Gemeinſchaft zu Unrecht 


11) fiber die Beziehung eines dem Wortlaut nach gegen die 
Veranlagung gerichteten Rechtsmittels auf die einheitliche Gewinn⸗ 
feſtſtellung: RF H. v. 18. Juni 1930, VIA 1089/29: Kartei Mrozek, 
R. 30 zu 8 65 EinkSt®. 


dem Geſchäftsgewinn nicht zugerechnet worden ſind, es nicht 
zuläſſig iſt, bei der Veranlagung eines einzelnen Mitgliedes 
der Gemeinſchaft die ihm gewahrten beſonderen Vergütungen 
ſeinem Einkommen zuzurechnen. Der Zuſatz „auch wenn der 
Feſtſtellungsbeſcheid noch nicht unanfechtbar geworden iſt“ in 
§ 218 Abſ. 2 RAbgO. beſagt, daß die Beſchreitung des Rechts⸗ 
mittelweges gegen den Feſtſtellungsbeſcheid die ſich auf ihn 
ſtützende Veranlagung nicht hindert (vgl. aber d). 

Iſt ein Feſtſtellungsbeſcheid durch Rechtsmittelentſchei⸗ 
dung oder durch Berichtigungsfeſtſtellung geändert worden, ſo 
werden Beſcheide (Steuerbeſcheide, Feſtſtellungsbeſcheide), die 
auf dem bisherigen Feſtſtellungsbeſcheide beruhen, von Amts 
wegen durch neue Beſcheide erſetzt, die der Anderung des Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheides Rechnung tragen. Dies gilt auch dann, 
wenn ein zu erſetzender Beſcheid bereits unanfechtbar geworden 
war. Mit dem Erlaſſe der neuen Beſcheide kann gewartet 
werden, bis die Rechtsmittelentſcheidung oder Berichtigungs⸗ 
feſtſtellung, die die bisherige Feſtſtellung ändert, unanfechtbar 
geworden ift (8 218 Abſ. 4 RAbgd.). 


Was iſt bei dem Abſchluß von Kechtsgeſchäſten 
mit einer katholiſchen Kirchengemeinde zu beachten?! 


Von Rechtsanwalt und Notar Erich Helm, Küſtrin 


Rechtsgeſchäfte, die mit einer katholiſchen Kirchengemeinde 
oder einem vermeintlichen Vertretungsorgan einer ſolchen Ge⸗ 
meinde abgeſchloſſen worden ſind, haben vielfach nicht die 
erforderliche Wirkſamkeit erlangt, weil die verſchiedenen Vor⸗ 
ſchriften, die hierbei zu beachten ſind, nicht in dem erforder⸗ 
lichen Maße bekannt ſind. Es erſcheint daher zweckmäßig, 
einmal auf die hierfür in Betracht kommenden geſetzlichen 
Beſtimmungen hinzuweiſen. 


IE 


Als geſetzliche Beſtimmungen kommen in Betracht: 

1. Geſetz über die Verwaltung des katholiſchen Kirchenver⸗ 
mögens vom 24. Juli 1924 (GS. 585), im folgenden 
KVerwöGeſ. abgekürzt; 

2. Verordnung über die Ausübung der Rechte des Staates 
bei der Verwaltung des katholiſchen Kirchenvermögens vom 
24. Okt. 1924 (GS. 731); 

„Anordnung zur Ausführung des Geſetzes über die Ver⸗ 
waltung des katholiſchen Kirchenvermögens vom 24. Juli 
1924 vom 24. Okt. 1924 (GS. 732); 

Anordnung des Miniſters für Wiſſenſchaft und Volksbil⸗ 

dung, betr. die Veröffentlichung der Regelung der Rechts⸗ 

gültigkeit der Beſchlüſſe der kirchlichen Verwaltungsorgane 

durch die biſchöfliche Behörde vom 20. Febr. 1928 (GS. 12). 
Ferner ſind zu beachten: 

Erlaß des Miniſters für geiſtliche Angelegenheiten vom 

4. Dez. 1875 und 26. Febr. 1876; 

„Amtliche Begründung zu dem Entwurf des Geſetzes über 
die Verwaltung des katholiſchen Kirchenvermögens vom 
24. Juli 1924 (Pre T., 1. Wahlperiode, 1. Tagung 1921/24, 
Druckſ. Nr. 7721). 


0 
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II. 


Das Vertretungsorgan einer katholiſchen Kirchengemeinde 

iſt der Kirchenvorſtand. 8 1 KVerwöGeſ. beſtimmt: 
Der Kirchenvorſtand verwaltet das Kirchenvermögen 
der Kirche. Er vertritt die Gemeinde und das Vermögen. 
Gemäß 8 14 a. a. O. verpflichtet die Willenserklärung 
des Kirchenvorſtandes die Gemeinde und die betreffenden Ver⸗ 
mögensmaſſen nur dann, wenn ſie der Vorſitzende oder 
ſein Stellvertreter und zwei Mitglieder ſchriftlich unter 
Beidrückung des Amtsſiegels abgeben. Hierdurch 
wird nach außen die Ordnungsmäßigkeit der Beſchlußfaſſung 
— und nur dieſe, nicht dagegen die Wirkſamkeit ſchlechthin, 
die noch von weiteren behördlichen Genehmigungen abhängen 

kann (ſ. unten zu III und IV) — feſtgeſtellt. 


1. Vorſitzender iſt gemäß § 2 a. a. O. der Pfarrer oder 
der von der biſchöflichen Behörde mit der Leitung der Ge⸗ 
meinde betraute Geiſtliche. Es iſt alſo begrifflich zu ſcheiden 
zwiſchen dem Pfarrer als Inhaber des Pfarramts — als 
ſolcher iſt er Träger des ſogenannten officium — und dem 
Pfarrer als Vorſitzenden — als ſolcher wirkt er bei der Ver⸗ 
waltung des beneficium mit —. Als Inhaber des Pfarr⸗ 
amts iſt der Pfarrer nicht verfaſſungsmäßiger Vertreter 
einer Kirchengemeinde (vgl. RGRKomm., 8. Aufl, $ 89 
Anm. 2 und RG. 136, 1 = JW. 1933, 14543). Ein katho⸗ 
liſcher Pfarrer kann alſo niemals eine Kirchengemeinde rechts⸗ 
geſchäftlich verpflichten, vielmehr kann dies immer nur durch 
den Pfarrer als Vorſitzendem des Kirchenvorſtandes oder 
ſeinen Stellvertreter bei gleichzeitiger Mitwirkung zweier 
weiterer Mitglieder des Kirchenvorſtandes geſchehen. 

2. Ein weiteres zwingendes Erfordernis iſt, daß dem 
Beſchluß das Amtsſiegel des Kirchenvorſtandes bei⸗ 
gedrückt wird. Hierbei iſt zu beachten, daß auch der Pfarrer 
als Inhaber des Pfarramts ein Amtsſiegel beſitzt, das mit 
dem erſteren keineswegs identiſch iſt. Es iſt alſo ſtets zu 
prüfen, ob auch tatſächlich das Amtsſiegel des Kirchenvor⸗ 
ſtandes und nicht etwa das des Inhabers des Pfarramts der 
Beſchlußausfertigung beigedrückt iſt. Über die vorſchrifts⸗ 
mäßige Beſchaffenheit der Amtsſiegel verhalten ſich die beiden 
Erlaſſe des Miniſters für geiſtliche Angelegenheit vom 4. Dez. 
1875 und 26. Febr. 1876. Nach dem erſtgenannten Erlaß 
muß das Amtsſiegel des Kirchenvorſtandes folgenden Inhalt 
aufweiſen: 

Kirchenvorſtand der katholiſchen Pfarrgemeinde, Miſſions⸗ 

eee Filialen⸗, Kapellengemeinde uſw. zu 

. 

Daß die Nichtverwendung des Amtsſiegels eines Kirchen⸗ 
vorſtandes ein Rechtsgeſchäft unwirkſam macht, iſt in Recht⸗ 
ſprechung und Schrifttum anerkannt (vgl. Johow, „Jahr⸗ 
buch 1917“ S. 384; Förſter, „Kommentar zum Geſetz über 
die Vermögensverwaltung in katholiſchen Kirchengemeinden 
und über Dibzeſen“, 3. Aufl., 1917, 8 19; ferner Urteil 
des AG. Charlottenburg in Sachen R. / J. und kath. Kirchen⸗ 
gemeinde zu K., 71 D 575/84 nicht abgedruckt! ). a 

3. Daß 814 a. a. O. nicht nur intern, ſondern in vollem 
Umfang auch für das Außenverhältnis Bedeutung hat, dürfte 
heute unſtreitig ſein, nachdem dies vom RG.: RGZ. 82, 7 
— JW. 1913, 609 unzweideutig ausgeſprochen iſt. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung betrifft zwar den 8 19 des alten Geſetzes vom 
20. Juni 1875, $ 19 entſpricht aber wörtlich dem heutigen 
8 14 (ogl. hierzu auch von Schilgen, „Das kirchliche Ver⸗ 
waltungsrecht“ 2. Bd. S. 123). 
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III. 


Für zahlreiche Rechtsgeſchäfte beſteht weiterhin das be⸗ 
ſondere Erfordernis der biſchöflichen Genehmigung. 


1. Nach § 21 Abſ. 2 KVerwGeſ. beſtimmt die Geſchäfts⸗ 
anweiſung der biſchöflichen Behörde, in welchen Fällen ein 
Beſchluß des Kirchenvorſtandes erſt durch die Genehmigung 
der biſchöflichen Behörde rechtsgültig wird. Um dieſe Ge⸗ 
Geſchäftsanweiſung, die ja zunächſt nur internen Charakter 
hat, dem allgemeinen Rechtsverkehr zugänglich zu machen, 
beſtimmt Abſ. 3 a. a. O., daß ſie nach näherer Anordnung der 
Staatsbehörde zu veröffentlichen iſt. Dieſe Anordnung iſt am 
24. Okt. 1924 ergangen (GS. 732). Dort heißt es unter 
Ziff. 2, daß die Beſtimmungen der Geſchäftsanweiſung über 
die Fälle, in denen ein Beſchluß erſt durch die Genehmigung 
der biſchöflichen Behörde rechtsgültig wird, durch die PrGS. 
zu veröffentlichen ſind. Dieſe Veröffentlichung iſt am 20. Febr. 
1928 (GS. 12) erfolgt. 


2. Es iſt gelegentlich die Anſicht vertreten worden, daß 
das Erfordernis der biſchöflichen Genehmigung nur das 
Innenverhältnis betreffe; § 14 a. a. O. lege erſchöpfend die 
Vorausſetzungen für die Wirkſamkeit einer Verpflichtungs⸗ 
erklärung nach außen hin feſt, denn es heiße dort: „Hler⸗ 
durch wird nach außen die Ordnungsmäßigkeit der Veſchluß⸗ 
faſſung feſtgeſtellt.“ 

Dieſer Auffaſſung iſt nicht beizutreten. Es wird über⸗ 
ſehen, daß es ſich bei der biſchöflichen Genehmigung gar nicht 
um eine Frage der ordnungsgemäßen Beſchlußfaſſung han⸗ 
delt, ſondern darum, ob ein ordnungsmäßig gefaßter Be⸗ 
ſchluß zu feiner Wirkſamkeit noch einer beſonderen behörd⸗ 
lichen Genehmigung bedarf. Daß die Faſſung des 8 14 die 
Möglichkeit einer ſolchen geſetzlichen Einſchränkung der Wirk⸗ 
ſamkeit von Beſchlüſſen des Kirchenvorſtandes nicht aus⸗ 
ſchließt, ergibt ſich ſchon aus dem folgenden § 15 a. a. O., wo 
für beſondere Fälle die Rechtsgültigkeit der Beſchlüſſe von 
der ſtaatlichen Genehmigung abhängig gemacht wird (vgl. 
unten zu IV). Es iſt nicht einzuſehen, weshalb nicht in der⸗ 
ſelben Weiſe auch die biſchöfliche Genehmigung als beſon⸗ 
deres Erfordernis für die Wirkſamkeit von Beſchlüſſen des 
Kirchenvorſtandes verlangt werden könne. Aus § 14 kann 
hiernach nicht gefolgert werden, daß das in 8 21 a. a. O. auf⸗ 
geſtellte Erfordernis der bifchöffichen Genehmigung nur das 
Innenverhältnis betreffe. 

Wenn 8 21 Abf. 2 ferner von der „Rechtsgültigkeit“ von 
Beſchlüſſen ſpricht, ſo läßt ſich dieſer Begriff ſchlechterdings 
nicht auf das „Innenverhältnis“ beſchränken. Und wenn auch 
das Erfordernis der biſchöflichen Genehmigung zunächſt in 
der „Geſchäftsanweiſung“ geregelt wird, dieſe aber eine rein 
interne Angelegenheit der Kirchengemeinden und regelmäßig 
dem Publikum gar nicht zugänglich iſt, ſo darf doch nicht über⸗ 
ſehen werden, daß die Geſchäftsanweiſung auf Grund der 
oben wiedergegebenen geſetzlichen Beſtimmungen in der Pr, 
veröffentlicht iſt. Damit — und dies tft ber Zweck einer 
ſolchen Veröffentlichung — verliert die Geſchäftsanweiſung 
ihren internen Charakter und erhält die Bedeutung einer ge⸗ 
ſetzlichen Kundmachung (ſo auch Schlüter, „Rechtsgeſchäfte 
der katholiſchen Kirchengemeinden in Preußen“, 1929, S. 805 

Die Richtigkeit dieſer Auffoſſung ergibt ſich auch aus 
einem Vergleich mit dem früheren Geſetz vom 20. Juni 1875, 
worauf Lenz, „Der katholiſche Geiſtliche im weltlichen 
Recht“, Trier 1932, S. 76, zutreffend hinweiſt: § 19 des 
alten Geſetzes ſtimmt mit dem jetzt geltenden § 14 wörtlich 
überein. Auch enthält § 50 des alten Geſetzes eine Zuſammen⸗ 
ſtellung wie die Anordnung vom 20. Febr. 1928. Für das 
frühere Recht waren ſich Schrifttum und Rechtſprechung darin 
einig, daß das Erfordernis der Genehmigung nicht nur interne 
Bedeutung hat (vgl. u. a. von Schilgen a. a. O.). Aus 
der Übereinſtimmung des § 14 mit dem alten § 19 muß ge⸗ 
folgert werden, daß dem $ 14 auch inhaltlich keine weiter⸗ 
gehende Bedeutung beigemeſſen werden darf, als ſie die 
alte Beſtimmung hatte. Es iſt nicht anzunehmen, daß der 
Geſetzgeber in der Formulierung ſeiner Vorſchriften dieſe auf⸗ 
fallende Übereinſtimmung gewählt hätte, wenn er in dieſer 


für den Rechtsverkehr grundlegenden Frage gegenüber dem 
früheren Rechtszuſtand eine Anderung beabſichtigt hätte. 
Demgemäß hat auch das LG. in Berlin in Sachen Bank⸗ 
verein G. ./. kath. Kirchengemeinde in K., 261 P 15/34 (nicht 
abgedruckt) die Klage des Bankvereins wegen Fehlens der 
biſchöflichen Genehmigung abgewieſen, und auch das RG. 
weiſt in RG. 152, 373 — ZW. 1937, 3988 auf das Erforder⸗ 
nis der Genehmigung beiläufig hin (a. M. das LG. Cleve: 
JW. 1929, 3401). 
3. Im einzelnen bedürfen nach der Anordnung vom 
20. Febr. 1928 (GS. 12) der aufſichtsbehördlichen biſchöf⸗ 
lichen Genehmigung: 
Erwerb, Belaſtung, Veräußerung und Ausgabe des Eigen⸗ 
tums ſowie Anderung, Veräußerung und Aufgabe von 
Rechten an Grundſtücken; 
Veräußerung von Gegenſtänden, die einen wiſſenſchaftlichen, 
geſchichtlichen oder künſtleriſchen Wert haben; 


d 


ter 


c) Kauf⸗, Tauſch⸗ und Werkverträge über Gegenſtände im 


Werte von mehr als 2000 RM; 

Schenkungen mit Ausnahme der Fälle des 8534 BGB., 

ſowie Annahme belaſteter Schenkungen und anderer Zu⸗ 

wendungen; 

Miet⸗ und Pachtverträge über Grundſtücke auf die Dauer 

von mehr als einem Jahr; 

f) Aufnahme von Anleihen, die nicht bloß zur vorübergehen⸗ 
den Aushilfe dienen, und Ausleihe von Darlehen, ſofern 
nicht die Vorſchriften über die Mündelſicherheit erfüllt ſind; 

g) entgeltliche Anſtellungsverträge auf die Dauer von mehr 
als einem Jahr; 

h) Bürgſchaften; 

i) Vergleiche bei einem Wert des Vergleichsgegenſtandes von 
mehr als 2000 N.. Auf die Berechnung des Wertes fin⸗ 
den die 88 3 und 6—9 380. entſprechende Anwendung; 

k) abſtrakte Schuldverpflichtungen, wie ſolche namentlich durch 
Abtretung von Forderungen, Schuldübernahme, Schuld⸗ 
erlaß, Schuldverſprechen und Schuldanerkenntnis gemäß 
58 780, 781 BGB., Annahme einer Anweiſung gemäß 
85 783 ff. BGB., Ausſtellung von Inhaberpapieren und 
Wechſel begründet werden; 

I) Rechtsgeſchäfte mit Mitgliedern des Kirchenvorſtandes, 
es ſei denn, daß das Rechtsgeſchäft ausſchließlich in der Er⸗ 
füllung einer Verbindlichkeit beſteht. 

Auf eine Erörterung dieſer einzelnen Tatbeſtände muß 

im Rahmen dieſes Aufſatzes verzichtet werden. Einzelheiten 

finden ſich in der Darſtellung bei Schlüter a. a. O. 


IV. 


Neben der aufſichtsbehördlichen biſchöflichen Genehmi⸗ 
gung iſt gemäß 8 15 a. a. O. in gewiſſen Fällen auch noch 
die ſtaatliche Genehmigung notwendig. 

1. Gemäß § 30 KBerivGer. beſtimmt das Staatsmini⸗ 
ſterium die Behörde, die die in dieſem Geſetz feſtgeſetzten 
Rechte des Staates auszuüben hat. Maßgeblich iſt die Ver⸗ 
ordnung über die Ausübung der Rechte des Staates bei der 
Verwaltung des katholiſchen Kirchenvermögens vom 24. Okt. 
1924 (GS. 731). Danach gilt folgendes (8 1): 

Die Rechte des Staates werden 

a) gegenüber den Kirchengemeinden und Gemeindeverbänden 
von dem Regierungspräſidenten, in Berlin von dem Polizei⸗ 
präſidenten; 

b) gegenüber den Diözeſen von dem für kirchliche Angelegen⸗ 
heiten zuſtändigen Miniſter ausgeübt mit folgenden Aus⸗ 
nahmen: 

Zauſtändig find 

c) die Regierungspräſidenten bei Sammlungen innerhalb eines 
einzelnen Regierungsbezirks, bei ſonſtigen Sammlungen die 
Oberpräſidenten; 

d) der Miniſter in allen Fällen der Veräußerung von Wert⸗ 
5 (§ 15 Ziff. 1, 8 27, 8 28) und in den Fällen 

es 1; 


2. Die einzelnen Fälle des 8 15 a. a. O., die eine ftaat- 
liche Genehmigung erfordern, ſind: 
1. Veräußerung von Gegenſtänden, die einen geſchichtlichen, 
wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwert haben; 


. 


cd 
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2. Anleihen, die nicht bloß zur vorübergehenden Aushilfe 
dienen; 

3. Verwendung des Kirchenvermögens zu anderen als den 
beſtimmungsmäßigen Zwecken. Ausgenommen ſind Be⸗ 
willigungen, die insgeſamt für ein Jahr 100% der Soll⸗ 
einnahmen nicht überſteigen; 

4. Sammlungen, die nicht im Zuſammenhange mit kirchlichen 
Veranſtaltungen vorgenommen werden; 

5. Anlegung oder Veränderung der Benutzung von Begräb⸗ 
nisplätzen oder der Gebührenordnung für ihre Benutzung. 


Beſonders wichtig für den Rechtsverkehr ſind Ziff. 2 
und 3. Zu Ziff. 3 iſt kürzlich vom RG. (RG. 152, 369 
JW. 1937, 3988) eine bedeutſame Entſcheidung ergangen. 
Danach bedarf — obwohl nur eine Verpflichtung und noch 
keine Verfügung — auch die Verbürgung einer katholiſchen 
Kirche für eine Anleihe, die ein katholiſcher Bürgerverein zum 
Erwerb eines Grundſtücks und zur Errichtung einer Gaſt⸗ 
wirtſchaft aufgenommen hat, zu ihrer Rechtswirkſamkeit ſtaat⸗ 
licher Genehmigung: hierbei handelt es ſich nicht um eine be⸗ 


ſtimmungsmäßige Verwendung des Kirchenvermögens im 
Sinne der Ziff. 3, denn die Aufgaben der katholiſchen Kir⸗ 
chengemeinden im Sinne der ſtaatlichen Geſetzgebung be⸗ 
ſchränken ſich auf das innerkirchliche Gebiet, die religiöſe 
Unterweiſung und Erziehung, den Kultus und die freie Liebes⸗ 
tätigkeit; nur in der Benutzung des Kirchenvermögens zu 
ſolchen Zwecken ſind darum die Kirchengemeinden frei. 


V. 


Die komplizierte Rechtslage hat ihren tieferen Grund in 
der Sonderſtellung, die die katholiſche Kirche rechtlich und 
tatſächlich einnimmt. Ob dieſe Regelung den Belangen des 
Rechtsverkehrs genügt, und ob ſie dem heutigen Rechtsemp⸗ 
finden entſpricht, kann fraglich erſcheinen. Tatſache iſt jeden⸗ 
falls nach den beruflichen Erfahrungen des Verf., daß die 
Unwirkſamkeit von Rechtsgeſchäften mit katholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinden infolge Nichtbeachtung der erörterten Vorſchriften 
durchaus nicht ſelten iſt. Für das künftige Recht wird daher 
eine klare und vereinfachte Zuſammenfaſſung der diesbezüg⸗ 
lichen Beſtimmungen zu erſtreben ſein. 


verfahrensfragen zum Vollſkreckungsmißbrauchgeſetz vom 13. Dez. 1934 
(vollſtrMißbr.) 


Von Landgerichtsdirektor Holthöfer, Münſter i. W. 


Der Antrag des Schuldners nach dem VollſtrMißbr. 
(ebenſo wie übrigens der Widerſpruch des Gläubigers gegen 
eine etwa nach Abſ. 2 des Geſetzes getroffene Maßnahme 
des Gerichtsvollziehers) ſtellt ſich rechtlich als Erinnerung 
im Sinne des § 766 ZPO. dar. Das Vollſtreckungsgericht 
kann daher entſprechend § 766 Abſ. 2 Satz 2 BED. in 
Verbindung mit § 732 Abſ. 2 3PO. vor der Entſcheidung 
einſtweilige Anordnungen erlaſſen. Gegen die Entſcheidung 
des Vollſtreckungsgerichts findet die ſofortige Beſchwerde 
(8 793 BRD.) und gegen die Entſcheidung des LG. die ſo⸗ 
fortige weitere Beſchwerde mit der ſich aus $ 568 Abſ. 2 
ZPO. ergebenden Beſchränkung ſtatt. Das Vollſtreckungs⸗ 
gericht iſt hier aber freier geſtellt als ſonſt bei der ſofortigen 
Beſchwerde, da es nach Abi. 3 des Geſetzes entgegen der Vor⸗ 
ſchrift des $ 577 Abſ. 3 ZPO. feine Entſcheidung ſelbſt än- 
dern oder aufheben kann, wenn das nach Lage der Verhält⸗ 
niſſe geboten erſcheint. Das gleiche gilt natürlich auch für 
das BeſchwG. 

Beſtritten iſt nun, wie es zu halten ſei, wenn der Schuld⸗ 
ner ſeine Erinnerung vor dem Vollſtreckungsgericht auf an⸗ 
dere Vorſchriften (etwa irgendeine der Vorſchriften des § 811 
ZPO.) geſtützt hat, ſich dann aber in der BeſchwInſt., ſei es 
vor dem LG., ſei es vor dem OLG., auf die Beſtimmungen 
des VollſtrMißbrG. beruft. Das KG. (vgl. IW. 1936, 
171551) hält das für unzuläffig und verweiſt den Schuldner 
mit ſeinem Antrag von neuem an das Vollſtreckungsgericht. 

Dieſe Anſicht halte ich nicht für zutreffend. Nach § 570 
ZPO. kann die Beſchwerde auf neue Tatſachen und Beweiſe 
geſtützt werden. Dieſe Vorſchrift gilt ſowohl für das Gericht 
der erſten als auch für das der weiteren Beſchwerde, ſofern 
das letztere in zuläſſiger Weiſe (8 568 Abſ. 2 3 PO.) an⸗ 
gerufen iſt. Alles das verkennt allerdings auch das KG. 
nicht. Es meint jedoch, das VollſtrMißbrG. erfordere eine 
Prüfung aller Umſtände des Falles auf der Gläubiger⸗ wie 
auf der Schuldnerſeite. Dieſe umfaſſende Erörterung ſei aber 
am beſten gewährleiſtet, wenn der Inſtanzenzug wieder von 
unten beginne. Sonſt könne es vorkommen, daß das AG. 
einen Beſchluß des OL G., der dem in dritter Inſtanz ge⸗ 
ſtellten Vollſtreckungsſchutzantrag des Schuldners ſtattgegeben 
habe, auf Grund neuen Vorbringens des Gläubigers nach 
Abſ. 3 des Geſetzes wieder aufhebe. Dies Ergebnis ſei aber 
nicht zu billigen. Freilich könne der Gläubiger ſich, auch wenn 
er in drei Inſtanzen unterlegen ſei, von neuem mit einem 
Aufhebungsantrag an das Vollſtreckungsgericht wenden. Mit 
aeg ſolchen werde er aber in aller Regel keinen Erfolg 
aben. 


Dieſe Gründe halte ich nicht für durchſchlagend. Weshalb 
es ein untragbares Ergebnis ſein ſoll, wenn das AG. auf 
Grund neuen Vorbringens des Gläubigers einen Beſchluß des 
OLG. abändert oder aufhebt, und damit von einer Befugnis 
Gebrauch macht, die ihm Abſ. 3 VollſtrMißbrG. ausdrücklich 
einräumt, iſt nicht einzuſehen (vgl. dazu auch meine Aus⸗ 
führungen in JW. 1936, 2443 Abſ. 3). Das KG. gibt ja zu, 
daß dieſe Möglichkeit auch dann beſteht, wenn der Rechtsſtreit 
durch drei Inſtanzen geführt iſt. Darauf, ob in dem erſteren 
Fall mit einer Abänderung häufiger zu rechnen iſt als in dem 
letzteren, kann es doch nicht ankommen. Im übrigen unter⸗ 
liegt ja auch der neue Beſchluß des AG. der Nachprüfung 
im Beſchwerdeverfahren. Ich halte es danach für zuläſſig, 
daß der Schuldner den Vollſtreckungsſchutzantrag erſt in der 
BeſchwInſt. vorbringt, und feine Verweiſung an das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht für eine unnötige Verzögerung des Ver⸗ 
fahrens (ſo auch Jonas- Pohle, „Zwangsvollſtreckungs⸗ 
notrecht“ 1, Anm. 5 zum VollſtrMißbrG., die aber an⸗ 
ſcheinend die Entſcheidungsbefugnis des BeſchwG. darauf 
beſchränken wollen, daß der Vollſtreckungsſchutzantrag von 
vornherein, d. h. ohne daß weitere Erhebungen erforderlich 
wären, offenbar begründet oder offenbar unbegründet er⸗ 
ſcheint, eine Anſicht, die m. E. nicht zu billigen wäre; im 
übrigen kann ſich ein auf den erſten Blick begründeter Antrag 
auf Grund weiterer Erhebungen als unbegründet herausſtellen 
und umgekehrt). 

Die Zurückverweiſung läßt ſich auch nicht mit der auch 
ſonſt viel gehörten Begründung rechtfertigen, man dürfe den 
Parteien nicht eine (oder zwei) Inſtanzen nehmen. Ganz 
abgeſehen davon, daß dieſer Grund ſchon deswegen verſagt, 
weil die Parteien bei neuem Vorbringen eine Aufhebung oder 
Anderung des früheren Beſchluſſes zu erreichen vermögen, 
können derartige Zweckmäßigkeitserwägungen der Zurückwei⸗ 
ſung nur dann zur Stütze dienen, wenn das Geſetz ſie grund⸗ 
ſätzlich zuläßt. Als ſolche Vorſchrift käme hier nur $ 575 
3 O. in Frage. Danach kann das Beſchweß., wenn es die 
Beſchwerde für begründet erachtet, dem Gericht oder dem 
Vorſitzenden, von dem die beſchwerende Entſcheidung erlaſſen 
war, die erforderliche Anordnung übertragen, d. h. alſo zu 
dieſem Zweck die Sache an die Vorinſtanz zurückverweiſen. 
Begründet iſt die Beſchwerde des Gläubigers aber nur dann, 
wenn der Antrag des Schuldners auch im VollſtrMißbrö. 
keine Stütze findet. Das Beſchwß. hat daher ſelbſt in die 
Prüfung dieſer Frage einzutreten. 

Von ſeinem Standpunkt aus folgerichtig verweiſt das 
KG. die Sache auf die Beſchwerde des Gläubigers auch dann 
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an das Vollſtreckungsgericht zurück, wenn das AG. dem An- 
trag des Schuldners zu Uurecht unter Heranziehung ſonſtiger 
Schutzvorſchriften ſtattgegeben hat, ohne zu prüfen, ob die 
Vorausſetzungen des vom Schuldner gleichfalls angezogenen 
VollſtrMißbrG. vorliegen (vgl. JW. 1936, 122135, hier zu⸗ 
ſtimmend Jonas⸗Pohle a. a. O.). 

Auch das halte ich nicht für zutreffend. Eine Zurückver⸗ 
weiſung ließe ſich hier nur auf den auch im Beſchwerdever⸗ 
fahren anzuwendenden § 539 ZPO. ſtützen. Diefe Vorſchrift 
ſetzt aber voraus, daß ein (weſentlicher) Verfahrensmangel 
(error in procedendo) der Entſcheidung des erſten Richters 


Aufſätze 
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zugrunde liegt. Hier handelt es ſich aber um einen Ent⸗ 
ſcheidungsmangel (error in judicando), denn der Vorder⸗ 
richter war prozeſſual nicht verpflichtet, auf das Vorbringen 
des Schuldners, das ſich auf die Anwendung des Vollſtr⸗ 
MißbrG. bezog, einzugehen, wenn er die Erinnerung ſchon 
aus anderen Gründen für durchſchlagend hielt. Eine Zurück⸗ 
verweiſung nach § 575 ZERO. ſchließlich kommt hier aus den 
gleichen Gründen wie oben erörtert nicht in Frage. Das Be⸗ 
ſchwGG. hat ſich daher auch in dieſem Fall der Prüfung zu 
unterziehen, ob die Beſtimmungen des VollſtrMißbrG. den 
Antrag des Schuldners rechtfertigen. 


Arkundenſteuer 


Der Reichsfinanzhof hat in einem Urteil v. 5. Febr. 

1937, II A 268/36, folgende Rechtsſätze aufgeſtellt: 

„J. Die Befreiungsvorſchrift des 8 4 Abſ. 1 Ziff. 1 Urk⸗ 
StG. findet auf Genoſſenſchaften (8 37 UrkStG.) keine 
Anwendung. 

2. Wenn ein Genoſſe ſich in einer Urkunde mit mehreren 


weiteren Geſchäftsanteilen beteiligt, ſo iſt bei der Steuer⸗ 
berechnung der Betrag der Anteile zuſammenzurechnen 


Prozeßvertretung im Ausland 


Der Gau Ausland des NSR B. weiſt noch einmal 
darauf hin, daß es mit den Intereſſen und der Lebenshaltung 
des deutſchen Volkes unvereinbar iſt, wenn deutſche Firmen 
mit der Wahrnehmung von Auslandsprozeſſen jüdiſche An⸗ 
wälte beauftragen. Ein triftiger Grund zur weiteren Berück⸗ 
ſichtigung jüdiſcher Rechtsvertretungen im Ausland kann auch 
von den Wirtſchaftskreiſen trotz aller Einwendungen nur in 
den ſeltenſten Fällen angeführt werden; vielmehr beruht ein 
derartiges volksfeindliches Verhalten faſt ausſchließlich auf der 
Scheu vor einem Anwaltswechſel oder aber auf der Unkennt⸗ 
nis, ob es ſich bei dem mit der Wahrnehmung des Prozeſſes 
beauftragten ausländiſchen Anwalt um einen Arier bzw. 
Nichtarier handelt. Dieſe Unwiſſenheit iſt nicht ſtichhaltig, ſie 
kommt einer verantwortungsloſen Gleichgültigkeit nahe, da ſie 
in keiner Weiſe unſerem völkiſchen Gefühl Rechnung trägt. 

Die deutſche Wirtſchaft kann heute über eine „Welt⸗ 
kartei ariſcher Rechts⸗ und Patentanwälte“, die 
vom Gau Ausland des NS. Rechtswahrer⸗Bundes, Berlin W9, 
Bellevueſtr. 13, geführt und ſtändig vervollſtändigt wird, ver⸗ 
fügen. Zweck dieſer Kartei iſt die Zuſammenfaſſung ſämtlicher 
im Ausland tätigen Anwälte, die bei der Vergebung von Aus⸗ 
landsprozeſſen für deutſche Volksgenoſſen in erſter Linie in 
Frage kommen. 

Was die Auswertung der Weltkartei anbetrifft, ſo handelt 
es ſich im weſentlichen um Auskünfte über Rechts⸗ und Pa⸗ 
tentanwälte im allgemeinen, um die Vermittlung von deut⸗ 
ſchen Anwälten, die Spezialiſten eines ausländiſchen Rechts 
oder gar eines Spezialrechtsgebietes ſind, und endlich um die 
Namhaftmachung ausländiſcher Spezialrechtler. Über die Be⸗ 
nennung der vorbezeichneten Anwälte hinaus vermag der Gau 
Ausland Auskunft zu geben über die weſentlichen Geſichts⸗ 
punkte ausländiſcher Rechtsverfolgung. Zuſtändigkeit der Ge⸗ 
richte, Aufzeigung des zu beſchreitenden Rechtsweges, Prozeß⸗ 
koſtenhöhe (Gerichtsgebühren, Anwaltshonorare), Vorſchüſſe, 
Anwaltszwang, Lokaliſation oder Freizügigkeit der Anwalt 
ſchaft, Sicherheitsleiſtungen, Armenrecht und Vollſtreckbarkeit 
deutſcher Urteile im Ausland, das ſind Fragen, von deren 
Beantwortung im hohen Maße die Anſtrengung oder Weiter⸗ 
führung von im Ausland zu führenden Prozeſſen abhängig iſt. 

Dieſer Hinweis möge die Anwaltſchaft, die Wirtſchaft und 
die weiteſte Offentlichkeit noch einmal darauf aufmerkſam 
machen, ſich in allen Fragen, die die ausländiſche Prozeß⸗ 


Aus der Deutſchen Rechtsfront 


und entſprechend auch die Mindeſtſteuer des 8 37 Abf. 3 

Ziff. 2 UrkStG. nur einmal zu erheben.“ 

Das Urteil iſt im RStBl. 1937, 438 und im Reich⸗ 
zollbl. 1937, 115 veröffentlicht. 

Im Einvernehmen mit dem RS M. hat der RIM. die 
Juſtizbehörden und Notare angewieſen, dieſem Urteil, das 
mit Ziff. XI des Runderlaſſes v. 1. Okt. 1936 (8 5800 — 
20 J) — mitgeteilt mit AV. v. 23. Okt. 1936: D. 1936, 
1639 — teilweiſe in Widerſpruch ſteht, Folge zu leiſten. 

d. RIM. v. 3. Aug. 1937 [5550 — VI d 293]: DJ. 
1937, 1171.) 


führung betreffen, zur koſtenloſen Beratung an die 
Geſchäftsſtelle des Gaues Ausland des NSR B. 
zu wenden, zu ihrer eigenen wie ihres Auftraggebers Sicherheit. 


Perſonalien 


Wie das „Mitteilungsblatt“ 1937, 73 berichtet, hat der 
Reichswalter des NSRB., Rechtsanwalt Dr. Raeke, den 
Reichsrechtsführer um Entbindung von ſeinen Amtern gebeten. 
Der Reichsrechtsführer hat dieſer Bitte mit Wirkung vom 
16. Juni 1937 entſprochen. 

Die Geſchäfte des Leiters des Amtes für Rechtswahrer 
hat der Amtsleiter im Reichsrechtsamt der NSDAP., Land⸗ 
gerichtsrat Dr. Barth, übernommen. Die Geſchäfte des Reichs⸗ 
walters des NSNB. hat ſich der Reichsrechtsführer perſön⸗ 
lich vorbehalten und mit ihrer vorläufigen vertretungsweiſen 
Wahrnehmung den Chef des Miniſteramts Dr. Frank, Ober⸗ 
ſtaatsanwalt Dr. Bühler, beauftragt. 

Die Geſchäfte des Gauführers des NSRB. Berlin werden 
bis auf weiteres von dem Gauamtsleiter Rechtsanwalt und 
Notar Dr. Staege, Berlin, wahrgenommen. 


Keine Sugehörigfeit von miſchlingen zum NSRB. 


Die Beſtimmungen des 84 Ziff. 1 betr. Reinheit des 
Blutes der Mitglieder des NS. Rechtswahrer⸗Bundes bedürfen 
nach 8 6 Ziff. 2 der Erſten Verordnung zum Reichsbürger⸗ 
geſetz vom 14. Nov. 1935 der Zuſtimmung des Reichsinnen⸗ 
miniſters und des Stellvertreters des Führers. 

Im Einvernehmen mit dem Reichsinnenminiſter hat der 
Stellvertreter des Führers nun unter dem 9. März 1937, 
Aktenzeichen III/ 4b, entſchieden, daß Mitglieder beim 
NORD. diejenigen Volksgenoſſen fein können, die auf Grund 
des Berufsbeamtengeſetzes und der übrigen einſchlägigen Be⸗ 
ſtimmungen als Beamte im Dienſt geblieben ſind oder hät⸗ 
ten bleiben können. Somit find Juden und jüdiſche Miſch⸗ 
linge, ſoweit es ſich nicht um Beamte handelt, von der Mit- 
gliedſchaft im NSRB. ausgeſchloſſen. 

(Rundſchreiben Nr. 53/37 v. 30. Juni 1937, veröffentlicht 
im „Mitteilungsblatt“ 1937, 73.) 
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Dr. Siegfried Boſchan, AG R.: Nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Raſſen⸗ und Familiengeſetzgebung. 
Praktiſche Rechtsanwendung und Auswirkungen auf Rechts⸗ 
pflege, Verwaltung und Wirtſchaft. Berlin 1937. Deutſcher 
Rechtsverlag GmbH. 406 S. Preis geb. 12 AM. 

In der Einleitung zu ſeinem Buche ſagt der Verf., es ſei 
Aufgabe ſeiner Darſtellung, „die praktiſchen Auswirkungen der 
nationalſozialiſtiſchen Raſſen⸗ und Familiengeſetzgebung auf den 
einzelnen Rechtsgebieten aufzuzeigen, darüber hinaus aber auch 
darzulegen, welche neuen Grundſätze und Anſchauungen der 
nationalſozialiſtiſche Staat dem deutſchen Volk auf dem Gebiete 
des Raſſen⸗ und Familienrechts gegeben hat und in welcher 
Richtung neben dem geſchriebenen Geſetz die ungeſchriebenen 
Geſetze von Moral, Anſtand, Sitte und Gerechtigkeit Anerken⸗ 
nung und Geltung gefunden haben“. Wenn ich den Verf. recht 
verſtehe, will er damit den ſammelnden Charakter ſeiner Arbeit 
betonen. Man muß geſtehen, daß der Verf. in der Tat eine 
große Anzahl von Entſcheidungen zuſammengetragen und in 
ſeinem Buche verwertet hat, die ſich mit der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Raſſen⸗ und Familiengeſetzgebung befaſſen. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß daneben auch die einſchlägigen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften und die maßgebenden Verwaltungsbeſtimmungen ver⸗ 
arbeitet ſind. Der Rechtswahrer, der ſich beruflich weniger mit 
familienrechtlichen Fragen befaßt, wird ſich, falls er ſich ein⸗ 
mal über die Rechtſprechung der Gerichte in einer beſtimmten 
Frage unterrichten muß, mit Nutzen zu dem Buch von Bo⸗ 
ſchan greifen. 

In einigen Punkten halte ich die Ausführungen des Verf. 
allerdings für recht bedenklich. So iſt z. B. auf S. 26 aufge⸗ 
führt, daß der Jude die Pflicht habe, ſein Kind, welches im 
Hinblick auf die deutſchblütige Abſtammung der Mutter Miſch⸗ 
ling erſten Grades iſt, im deutſchen Sinne zu erziehen und in 
ihm ein unverrückbares Vaterlandsgefühl zu erwecken. Ich 
weiß nicht, wie der Jude zur Erfüllung dieſer Aufgabe fähig 
ſein ſoll. Ich glaube, daß man eine ſolche Erziehung beſtenfalls 
von dem deutſchblütigen Elternteil erwarten kann; von dem 
Juden wird man nur verlangen können, daß er keinen ſchäd⸗ 
lichen Einfluß auf die Erziehung des Kindes ausübt. Auf der⸗ 
ſelben Seite wird von den Miſchlingen erſten Grades aus⸗ 
geſagt, ſie neigten zur deutſchen Volksgemeinſchaft herüber. 
Auch dieſe Auffaſſung iſt m. E. recht bedenklich. 

Nicht unbedenklich ſind auch z. B. die Ausführungen auf 
S. 99. Dort wird geſagt: „Iſt ein Teil Deutſcher, der andere 
Teil Ausländer, ſo ſind die Eheverbote des Blutſchutzgeſetzes 
auch dann zu berückſichtigen, wenn dieſe ausſchließlich auf ſei⸗ 


ten des ausländiſchen Verlobten vorliegen ſollten.“ Die Auf⸗ 


faſſung, daß die Eheverbote des Blutſchutzgeſetzes ſich auch 
gegen ausländiſche Staatsangehörige richten, muß zurückgewie⸗ 
ſen werden und iſt auch an maßgebenden Stellen ſchon wie⸗ 
derholt zurückgewieſen worden. Die Ehefähigkeit des Auslän⸗ 
ders richtet ſich gemäß Art. 13 EGBGB. ausſchließlich nach 
feinem Heimatrecht. Das gilt auch im Rahmen des Blutſchutz⸗ 
geſetzes. Eine Abweichung von Art. 13 EGBGB. liegt nicht 
vor. Wir mußten im Hinblick auf das Haager Eheſchließungsab⸗ 
kommen auch am Staatsangehbrigkeitsprinzip feſthalten. Die 
Eheverbote des Blutſchutzgeſetzes können ſich alſo immer nur 
gegen den Verlobten deutſcher Staatsangehörigkeit richten. Dem 
deutſchblütigen Verlobten deutſcher Staatsangehörigkeit iſt die 
Eingehung einer Raſſenmiſchehe verboten; die Ehefähigkeit des 
Juden ausländiſcher Staatsangehörigkeit richtet ſich immer 
nach ſeinem Heimatrecht. Das iſt nicht nur ein Streit um 
Worte; es iſt unbedingt erforderlich, daß dieſe Scheidung immer 
reinlich vorgenommen wird. Vielleicht liegt bei Boſchan nur 
ein Vergreifen im Ausdruck vor; denn kurz hinterher wird von 
der Zweiſeitigkeit des Ehehinderniſſes der Raſſenſchande ge⸗ 
ſprochen. 

Auf weitere Einzelheiten kann ich hier nicht näher ein⸗ 
gehen. Im Intereſſe des Werkes darf man aber vielleicht an 
den Verf. die Bitte richten, bei einer Neubearbeitung ſolchen 
Unebenheiten beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen. 

Noch eine Bemerkung kann ich nicht unterdrücken. Die 
Ausführungen füllen nur 212 Seiten. Für die Wiedergabe des 
Textes von Geſetzen, Verordnungen und Verwaltungsbeſtim⸗ 
mungen find 186 Seiten gebraucht. Das iſt zuviel. Eine erheb⸗ 
liche Kürzung der Texte wäre zu wünſchen und auch möglich 
geweſen. Ein Beiſpiel nur: ich vermag nicht einzuſehen, weshalb 
3. B. das ErbkrNachwGeſ. und fünf Ausführungsverordnungen 


vollſtandig abgedruckt find, obgleich die Unfruchtbarmachung 
aus erbpflegeriſchen Gründen in dem Buche nicht behandelt iſt. 
Auch an anderen Stellen im Textteil konnte gekürzt werden. 
Der Preis des Buches würde ſich dadurch ermäßigen. 
Es bleibt mir noch die Pflicht, die gute und gediegene 
Ausſtattung des Werkes hervorzuheben. 
OLGR. Maßfeller, Berlin. 


Prof. Dr. Wilhelm Laforet: Deutſches Verwal⸗ 
tungsrecht (Leitfäden der Rechtswiſſenſchaft). München 
1937. Verlag Duncker & Humblot. VIII, 284 S. Preis geb. 
9,50 RM. 

Das Buch iſt eine beachtliche Neuerſcheinung. Es übertrifft 
nach Inhalt und Umfang bei weitem die Erwartungen, die man 
an einen „Leitfaden“ ſtellt. Auch die beſcheidene Bezeichnung 
„Grundriß“, die der Verf. ſeinem Werk im Vorwort gibt, wird 
der umfaſſenden ſtofflichen Fülle und der gediegenen Gründlich⸗ 
keit des Buches nicht gerecht. In Wahrheit handelt es ſich um 
ein ausgezeichnetes Lehrbuch des Verwaltungsrechts, mit dem 
der Verf. die Fülle einer reifen Erfahrung und eines ausge⸗ 
breiteten Wiſſens in den Dienſt der fachlichen Ausbildung des 
juriſtiſchen Nachwuchſes und zugleich in den Dienſt des werden⸗ 
den einheitlichen deutſchen Verwaltungsrechts ſtellt. 

Das wiſſenſchaftliche Schrifttum des Verwaltungsrechts 
bietet heute weitgehend das Bild einer verdienſtvollen Beſtands⸗ 
aufnahme der bisherigen deutſchen Landesrechte und einer Über⸗ 
prüfung der Verwertbarkeit dieſer Rechte für das kommende 
einheitliche Reichsrecht. Dieſes erfreuliche Bemühen, die Ver⸗ 
waltungserfahrung der deutſchen Länder für die Zukunft des 
geſamten deutſchen Volkes nutzbar zu machen, gibt auch dem 
vorliegenden Buch ſein beſonderes Gepräge. In ihm werden 
die beachtlichen Erfahrungsſchätze der bayeriſchen Verwaltung, 
ihrer Rechtspflege und Wiſſenſchaft gehoben und als wertvolles 
Gut für die Neugeſtaltung des kommenden Reichsrechts bereit⸗ 
geſtellt. Dieſer Standort, von dem die Darlegungen des Verf. 
ihren Ausgang nehmen, verleiht dem Buch eine erhöhte Be⸗ 
deutung für die Rechtswahrer des Landes Bayern, — für die 
„fertigen“ ebenſo wie für die noch im Studium oder im Vor⸗ 
bereitungsdienſt begriffenen. Ihnen zeigt der Verf. mit ein- 
dringlicher Blickſchärfe, daß auch das überkommene bayeriſche 
Recht ſchon weitgehend in die Umbildung des bisherigen einzel⸗ 
ſtaatlichen Verwaltungsrechts zum neuen deutſchen Verwal⸗ 
tungsrecht einbezogen iſt. Dadurch gewährt der Verf. den baye⸗ 
riſchen Rechtswahrern die Möglichkeit, „von vertrautem Boden 
aus“ Anſchluß zu finden an das werdende Recht der Zukunft. 
Aber auch außerhalb Bayerns wird man das vorliegende Buch, 
zumal es ſich eingehend ſowohl mit den verwaltungsrechtlichen 
Grundbegriffen und allgemeinen Lehren wie auch mit den bereits 
vereinheitlichten Teilgebieten des Verwaltungsrechts des Reiches, 
z. B. mit der Deutſchen Gemeindeordnung und dem Deutſchen Be⸗ 
amtengeſetz, befaßt, wegen ſeines hohen unterrichtlichen Wertes — 
nicht zuletzt für den Selbſtunterricht und die Weiterbildung — 
mit großem Nutzen in die Hand nehmen. Die reiche Fülle der je⸗ 
weils gebotenen erläuternden Beiſpiele, mit denen der Verf. dem 
vorgetragenen Stoff Anſchaulichkeit und Leben verleiht, und 
die Kunſt, mit der dieſer Stoff in einprägſame Formulierungen 
gekleidet wird, ſichern dem Buch im verwaltungsrechtlichen 
Schrifttum der Gegenwart eine beſondere Beachtung. Dieſe Be⸗ 
achtung ſollte dem Buch vor allem auch von denen gewidmet 
werden, die ſelbſt am großen Werk der Neugeſtaltung des 
deutſchen Rechts — ſei es in den zuſtändigen Miniſterien oder 
ſei es in der Akademie für Deutiches Recht, im fachwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Schrifttum oder anderwärts — mitarbeiten. Ihnen 
wird das Buch reiche und nachwirkende Anregungen ver⸗ 
mitteln. . 

Der große Wert des vorliegenden Buches liegt vor allem 
in ſeiner konſequenten Ausrichtung an der Rechtswirklichkeit. 
Der „ſpekulative Charakter“, der manchem Werk des neueren 
Schrifttums — ſehr zu ſeinem Nachteil — das Gepräge gibt, 
liegt den Ausführungen des Verf. völlig fern. Der Verf. befolgt 
die „induktive“ Methode, deren Ausgangspunkt die Wirklichkeit des 
Rechtslebens iſt. Daher liegt auch das Schwergewicht des Buches 
vor allem in einer gründlichen Unterſuchung des empiriſchen 
Rechtsſtoffes, die der Verf. mit ausdauernder Beharrlichkeit in 
allen Teilen ſeines ſorgfältigen Werkes vornimmt. Die innere 
Fruchtbarkeit einer ſolchen Arbeitsweiſe zeigt ſich z. B. in dem 
vortrefflichen Abſchnitt des Buches „Pflichten und Rechte aus 
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der Gemeinſchaft“ (S. 42—64). Hier — wie auch ſonſt im Buch 
des Verf. — erweiſt es ſich, daß die wiſſenſchaftliche Ausrich⸗ 
tung an der Rechts wirklichkeit keinesfalls in den Poſitivismus 
der zurückliegenden Zeit einmünden muß. Die Wirklichkeit des 
Poſitivismus war die Enge und Dürftigkeit einer ausdrücklich 
ſtatuierten Norm. Über ſie greift der Wirklichkeitsbegriff, der 
hier gemeint iſt, weit hinaus. An der Wirklichkeit ausgerichtet 
ſein heißt nicht, dem toten Stoffe hörig ſein! Auch die Welt 
der Werte, die der Poſitivismus ins „Metajuriſtiſche“ verwies, 
gehört zur umfaſſenden Wirklichkeit eines aufgeſchloſſenen Rechts⸗ 
denkens. Daß es dieſe Wirklichkeit iſt, an der das Denken des 
Verf, ausgerichtet iſt, wird in ſeinem Buche immer wieder 
ſpürbar (vgl. z. B. S. 2: „Vor dem Staat ſteht das. 
Volk, zu deſſen dauerndem äußeren und inneren Beſtand zu 
wirken der Einzelne durch das höhere Sittengeſetz verpflichtet 
iſt!“; S. 3: „Jedes Recht iſt ſchon in ſich durch die übergeord⸗ 
neten Bindungen der Gemeinſchaft begrenzt. ... Auf dieſer 
Grundlage regelt das Verwaltungsrecht die Rechtsbeziehungen 
des Einzelnen in der Gemeinſchaft“; auf S. 40 ſpricht der Verf. 
von einem „aus der Gemeinſchaft fließenden Rechtsanſpruch“, 
und auf S. 47 ſagt er programmatiſch: „Das Entſcheidende 
liegt in der richtigen Erkenntnis der Gemeinſchaft“; auf S. 48 
heißt es: „Die Gemeinſchaft iſt nicht nur ein Machtverhältnis, 
ſondern eine lebendige Verbindung von Pflichten und Rechten“ 
uſw.). Der Wirklichkeitsſinn des Verf. geht alſo mit einer ern⸗ 
ſten ſittlichen Grundhaltung Hand in Hand. Er bewahrt den 
Verf. aber vor der Gefahr eines Abgleitens in bloße „Begriffs⸗ 
wiſſenſchaft“, die im heutigen Schrifttum nicht ſelten feftzu- 
ſtellen iſt. Wer nach dem Studium des vorliegenden Buches die 
Augen wieder erhebt und um ſich ſchaut, weiß, daß er in der 
gleichen Welt geblieben iſt; bei manchem anderen Buch da⸗ 
gegen erſcheint ihm die Welt des Buches und das Buch der 
Welt voll tauſend Widerſprüche. 


RA. Reuß, Berlin. 


Preußiſches Verwaltungsrecht. Sammlung des gel⸗ 
tenden Rechts in jeweils neueſtem Stand. Textausgabe mit 
Verweiſungen, Angaben über Schrifttum und Sachverzeichnis 
von Prof. Dr. Werner Weber, Berlin. München und 
Berlin 1937. Verlag C. H. Beck. XXI, 1001 S. Loſe⸗ 
blattausgabe in Leinenordner. Preis 9,.— RM. 

Das Preuß. Verwaltungsrecht iſt ſchon durch die ſeit 1931 
einſetzenden Verwaltungsreformen, insbeſondere aber im Zuge 
der Schaffung des nationalſozialiſtiſchen Einheitsſtaats, tief⸗ 
greifend umgeſtaltet worden. So lange der endgültige Aufbau 
des. Reichsverwaltungsrechts noch nicht vollzogen iſt, kommt 
dem Preuß. Verwaltungsrecht nicht nur für die Nechtslehre, 
ſondern vor allem für die Verwaltungspraxis auch heute noch 
eine beſondere Stellung zu. Leider fehlte es bisher an einer 
Geſetzesſammlung, die den heute geltenden Wortlaut der zahl⸗ 
reichen, von der Umgeſtaltung betroffenen und der neuen Ge⸗ 
ſetze und Verordnungen wiedergab. Die früher in dem Beckſchen 
Verlage erſchienene Sammlung preuß. Geſetze ſtaats⸗ und ver⸗ 
waltungsrechtlichen Inhalts war ſeit langem veraltet. Eine 
Orientierung an Hand veralteter Geſetzestexte war ſchwerlich 
oder gar nicht möglich, weil die neuen Geſetze und Verord⸗ 
nungen in vielen Fallen durchaus nicht ausdrücklich die alten 
Geſetze aufhoben. Die Umgeſtaltung des älteren Rechts hat ſich 
vielmehr vielfach ſtillſchweigend vollzogen, ohne daß ſich Um⸗ 
fang und Wirkung der Anderung ohne weiteres erkennen ließen. 

Für eine Sammlung der Geſetze des Preuß. Verwaltungs⸗ 
rechts beſtand daher ſeit langer Zeit ein großes Bedürfnis. 

Die vorliegende Ausgabe von Weber ſtellt den Wort⸗ 
laut der z. 3. geltenden preuß. Verwaltungsgeſetze zuſammen. 
Sie enthält auch das geltende „Staatsrecht“ Preußens, ſoweit 
es heute noch von Bedeutung ift, mit Ausnahme des „Staats⸗ 
kirchenrechts“. Die loſe Blattform der Ausgabe ermöglicht es, 
auch künftigen Neuſchöpfungen und Rechtsänderungen Rech⸗ 
nung zu tragen. 8 

Gegenüber der früheren Beckſchen Ausgabe ſtaats⸗ und 
verwaltungsrechtlicher Geſetze Preußens iſt die vorliegende Aus⸗ 
gabe im Umfang nicht unerheblich geringer. Dem Verf. iſt es 
gelungen, eine ſtrenge Sichtung der ihm zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Geſetzesmaterialien vorzunehmen. Der Kenner der Materie 
weiß, was es im übrigen für eine ſchwierige und undankbare 
Aufgabe war, feſtzuſtellen, inwieweit frühere preuß. Geſetze 
noch heute Geltung oder Bedeutung beanſpruchen können. Es 
iſt dem Verf. in vollem Umfange gelungen, hier eine in jeder 
Beziehung brauchbare und zuverläſſige Zuſammenſtellung zu 

affen. 

5 r die Frage, ob die eine oder andere Geſetzesquelle als 

ſo wichtig anzufehen war, daß fie in dieſer Geſetzesſammlung 
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aufgenommen werden ſollte, läßt ſich natürlich ſtreiten. Ich 
glaube aber, es würde den Wert der Sammlung erhöhen, wenn 
zukünftig von den Beſtimmungen des PrACK. nicht nur die 
3 74, 75 Einl. mit der AKO. v. 4. Dez. 1831 und der wohl 
aus hiſtoriſchen Gründen aufgenommene 810 II 17 Ad R., 
ſondern auch die anderen noch heute zu berückſichtigenden Be⸗ 
ſtimmungen des ALR. abgedruckt würden (3. B. §§ 88 ff. II 10 
Ag.). Auch der Abdruck der preuß. Defekten VO. von 1844 iſt 
für den Praktiker erforderlich. 

Die kurzen treffenden Verweiſungen, die Angaben über 
Schrifttum und das Sachverzeichnis erhöhen die Benutzbarkeit 
der Sammlung. Im übrigen entſpricht die Anordnung der 
Sammlung der bereits bewährten Anlage der übrigen Textaus⸗ 
gaben des Beckſchen Verlages. 

RA. Dr. von Bohlen, Berlin. 


Die Verwaltungs ⸗Akademie. Ein Handbuch für den 
Beamten im nationalſozialiſtiſchen Staat. Herausgegeben von 
den StSekr. Dr. Lammers und Pfund kner. Lieferung 51 
und 52. Berlin 1937. Induſtrieverlag Spaeth & Linde. Preis 
je Lieferung 1 AM. Geſamtwerk mit 52 Lieferungen in drei 
Bänden mit drei Sammelmappen 56,30 Ru. 


Mit den Lieferungen 51 und 52 („Gemeinde und Staat, 
Partei, Volk, Wirtſchaft“ von Oberbürgermeiſter Weide⸗ 
mann und Sachregiſter des Geſamtwerkes) iſt die Verwaltungs⸗ 
Akademie abgeſchloſſen. In einem Zeitraum von drei Jahren iſt 
hier die erſte zuſammenfaſſende Darſtellung der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staats- Rechts⸗ und Wirtſchaftsauffaſſung geſchaffen wor⸗ 
den. Die bei der erſten Beſprechung (JW. 1935, 272) auf Grund 
der erſten Lieferungen geſetzten Hoffnungen und Erwartungen 
ſind voll und ganz erfüllt worden. 

Das Geſamtwerk gliedert ſich in drei Bände. Der erſte Band 
behandelt die weltanſchaulichen, politiſchen und ſtaatsrechtlichen 
Grundlagen des nationalſozialiſtiſchen Staates. In ihm kommen 
u. a. die Reichsleiter Roſenberg, Dietrich und Darré, 
Gauleiter Bohle, die StSekr. Reinhardt, Stuckart und 
Freisler und Min. Dr. Fabricius zu Wort. Der Band 
enthält Beiträge über den Nationalſozialismus als Weltanſchauung 
und Staatsgedanken, über feine raſſiſche und völkiſche Grundlage, 
über das Programm, den Aufbau und die Geſchichte der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung, über Bevölkerungs⸗ und Raſſenpolitik, 
Familienpflege, Staatsrecht, Führerſtaat, Reichskulturkammer, Er⸗ 
ziehung u. a. m. 

Im zweiten Band find Beiträge u. a. von Weideman n, 
Fiehler Seel, Kehrl, Hafelmayr, Hueck, Hede⸗ 
mann, Hepmann, Schaffſtein, Kiſch zu dem Haupt⸗ 
thema „Der Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Staates“ enthalten. 
Die Abhandlungen erörtern teils den verwaltungsrechtlichen Auf⸗ 
bau, teils die einzelnen Rechtsgebiete. 

Der dritte Band ſteht unter dem Thema „Die Wirtſchaftsordnung 
des nationalſozialiſtiſchen Staates“ und enthält u. a. Beiträge von 
den StSekr. Poſſe, Backe, Koenigs, Hierl, RPoſtMin. 
Ohneſorge, Dr. Syrup, Dr. Reiſchle. 

Das Handbuch iſt für den Beamten, aber auch für viele an⸗ 
dere, die ſich ehrlich um die Erkenntnis des Nationalſozialismus 
mühen, ein borzügliches Hilfsmittel, in das Ideengut der Be⸗ 
wegung einzudringen. Das Studium des Werkes gewährleiſtet 
eine gründliche Schulung im nationalſozialiſtiſchen Denken auf 
allen Gebieten unſeres Staats⸗ und Wirtſchaftslebens, es bereitet 
Freude, gibt Verſtändnis und erleichtert die Arbeit. Seine An⸗ 
ſchaffung kann jedem empfohlen werden. 

Aſſeſſor R. Leppin, Berlin. 


Dr. Wilhelm Stuckart, StSekr. im RMd ., und Dr. Wil- 
helm Albrecht, ORegR. z. D.: Neues Staatsrecht. 
(Schaeffers Neugeſtaltung von Recht und Wirtſchaft, Heft 13, 
J. Teil.) 9. durchgeſehene und ergänzte Auflage. Leipzig 1937. 
Nee W. Kohlhammer, Abt. Schaeffer. 152 S. Preis kart. 

RM. 


Das „Neue Staatsrecht“ von Studart und Al- 
brecht iſt von mir zuletzt JW. 1936, 1589 beſprochen worden. 
Die Anlage des Grundriſſes, deſſen Umfang ſich inzwiſchen erheb⸗ 
lich vermehrt hat, iſt dieſelbe geblieben. Der Grundriß gibt nicht 
eine ſyſtematiſche Darſtellung des geltenden Staatsrechts, ſondern 
reiht in chronologiſcher Wiedergabe die Ereigniſſe der vier Jahre 
nationalſoztaliſtiſchen Staatsaufbaues aneinander an. 5 

Darin liegt ein gewiſſer Nachteil, auf den bereits in der 
früheren Beſprechung hingewieſen wurde. Andererſeits gibt gerade 
dieſe chronologiſche Schilderung, die außerordentlich intereſſant ge⸗ 
ſtaltet iſt, einen hervorragenden hiſtoriſchen Überblick über das 
Entſtehen des nationalſozialiſtiſchen Staatsrechts. 
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Gegenüber den Vorauflagen ift nunmehr neu hinzugekommen 
die Darſtellung des vierten Jahres des nationalſozialiſtiſchen 
Staatsaufbaues: Die Aufhebung der Hoheitsbeſchränkungen des 
Reiches, insbeſ. durch Remilitariſterung des Rheinlandes, durch die 
Wiederherſtellung der Waſſerſtraßenhoheit und durch die Wieder⸗ 
herſtellung der Reichshoheit über Reichsbahn und Reichsbank. So⸗ 
dann iſt Bedeutung und Durchführung des Vierjahresplans er⸗ 
örtert. Es folgt die Wiedergabe der Zuſammenfaſſung der poli⸗ 
zeilichen Aufgaben im Reich, der Überführung der deutſchen Jugend 
in die Hitlerjugend und der Vereinheitlichung des Haushaltsrechts 
in Reich und Ländern. Berückſichtigt iſt ferner die Neuordnung der 
Verfaſſung und Verwaltung der Reichshauptſtadt, das Groß⸗Ham⸗ 
burg⸗Geſetz und ſchließlich ſind die grundlegenden Leitſätze des 
neuen Beamtenrechts auf Grund des Geſ. v. 26. Jan. 1937 auf⸗ 
gezeigt. Die Schilderung der Beiträge des vierten Jahres zur Fort⸗ 
entwicklung des nationalſozialiſtiſchen Staatsrechts ſchließt mit dem 
Ermächtigungsgeſetz v. 30. Jan. 1937. Die Geſetzgebung iſt bis 
Anfang April 1937 verarbeitet. ‘ 

Auch bei Darſtellung des ſtaatsrechtlichen Geſchehens im 
vierten Jahre nationalſozialiſtiſchen Staatsaufbaues beſchränken 
ſich die Verf. nicht darauf, lediglich mehr oder weniger Geſetzes⸗ 
text wiederzugeben, ſie zeigen vortrefflich und in anſchaulicher 
Weiſe die inneren Zuſammenhänge auf. Aus der Durcharbeitung 
des Grundriſſes kann daber jedermann nur Nutzen ziehen. 

NA. Dr. v. Bohlen, Berlin. 
Dr. Wilhelm Stuckart, StSekr. im RMd., und Dr. 
Walter Scheerbarth, OReggt., Dozent: Neues Ver⸗ 
waltungsrecht. (Schaeffers Neugeſtaltung von Recht und 
Wirtſchaft, Heft 14, I. Teil.) 1. Aufl. Leipzig 1937. Verlag W. 
Kohlhammer, Abt. Schaeffer. 77 S. Preis kart. 1,80 RR. 

Der Grundriß „Verwaltungsrecht“ von Stuckart 
und Scheerbarth unternimmt den Verſuch, das ſchwierige Ge⸗ 
biet des Verwaltungsrechts in der bisher für ſo viele Sachgebiete 
bewährten Darſtellungsart von „Schaeffer“ wiederzugeben. Die 
Verf. gliedern ihren Grundriß in 1. Allgemeine Lehren (S. 5—32), 
2. Verwaltungsbehörden (S. 33—55), 3. Verfahren (S. 56 — 74). 
Daraus ergibt ſich ſchon, daß es ſich nur um eine ganz knappe 
Darſtellung handelt. Unter den allgemeinen Lehren ſind lediglich 
behandelt: Begriff der Verwaltung, das Verhältnis der Verwal⸗ 
tung zur Führung, zur NSDAP. und zur Juſtiz, ferner Rechts⸗ 
quellen, der Verwaltungsakt und die öffentlichen Sachen — alles 
insgeſamt auf noch nicht 30 Seiten. Die einzelnen Partien ſind 
durchaus verſchiedenartig bearbeitet, ſo z. B. ſehr eingehend und 
vortrefflich die Schilderung des Kompetenzkonfliktes (S. 14 ff.), der 
Behördenorganiſation, des Verwaltungsrechtsſchutzes, der Verwal⸗ 
tungsgerichtsbarkeit, der Zwangsvollſtreckung in der Verwaltung. 
Andererſeits wird über den Aufopferungsanſpruch nach §8 74, 75 
EinlALR. weiter nichts geſagt, als daß er durch den Wandel der 
Rechtsanſchauung ſeine praktiſche Bedeutung teilweiſe verloren 
habe, wie überhaupt der Abſchnitt allgemeine Lehren ſehr kurz ge⸗ 
raten iſt. 

Das wird derjenige, der Verwaltungsrecht erſt lernen will, 
bei Benutzung dieſes Grundriſſes beachten müſſen. Der Grundriß 
wird daher nur für den brauchbar ſein, der bereits über Kennt⸗ 
niſſe im Verwaltungsrecht verfügt und ſich nunmehr noch einmal 
das rohe Gerippe vor Augen führen will. 

Davon abgeſehen iſt die bewährte Darſtellungsart der Schaef⸗ 
ferſammlung eingehalten. Der Grundriß iſt ſehr knapp; aber alles 
das, was wiedergegeben iſt, iſt außerordentlich geſchickt, klar und 
anregend. 

RA. Dr. v. Bohlen, Berlin. 


Dr. Harry Goetz: Die Deutſche Gemeindeord⸗ 
nung vom 30. Jan. 1935. Textausgabe. 6. Aufl. Stutt⸗ 
gart u. Berlin 1937. Verlag W. Kohlhammer. XXIII, 474 S. 
Preis geb. 1,80 AM. 

Die handliche Textausgabe zur Deutſchen Gemeindeord⸗ 
nung von Goetz liegt nunmehr bereits in ſechſter Auflage 
vor. Außer dem Geſetzestext der Deutſchen Gemeindeordnung 
enthält die Textausgabe die vollſtändige amtliche Begrün⸗ 
dung und ſämtliche bis zum 15. Nov. 1936 erſchienenen 
Durchführungsverordnungen, Ausführungsanweiſungen, Mini⸗ 
ſterialerlaſſe, ferner die bis zum 15. Juli 1936 ergangenen 
neuen Anweiſungen des Stellvertreters des Führers an die Be⸗ 
auftragten der NSDAP. in der Gemeinde. In einem Anhang 
iſt das Geſetz über die Verfaſſung und Verwaltung der Reichs⸗ 
hauptſtadt Berlin v. 1. Dez. 1936 abgedruckt. 

Damit enthält die Textausgabe alle das Deutſche Ge⸗ 
meinderecht betreffenden Geſetzesmaterialien, die für die Tätig⸗ 
keit in der Gemeindeverwaltung benötigt werden. Darin liegt 
der Wert dieſer verbreiteten Textausgabe. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die von dem Herausgeber verfaßte Einführung iſt gegen⸗ 
über den Vorauflagen erweitert. Ein brauchbares Sachregiſter 
erhöht die Benutzbarkeit und ſchnelle Orientierung. 

RA. Dr. von Bohlen, Berlin. 


RA. und Notar Quandt, Rummelsburg i. P.: Entſchei⸗ 
dungsmagazin (Sammlung von Rechtſprechungsleit⸗ 
ſätzen) aus Fachzeitſchriften zuſammengeſtellt. Neuſtadt⸗Rüben 
berge 1937. Verlag W. Sicius. Preis 12 Ke. 

Der Verf. bringt die Ergäuzungsblätter für 1936, und 
zwar etwa 500 Blatt mit, wie augegeben, mehr als 6000 Ent⸗ 
ſcheidungen. Das Buch bringt wiederum in glücklicher Faſſung 
die Zuſammenſtellung von Leitſätzen von Enutſcheidungen, ſeine 
Überſichtlichkeit hat dadurch gewonnen, daß es jetzt nach Blät⸗ 
tern, nicht nach Seiten geordnet iſt (die Seiten der alten Jahr⸗ 
gänge ſind in Klammern beigefügt), ſo daß neue Gruppen 
immer rechts, nicht mehr auf der Rückſeite des Blattes be⸗ 
ginnen. 

Das Buch gewährt mit ſeiner Überſicht über jetzt 3 Jahre 
Rechtſprechung mit vielen Verweiſungen eine ſchuelle Hilfe und 
eine ſichere Quelle für das, was an neueſter Rechtſprechung 
zu den verſchiedenſten Gebieten vorhanden iſt. 

Dieſe Hilfe wird jeder Rechtswahrer bei der ungeheueren 
Menge des Materials zu ſchätzen und dem Verf. für ſeine ſorg⸗ 
fältige und mühevolle Ergänzung des bisherigen Werkes Dank 
wiſſen. Gerade Rechtswahrer, die ſich jeden Band, den ſie für 
ihre Bücherei anſchaffen, aufs genaueſte überlegen müſſen, 
ſollten ſich dieſes Werk aufchaffen, das ihnen jo bequem und 
überſichtlich eine ſorgfältig bearbeitete Überſicht verſchafft. 

Möge auch dem neuen Jahrgang „Quandt“ eine weitere 
Verbreitung beſchieden ſein! 

RA. Carl, Düſſeldorf. 


RegR. a. D. Dr. Wolfgang Flad, RegAſſ. Gerhard 
Berghold und Reg Aſſ. Dr. Helmut Fabricius: 
Das neue Deviſenrecht. Sammlung der deviſenrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen. Berlin 1937. Weidmannſche Verlags⸗ 
buchhdlg. 764 S. Preis des Geſamtwerkes einſchl. 1.— 7. Er⸗ 
gänz.⸗Liefg. 24 K.. 2 Loſeblatt⸗Einbanddecken in Leinen 
Bd. I u. II 4,— AM. 

Die 5.—7. Ergänzungslieferung dieſes erſtmals 1935 er⸗ 
ſchienenen Kurzkommentars bringen das Werk auf den Stand 
vom März 1937. Bekanntlich iſt der Kommentar in vier Teile 
gegliedert, von denen Teil A nunmehr das Dev®. v. 4. Febr. 
1935 und die Durchführungsverordnungen bis zur 9. Durchf VO. 
v. 20. Febr. 1937, das Geſ. über Zahlungsverbindlichkeiten 
gegenüber dem Ausland (Transfergeſetz), die Bekanntmachung 
zur 2. Durchf VO. v. 29. Dez. 1936, die Bekanntmachungen über 
die Verwahrung ausländiſcher Wertpapiere, das Geſ. zur An⸗ 
derung des Dev. v. 1. Dez. 1936 und die Bekanntmachung 
über den Handel mit ausländiſchen Wertpapieren enthält. 

Teil B bringt die Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung, die am 19. Dez. 1936 in neuer Faſſung bekanntgemacht 
wurden, und erfährt ſomit eine völlige Neugeſtaltung. Teil C 
und D bringen die Nebengeſetze und verordnungen und die 
Runderlaſſe und Zuſammenſtellungen. Hier haben ſich insbe⸗ 
ſondere für die Verrechnungsabkommen mit den einzelnen Län⸗ 
deru weitgehende Anderungen ergeben. Überhaupt bleibt von 
dem urſprünglichen Werke, obwohl es noch keine zwei Jahre 
alt geworden iſt, nicht viel übrig. Der Vorteil der Loſeblatt⸗ 
form tritt bei einem Gebiete, das wie das Deviſenrecht ſtän⸗ 
digen Abänderungen unterworfen iſt, beſonders in die Er⸗ 
ſcheinung. Es erſpart fortwährende Neuanſchaffungen und hält 
den Leſer nicht nur hinſichtlich der Geſetzgebung, ſondern auch 
der Rechtſprechung auf dem laufenden. Da mit einem Abſchluß 
in der Entwicklung des Deviſenrechts in abſehbarer Zukunft 
nicht zu rechnen iſt, wird der umfaſſende und dennoch handliche 
Kommentar in ſeiner neuen und ſeiner künftigen Geſtalt für 
den Praktiker nicht entbehrlich ſein. 8 

„ RA. Dr. Leuchs⸗Mack, Frankfurt a. M. 


GerAſſ. Dr. Roland Kuhn: Die Nebenkoſten des 
Handelsverkehrs im Deutſchen Deviſenrecht 
mit beſonderer Berückſichtigung der Schiffahrt und der Son⸗ 
derregelungen mit einzelnen Ländern. Hamburg 1937. Ver⸗ 
lag: „Hanſa“, Deutſche Schiffahrts⸗Zeitſchrift. XX, 304 S. 
Preis 8,50 AM. 

Das Buch wird zweifellos den Spediteuren und den be⸗ 
treffenden Abteilungen der großen Konzerne weſentliche Dienſte 
leiſten. Auch bei den Handelskammern ſollte es zu finden ſein. 
Für den Anwalt und Deviſenberater dürfte ſich die Anſchaffung 
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weniger lohnen, weil bei ihm die einſchlägigen Fragen ſeltener 
vorkommen und gewöhnlich die betreffenden Fachkreiſe auf 
ihrem beſonderen Gebiete ſchon über beſſere Kenutniſſe und 
auch Beziehungen verfügen. Das Gebiet der Nebenkoſten iſt auf 
dem Geſamtgebiet der Deviſenbewirtſchaftung eines derjenigen, 
wo die Unerfreulichkeiten des ganzen Syſtems ſich am deutlich⸗ 
ſten zeigen. Bezeichnend für dieſe Materie iſt es, wenn der Verf. 
bei aller anzuerkennenden Kürze und Deutlichkeit doch 13 Sei⸗ 
ten für Begriffsbeſtimmungen und 4 Seiten über Zuſtändig⸗ 
keit gebraucht. Zum Teil erklärt ſich das allerdings daraus, 
daß der Verf. den Begriff der Nebenkoſten ſehr weit zieht und 
darunter auch Lizenzen, Schiffahrt und ähnliches verſteht, was 
richtiger doch zu den Dienſtleiſtungen und zum Verkehr mit 
immateriellen Gütern gehört. Die Feſtſtellung, daß Deutſchland 
alljährlich über 1 Milliarde Reichsmark in Deviſen für die 
ſogenannten Nebenkoſten ausgebe, könnte daher leicht mißver⸗ 
ſtanden werden und namentlich die Deviſenſtellen und Über⸗ 
wachungsſtellen verleiten, auf dieſem beſonderen Gebiete noch 
ängſtlicher, um nicht zu ſagen kleinlicher zu werden, als ſie es 
jetzt ſchon ſein müſſen. Soweit man das inhaltsreiche Buch 
in der kurzen Zeit, die für die Beſprechung zur Verfügung 
ſteht, beurteilen kann, wird es die vom Verf. für „an ſich 
großzügig“ angeſehene deviſenrechtliche Regelung in Zukunft 
nicht erleichtern, weil es nicht ſo ſehr von der wirtſchaftlichen 
als von der Verwaltungsſeite an die Probleme herangeht. Als 
Beiſpiel ſei auf die Stellungnahme zur Trausportverſicherung 
(S. 54 und 80) hingewieſen. Es mag für die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung vorteilhafter erſcheinen, wenn die Verſicherung vom 
Einführer im Inland gedeckt wird, aber der oft notwendige 
Rembourskredit wird bei einer inländiſchen Verſicherung der 
Ware erſchwert ſein und zudem haben die ausländiſchen Ab⸗ 
lader gewöhulich ſo billige Generalpolicen, daß es für das Ge⸗ 
ſchäft vorteilhafter iſt, wenn ſie im Rahmen dieſer General⸗ 
policen die Verſicherung mit übernehmen. Ein weiteres Bei⸗ 
ſpiel iſt die Frage der Einfuhr frei deutſcher Grenze (S. 81), 
wo die Anordnung der Reichsſtelle, nach Möglichkeit auf die 
Klauſel „frei deutſche Grenze“ hinzuwirken, zu einer ziemlichen 
Verwirrung geführt hat, worüber von den verſchiedenſten Sei⸗ 
ten geklagt wird. Schließlich wäre in einem derartigen Werke 
ein Hinweis nützlich geweſen über die Handhabung der all⸗ 
gemeinen Geuehmigungen in ſolchen Fällen, wo die wirtſchaft⸗ 
liche Zweckmäßigkeit mit einer formellen Anordnung der Ver⸗ 
waltungsſtelle unvereinbar iſt. überſchreitung von Telegraphen⸗ 
ſpeſen, Aufnahme kleiner Kredite vom Ausland für Taxen oder 
Sachverſtändigen⸗Gutachten und alles dergleichen ſollten die 
Deviſen⸗ und Überwachungsſtellen nicht ſogleich unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Strafbarkeit behandeln, ſondern unter dem Leit⸗ 
ſatz aus Ri. 1 6: 

„Da das Geſetz der deutſchen Volkswirtſchaft dienen ſoll, 
iſt es bei aller gebotenen Entſchiedenheit in der Bekämpfung 
gemeinſchädlicher Maßnahmen, in der Auslegung und der tech⸗ 
niſchen Anwendung ſo zu handhaben, daß auf die volks⸗ 
wirtſchaftlich gerechtfertigten Bedürfniſſe 
Rückſicht genommen wird, ſoweit ſie bei der gegenwärtigen 
Lage irgend befriedigt werden können.“ 

Vermerkt ſei noch die zutreffende ablehnende Stellung⸗ 
nahme (S. 127) gegenüber Hoffmann⸗Burges in der 
Frage, ob inländiſche Angeſtellte oder Arbeiter, die im Aus⸗ 
125 ie 1 einem Ausländer bezahlt werden, mit 
ihren Bezügen anbietungspflichtig find (vgl. Langen: JW. 
1957, 5290 gspflichtig ſind (vg 9 3 

RA. Dr. Eugen Langen, Berlin. 


Arbeitsrecht Kartei. (Loſeblatt⸗Lexikon des Arbeits⸗ 
und des Sozialrechts.) Herausg. von Ac Dir. Dr. Kalle e, 
Stuttgart. Stuttgart, Verlag für Wirtſchaft und Verkehr, 
Forkel & Co. 

Vgl. zuletzt JW. 1937, 1143. 

Die altbewährte Stuttgarter Kartei bringt in ihren 
neueſten Lieferungen (592 bis 603) mehrere Beiträge von 
Steinmann und Bertin, die ſich mit dem Inhalt der 
wichtigen 17. Durchf Vo. z. ArbOcg. v. 5. Mai 1937 (RG Bl. J, 
581) befaſfen. Die Vorſchriften dieſer Verordnung, die kürzlich 
hier von Schelp ausführlich dargeſtellt worden ſind (JW. 
1937, 1595), betreffen die Sicherung der dem Vertrauensrat ob⸗ 
liegenden Aufgabe der Beratung des Betriebsführers, den er⸗ 
weiterten Schutz der Vertrauensmänner und die Ausgeſtaltung 
des durch § 17 ArhD®. eingeführten Unternehmensbeirates. 

über Patentgeſetz und Arbeitsrecht, insbeſondere die An⸗ 
geſtelltenerfindung, unterrichtet eine ausführliche Darſtellung 

von Hueck, die ſich auf das neue Patentgeſetz v. 5. Mai 1936 

(REST. U, 117) gründet; einen vortrefflichen überblick über die 


Sozialverſicherung der Heimarbeiter gibt Lutz Richter. Im 
Zuſammenhang mit dem Vierjahresplan ſtehen Beiträge von 
Präſident Syrup über Arbeitsplatzwechſel von Metallarbei⸗ 
tern, über Lehrlingspflichtzahlen in der Eiſen⸗ und Metallwirt⸗ 
ſchaft und im Baugewerbe, ſowie über den Zwang zur Ein⸗ 
ſtellung älterer Angeſtellter. 

RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


Gewerbeſteuergeſetz nebſt Einführungsgeſetz zu den Real⸗ 
ſteuergeſetzen v. 1. Dez. 1936 und Durchführungsbeſtimmungen. 
Von Dr. Richard Ringelmaun, Min., und Dr. Fritz 
Freudling, RegR. 1. Kl., beide im Bay. Staatsminiſte⸗ 
rium der Finanzen. München⸗Berlin 1937. C. H. Beckſche Ver⸗ 
lagsbuchhandlung. XI, 469 S. Preis geb. 8 G. 


Die Realſteuerreform v. 1. Dez. 1936 brachte mit dem Gew⸗ 
StG. die Vereinheitlichung eines Rechtsgebietes, deſſen bisherige 
Vielgeſtaltigkeit und Unüberſichtlichkeit kaum zu übertreffen war. 
Steuerberechtigung, Steuergegenſtand, Steuergrundlagen und 
Steuertarife waren in allen deutſchen Ländern verſchiedenartig 
geregelt. Außerdem wurden die Vorſchriften faſt jedes Jahr ge⸗ 
andert und ergänzt, fo daß ſie ſchließlich auch für den Fachmann 
kaum noch zu überſehen waren, zumal es an maßgeblichen Kom⸗ 
mentaren faſt gänzlich fehlte. Die Verf. haben daher gut getan, in 
der Einleitung eine Darftellung der bisherigen Rechtsentwicklung 
zu geben, weil es nur ſo möglich war, die Grundgedanken der 
Reform klar herauszuſtellen und ſie in ihrer ſteuerpolitiſchen, 
finanzpolitiſchen und ſtaatspolitiſchen Tragweite gebührend zu 
würdigen. Dieſer Blick auf die geſchichtliche Entwicklung durch⸗ 
zieht auch die folgenden Erläuterungen des Geſetzestextes, welche 
alle in Betracht kommenden Probleme für einen Kurzkommentar 
recht eingehend behandeln; beiſpielsweiſe ſei auf die Ausführun⸗ 
gen über die Organſchaft S. 143 ff. und über die Begriffsbeſtimmung 
des ſtehenden Gewerbes S. 152 ff. verwieſen. Die im Anhang 
nochmals zuſammenhängend abgedruckten amtlichen Verlautbarun⸗ 
gen, nämlich die erſte GewStWurchfVO. v. 26. Febr. 1937 und 
die Gewerbeſteuerrichtlinien v. 14. April 1937, ſind in den An⸗ 
merkungen bereits mit verarbeitet. Soweit Begriffe und Grund⸗ 
ſätze des alten Rechts in das neue Geſetz übernommen ſind, wird 
die bisherige Rechtſprechung faſt erſchöpfend berückſichtigt. Daß 
neben den Entſcheidungen des Rg. und des PrOVG. vielfach 
Urteile der BayOBK. angezogen ſind, auch ſonſt das Bayeriſche 
Landesrecht gelegentlich geſtreift wird, erhöht den Wert des Buches 
für bayeriſche Belange. Die Überfichtlichkeit der kleingedruckten An⸗ 
merkungen hätte vielleicht noch gewonnen, wenn von der Mög⸗ 
lichkeit, Stichworte durch Sperrdruck hervorzuheben, noch häufiger 
Gebrauch gemacht wäre. Auf Einzelheiten einzugehen, verbietet 
der Rahmen dieſer Beſprechung. Der handliche Kommentar wird 
jedenfalls nicht nur den Praktikern die Einarbeitung in das neue 
Recht erleichtern, ſondern durch die Gemeinverſtändlichkeit ſeiner 
Darſtellung auch dem rechtſuchenden Volksgenoſſen Fingerzeige für 
die Auslegung des Geſetzes geben; er bildet ein wertvolles Gegen⸗ 
ud zu dem kürzlich auf demſelben Rechtsgebiet erſchienenen Er⸗ 
läuterungsbuch von Blümich⸗Boyens. 

OVGR. Heydtmann, Berlin. 


Hog⸗Arens: Das Gewerbeſteuerrecht. Bearb. von 
Dr. Richard Arens, Min. im Preuß. Finanzminiſterium. 
Berlin 1937. Carl Heymanus Verlag. VIII, 191 S. Preis geb. 
4,80 RM. 

„eit 1924 war in 4 Auflagen und zwei Nachträgen das 
Erläuterungsbuch „Die Preußiſche Gewerbeſteuer“ von Hog⸗ 
Arens bekanntgeworden. Die Verf. entſchloſſen ſich ſchon bei 
Beginn der Vorarbeiten für das neue Gewerbeſteuergeſetz, ein 
kurzes Handbuch des neuen Gewerbeſteuerrechts herauszubrin⸗ 
gen. Min Dir. Dr. Hog verſtarb aber bald darauf. 

Das kurze Handbuch des Gewerbeſteuerrechts bringt zu⸗ 
nächſt eine ſyſtematiſche Darſtellung, dann eine Erläuterung des 
Gewerbeſteuergeſetzes, ferner des Einführungsgeſetzes zu den 
Realſteuergeſetzen. In einem 4. Teil find die für das Gewerbe⸗ 
ſteuerrecht weſentlichſten Beſtimmungen der Reichsabgaben⸗ 
ordnung zuſammengeſtellt. 

Die Darlegungen des Verf. haben ſtarkes Gewicht, weil 
er als langjähriger Sachkenner des Preußiſchen Gewerbeſteuer⸗ 
rechts mit der Materie eng vertraut iſt. Von ſeinen Ausfüh⸗ 
rungen iſt daher Beſonderes zu erwarten. 

. Aus den allgemeinen Grundſätzen des Gewerbeſteuerrechts 

iſt ſeine Feſtſtellung hervorzuheben, daß das Reichsrecht auch 

inſoweit ein einheitliches Recht ſchafft, als eine Beſteuerung des 

Gewerbes (und des Grundbeſitzes) nicht mehr zuläſſig iſt, auch 

da nicht, wo etwa die Kommunalabgabengeſetze der Länder dies 

bisher geſtattet haben (S. 3). 
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Nicht beizutreten iſt wohl, wie die Entwicklung der Reichs⸗ 
gewerbeſteuergeſetzgebung ergibt, der Auffaſſung, daß der Ge⸗ 
danke, die freien Berufe weiterhin in der Gewerbeſteuer zu be⸗ 
laſſen, von vornherein aufgegeben worden ſei. Immerhin 
wurde ja bis in die letzte Zeit die Auffaſſung vertreten, die 
Vertrauensberufe einer beſonderen Berufsſteuer zu unterwer⸗ 
fen. Es iſt erfreulich, daß auch dieſer Gedanke ſich nicht durch⸗ 
geſetzt hat, denn der Angehörige eines Vertrauensberufs hat 
als ſolcher keinen Steuergegenſtand (Gewerbebetrieb), der als 
ſolcher der Beſteuerung unterworfen werden könnte. Die Be⸗ 
trachtung der wirtſchaftlichen Stellung des Angehörigen eines 
Vertrauensberufs ergibt vielmehr, daß dieſe höchſt unſicher iſt, 
weil ſie ganz auf die Perſönlichkeit, deren Geſundheit, Glück 
und Erfolg zugeſchnitten iſt, Grundlagen, die für eine Objekt⸗ 
ſteuer völlig ungeeignet ſind. 

Jeder Rechtsanwalt muß ſich, obwohl er perſönlich nicht 
mehr gewerbeſteuerpflichtig iſt, mit dem Gewerbeſteuerrecht ver⸗ 
traut machen. Dies gilt insbeſondere, ſoweit etwa Ligquidations⸗ 
oder Konkursverfahren durch einen Rechtsanwalt bearbeitet 
werden. Denn weder der Eintritt in das Liquidations⸗ noch in 
das Konkursverfahren beeinträchtigt die Gewerbeſteuerpflicht. 
Gerade dieſe Fragen hat Arens eingehend behandelt. 

Endlich iſt auch von Bedeutung die Behandlung der 
Dauerſchulden und die damit verknüpfte Verſteuerung des ſo⸗ 
genannten fiktiven Gewinns (vgl. Arens S. 78 ff.). Berech⸗ 
nungsbeiſpiele erhöhen den Wert des Handbuchs. Ein Stich⸗ 
RENT geſtattet ein jederzeitiges müheloſes Zurecht⸗ 
inden. 

Das Buch verdient alſo uneingeſchränktes Lob. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


Das Gewerbeſteuergeſetz v. 1. Dez. 1936 nebſt Durch⸗ 
führungsverordnung, Einführungsgeſetz (auszugsweiſe) und Ver⸗ 
waltungsanweiſungen. Erläutert von Dr. Walter Blü⸗ 
mich, MinR. im RF M., und Walter Boyens, OVGRat 
im PrOVG. Berlin 1937. Verlag Franz Vahlen. XII und 
451 S. Preis geb. 11,60 AM. 

Am 1. April 1937 trat das GewStG. v. 1. Dez. 1936 in 
Kraft, das endlich die Gewerbeſteuer, nunmehr als reine Ge⸗ 
meindeſteuer, für das ganze Reich einheitlich geregelt hat. Schon 
vorher war in demſelben Verlag, aus der Feder von Boyens 
eine Textausgabe mit Anmerkungen erſchienen (118 S.), und ſchon 
Anfang Juni legten Blümich und Boyens das oben an⸗ 
gezeigte Erläuterungsbuch vor. Die Arbeitsgemeinſchaft zweier ſo 
angeſehener Schriftſteller — Blümich, der Sachbearbeiter für 
die Gewerbeſteuer im RF M. und Verfaſſer u. a. eines vorzüglich 
eingeführten Erläuterungsbuchs zum EiniStG., das ſeinerſeits 
weitgehend Grundlage der Gewerbeſteuer iſt; Boyens, lang⸗ 
jähriges Mitglied des mit der Gewerbeſteuer befaßten Senats des 
Pr OVG. und einer der beſten Kenner dieſes Rechtsgebiets — hat 
das frühzeitige Erſcheinen dieſes Buches ermöglicht und hat, wie 
nicht anders zu erwarten war, mit einem von größter Sachkennt⸗ 
nis, Wiſſenſchaftlichkeit und praktiſcher Erfahrung getragenen Er⸗ 
läuterungsbuch uns beſchenkt. 

Da die neue, reichsrechtlich geordnete Gewerbeſteuer an die 
bisherige preußiſche Gewerbeſteuer anknüpft, ſo konnte Boyens 
die reiche Rechtſprechung des PrOVG. auf dieſem Gebiete, die er 
vollkommen beherrſcht, nutzbringend ausſchöpfen. Wie gründlich 
das Buch gearbeitet iſt, zeigt ein Blick auf die 106 Anmerkungen 
(S. 8107), die, gut gegliedert, dem § 2 des Geſetzes (Begriff 
des Gewerbebetriebs) gewidmet find, ſowie auch auf S. 138—258, 
wo der §7 (Gewerbeertrag) unter Einbeziehung der Gewinn⸗ 
ermittlungsvorſchriften des EinfSt®. eingehend erörtert ift. Überall 
iſt nicht nur die höchſtrichterliche Rechtſprechung, ſondern auch, 
was ſonſt oft vermißt wird, das in Zeitſchriften zersplitterte Schrift⸗ 
tum berückſichtigt. Das E Real StéB. v. 1. Dez. 1936 iſt ebenfalls 
erläutert, ſoweit für die Gewerbeſteuer von Bedeutung. Die bis 
zum Juni erſchienenen Durchführungsverordnungen und Ausfüh- 
rungsvorſchriften ſind berückſichtigt und in Kleindruck am Schluſſe 
abgedruckt. Eine gute Einleitung und ein ſehr gründliches Sach⸗ 
regiſter (von Oberſteuerinſpektor im REM. Hafemann) find 
beſonders hervorzuheben. 

Das treffliche Buch kann beſtens empfohlen werden. 


SenPräſ. Dr. Franz Scholz, Berlin. 


Dr. jur. A. Hollwich und RA. S. Goßner: Urkun⸗ 
denſteuerrecht, Urkundenſteuergeſetz v. 5. Mai 1936 
nebſt Durchführungsbeſtimmungen mit Erläuterungen und 
ausführlichem Sachregiſter. München 1937. Buchdruckerei und 
Verlagsanſtalt Carl Gerber. 143 S. Preis geb. 5, — A. 


Die große Zahl der zum UrkStch. bereits erſchienenen Er⸗ 
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läuterungsbücher legt die Frage nahe, ob nach einem weiteren 
Kommentar noch ein Bedürfnis beſteht und ob auf dieſem Ge⸗ 
biet noch viel Neues gebracht werden kann. 


Die beiden Verf. haben aber eine Lücke aufgedeckt, deren 
Schließung fie ſich zur Aufgabe gemacht haben. Sie wollten 
in erſter Linie für den Mann am Schalter, den Unternehmer 
ein Erläuterungsbuch herausbringen, das deren Bebürfnijlen 
r iſt, die ſie als Bankfachleute aus eigener Erfahrung 
ennen. 

Dieſes Ziel haben ſie auch erreicht, und darin liegt der 
beſondere Wert des vorliegenden Buches. Es iſt auf die Praxis 
zugeſchnitten. Kurze klare Anmerkungen, die die Überfichtlich- 
keit nicht ſtören, machen ein raſches Auffinden der geſuchten Be⸗ 
ſtimmungen möglich. Bei aller Kürze geben aber die Erläu⸗ 
terungen einen ſicheren und zuverläſſigen Aufſchluß, der meiſt 
genügen wird, wenn es ſich nicht gerade um außergewöhnliche 
Fälle handelt. In dieſem Rahmen wird das Buch auch dem 
1 0 0 und dem Studierenden ein willkommenes Hilfsmit⸗ 
el ſein. 

Der erläuterte Geſetzestexnt wird noch ergänzt durch die 
Durchführungsbeſtimmungen und die Durchführungsverfügung 
zum UrfStG., ſowie ein gutes Sachregiſter. 

So trägt das Buch nicht nur zur Vermehrung der Ur⸗ 
kundenſteuerliteratur bei, ſondern erſcheint als eine wertvolle 
und empfehlenswerte Bereicherung. 

Dr. Hanns Kirchmann, Sulzbach⸗Roſenberg. 


Umſatzſteuer⸗Merkblatt. Herausgegeben von der In⸗ 
duſtrie- und Handelskammer Krefeld. Preis 1 %% und Ver⸗ 
ſandkoſten. 


Die Induſtrie⸗ und Handelskammer Krefeld hat in einem 
Merkblatt die Beſtimmungen des geltenden Umſatzſteuerrechtes 
und die hierzu bis zum 15. Mai 1937 ergangenen Erlaſſe des 
RF M. bzw. Entſch. des Rey. zuſammengeſtellt. Ausgehend von 
den grundſätzlichen Vorſchriften über die Beſteuerung ſind in acht 
Abſchnitten ſämtliche Fragen, die im Umſatzſteuerrecht von Be⸗ 
deutung ſind, nach großen Geſichtspunkten geordnet, erfaßt. In⸗ 
folge der überſichtlichen Anordnung iſt es leicht, ſich über den 
augenblicklichen Stand beſtimmter er zu unterrichten. Hier⸗ 
bei iſt von beſonderem Vorteil, daß die Erlaſſe des RFM. und 
die Entſcheidungen bis zum 15. Mai 1937 berückſichtigt ſind. Das 
Merkblatt bildet alſo eine willkommene Ergänzung der vorliegen⸗ 
den Kommentare. 

Im einzelnen ſei noch auf folgendes hingewieſen: 

Der Auffaſſung, daß Verzugszinſen der Umſatzſteuer unter⸗ 
liegen, vermag ich nicht beizupflichten. Zwar vertritt StSekr. 
Reinhardt in dem Aufſatz „Einführung in das Weſen der 
Umſatzſteuer“ (DSt Z. 1986, 1379) dieſe Anſicht. Bisher haben 
aber der Ric. und das Schrifttum (Toch⸗Wirckau, „Komm. z. 
UmſStG. 1934“ § 5 Anm. 3 a; Beck, „UmfSt®. 1934“, § 4 Anm. 6) 
ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß Verzugszinſen der Umſatz⸗ 
ſteuer nicht unterliegen. Dieſe Anſicht erſcheint mir zutreffend, 
denn die Verzugszinſen ſind der Erſatz für einen Schaden, der 
durch nicht rechtzeitige Erfüllung der Leiſtung zugefügt worden 
it (S 286 BGB.). Es handelt ſich alſo nicht um Leiſtung und 
Gegenleiſtung im Austauſch, wie es z. B. bei der Gewährung 
von Zinſen für die Stundung einer Forderung der Fall iſt. 

Es würde ſich empfehlen, auch bei der Zuſatzſteuer für die 
Wollinduſtrie die für die dort genannten Beſtimmungen maß⸗ 
gebenden Erlaſſe v. 5. Febr. 1935 und 15. Jan. 1936 (S 4218/25 
III) zu erwähnen. Ferner dürfte es zweckmäßig ſein, darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß die auf S. 13 bzgl. des 8 56 UmſStdurchfgeſt. 
vertretene Auffaſſung auf die Entſcheidung des RF. v. 21. Dez. 
1936 (VA 332/36: RStBl. 1937, 326) zurückzuführen ift. 

RA. Dr. Thieſing, Berlin. 


Die Geſetzgebung Adolf Hitlers. Die Geſetze nebſt 
Durchführungsvorſchriften in Reich und Preußen ſeit dem 
30. Jan. 1933 in ſyſtematiſcher Ordnung mit Sachverzeichnis. 
Heft 23. Herausgegeben von Mingt. Dr. erner Hoche. 
Berlin 1937. Verlag Franz Vahlen. 580 S. Preis kart. 
5,80 «RM, geb. 6,30 AM. 


Das 23. „Heft“ (ein Band von 580 Seiten Umfang!) der be- 
kannten Sammlung folgt in Ausſtattung und Anordnung unver⸗ 
ändert den bewährten Formen der vorerſchienenen Bände; es ent⸗ 
hält die Texte der geſetzlichen Vorſchriften aus der Zeit vom 
1. April bis 30. Juni 1937. D. S. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 
[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts. — + Anmerkung! 


Bürgerliches Geſetzbuch 

1. RG. — I. 58 133, 157 BGB. Auch dingliche Verträge 
find unter Heranziehung der SS 133, 157 BGB. auszulegen. 

II. 8 232 HGB. (5 71 AktG.) Die geſetzlich feſtgelegte Ver⸗ 
tretungsmacht des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft kann nicht 
durch die Satzung beſchränkt werden. 

I. Dingliche Verträge als ſelbſtändige, die unmittelbare 
Herbeiführung einer Rechtsänderung an einer Sache oder an 
einem Rechte zum Gegenſtande habende abſtrakte Verträge 
ſind grundſätzlich ſo auszulegen, wie ſie von jedem der künftig 
dinglich Berechtigten und Belaſteten verſtanden werden muſſen. 
Dies ſchließt aber keineswegs aus, daß dieſe Verträge auch 
unter Heranziehung der §§ 133, 157 BGB. ausgelegt 
werden. 

II. Die Vertretungsmacht des Vorſtands einer Aktien⸗ 
geſellſchaft iſt geſetzlich feſtgelegt und kann rechtsgeſchäft⸗ 
lich auch durch die Satzung nicht über § 232 HGB. hinaus 
beſchränkt werden; insbeſondere nicht in der Weiſe, daß zu 
gewiſſen Geſchäften die Zuſtimmung des Aufſichtsrats erfor⸗ 
derlich ſein ſolle. Wohl iſt eine ſolche Satzungsbeſtimmung 
nicht rechtlich bedeutungslos. Ihre Bedeutung ergibt ſich 
vielmehr aus § 235 HGB.; fie verpflichtet den Vorſtand 
der Geſellſchaft gegenüber, die im Geſellſchaftsvertrag feſt⸗ 
gelegten Beſchränkungen einzuhalten, ändert aber nichts an 
der Vertretungsmacht nach außen. Darüber, ob ſolche inner⸗ 
geſellſchaftlichen Beſchränkungen der Vertretungsmacht des 
Vorſtands beſtanden oder nicht, braucht ſich ein Dritter nicht 
zu bekümmern. 

(RG., V. ZivSen., U. v. 2. Juni 1937, V 292/36.) 


* 


2. KG. — 88 139, 415, 925 Abſ. 2 BGB.; $ 11 Abſ. 2 
Dev. 

1. Die Unwirkſamkeit eines Grundſtückskaufvertrages ver⸗ 
mag grundſätzlich die Wirkſamkeit der mit ihm verbundenen 
Auflaſſung nicht zu beeinträchtigen. 

2. Wird eine in dem Kaufvertrage vereinbarte Schuld⸗ 
übernahme als ſolche infolge der Verſagung einer dazu erforder⸗ 
lichen Genehmigung nicht wirkſam, ſo hat das auf die Wirk⸗ 
ſamkeit des Kaufvertrages im übrigen regelmäßig keinen Ein⸗ 
fluß. 

3. Ein Ausländer bedarf zur Veräußerung eines Grund⸗ 
ſtücks nicht ſchon deshalb der Genehmigung der Deviſenſtelle, 
weil er dadurch von der dinglichen Hypothekenhaftung befreit 
wird. 

Der eingetragene Eigentümer, der Kaufmann M., wohn⸗ 
haft in Spandau, verkaufte ſein Grundſtück zu notariellem Pro⸗ 
tokoll v. 14. Dez. 1936 an die Kaufleute O. zum Preiſe von 
71 600 S, mobon 38 000 . alsbald bar gezahlt wurden. 
Wegen des Reſtes von 33 600 % ſollten die Käufer in An⸗ 
rechnung auf den Kaufpreis die auf dem Grundſtück laſtende 
gleich hohe Hypothek Abt. III Nr. 13 übernehmen. In unmittel⸗ 
barem Anſchluß an den Kaufvertrag wurde die Auflaſſung 
erklärt. 

Sodann beantragten die Erwerber bei dem GBA. die Um⸗ 
ſchreibung des Eigentums auf ſie. Das GBA. beanſtandete den 
Antrag mittels Zwiſchenverfügung dahin, daß der Veräußerer 
M. ſich nach Mitteilung des Fin A. in das Ausland begeben 
habe und daß nunmehr entweder die Genehmigung der De⸗ 
viſenſtelle zu dem Kaufvertrage oder eine entſprechende Negativ⸗ 
beſcheinigung beigebracht werden müſſe. Auf eine Beſchw. der 
Antragſteller hielt das LG. das Verlangen nach Beibringung 
der Deviſenſtelle aufrecht. Die hiergegen eingelegte weitere 
Beſchw. der Antragſteller hatte Erfolg. 


[v. B.] 


Das LG. ſtellt tatſächlich feſt, daß der Veräußerer M. zur 
Zeit der notariellen Verhandlung vom 14. Dez. 1936 ſeinen 
Wohnſitz noch im Inlande gehabt, daß er aber ſpäter Deutſch⸗ 
land verlaſſen habe, und rechnet deshalb mit der Möglichkeit, 
daß er nachträglich Ausländer i. S. des § 6 Dev. geworden 
ſei, wogegen rechtlich nichts einzuwenden ift. Hieraus wird nun 
gefolgert, daß die in dem Kaufvertrage vereinbarte Schuld⸗ 
übernahme hinſichtlich der Hypothek III Nr. 13 nach § 11 Abſ. 2, 
17, aber auch nach $ 14 Dev. genehmigungsbedürftig gewor⸗ 
den und daher ohne die Genehmigung nichtig ſei. Dieſe Nichtig⸗ 
keit habe nach § 139 BGB. die Nichtigkeit der geſamten in der 
notariellen Verhandlung vom 14. Dez. 1936 getroffenen Ver⸗ 
einbarungen einſchließlich der Auflaſſung zur Folge; denn es 
ſei für den Fall der Verweigerung der etwaigen Genehmigung 
nicht anzunehmen, daß die Beteiligten den Kaufvertrag auch 
dann abgeſchloſſen haben würden, wenn ſie gewußt hätten, daß 
ſie die Wirkſamkeit der vereinbarten Schuldübernahme nicht 
würden erreichen konnen. Dieſe Stellungnahme beruht auf 
einem grundlegenden Rechtsirrtum. 

Unterſtellt man, daß die Vereinbarung einer befreienden 
Schuldübernahme i. S. der 88 415, 416 BGB. dann, wenn der 
bisherige Schuldner bis zum Eintritt ihrer Wirkſamkeit, alſo 
bis zur Genehmigung des Gläubigers, Ausländer i. S. des 
Devch geworden iſt, der Genehmigung der Deviſenſtelle bedarf, 
ſo iſt die hier getroffene derartige Vereinbarung bei Verſagung 
der letzteren Genehmigung allerdings nichtig. Das kann aber 
die Anwendung des § 139 BGB. über die Folge der Nichtigkeit 
eines Teiles eines Rechtsgeſchäftes höchſtens hinſichtlich des 
Kaufvertrages begründen, dagegen nicht auch hinſichtlich der 
Auflaſſung. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob es grundſätzlich 
gerechtfertigt iſt, den ſchuldrechtlichen Vertrag und das dingliche 
Erfüllungsgeſchäft ohne weiteres als Teile eines einheitlichen 
Rechtsgeſchäftes i. S. des § 139 BGB. anzuſehen. Für den 
Grundſtückskaufvertrag im Verhältnis zu der Auflaſſung iſt das 
jedenfalls zu verneinen. $ 139 BGB. regelt die Wirkung einer 
Teilnichtigkeit gemäß dem mutmaßlichen Willen der Vertrags⸗ 
parteien. Die Vorſchrift geht davon aus, daß dieſer Wille im 
Falle einer Teilnichtigkeit regelmäßig auf die Nichtigkeit des 
ganzen Rechtsgeſchäftes gerichtet ſei, und erkennt die gewollte 
Wirkung an mit der ſich danach ohne weiteres ergebenden Aus⸗ 
nahme, daß etwa ein abweichender Wille feſtzuſtellen iſt. § 139 
BGB. beſtimmt alſo lediglich, es ſolle im Falle einer Teil⸗ 
nichtigkeit bis zum Beweiſe des Gegenteiles davon ausgegangen 
werden, daß die Vertragsparteien für den Fall der Nichtigkeit 
eines Teiles eines Rechtsgeſchäftes die Nichtigkeit des ganzen 
gewollt hätten. Eine derartige Vereinbarung kann aber für 
das Verhältnis des Kaufvertrages zu der Auflaſſung von den 
Parteien nicht wirkſam getroffen werden. Denn ſie würde be⸗ 
deuten, daß die Gültigkeit der Auflaſſung rechtsgeſchäftlich von 
der Gültigkeit des Kaufvertrages abhängig fein ſollte (vgl. 
RG. 104, 103 = ZW. 1922, 1196). Das wird durch 8 925 
Abſ. 2 BGB., wonach die Auflaſſung nicht unter einer Be⸗ 
dingung oder Zeitbeſtimmung vorgenommen werden kann, aus⸗ 
geſchloſſen. Die Gültigkeit eines Kaufvertrages iſt zwar regel⸗ 
mäßig kein zukünftiges Ereignis und kann alsdann nicht Ge⸗ 
genſtand einer eigentlichen Bedingung ſein. Aus dem Sinne 
des § 925 Abſ. 2 B68 B., der verhüten will, daß die Wirkſam⸗ 
keit eines im Grundbuche verlautbarten Eigentumswechſels un⸗ 
gewiß bleibt, muß es aber für unzuläſſig auch erachtet werden, 
die Auflaſſung in ihrer Wirkung davon abhängig zu machen, 
daß gewiſſe Tatumſtände, über welche die Parteien ſich im un⸗ 
klaren befinden, gegeben ſind oder nicht. Übrigens iſt eine ledig⸗ 
lich zur Gültigkeit des Kaufvertrages erforderliche Genehmi⸗ 
gung zwar vom Standpunkte des Kaufvertrages ſelbſt aus nur 
eine Rechtsbedingung, vom Standpunkt der Auflaſſung aus 
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aber ein künftiges ungewiſſes Ereignis, alſo, wenn die Auf⸗ 
laſſung in ihrer Wirkung davon abhängig gemacht wird, eine 
echte rechtsgeſchäftliche Bedingung dafür. Im gegebenen Falle 
kamen ſogar mehrere derartige Bedingungen in Betracht. Der 
Kaufvertrag, bei deſſen Abſchluß der Veräußerer noch im In⸗ 
lande wohnte, bedurfte zunächſt überhaupt keiner Genehmigung 
der Deviſenſtelle, ſondern hinſichtlich der in ihm vereinbarten 
Schuldübernahme nur einer ſolchen des Hypothekengläubigers. 
Daher waren ſowohl deſſen Genehmigung als auch in der vor⸗ 
erörterten Beziehung ſchon das Notwendigwerden der Geneh⸗ 
migung der Deviſenſtelle und endlich die etwaige Erteilung 
dieſer Genehmigung ſämtlich künftige ungewiſſe Ereigniſſe. Von 
ihrem Eintritt bzw. Nichteintritt konnte daher die Unwirkſam⸗ 
keit der Auflaſſung nicht abhängig gemacht werden. Dann darf 
man aber den Parteien auch nicht unterſtellen, daß ſie, wie es 
dem Grundgedanken des § 139 BGB. entſprechen würde, eine 
ſolche die Nichtigkeit der Auflaſſung unter allen Umſtänden nach 
ſich ziehende Abhängigkeit gewollt hätten. Der § 139 kann hier⸗ 
nach auf das Verhältnis des Kaufvertrages zu der Auflaſſung 
keine Anwendung finden. Rechtlich möglich iſt es nur, die Voll⸗ 
ziehung der Auflaſſung, das heißt die Eigentumsumſchreibung, 
von einer Bedingung und demgemäß vielleicht auch von der 
Gültigkeit des Kaufvertrages abhängig zu machen, ohne daß 
hierdurch die Wirkſamkeit einer von dem Eintritt der Bedin⸗ 
gungen erfolgenden Umſchreibung berührt wird. Ein darauf 
gerichteter Wille der Parteien läßt ſich jedoch ohne beſondere, 
im vorl. Falle fehlende Anhaltspunkte nicht feſtſtellen. 

Dem angefochtenen Beſchluß iſt ferner noch nicht einmal 
darin beizuſtimmen, daß die etwaige Nichtigkeit der Schuld⸗ 
übernahmevereinbarung die Nichtigkeit des Kaufvertrages im 
ganzen zur Folge habe. Die Vereinbarung einer befreienden 
Schlußübernahme enthält nach § 415 Abſ. 3 BGB. im Zweifel 
von vornherein zugleich eine Erfüllungsübernahme, die keiner 
Genehmigung des Gläubigers bedarf, und daher ſofort wirkſam 
wird. Die Anwendbarkeit des S 139 BGB. auf den vorl. Fall 
hängt demgemäß davon ab, ob die Vertragsparteien wirklich 
für den Fall, daß lediglich die befreiende Schuldübernahme aus 
irgendeinem Grunde nicht wirkſam werden ſollte, den ganzen 
Kaufvertrag nicht gewollt haben. Einen ſolchen Willen pflegen 
jedoch die Parteien bei einem Grundſtückskaufvertrage nicht zu 
haben. Sie müſſen ſtets damit rechnen, daß der Hypotheken- 
gläubiger die Genehmigung zu der Schuldübernahme verſagt 
und daß infolgedeſſen dem Verkäufer die perſönliche Schuld aus 
der Hypothek verbleibt, haben aber im allgemeinen keinen An⸗ 
laß, für dieſen Fall überhaupt Abſtand von dem Kaufgeſchäft 
zu nehmen. Der Verkäufer iſt durch die Verpflichtung des Käu⸗ 
fers zur Befriedigung des Gläubigers und durch die bei eigener 
Befriedigung wegen ſeines Rückgriffsanſpruches auf ihn über⸗ 
gehende Hypothek hinreichend geſichert, zumal dann, wenn die 
Hypothek, wie hier, an erſter und völlig ſicherer Stelle ſteht. 
Mindeſtens unter Berückſichtigung des letzteren Umſtandes ſo⸗ 
wie des weiteren Umſtandes, daß die Käufer bei Abſchluß des 
Kaufvertrages auf den Kaufpreis alsbald 38 000 «RX angezahlt 
haben, erſcheint es im vorl. Falle gänzlich ausgeſchloſſen, daß 
die Parteien auf das Wirkſamwerden der befreienden Schuld- 
übernahme entſcheidenden Wert gelegt haben ſollten. Dann iſt 
es aber für den Beſtand des Kaufvertrages auch gleichgültig, 
daß dieſes Wirkſamwerden nicht erſt an der Stellungnahme des 
Gläubigers, ſondern vielleicht ſchon daran ſcheitern kanu, daß 
die Deviſenſtelle ihre Genehmigung verſagt. Ob eine zugunſten 
eines Ausländers vereinbarte bloße Erfüllungsübernahme der 
Genehmigung der Deviſenſtelle bedarf, iſt im vorl. Falle be- 
deutungslos, da dieſe Vereinbarung hier, wie ſchon hervor⸗ 
gehoben iſt, bereits vor der Auswanderung des Veräußerers 
endgültig wirkſam geworden war. Übrigens hätte ſogar eine 
Unwirkſamkeit der Erfüllungsübernahme für die Parteien im 
vorl. Falle unter Umſtänden noch erträglich ſein können. Der 
Verkäufer würde einerſeits zwar perſönlicher Schuldner des 
Hypothekengläubigers bleiben, ohne bei deſſen Befriedigung 
einen Rückgriffsanſpruch gegen die Käufer zu haben, er würde 
aber andererſeits auch die Kaufpreisforderung gegen die letz⸗ 
teren in entſprechender Höhe behalten, im Ergebnis alſo, wenig- 
ſtens bei Zahlungsfähigkeit der Käufer wirtſchaftlich nicht be- 
einträchligt ſein. Die Käufer vollends könnten ſich gegen die 


ihnen aus einer Inanſpruchnahme wegen der Hypothek drohen⸗ 
den nachteiligen Folgen durch Zurückbehaltung des Kaufpreis⸗ 
reſtes ſichern, wie ſie ihnen nach dem Sinne des Kaufvertrages 
zugeſtanden werden müßte. Danach läßt ſich ſchon bezweifeln, 
daß auch nur die Wirkſamkeit der Erfüllungsübernahme nach 
dent mutmaßlichen Willen der Parteien eine Vorausſetzung für 
die Wirkſamkeit des Kaufvertrages im übrigen geweſen iſt. 
Auch von anderen rechtlichen Geſichtspunkten aus iſt die 
Genehmigung der Deviſenſtelle zu der Eigentumsübertragung 
nicht erforderlich. Die Veräußerung eines Grundſtücks durch 
einen Ausländer iſt als ſolche dem Genehmigungszwange regel⸗ 
mäßig nicht unterworfen. Das gilt auch dann, wenn das Grund⸗ 
ſtück mit einer Hypothek belaſtet iſt. In dieſem Falle wird zwar 
der Ausländer durch den Eigentumsübergang von der ding⸗ 
lichen Hypothekenhaftung befreit. Dieſe Befreiung hat aber 
rechtlich und wirtſchaftlich eine weſentlich andere Bedeutung als 
die Befreiung von einer perſönlichen Schuld. Für die hier allein 
in Betracht kommende Anwendung des § 11 Abſ. 2 Dev®. auf 
den Fall, daß ein Ausländer durch Veräußerung eines Grund⸗ 
ſtücks von der dinglichen Haftung für die darauf ruhenden 
Hypotheken frei wird, fehlt es ſchon an einer auf dieſen Rechts⸗ 
erfolg gerichteten, der Genehmigung zu unterwerfenden Ver⸗ 
fügung. Deun die eigene Verfügung des Ausländers über das 
Grundſtück iſt keine ſolche „zu feinen Gunſten“ i. S. des § 11 
Abſ. 2 DevG. und keine ſolche über das dingliche Hypotheken⸗ 
recht. Der Hypothekengläubiger aber hat bei der Erſetzung des 
bisherigen dinglichen Schuldners durch einen anderen nicht 
mitzuwirken. Daß dieſe Erſetzung demgemäß nicht genehmi⸗ 
gungsbedürftig iſt, rechtfertigt ſich auch durch ihre wirtſchaftliche 
Bedeutung. Während bei der Befreiung des Ausländers von 
einer perſönlichen Schuld der Betrag der Schuld, der aunehm⸗ 
bar aus ausländiſchem Beſitz gezahlt werden müßte, für die 
inländiſche Wirtſchaft verloren geht, hat der Übergang der ding⸗ 
lichen Hypothekenhaftung auf einen neuen Eigentümer eine 
ſolche Folge nicht. Der Veräußerer überträgt wirtſchaftlich und 
rechtlich das Grundſtück nur inſoweit, als es ihm gehört, das 
heißt abzüglich des Wertes der darauf laſtenden Hypothek. Ob 
aber der Gegenwert dieſer Hypothek aus dem Grundſtücke 
während der Dauer ſeines Eigentums oder nach der Veräuße⸗ 
rung des Grundſtücks an einen Inländer von dem Glaubiger 
beigetrieben wird, iſt für die Deviſenwirtſchaft ohne Bedeutung. 
Die Erwägung, daß der ausländiſche Eigentümer eines Grund⸗ 
ſtückes, auch wenn er nicht zugleich der perſönliche Schuldner 
iſt, den Betrag einer Hypothek zur Vermeidung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung regelmäßig aus ſeinem ſonſtigen Vermögen zahlen 
wird, iſt nicht verwertbar, da eine rechtliche Verpflichtung zu 
einer ſolchen Zahlung für ihn in ſeiner Eigenſchaft als Eigen⸗ 
tümer nicht beſteht und lediglich die Aufhebung oder Anderung 
einer ſolchen Verpflichtung nach § 11 Abſ. 2 Dev. Anlaß geben 
könnte, die Genehmigung der Deviſenſtelle zu erfordern. Man 
würde damit übrigens die Überführung von ausländiſchem 
Grundſtückseigentum in das Vermögen eines Inländers nur 
unnötig erſchweren. 
(KG., 1. ZivSen., Beil. v. 15. April 1937, 1 Wx 102/37.) 
[$.] 


* 


3. RG. — S203 BGB. Im Anwaltsprozeß kann die Ver⸗ 
jährung auch dann infolge höherer Gewalt gehemmt erſcheinen, 
wenn eine arme Partei die Klage nicht innerhalb der Ver⸗ 
jährungsfriſt hat erheben können, weil auf ihr rechtzeitig ge⸗ 
ſtelltes Armenrechtsgeſuch nicht vor Ablauf der Verjährungsfriſt 
entſchieden worden iſt. Zur Frage, ob es Pflicht eines Rechts⸗ 
anwalts als Prozeßbevollmächtigter iſt, in einem ſolchen Falle 
das Gericht auf den drohenden Ablauf der Verjährungsfriſt hin⸗ 
zuweiſen und um Beſchleunigung der Entſcheidung über das Ar⸗ 
menrechtsgeſuch zu erſuchen. 

Die Kl. nehmen den beklagten Reichsjuſtizfiskus wegen 
Amtspflichtverletzung eines Beamten auf Schadenserſatz in 
Anſpruch. 5 f 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, weil die Einrede der 
Verjährung durchgreife. 

Das OLG. hat aus demſelben Grunde die Berufung zu⸗ 
rückgewieſen. 
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Das RG. verwies an das BG. zurück. 

Nach der Rſpr. des RG. kann im Anwaltsprozeß die 
Verjährung auch dann als infolge höherer Gewalt gehemmt 
erſcheinen, wenn eine arme Partei die Klage nicht innerhalb 
der Verjährungsfriſt hat erheben können, weil auf ihr recht⸗ 
zeitig geſtelltes Armenrechtsgeſuch wider Erwarten nicht vor 
dem Ablauf der Verjährungsfriſt entſchieden worden iſt (RGZ. 
87, 52 = ZW. 1915, 575; RGWarn. 1932 Nr. 130). Ebeuſo 
kann die grundloſe Verſagung des Armenrechts eine Hem⸗ 
mung der Verjährung i. S. des $ 203 Abſ. 2 BGB. begrün⸗ 
den (RG. 139, 270 — ZW. 1933, 1062 1). Das wird vom 
BG. auch nicht verkannt. Es meint nur, für die Anwendung 
des § 203 Abſ. 2 BGB. ſei Vorausſetzung, daß die arme 
Partei kein Verſchulden treffe, weil ſonſt von „höherer Ge- 
walt“ im Sinne des Geſetzes keine Rede mehr ſein könne. 
Im vorliegenden Falle ergebe zwar der Sachverhalt, daß den 
Kl. perſönlich ein Verſchulden nicht zur Laſt zu legen ſei; 
wohl aber habe der von ihr beauftragte RA. B. ſchuldhaft 
gehandelt. Dieſer hätte mit dem Hinweis auf den drohenden 
Ablauf der Verjährungsfriſt das Gericht um Beſchleunigung 
der Entſcheidung über das Armenrechtsgeſuch erſuchen können; 
er hätte auch, da er mit dem Armenrechtsgeſuch eine von ihm 
unterſchriebene Klageſchrift eingereicht habe, eine Zuſtellung 
der Klage vor dem Ablauf der Verjährungsfriſt über § 74 
Abſ. 4 GKG. erreichen und damit eine Unterbrechung, jeden⸗ 
falls aber eine Hemmung der Verjährung herbeiführen kön⸗ 
nen. Aus einem Vorgehen nach $ 74 Ab}. 4 GKG. würden 
den Kl., ſo führt das BG. aus, auch keine Koſten entſtanden 
ſein. RA. B. hätte, da er bewußt als Prozeßbevollmächtigter 
einer armen Partei gehandelt habe, Gebührenanſprüche nicht 
erheben können, der Bekl. würde vor Erledigung des Armen⸗ 
rechtsgeſuchs keinen Prozeßbevollmächtigten beſtellt, das Ge⸗ 
richt aber die durch die Anbringung der Klage unter dieſen 
beſonderen Umſtänden entſtandene Gerichtsgebühr wegen Ar⸗ 
mut der Kl. aller Vorausſicht nach niedergeſchlagen haben. 
Das BG. ſchließt: Was den RA. B. von einem Drängen auf 
Beſchleunigung wegen drohender Verjährung und insbeſ. 
einem Antrage aus § 74 Abſ. 4 GES. abgehalten habe, 
könne dahingeſtellt bleiben; eine irrtümliche Annahme der 
Unterbrechung durch die Streitverkündung im Vorprozeß oder 
ein Überfehen der drohenden Verjährung wäre ebenſo ſchuld⸗ 
haft und falſch geweſen wie jede andere Erwägung; es ſei 
ſeine Pflicht als Anwalt und Prozeßbevollmächtigter der Kl. 
geweſen, den Klageanſpruch nicht unter feinen Händen ver⸗ 
jähren zu laſſen; dieſe ſchuldhafte Unterlaſſung ihres Berr 
treters müßten die Kl. ſich anrechnen laſſen; die kömiten daher 
den Schutz des $ 203 BGB. nicht für ſich in Anſpruch nehmen. 

Dieſe Ausführungen halten einer rechtlichen Nachprüfung 
nicht ſtand. Es kann dahingeſtellt bleiben, ab die Kl. bei der 
hier gegebenen Sachlage ein Verſchulden des RA. B. gegen 
ſich gelten laſſen müßten, wenn dieſem ein ſolches zur Laſt 
fiele. Denn ein Verſchulden des RA. liegt gar nicht vor. 
Das BG. nimmt an, daß jede Erwägung „ſchuldhaft und 
falſch“ geweſen wäre, die den RA. davon abgehalten habe, 
die erörterten Möglichkeiten zur Verhinderung des Eintritts 
der Verjährung auszunutzen. Dieſe Auffaſſung wird der ge- 
gebenen Sachlage nicht gerecht. 

Das BG. beachtet nicht, daß von der Einreichung des 
Armenrechtsgeſuchs bis zum Tage des auf den 25. Nov. 1935 
errechneten Eintritts der Verjährung noch faſt zwei Monate 
lagen. Bei Berückſichtigung des Umſtandes, daß der Gen⸗ 
StA. und der OL GPräſ. ſchon fett der Streitverkündung im 
Vorprozeß, jedenfalls aber nach der Beendigung dieſes Pro⸗ 
zeſſes ſeit der Anfrage des Prozeß bevollmächtigten der Kl. 
v. 17. April 1935 bis in den Monat Aug. 1935 hinein in der 
Lage geweſen waren, die Frage der Erſatzpflicht des Reichs 
einer erſchöpfenden Prüfung zu unterziehen, durfte RA. B., 
der im Zweifel nur mit der Abfaſſung und Einreichung des 
Armenrechtsgeſuchs beauftragt war, Ende Sept. 1935 an⸗ 
nehmen, das LG. werde über das Geſuch ſo zeitig beſchließen, 
daß eine Klagerhebung vor dem Ablauf der Verjährungsfriſt 
möglich ſein werde. Zu dieſer Annahme war er um ſo mehr 
berechtigt, als die Haftbarkeit des Reichs, wie dies die Aus⸗ 
führungen des angefochtenen Urt. beweiſen, nach den in dem 


Vorprozeß getroffenen Feſtſtellungen einem ernſtlichen Zwei⸗ 
fel kaum noch unterliegen konnte. Bei dieſer Sachlage iſt nicht 
einzuſehen, weshalb der RA. B. bei der Einleitung der Klag⸗ 
erhebung gegen das Reich zugunſten feiner Auftraggeberinnen 
nicht jede erdenkliche Sorgfalt aufgewendet haben ſollte, wenn 
er das unter genaueſter Darlegung des Sachverhalts mit dem 
Armenrechtsgeſuch befaßte Gericht nicht auf den früheſtens in 
zwei Monaten zu erwartenden Ablauf der Verjährung hinwies 
und auch von anderen Maßnahmen Abſtand nahm, die einer 
e oder Hemmung der Verjährung hätten dienen 
önnen. 

Aus dem ihm vom BG. mit dem Erſuchen um Erklärung 
früheſtens am 21. Nov. 1935 zugefertigten Schriftſatz des 
Gen StA. v. 14. Nov. 1935 konnte RA. B. allerdings erſehen, 
daß der Bekl. auf ſeinem ablehnenden Standpunkte beharrte 
und eine Beſchlußfaſſung des LG. über das Armenrechtsgeſuch 
vor dem Ablauf der Verjährungsfriſt nicht zu erwarten war. 
Er verletzte ſeine Sorgfaltspflicht aber auch jetzt nicht, wenn 
er für eine Unterbrechung oder Hemmung der Verjährung 
keine Vorſorge traf. Denn er brauchte damals nicht damit 
zu rechnen, daß den Kl. der Einwand der Verjährung drohe. 
Der 3. ZivSen. des OLG. Hamm hat am 11. Febr. 1936 
in faſt derſelben Beſetzung, in der er ſpäter das angefochtene 
Urt. erließ, den das Armenrecht verſagenden Beſchluß des 
LG. u. a. mit der Begründung aufgehoben, daß der von dem 
Bekl. im Beſchwerdeverfahren erhobene Verjährungseinwand 
nach Lage der Akten und Beiakten nicht begründet erſcheine. 
Dieſe Anſicht deckte ſich mit der Entſch. des III. Ziv Sen. des 
RG. v. 3. Juni 1932: RG. 137, 21 — ZW. 1932, 3256, in 
der ausgeſprochen iſt, daß die kurze Verjährung des § 852 
BGB. bei einem Anſpruch aus § 839 Abſ. 1 BGB. erſt dann 
ihren Lauf beginne, wenn der Ausfall, für den der Beamte 
aufzukommen habe, auch ſeiner Höhe nach feſtſtehe und dieſe 
Höhe dem Geſchädigten bekannt ſei (a. a. O. S. 23). — Die⸗ 
ſelbe Anſicht iſt in der Entſch. des RG. v. 29. Juni 1934 
(RG. 145, 68 JW. 1934, 2543) zum Ausdruck gelangt. 
Dem RA. B. kann es alſo unmöglich zum Verſchulden ge⸗ 
reichen, daß er im oben bezeichneten Zeitpunkte die Ver⸗ 
jährungsfrage nicht als brennend angeſehen und von Maß⸗ 
nahmen Abſtand genommen hat, die den von dem Bekl. ſpäter 
erhobenen Einwand hätten ausſchließen können. Den Kl. iſt 
daher der Schutz des § 203 BGB. zuzubilligen. 

Die Hemmung der Verjährung dauerte bis zum Schluß 
des Verfahrens, das die Bewilligung des Armenrechts zun 
Gegenſtande hatte. Die Klage gegen den Reichsfiskus iſt am 
25. Febr. 1936, alſo unmittelbar nach der Bewilligung des 
Armenrechts an die Kl. und unverzüglich nach der Behebung 
des der Klagerhebung im Wege ſtehenden Hinderniſſes zu⸗ 
geſtellt worden. Der Verjährungseinwand der Bekl. ſchlägt 
hiernach nicht durch. 

(RG., V. Ziv Sen., U. v. 12. Mai 1937, V 301/36.) 
* 


4. RG. — Der Einwand aus $242 BGB. greift auch 
gegenüber einem Vergleich durch, nämlich dann, wenn das Feſt⸗ 
halten am Vergleich unter den obwaltenden Umſtänden auf Er⸗ 
langung eines den guten Sitten zuwiderlaufenden Vorteils ge⸗ 
richtet iſt. Dabei ſind die geſamten Umſtände in Betracht zu 
ziehen. 

Der Bekl. war ſeit dem Jahre 1913 als Leiter einer 
Verwaltungsabteilung bei dem M.⸗Konzern angeſtellt, zu dem 
neben drei anderen Gewerkſchaften auch die Kl. gehört. Für 
ihn wurde am 19. Dez. 1925 in der Muſterrolle des Reichs⸗ 
patentamts ein inzwiſchen kraftlos gewordenes Gebrauchs- 
muſter betr. „Plane zum Abdecken von offenen Eiſenbahn⸗ 
wagen“ eingetragen. Am 8. März 1926 meldete er beim 
RPat A. ein Patent an, das ihm am 25. Mai 1929 verliehen 
wurde. Der Patentanſpruch lautet: Plane zum Abdecken von 
offenen Eiſenbahnwagen, dadurch gekennzeichnet, daß ſie aus 
einem einzigen waſſerdichten und feuerſicheren Papierſtück be⸗ 
ſteht, deſſen Kanten umgefalzt ſind und durch Drahteinlagen 
oder Holzauflagen verſtärkt werden können. 

Zwiſchen den M.⸗Werken und dem Bekl. entſtanden 
Streitigkeiten darüber, wem die Schutzrechte zuſtänden. Die 
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M.-Werke vertraten den Standpunkt, der Bekl. habe die dem 
Patent zugrunde liegende Erfindung in ihren Dienſten zu⸗ 
folge ausdrücklichen Auftrages und gemeinſchaftlich mit an⸗ 
deren Betriebsangehörigen gemacht, es handle ſich alſo um 
eine ihnen zuſtehende ſog. Dienſt⸗ oder Betriebserfindung, 
während der Bekl. behauptete, die Erfindung längſt vor Ertei⸗ 
lung des Auftrages allein gemacht zu haben. Im Sommer 
1929 wurde der Bekl. vom M.⸗Konzern mit der Begründung 
entlaſſen, daß die Anmeldung des Gebrauchsmuſterſchutzes 
und des Patents für ihn perſönlich einen groben Vertrauens⸗ 
bruch darſtelle. Der Bekl. ging nach H. und gründete dort die 
V.⸗Fabriken GmbH., welche die Herſtellung und den Vertrieb 
der Planen aufnahm. 

Die geſchilderten Meinungsverſchiedenheiten führten zu 
Rechtsſtreitigkeiten; in ihnen wurden die Rechte des M.⸗Kon⸗ 
zerns von der Kl. vertreten, der die anderen Gewerkſchaften 
ihre Rechte gegen den Bekl. übertragen haben. Durch einſt⸗ 
weilige Verfügung des LG. wurden dem Bekl. die Verfügung 
über die geſchützte Erfindung und jegliche Rechtsgeſchäfte in 
Anſehung der Schutzrechte, insbeſ. jegliche Lizenzerteilung bei 
Vermeidung der geſetzlich zuläffigen Höchſtſtrafen verboten. 
Die einſtweilige Verfügung wurde auch gegenüber dem Wider⸗ 
ſpruch des Bekl. aufrechterhalten und ſeine Berufung zurück⸗ 
gewieſen. Schon am 22. Aug. 1929 hatte die Kl. gegen den 
Bekl. Klage wegen der Hauptſache erhoben und in dieſer die 
Übertragung des Gebrauchsmuſters und des Patents ſowie 
Auskunfterteilung über alle Hinfichtlich der Erfindung vorge⸗ 
nommenen Verpflichtungen und Verfügungen und die Feſt⸗ 
ſtellung begehrt, daß der Bekl. alle aus ſolchen Rechtshand⸗ 
lungen erworbenen Rechte auf ſie zu übertragen verpflichtet 
ſei. Während dieſer Rechtsſtreit ſchwebte, traten die Parteien 
in Vergleichsverhandlungen, die ſchließlich am 9. / 21. Juli 
1931 zum Abſchluß führten. Kurz vorher war der Bekl. vom 
LG. entſprechend verurteilt worden. In dem Vergleich über⸗ 
eignete der Bekl. die obengenannten Patente und Gebrauchs⸗ 
muſter in der Weiſe auf die Kl., daß beide als gemeinſchaft⸗ 
liche Inhaber gelten ſollten. Die M.⸗Werke ſollten das allei⸗ 
nige und uneingeſchränkte Benutzungs⸗ und Verfügungsrecht 
innerhalb eines beſtimmten Gebietes und eines beſtimmten 
Umfanges haben, ſoweit die Verwendung von Papierplanen 
nach dem geſchützten Verfahren für Kohlen und Kohlen⸗ 
erzeugniffe aller Art in Frage komme. Der zwiſchen den 
Parteien anhängige Rechtsſtreit ſollte durch den Vergleich 
erledigt ſein. 

Durch Urteil des LG. wurde der Bekl. wegen ver⸗ 
botener Lieferungen in das Gebiet der M.⸗Werke durch die 
V.⸗Fabriken zur Zahlung von Vertragsſtrafen im Betrage 
von 1500 RA verurteilt, ſeine Berufung gegen dieſes 
Urteil hatte keinen Erfolg. 


Mit der jetzigen Klage verlangt die Kl. wegen weiterer 
verbotener Lieferungen in 30 Fällen Vertragsſtrafen von ins⸗ 
geſamt 15000 AM. LG. und DLG. haben der Klage ſtatt⸗ 
gegeben. 

Auf die Rev. wurde die Sache zurückverwieſen. 

Der Bekl. meint, an den Vergleich hauptſächlich deshalb 
nicht gebunden zu ſein, weil die bei Vergleichsabſchluß ange⸗ 
nommene für beide Teile gleichmäßige Abſatzmöglichkeit für 
die Planen an den Kohlenhandel niemals beſtanden habe. 

Wie der Berg. feſtſtellt, war für beide Teile bei den 
Vergleichsverhandlungen und beim Vergleichsabſchluß eine 
Verwertungsmöglichkeit im Kohlenhandel zu etwa je 50% der 
Ausgangspunkt für den Vergleich. Daher würde es, wenn ſich 
ein erheblicher Unterſchied in der Möglichkeit des Abſatzes 
der Papierplanen an den Kohlenhandel in dem Gebiet der 
M.⸗Werke und dem Gebiet des Bekl. herausſtellen ſollte, 
möglicherweiſe gegen Treu und Glauben i. S. von 8 242 
BGB. verſtoßen, wenn die M.⸗Werke und die Kl. den Bell. 
noch an dem geſchloſſenen Vergleich feſthalten wollten. Daß 
dieſer Einwand der unrichtigen Rechtsausübung gerade gegen⸗ 
über einem Vergleich durchgreifen kann, hat der erk. Sen. 
in letzter Zeit wiederholt ausgeſprochen (RG. 152, 403 = 


JW. 1937, 678 m. Anm.; Urt. v. 16. Febr. 1937, VII 233/36 
= 3%. 1937, 11490). Allerdings hat Direktor K. in ſeinem 
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Vermerk über die Beſprechung v. 2. Febr. 1931 niedergelegt, 
daß die Gebiete ſo abzugrenzen ſeien, daß nach heutiger 
Erkenntnis eine etwa 50 %ige Verwertungsmöglichkeit der 
Patente für jede Partei möglich erſcheine. Die Bezugnahme auf 
die Erkenntnis zur Zeit der Verhandlungen ſchließt aber nicht 
aus, daß bei einer ſich ſpäter herausſtellenden erheblichen 
— objektiven — Unrichtigkeit dieſer Erkenntnis zur Zeit des 
Vergleichsabſchluſſes ein Verſtoß gegen Treu und Glauben 
darin liegen würde, wenn eine Partei die andere trotzdem an 
dem Vergleich feſthalten wollte. Wie bereits in RZ. 152, 
403 (404) = ZW. 1937, 6784 (m. Anm.) ausgeführt, iſt 
hierbei zu prüfen, ob das Feſthalten des Gegners am Ver⸗ 
gleich durch den anderen Vertragsteil unter den obwaltenden 
Umſtänden auf Erlangung eines den guten Sitten zuwider⸗ 
laufenden Vorteils gerichtet iſt. Dabei ſind die geſamten Um⸗ 
ſtande in Betracht zu ziehen, im vorl. Falle alſo auch, daß 
die M.⸗Werke — entgegen der Annahme des BerR. — bei 
dem Vergleich mehr aufgegeben haben als der Bekl., weil zu 
ihren Gunſten bereits mehrere gerichtliche Entſch. ergangen 
waren, und daß dem Bekl. durch den Vergleich die Verwer⸗ 
tung der Planen für andere Zwecke als für Kohlen und 
Kohlenerzeugniſſe im ganzen Deutſchen Reich und gegen eine 
gewiſſe Abgabe an die M.⸗Werke auch im Auslande frei⸗ 
gelaſſen war. 


(RG., VII. Ziv Sen., U. v. 2. März 1937, VII 179/36.) 
W. R.] 


* 


5. RG. — 88 254, 831 BGB. 

1. Nach feſtſtehender Rſpr. wird in 8 831 BGB. nicht ein 
Verſchulden, ſondern nur ein objektiv widerrechtliches Verhalten 
gefordert. 

2. Bei einem Beförderungsvertrag hat der Unternehmer 
kraft ſeiner Vertragspflicht dafür zu ſorgen, daß die zu beför⸗ 
dernde Perſon unbeſchädigt an das Reiſeziel gelangt; er haftet 
für jeden Schaden, den ſie auf der Reiſe durch Beförderungs⸗ 
vorgänge oder Beförderungseinrichtungen an ihrer Geſundheit 
erleidet, wenn er nicht nachweiſt, daß ihn kein Verſchulden 
trifft. 

3. Bei einem Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Verſchul⸗ 
dens iſt bis zum Beweis des Gegenteils der Beweis eines 
Verſchuldens ſchon dann als geführt anzuſehen, wenn nachge⸗ 
wieſen iſt, daß die Urſache aus einem Gefahrenkreis hervor⸗ 
gegangen iſt, für den im Zweifel der Beförderungsunternehmer 
verautwortlich iſt. 


Die Kl., die damals 24 Jahre alt und als Hausangeſtellte 
in O. tätig war, fuhr mit dem erſten Frühzug von D. nach 
O. zurück. Der Zug beſtand aus einem Triebwagen, einem 
Anhängerwagen Und einem Güterwagen; er wurde — neben 
dem Wagenführer — von einem Schaffner bedient, der ſich zu 
der hier in Betracht kommenden Zeit im Triebwagen befand. 
Die Kl. hielt ſich im Anhängerwagen auf. Sie wollte in O. an 
der Halteſtelle G.plag ausſteigen. Der Zug verlangſamte ſeine 
Fahrt, als er ſich dieſer Halteſtelle näherte. Die Kl. hatte ſich 
an die offene Tür geſtellt, um auszuſteigen. Der Schaffner gab 
das Zeichen zum Weiterfahren. Die Kl. verunglückte bei der 
Durchfahrt durch die Halteſtelle; wie das geſchehen iſt, iſt 
ſtreitig. Es wurden ihr beide Füße abgefahren; in der Folge 
mußten ihr beide Beine am Knie abgenommen werden. Sie 
verlangt im vorl. Rechtsſtreit von der beklagten Bahngeſellſchaft 
Schadenserſatz, und zwar Zahlung von 572,70 RM, für An⸗ 
ſchaffung von Kunſtbeinen, ferner ein Schmerzensgeld, deſſen 
Höhe ſie in das Ermeſſen des Gerichts ſtellt, das aber minde⸗ 
ſtens 10 000 %.# betragen ſoll, und Zahlung einer Rente; 
ferner verlangt ſie die Feſtſtellung der Verpflichtung der Bekl. 
zum Erſatz des weiteren Schadens. 

Während das LG. die Klage abwies, entſchied das BG. 
— abgeſehen vom Schmerzensgeld — zugunſten der Kl. Es 
verurteilte die Bekl. zur Zahlung von 572,70 RM, erklärte den 
Rentenanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt und ent⸗ 
ſprach dem Feſtſtellungsantrage. Den Anſpruch auf Schmer⸗ 


zensgeld wies es ab. Gegen dieſes Urteil legte nur die Bekl. 
Rev. ein. Die Rev. wurde zurückgewieſen. 
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Das LG. iſt davon ausgegangen, es konne nicht zweiſelhaft 
ſein, daß die Bekl. der Kl. aus Vertrag und unerlaubter Hand⸗ 
lung ſowie auf Grund des RHaftpfl®. hafte; es hat beſonderes 
Gewicht darauf gelegt, daß der Schaffner des Zuges an der 
Halteſtelle Gplatz das Klingelzeichen zum Weiterfahren ge⸗ 
geben habe, ohne ſich genügend ſorgfältig vergewiſſert zu haben, 
ob ein Fahrgaſt ausſteigen wolle. Zur Abweiſung der Klage 
iſt es auf Grund der Annahme gelangt, daß die Kl. von dem 
Wagen während der Fahrt abgeſprungen ſei. Das BG. hat letz⸗ 
teres dagegen nicht feſtſtellen können; es nimmt auch nicht ein 
Verſchulden von Angeſtellten oder Vertretern der Bekl. an und 
hält die Bekl. nur auf Grund des RHaftpflG. für haftbar. Da 
die Kl. gegen dieſes Urteil ein Rechtsmittel nicht eingelegt hat, 
würde die Frage, ob auf ſeiten der Bekl. ein Verſchulden für 
den Unfall urſächlich geweſen iſt, lediglich unter dem Geſichts⸗ 
punkt der Abwägung nach § 254 BGB. zu prüfen fein, falls 
ein Mitverſchulden der Kl. vorliegt. Zur Klarſtellung ſei aber 
bemerkt, daß die Beurteilung des 8 831 BGB. durch das BG. 
auf Rechtsirrtum beruht, wenn es für die Anwendung der 
Vorſchrift ein Verſchulden des zur Verrichtung Beſtellten er⸗ 
fordert und deshalb auf Satz 2 zur Vorſchrift nicht eingeht. 
Nach feſtſtehender Rſpr. (vgl. RGR Komm., Anm. 4 zu $ 831) 
wird in $ 831 nur ein objektiv widerrechtliches Verhalten der 
Bekl. erfordert. 

Das BG. führt unter dem Geſichtspunkt der nicht zu be⸗ 
zweifelnden grundſätzlichen Haftung der Bekl. aus dem RHaft⸗ 
pflG. aus, der Bekl. ſei der ihr obliegende Nachweis des eige⸗ 
nen Verſchuldens der Kl. nicht gelungen, insbeſ. auch nicht 
dahin, daß die Kl. vom Trittbrett des Wagens abgeſprungen 
ſei. Es trifft über den Vorgang folgende Feſtſtellungen: Vor 
der Halteſtelle am G.platz, der erſten der drei in O. vorhan⸗ 
denen Halteſtellen, ſtand die Kl. auf, öffnete die zur hinteren 
Plattform führende Tür und ſtand kurze Zeit unter dieſer Tür, 
bis ſich ein Fahrgaſt über Zugluft beſchwerte. Sie ſchloß die 
Tür und lehnte ſich im Innern des Wagens an die Tür an. 
Als der Zug vor der Halteſtelle ſeine Geſchwindigkeit ver⸗ 
ringerte, ging die Kl. auf die hintere Plattform und ſchloß 
hinter ſich die Tür. Auf der Plattform ſtellte ſich die Kl. zu⸗ 
nächſt in deren Mitte, ſo daß ſie von beiden Abſteigetüren 
gleichweit entfernt war. Sodann ging ſie zur rechten offenen 
Tür, hielt ſich hier mit beiden Händen an dem inneren Tür⸗ 
rahmen feſt, beugte ſich etwas über die Tür hinaus und winkte, 
mit der linken Hand ſich weiter feſthaltend, mit der rechten 
Hand nach vorn, um das Halten des Zuges zu veranlaſſen. 
Das BG. führt aus, es müſſe mit Rückſicht auf das von der 
Kl. vorher beobachtete Verhalten, bei dem ſie auf ihre Sicherheit 
bedacht geweſen ſei, geradezu als ausgeſchloſſen gelten, daß fie 
plötzlich auf das Trittbrett des fahrenden Zuges geſtiegen ſei; 
es müſſe vielmehr angenommen werden, daß ſie ſich unmittel⸗ 
bar vor dem Unfall auf der Plattform an der Türöffnung be⸗ 
funden habe. Das BG. legt dann dar, daß die Urſache, die un⸗ 
mittelbar zum Unfall geführt habe, nicht einwandfrei ge⸗ 
klärt ſei. 

Die Annahme des B., daß ein für den Unfall urſäch⸗ 
liches Verſchulden der Kl. nicht nachgewieſen ſei, iſt nach dem 
dargelegten Sachverhalt rechtlich nicht zu beanſtanden. Die Kl. 
hat ſich hiernach ſo verhalten, wie es die im Verkehr gebotene 
Sorgfalt gebietet. Die Erörterung, die das BG. weiterhin nach 
der Richtung anſtellt, daß die Kl. ſich unmittelbar vor dem 
Unfall an die Tür geſtellt habe, iſt offenbar eine hilfsweiſe an⸗ 
geſtellte Erwägung. Es ſpricht von einem hierin „allenfalls“ 
liegenden Verſchulden. Auf die weitere Ausführung, das Ver⸗ 
halten der Kl. müſſe als derart mildernd erſcheinen, daß es 
der erhöhten Betriebsgefahr gegenüber völlig zurücktrete, kommt 
es deshalb nicht mehr an. Immerhin ſei dazu folgendes geſagt: 

Daß die Kl. an die Türöffnung getreten iſt, beruht nach 
der Feſtſtellung des BG. darauf, daß die Geſchwindigkeit des 
Zuges vor der Halteſtelle ermäßigt wurde und die Kl. glaubte, 
der Zug werde hier halten. Dieſe Erwägung liegt um ſo näher, 
als die Kl. bei ihrer gerichtlichen Vernehmung angegeben hat, 
ſie ſei bei früheren Fahrten immer an dieſer Halteſtelle aus⸗ 
geſtiegen und der Zug habe immer dort gehalten, iſt jeden⸗ 
falls nicht durch Rechtsirrtum beeinflußt. Es kommt deshalb 


auf die Frage, ob die Betriebsgefahr erhöht geweſen iſt, 
nicht an. Der feſtgeſtellte Sachverhalt ergibt aber in der Tat 
eine Erhöhung der Betriebsgefahr. Einmal iſt ſie unbedenklich 
mit dem BG. darin zu erblicken, daß die Ein⸗ und Ausſteige⸗ 
öffnung der Plattform nicht gegen ein Hinausſteigen der Fahr⸗ 
gäſte geſichert iſt. Dahingeſtellt kann bei der jetzigen Lage des 
Rechtsſtreits bleiben, ob die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
es nicht erforderte, daß die Türöffnung eines Anhängerwagens, 
der nicht von einem beſonderen Schaffner bedient wird, insbeſ. 
bei der großen Ausdehnung der Strecke über eine Reihe von 
Ortſchaften, während der Fahrt geſchloſſen werden mußte. Es 
liegt nahe, eine ſolche Maßnahme zu fordern; es kommt aber 
für die von dem Rev. zu treffende Entſch. nicht mehr darauf 
an. Denn es iſt — entgegen der Annahme des BG., aber in 
Übereinſtimmung mit dem LG. — anzunehmen, daß den Schaff⸗ 
ner des Zuges ein Verſchulden bei der Ausübung ſeiner dienſt⸗ 
lichen Tätigkeit trifft. Das BG. glaubt ein ſolches Verſchulden 
nicht feſtſtellen zu konnen; es führt dazu im weſentlichen aus: 
1. Nach der für dieſe Bahn geltenden beſonderen Verkehrs⸗ und 
Betriebsordnung und den für den Schaffner und den Wagen⸗ 
führer erlaſſenen Dienſtvorſchriften ſeien die Halteſtellen vorher 
mit lauter Stimme bekanntzugeben. Es ſei ſelbſtverſtändlich, 
daß dieſe Beſtimmung nur Geltung habe und vom Schaffner 
nur eingehalten werden könne, wenn jeder Perſonenwagen 
einen beſonderen Schaffner habe; eine Wirkung des Ausrufens 
auf die in dem anderen Wagen befindlichen Fahrgäſte ſei des⸗ 
halb nicht möglich. Das Nichtausrufen ſei deshalb und weil die 
Kl. bereits auf die Plattform getreten ſei, nicht urſächlich für 
den Unfall geweſen; ein Verſchulden des Schaffners liege des⸗ 
halb nicht vor. 2. Es ſei zu prüfen, ob der Schaffner vor der 
Ankunft des Zuges am Geplatz habe erkennen können, daß die 
Kl. ausſteigen wolle, und ob er deshalb das Zeichen zur Durch⸗ 
fahrt nicht habe geben dürfen. Der Schaffner habe ſich nach 
ſeiner Ausſage auf der hinteren Plattform des Triebwagens 
befunden. Von dieſer Plattform aus könne in das Innere des 
Anhängerwagens geſehen werden. Der oben wiedergegebene Ge⸗ 
ſchehensablauf, der die Abſicht der Kl. auszuſteigen habe er⸗ 
kennen laſſen, habe einige Zeit erfordert, ſo daß er dem Schaff⸗ 
ner, der durch den Dienſt anderweitig nicht in Anſpruch ge⸗ 
nommen geweſen ſei, eigentlich nicht hätte entgehen können, 
wenn er den Anhängerwagen richtig beaufſichtigt hätte. Aber 
ein Verſchulden des Schaffners ſei nicht feſtzuſtellen. Er gebe 
nur an, er habe die Kl. beim Hineinſehen in den Anhänger⸗ 
wagen nicht geſehen, aber angenommen, daß ſie noch da ſei, 
da ihr Begleiter noch im Wagen geſeſſen habe, und er habe 
weiter angenommen, daß dieſer bis zum Marktplatz fahre. Der 
Schaffner habe alſo nach ſeinen Angaben den Geſchehensablauf 
im Innern des Wagens nicht geſehen, und er habe die Kl. auch 
auf der Plattform nicht geſehen. Letzteres ſei glaubhaft; denn 
die Innentür ſei geſchloſſen geweſen, und aus dem vorliegen⸗ 
den Lichtbild ergebe ſich, daß ein auf der Plattform ſtehender 
Fahrgaſt faſt bis zur Bruſthöhe durch die geſchloſſene Tür ver⸗ 
deckt werde; die im oberen Teil der Tür befindlichen Scheiben 
ſeien durch Seiten⸗ und Querſtäbe faſt gittermäßig verdeckt, 
ſo daß auch der Oberkörper des auf der Plattform ſtehenden 
Fahrgaſtes dadurch verdunkelt und teilweiſe verdeckt werde. Als 
die Kl. dann an die offene Tür gegangen ſei, ſei ſie durch die 
Tür weiter verdeckt. Es ſei auch möglich, daß der Schaffner in 
dem Augenblick in den Anhängerwagen geſehen habe, als die 
Kl. nach vorn gewinkt habe. Da ſie nicht im Wagen geſeſſen 
habe, habe der Schaffner annehmen müſſen, daß ſie auf der 
Plattform ſei. Daraus habe er aber noch nicht auf ihre Abſicht 
abzuſteigen ſchließen können, da Fahrgäſte während der Fahrt 
die Plattform oft beträten, um friſche Luft zu ſchöpfen. Wenn 
das BG. hieran die Bemerkung anſchließt, daß es für die Kl. 
leicht geweſen wäre, den Schaffner von ihrer Abſicht, auszu⸗ 
ſteigen, zu verſtändigen, indem ſie auf die vordere Plattform 
gegangen wäre, ſo iſt nicht zu erſehen, ob das BG. daraus — im 
Gegenſatz zu feinen ſonſtigen Darlegungen — ein Verſchulden 
der Kl. herleiten will und was dieſe Ausführung mit der Be⸗ 
urteilung des Verhaltens des Schaffners zu tun hat. Es kommt 
aber hierauf nicht an. 


Denn die Betrachtungsweiſe des BG. entſpricht ſchon in 
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ihrer Grundlage nicht den Anforderungen, die an das Ver⸗ 
halten des Schaffners zum Zwecke des Schutzes der Fahrgäſte 
zu ſtellen ſind. Wenn das BG. aus der für die Bekl. geltenden, 
der Nachprüfung in der Rev Inſt. nicht zugänglichen Verkehrs⸗ 
und Betriebsordnung entnimmt, daß die Tätigkeit eines Schaff⸗ 
ners für beide Perſonenwagen genügte und daß die rechte hintere 
Außentür der Wagen nicht geſchloſſen zu fein brauchte, ſo ver⸗ 
ſteht es ſich von ſelbſt, daß der Schaffner dann ganz beſondere 
Sorgfalt auf den Schutz der Fahrgäſte zu verwenden hatte. Der 
vom BG. erörterte Umſtand, daß das Ausrufen der Halteſtellen 
vom vorderen Wagen aus von den Benutzern des Anhängers 
nicht gehört werden konnte, zwingt unmittelbar zu der Frage, 
was denn der Schaffner tun mußte, um ſich zu überzeugen, ob 
jemand aus dem Anhängerwagen ausſteigen wollte. Die An⸗ 
nahme des BG., eigentlich hätte dem Schaffner nicht entgehen 
können, wie die Kl. den Wagen vor der Halteſtelle verlaſſen 
und ſich dann verhalten hat, wird dadurch nicht beſeitigt, daß 
der Schaffner den Verlauf der Sache nicht geſehen hat. Eut⸗ 
ſchieden abzulehnen iſt die Erwägung, daß der Schaffner vom 
vorderen Wagen auf die hintere Plattform nicht habe ſehen 
können, weil die Scheiben faſt gittermäßig verdeckt ſeien; mit 
der Behauptung der Kl., daß die Fenſter ſogar mit Reklame 
oder Verkehrsvorſchriften behängt geweſen ſeien, befaßt ſich das 
BG. nicht. Es iſt im Rahmen des für die Entſch. des RevG. 
zu beurteilenden Stoffes auch nicht erforderlich, ob inſoweit 
gegen die geſetzlichen Vertreter der Bekl. ein Vorwurf aus 
dem Zuſtand der Wagen und aus etwaiger Nichterteilung 
nötiger Anweiſungen zu erheben iſt. Denn es kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß der Schaffner ſich nicht damit begun, 
gen durfte, daß er auf der hinteren Plattform niemand ſehen 
konnte; er hatte vielmehr das Zeichen zur Weiterfahrt des 
Zuges, der ſeine Geſchwindigkeit bereits ermäßigt hatte, nur 
zu geben, wenn er ſich überzeugt hatte, daß niemand ausſteigen 
wollte. War ihm das vom vorderen Wagen aus nicht möglich, 
ſo hatte er eben den Wagen anhalten zu laſſen. Das galt im 
vorl. Fall um jo mehr, als er, wie das BG. feſtſtellt, an- 
nehmen mußte, daß die Kl. auf der Plattform ſei, weil ſie nicht 
— mehr — im Wagen ſaß. Die Erwägung, daß jemand ſich 
dort auch aufhalten könne, um friſche Luft zu ſchopfen, liegt 
neben der Sache. Der Schaffner hat ſich nicht auf verſchiedene 
mögliche Annahmen zu verlaſſen, die ganz unzuverläſſig find, 
ſondern er hat ſich poſitiv zu überzeugen, ob jemand ausſteigen 
will. übrigens iſt nicht erſichtlich, warum er im vorl. Fall das 
Wirken der Kl., das entgegen der Annahme der Rev. nicht un⸗ 
ſachgemäß war, nicht hätte beobachten können, wenn er wenig⸗ 
ſtens einen Blick nach der Außenſeite des Wagens geworfen 
hätte; er war nicht einmal durch eine ſonſtige dienſtliche Auf⸗ 
gabe in Anſpruch genommen, wie das BG. feſtſtellt. Von ſelbſt 
verſteht es ſich, daß die Sorge für die ungefährdete Beförde⸗ 
rung der Fahrgäſte der Erwägung vorzugehen hat, die der 
Schaffner bei ſeiner Vernehmung bekundet, daß nämlich dieſe 
Frühzüge Schichtzüge ſeien, mit denen die Arbeiter pünktlich 
zu ihren Arbeitszügen gebracht werden ſollten, und daß die 
Bekl. von den großen Fabriken Beanstandungen erhielte, wenn 
ein Zug einige Minuten Verſpätung habe. Daß der Schaffner 
eine für ihn weſentlich einfachere Sachlage geſchaffen hätte, 
wenn er ſich bei Abgabe der Fahrſcheine erkundigt hätte, an 
welcher der drei Halteſtellen in O. die Kl. ausſteigen wollte, 
ſei nebenher bemerkt. 


Da hiernach die Betriebsgefahr ſogar durch das Verſchul⸗ 
den eines Angeſtellten der Bekl. erhöht iſt, kommt es nicht 
mehr darauf an, ob die Betriebsgefahr auch durch einen Ruck 
des Wagens nach Wiederaufnahme der größeren Geſchwindig⸗ 
keit erhöht worden tft. Die Rev. rügt, daß das BG. einen „vom 
Erſtrichter vorgenommenen informatoriſchen Augenſchein“ als 
Erkenntnisquelle benutzt habe. Es iſt in der Tat nicht zu er⸗ 
ſehen, auf welche Grundlage ſich dieſe Bemerkung des BU. 
ſtützt. Es kommt aber darauf — abgeſehen von dem bereits 
angeführten Grunde — ſchon deshalb nicht an, weil das BG. 
vor jener beanſtandeten, offenbar nur nebenher gemachten Aus⸗ 
führung auf Grund der Ausſagen von drei Zeugen feſtſtellte, 
daß ein ſolcher Ruck ſtattgefunden hat. Daß dieſer Ruck für 
den Unfall urſächlich geweſen iſt, ſtellt das BG. nicht feſt; es 


hält die unmittelbare Urſache des Unfalls vielmehr für nicht 
geklärt. 

Die weiteren Rügen der Rev. beſchäftigen ſich im weſent⸗ 
lichen mit den tatſächlichen Feſtſtellungen des BG., die in der 
Rev Inſt. nicht nachzuprüfen find. Die Annahme der Rev., nach 
den Beweisregeln des erſten Anſcheins ſei zu folgern, daß die 
Kl. offenſichtlich abgeſprungen ſei, trifft nicht zu. Es handelt 
ſich lediglich um die Tatfrage eines Einzelfalls. Die Rechtslage 
iſt vielmehr ſo, was anſcheinend auch das BG. nicht erkannt 
hat, daß bei einem Beförderungsvertrage, wie er hier vorliegt, 
der Unternehmer kraft ſeiner Vertragspflicht dafür zu ſorgen 
hat, daß die zu befördernden Perſonen unbeſchädigt an das 
Reiſeziel gelangen; er haftet für den Schaden, den ſie auf der 
Reife durch Beförderungsvorgänge oder Beförderungseinrich⸗ 
tungen an ihrer Geſundheit erleiden, wenn er nicht nachweiſt, 
daß ihn kein Verſchulden trifft (RG. 126, 141 mit Nachw. = 
IW. 1930, 1936). Vgl. im übrigen RGZ3. 148, 150 = JW. 
1935, 28857, wo im Anſchluß an die Beweispflicht des Unter⸗ 
nehmers bei einer ſolchen Sachlage zutreffend ausgeführt wird, 
daß eine ſolche Annahme der Ausgeſtaltung nicht widerſpreche, 
die der Beweis des erſten Anſcheins durch die Rſpr. erfahren 
habe; dieſe ſchließe nicht aus, bei einem Anſpruch auf Schadens. 
erſatz wegen Verſchuldens bis zum Beweiſe des Gegenteils den 
Beweis eines Verſchuldens ſchon dann als geführt anzuſehen 
wenn nachgewieſen iſt, daß die Urſache aus einem Gefahren⸗ 
kreiſe hervorgegangen iſt, für den im Zweifel der Unternehmer 
verantwortlich iſt. 


(RG., VI. Ziv Sen., U. v. 4. März 1937, VI 377/36.) [W. R.] 


* 


r 6. RG. — SS 675, 667 BGB. Zum Begriffe „aus der Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung erlangt“. Eine im Dienſte des Geſchäftsherrn 
vom Dienſtverpflichteten gemachte Erfindung (Dienſterfindung 
im Gegenſatz zur freien Erfindung) fällt regelmäßig ohne be⸗ 
ſonderen Übertragungsakt dem Dienſtherrn zu und verbleibt 
ihm ſelbſt dann, wenn der Angeſtellte die Erfindung vertrags⸗ 
widrig für ſich zum Patent angemeldet und ein Patent darauf 
erlangt hätte. War dagegen der Angeſtellte zum Abſchluß von 
Lizenzverträgen zur Verwertung ſeines Patents für ſich ſelbſt, 
alſo im eigenen Intereſſe befugt, handelte es ſich ſomit um 
eine freie Erfindung, fo find Leiſtungen aus dem Lizenzvertrag 
an den Angeſtellten nicht unmittelbar aus der Geſchäftsbeſor⸗ 
gung erlangt; auch dann nicht, wenn zwiſchen den Leiſtungen 
(Lizenzgebühren) an den Angeſtellten durch Lieferanten des Ge⸗ 
ſchäftsherrn und einer für den Geſchäftsherrn vorgenommenen 
Geſchäftsbeſorgung des Angeſtellten durch Auftragserteilung an 
die Lieferanten inſofern ein Zuſammenhang beſtand, als die 
Lizenzen als Stücklizenzen ihrer Natur nach an die Lieferun⸗ 
gen der Lieferanten für den Geſchäftsherrn geknüpft waren. 


Die Kl. betreibt ein Kraftwerk zur Erzeugung von elek⸗ 
triſchem Strom. Die Stromerzeugung erfolgte bis zum Jahre 
1921 ausſchließlich mittels Dampfkraft, von 1921 oder 1923 
an mittels Dampfkraft und Waſſerkraft, ſeit 1927 nur noch 
mittels Waſſerkraft, wobei die vorhandene Dampfkraftanlage 
eine Reſerve für Bedarfsfalle bildet. 

Der Bekl. trat am 1. Dez. 1913 als Ingenieur in die 
Dienſte der Bekl. Nach dem Anſtellungsſchreiben der Kl. 
hatte ſich „ſeine Dienſtleiſtung vornehmlich zu erſtrecken auf 
die überwachung des Betriebs in dampftechniſcher Hinſicht, 
wie die Heizvorgänge im Keſſelhaus, Feſtſtellung der Wir⸗ 
kungsgrade und der Wirtſchaftlichkeit, Unterſuchung und Aus⸗ 
wahl von Heizmaterialien“, und oblag ihm „neben dem auch 
die Projektierung aller Erweiterungen in dampftechniſcher 
Hinſicht“. 1921 erhielt er den Titel Oberingenieur, gleich⸗ 
zeitig wurde ihm Handlungsvollmacht eingeräumt. 1927 er⸗ 
hielt er die Bezeichnung Betriebsdirektor für eine Tochter⸗ 
geſellſchaft der Kl., 1932 bekam er Prokura für die Kl. mit 
dem Titel „ſtellvertretender Direktor“. 

Im Jahre 1916 erfolgte in dem Werk der Kl. eine 
Keſſelexploſion, durch weiche die Keſſel des Werks zerſtört 
wurden. Als Erſatz wurden in der Folgezeit ſechs „Garbe⸗ 
keſſel“ aufgeſtellt und 1921 die Anlage auf 18 Keſſel ge⸗ 
bracht. Da im Juni 1921 auch die erſt kurz aufgeſtellten 
Keſſel wenigſtens zum Teil erhebliche Riſſe aufwieſen, wurde 
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wieder Erſatz notwendig. Damals empfahl der Bekl. der Kl. 
die Nachſchaffung der Keſſel unter Verwendung einer von ihm 
gemachten Erfindung. Der damalige Generaldirektor Sch. 
der Kl. folgte dieſer Empfehlung, und ſo wurden bis zum 
Jahre 1930 nach und nach zwölf „Maaskeſſel“, wie ſie genannt 
wurden, von der Kl. in Auftrag gegeben und bezogen, und 
zwar ſieben von der Fa. B. & W., vier von der Maſchinen⸗ 
fabrik MAN. 

Am 13. Okt. 1921 meldete der Bekl. ſeine Erfindung 
zum Patent an, das ihm am 13. Okt. 1923 mit Anfang vom 
18. Okt. 1921 erteilt wurde und jetzt noch beſteht. 

Mit Vereinbarung vom 11./13. März 1922 übertrug der 
Bekl. auf die Dauer von drei Jahren der Firma B. & W. 
„das Anrecht zur fabrikmäßigen Herſtellung und zum Ver⸗ 
kaufe des von ihm ... beim RPat A. angemeldeten Steil⸗ 
rohrkeſſels“ unter den in der ſchriftlichen Vereinbarung näher 
beſtimmten Bedingungen und gegen Zahlung einer ein⸗ 
maligen, nach Erhalt des Patents fälligen Erwerbsgebühr 
und Zahlung einer Stücklizenzgebühr. Am 20./23. April 
1925 ſchloß der Bekl. mit B. & W. einen neuen Vertrag, 
durch den er dieſer für die Dauer des Patents eine einfache 
Lizenz für Bau und Verkauf in Deutſchland erteilte. Von 
den einzelnen Vereinbarungen intereſſiert hier die Verpflich⸗ 
tung der B. & W., an den Bekl. eine einmalige Anzahlung 
von 25000 GM., wovon die erſte Rate im Betrage von 
5000 GM. „durch eine Anfang 1922 geleiſtete Papiermark⸗ 
zahlung abgegolten wurde“, und eine laufende Abgabe für 
jeden zu liefernden Maaskeſſel in Höhe von 4 GM. für den 
Quadratmeter reiner Heizfläche zu zahlen, wie ſie im Liefe⸗ 
rungsvertrage der B. & W. mit dem Beſteller vereinbart 
würde. 

In der Inflationszeit ſchloß der Bekl. ferner einen Vor⸗ 
vertrag über Lizenzerteilung mit der MAN., nach dem dieſe 
nach Erteilung des Patents eine einmalige Lizenzgebühr von 
100 000 Papiermark zu entrichten hatte. Dieſer Vorvertrag 
wurde am 1. Aug. 1924 durch einen Lizenzvertrag abgelöſt, 
wonach die MAN. an den Bekl. eine einmalige Anzahlung 
von 20000 GM. und eine laufende Abgabe für jeden Maas⸗ 
keſſel in Höhe von je 4 GM. für den Quadratmeter reiner 
Heizfläche zu zahlen hatte. 

Schließlich hat der Bekl. auch noch mit einer anderen 
Dampfkeſſelfabrik einen Lizenzvertrag. 

Von den Lieferfirmen B. K W. und MAN. erhielt der 
Bekl. außer den einmaligen Zahlungen noch laufende Lizenz⸗ 
gebühren, und zwar von B. & W. in den Jahren 1924 und 
1925 für vier Keſſel zuſammen etwa 8800 An, von MAN. 
für vier Keſſel in der Zeit von 1924 bis 1927 insgeſamt 
6000 At. 

An andere Firmen als die Kl. wurden bis jetzt Maas⸗ 
keſſel nicht geliefert. 

Die Kl. verlangt von dem Bekl. die Herauszahlung der 
Beträge, die er als laufende Lizenzgebühren für die an ſie 
gelieferten Maaskeſſel von den Lieferfirmen B. & W. und 
MAN. erhalten habe. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, das OLG. aber den 
Bekl. gemäß dem Klageantrage verurteilt. 

Das RG. verwies den Rechtsſtreit an das BG. zurück. 

Das Bu. beruht auf der Annahme des BG., der 
Bekl. habe bei der Vergebung von Aufträgen auf die Maas⸗ 
keſſel als Geſchäftsbeſorger für die Kl. gehandelt und ſei des⸗ 
wegen nach den $$ 675, 667 BGB. verpflichtet, an die Kl. 
die von den Lieferfirmen B. & W. und MAN. für die ge⸗ 
lieferten Keſſel erhaltenen Stücklizenzen als „aus der Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung erlangt“ herauszuzahlen. 

In ihrem erſten Teil iſt dieſe Annahme des BG. recht⸗ 
lich nicht zu beanſtanden. Seine Ausführungen entſprechen 
inſoweit ziemlich wörtlich denen in der Senatsentſch. vom 
27. April 1920, III 411/19 (RG. 99, 31 32), die offen⸗ 
ſichtlich Muſter und Vorbild für das angefochtene Urt. geweſen 
iſt. In der Tat kommt es darauf an, ob die Dienſtleiſtungen 
des Bekl. es mit ſich brachten, daß er mit einer gewiſſen 
Selbſtändigkeit und in rechtlich erheblicher Weiſe die wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen der Kl. Dritten gegenüber wahrzuneh⸗ 


men hatte. Das BG. bejaht das ohne Rechtsirrkum. Auch 
die Rev. erhebt nach dieſer Richtung keine Einwendungen. 
Zwar beſteht nach den Urteilsfeſtſtellungen kein Zweifel, daß 
die Beſtimmung darüber, ob und bei welcher Firma und 
zu welchem Preiſe der einzelne Lieferauftrag der Kl. zu ver⸗ 
geben war und vergeben wurde, und die Beſtellung als ſolche 
dem Generaldirektor Sch. obgelegen haben. In der Hand des 
Bekl. lagen aber die für die Beſtellung grundlegenden Be⸗ 
rechnungen und die maßgebenden vorbereitenden Arbeiten, 
wozu die Verhandlungen mit den Lieferanten, die Feſtlegung 
der Lieferungsbedingungen, die Herbeiführung von Ange 
boten ſettens der Lieferanten und die Erteilung von Aus⸗ 
künften an dieſe gehörte. Da der Generaldirektor zu dem 
Bekl. rückhaltloſes Vertrauen hatte, war deſſen Urteil für 
ſeine Entſcheidungen von maßgebendem Einfluß. Das mußte 
es erfahrungsgemäß mit ſich bringen, daß dem Bekl. für 
die Durchführung feiner Aufgaben wenigſteus tatſächlich eine 
weitgehende Selbſtändigkeit eingeräumt war, daß die Wahr⸗ 
nehmung der wirtſchaftlichen Intereſſen der Kl. hinſichtlich der 
Vergebung der Aufträge über die Lieferung der Maaskeſſel, 
wenngleich Sch. auf die Intereſſen der Kl. perſönlich ernſt⸗ 
lich Bedacht nahm, in der Hauptſache durch den Bekl. zu er⸗ 
folgen hatte, und daß ſeine Erklärungen, Forderungen und 
Zugeſtändniſſe an die Lieferanten rechtserhebliche Bedeutung 
für das einzelne abzuſchließende Geſchäft beanſpruchen mußten. 

Es kann ſich hiernach nur fragen, ob die gezahlten Stück⸗ 
lizenzen — um die es ſich allein handelt — als „aus der 
Geſchäftsbeſorgung erlangt“ anzuſehen ſind. Wie das BG. 
der angeführten Senatsentſch. entnimmt, fallen darunter alle 
Vorteile, die dem Beauftragten (dem Geſchäftsführer oder 
Geſchäftsbeſorger) aus irgendeinem mit der Geſchäftsführung 
oder Geſchäftsbeſorgung im inneren Zuſammenhang ſtehenden 
Grunde zugewendet werden und die Beſorgnis zu rechtfertigen 
geeignet ſind, der Geſchäftsführer könne durch ſie veranlaßt 
ſein oder werden, die Belange des Geſchäftsherrn nicht nach 
jeder Richtung hin auf das gewiſſenhafteſte zu berückſichtigen 
(vgl. RG3. 146, 194 [205] = IW. 1935, 1683 2). An dieſer 
durch die weite Umgrenzung des Begriffs der aus der Ge- 
ſchäftsbeſorgung erlangten Vorteile gekennzeichneten ſtrengen 
Auffaſſung des Senats von den Pflichten eines Geſchäfts⸗ 
beſorgers iſt grundſätzlich feſtzuhalten. Dennoch kann dem 
BG. nicht zugegeben werden, daß im vorliegenden Fall die 
von dem Bekl. bezogenen Stücklizenzen ohne weiteres als aus 
der Geſchäftsbeſorgung erlangte Vorteile in dem in Rede 
ſtehenden Sinn angeſprochen werden dürfen. Inſoweit unter⸗ 
ſcheidet fi) die Sach⸗ und Rechtslage im vorliegenden Fall 
von dem in RG. 99, 31 entſchiedenen, wo es ſich um 
freiwillige Zuwendungen des Dritten an den Geſchäfts⸗ 
beſorger, um ſog. Schmiergelder, handelte, dadurch, daß 
hier, jedenfalls wenn eine freie Erfindung vorliegt, dem Bell. 
ein Rechtsanſpruch auf die Stücklizenzen zugeſtanden hat. 

Das BG. begründet ſeine Anſicht wie folgt: Die Stück⸗ 
lizenzen ſeien an den Bekl. auf Grund der Verträge der Jahre 
1924 und 1925 gezahlt worden. Die Anſprüche auf die Ge⸗ 
bühren ſeien mit der Erteilung der Aufträge an die Liefer⸗ 
werke zur Entſtehung gekommen. Dieſe Auftragserteilung 
habe aber im inneren Zuſammenhang mit der Geſchäftsbeſor⸗ 
gung durch den Bekl. in Erfüllung ſeiner Dienſtaufgabe ge⸗ 
ſtanden. Daher ſeien die Leiſtungen der Firmen, die hieraus 
erlangten Vorteile des Bekl, die von der Durchführung des 
Auftrags nicht zu trennen ſeien, inſoweit aus der Geſchäfts⸗ 
beſorgung erlangt. 

Hiernach verkennt das BG. ſelbſt nicht, daß der Rechts⸗ 
grund für die Leiſtung der Stücklizenzen durch die Liefer⸗ 
firmen an den Bekl. an ſich nicht in ſeiner Geſchäftsbeſorgung 
für die Kl., ſondern in dem von ihm mit den Lieferfirmen 
geſchloſſenen Lizenzverträgen zu ſuchen iſt. Es ſteht alſo 
außer Zweifel, daß die Leiſtungen der Lieferfirmen an den 
Bekl. jedenfalls nicht unmittelbar aus ſeiner Geſchäfts⸗ 
beſorgung für die Kl. erlangt ſein können, ſolange ſich nicht 
etwa der Abſchluß der Lizenzverträge als eine „Geſchäfts⸗ 
beſorgung“ in dieſem Sinne darſtellt. Das nimmt aber das 
BG. nicht an und kann auch nicht zutreffen, wenn der Bekl. 
zum Abſchluß der Lizenzverträge für ſich ſelbſt, alſo im eige⸗ 
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nen Intereſſe, befugt war, d. h. wenn es ſich um eine freie 
Erfindung handelte. 

Anders wäre die Rechtslage dagegen, wenn es ſich um 
eine Dienſterfindung gehandelt hätte, die nach der für das 
hier in Betracht kommende bisherige Recht ſtändig feſtgehal⸗ 
tenen Rſpr. des RG. (vgl. RG. 140, 53 [55] = JW. 1933, 
23918 m. Anm.) regelmäßig ohne beſonderen Übertragungs⸗ 
akt dem Dienſtherrn, hier alſo der Kl., zugefallen und ihr 
nach diefer Rſpr. ſelbſt dann verblieben wäre, wenn der An⸗ 
geſtellte die Erfindung vertragswidrig für ſich zum Patent 
angemeldet und ein Patent darauf erlangt hätte, alſo erſt 
recht, wenn dieſe Anmeldung, wie hier dem Bekl. von der 
Kl., mit dem Vorbehalt der koſtenloſen Auswertung für ihren 
eigenen Betrieb geſtattet worden wäre, der Bekl. dieſen Vor⸗ 
behalt aber nicht beachtet hätte. Solchenfalls müßte man an⸗ 
nehmen, daß der Bekl. ſchon beim Abſchluß der Lizenzver⸗ 
träge, ſoweit ſie in das Gebiet eingriffen, das ſich die Kl. 
vorbehalten hatte, als ihr Geſchäftsbeſorger tätig geworden 
wäre und demzufolge inſoweit den Anſpruch auf die Lizenz⸗ 
gebühren und dieſe ſelbſt unmittelbar aus der Geſchäfts⸗ 
beſorgung erlangt hätte. 

Dieſen rechtlichen Unterſchied hat das BG. verkannt. 
Wenn nun auch — bei Unterſtellung einer freien Erfin⸗ 
dung — der Rechtsgrund für die von den Lieferfirmen an 
den Bekl. bewirkten Leiſtungen die Lizenzverträge geweſen 
find, fo beſteht immerhin zwiſchen dieſen Leiſtungen und der 
bei der Auftragserteilung geübten Geſchäftsbeſorgung des 
Bekl. inſofern ein Zuſammenhang, als die Stücklizenzen ihrer 
Natur nach an die Lieferungen geknüpft waren. Allein dieſer 
Zuſammenhang iſt nur ein mittelbarer und begründet kein 
inneres Verhältnis zu der Geſchäftsbeſorgung; es beſteht kein 
innerer Zuſammenhang, der im Sinne der wiederholt er⸗ 
wähnten Senatsentſch. im 99. Bande die Annahme recht⸗ 
fertigen könnte, daß der Bekl. die Stücklizenzen aus der 
Geſchäftsbeſorgung erlangt hätte. Dieſe Stücklizenzen wur⸗ 
den nicht mit Bezug auf die bei der Auftragserteilung ent⸗ 
wickelte Tätigkeit des Bekl., nicht mit Rückſicht auf ſeine Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung gewährt, ſondern ſtellten genau ſo wie die 
von den gleichen Firmen gezahlten einmaligen Grundgebühren 
eine Gegenleiſtung der Firmen für den Gebrauch der Er⸗ 
finderleiſtung des Bekl. dar. Der Zuſammenhang zwiſchen 
den Leiſtungen der Lieferfirmen an den Bekl. und ſeiner Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung iſt hiernach nur ein äußerer. Die Leiſtungen 
der Firmen waren nur die äußere Folge der Lieferungen an 
die Kl. Mögen auch dieſe Lieferungen mit der Geſchäfts⸗ 
beſorgung des Bekl. bei der Auftragserteilung im inneren 
Zuſammenhange ſtehen, ſo wird dadurch noch nicht der innere 
Zuſammenhang zwiſchen den Leiſtungen (Lizenzgebühren) und 
der Geſchäftsbeſorgung als ſolcher hergeſtellt. 

Im übrigen darf auch nicht überſehen werden, daß bei 
der gegebenen Sachlage, nachdem ſich einmal die Kl. in 
Kenntnis des Erfinderrechts des Bekl. zur Anſchaffung von 
Maaskeſſeln entſchloſſen und die Anſchaffung auf die Emp⸗ 
fehlung des Bekl. hin beſchloſſen hatte und nachdem die 
Lizenzverträge beſtanden, für die Beſorgnis, der Bekl. werde 
oder könnte durch die Entgegennahme der ihm aus den 
Lizenzverträgen erwachſenen Leiſtungen veranlaßt ſein oder 
werden, die Belange der Kl. nicht nach jeder Richtung wahr⸗ 
zunehmen, kaum noch Raum blieb. Denn die Leiſtungen der 
Lizenzfirmen an den Bekl. ſtanden auf Grund der Verträge 
feſt. Ihre Erhöhung kam nicht in Frage. Durch dieſe Ver⸗ 
träge wurde aber der Bekl., da ſie eine geeignete Grundlage 
für eine Preiskontrolle ſchufen, gehindert, etwa zum Nachteil 
der Kl. bei dritten Firmen, die zur Herſtellung der Maas⸗ 
keſſel ja auch ſeiner Erlaubnis bedurften, höhere Lizenz⸗ 
gebühren zu erſtreben und dieſen Firmen mit Rückſicht auf 
die höheren Lizenzgebühren die Aufträge zuzuſchieben. 

Daß die Kl. im Hinblick auf die Lizenzen des Bekl. das 
Gefühl haben konnte, ſie müſſe die an den Bekl. von den 
Lieferfirmen gezahlten Lizenzgebühren ihrerſeits dieſen er⸗ 
ſetzen, mag richtig ſein. Allein wer das Patent eines anderen 
benutzt, muß ſolche Unkoſten tragen. Das iſt nichts Beſon⸗ 
deres und rechtfertigt keineswegs den Standpunkt des BG., 
daß der Dienſtherr eine ſreie Erfindung feines Augeſtellten 


unter allen Umſtänden jedenfalls dann koſtenlos für ſich in 
Anſpruch nehmen dürfe, wenn der Angeſtellte bei der Auf⸗ 
tragsvergebung an beſonderer Stelle mit beteiligt ſei. 

Für die hier zu entſcheidende Frage iſt es auch nicht von 
Bedeutung, ob der Bekl. dadurch, daß er die Tatſache des 
Beſtehens von Lizenzverträgen mit den Lieferfirmen und die 
ihm daraus gegen dieſe Firmen zuſtehenden Anſprüche und 
Bezüge der Kl. nicht bekanntgab, gegen ſeine Dienſtpflichten 
verſtoßen hat. 

(RG., III. ZivSen., U. v. 16. März 1937, III 195/36.) [v. B. 
( RG2. 154, 309.) 
* 

7. RG. — 58 823 Ubi. 2, 831 BGB. Die Entlaſtungs⸗ 
pflicht des ſtreupflichtigen Grundſtückseigentümers, der ſich ſelbſt 
um das Streuen nicht bekümmert, muß ſich nach S 831 BGB. 
nicht nur auf den Hauswart, dem vertraglich die Ausführung 
des Streueus übertragen wird, ſondern auch auf den Hausver⸗ 
walter erſtrecken, und zwar hinſichtlich der erforderlichen An⸗ 
leitung für die Überwachung. ) 

(RG., VI Ziv Sen., U. v. 22. März 1937, VI 390/36.) 
[v. B. 


Abgedr. JW. 1937, 191722, 


Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

§ 831 BGB. begründet eine Haftung für eigenes Ver⸗ 
ſchulden des Geſchäftsherrn bei der Auswahl oder Über⸗ 
wachung des Verrichtungsgehilfen, falls der Geſchäftsherr 
nicht in der Lage iſt, den Entlaſtungsbeweis zu führen. 

I. Das RG. hat ſchon früher ausgeſprochen, daß zu den 
bei der Erfüllung einer Verbindlichkeit verwendeten Perſonen 
unterſchiedslos alle diejenigen gehören, deren Tätigkeit über⸗ 
haupt nur in irgendeiner Beziehung der Erfüllung gedient 
hat (der Geſchäftsführer ebenſo wie Putzfrau oder Wagen⸗ 
wäſcher), vgl. RG.: Warn. 1934 Nr. 151. Dabei macht zum 
„Verrichtungsgehilfen“ nicht etwa erſt die Eigenſchaft als 
Angeſtellter des Schuldners, es genügt, daß jemand vom 
Schuldner nach außen hin erkennbar zur Erfüllung einer ihm 
obliegenden Verpflichtung verwendet wird (vgl. RG.: JW. 
1936, 31112). 

Auch Dritten gegenüber iſt der Ehemann verpflichtet, die 
Ehefrau von der Erfüllung von Arbeiten, zu denen ſie inner⸗ 
halb der Ehe nach § 1356 Abſ. 2 BGB. verpflichtet iſt, ab⸗ 
zuhalten, wenn ihr die dazu erforderliche Eignung fehlt: er 
muß ſie z. B. darüber unterrichten, wie man Ge⸗ 
fährdungen Dritter durch eine Senſe verhindert und muß ſich 
davon überzeugen, daß die Ehefrau in der Lage iſt, dieſe Siche⸗ 
rungsmaßnahmen durchzuführen (ſo RGZ. 152, 225 = JR. 
1937, 464°, Anm. Ritter, vgl. dazu Wuſſow: ZW. 
, e 

Bei dieſem Kreis von Perſonen, die als Verrichtungs⸗ 
gehilfen in Betracht kommen, hat der Geſchäftsherr im ge⸗ 
gebenen Falle nicht nur darzutun, daß er keine ungünſtige 
Beobachtungen über die Zuverläſſigkeit dieſer Hilfsperſonen 
gemacht habe, fondern daß er ſich fortdauernd über die 
Eignung einer Hilfsperſon vergewiſſert habe (RG. 
78, 108 JW. 1912, 240; 203.87, 1, 4 JW. 1915, 
510; R ArbGG. 16, 229 = JW. 1936, 2423 48). 

Zu der Leitung der Verrichtungen der Angeſtellten gehört 
die Unterweiſung über Umfang und Art der Erfüllung der 
Aufgaben (RG. 96, 81, 83 = JW. 1919, 721; R ArbG. 
e ) 

II. Nach dieſen ſtrengen Grundſätzen iſt ſicherlich der 
Überwachungspflicht nicht genügt. 

1. Zunächſt mußte mit der Überſiedlung des Haus⸗ 
eigentümers bzw. des Liquidators damit gerechnet werden, 
daß die Pflichten von einer Hauswartsfrau nicht mehr jo 
genau genommen wurden. Das entſprach der Lebenserfahrung, 
daß „bei Abweſenheit der Katze die Mäuſe auf dem Tiſche 
tanzen“. 

: Hat der Grundſtückseigentümer, der ſich ſelbſt nicht um 
das Streuen kümmert, neben einem Hausmeiſter einen be⸗ 
ſonderen Hausverwalter angeſtellt, jo erſtrecken ſich die Pflich⸗ 
ten des Eigentümers, wie das RG. ſchon früher (RG. 
VI 407/33: Seuff Arch. 88 Nr. 106) ausgeſprochen hat, nicht 
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nur auf die ſorgfältige Auswahl beider Perſonen, ſondern auch 
auf die ſorgfältige Anleitung des Hausmeiſters über die 
Ausführung ſeiner Überwachungspflichten (vgl. im übrigen 
auch die Ausführungen und Urteile bei Ketterer, Die 
Streupflicht S. 144 ff., 152 ff.). 

Abgelehnt iſt damit ſowohl durch die frühere, wie durch 
die jetzige Entf. des RG. die Auffaſſung des Bay Obech. Gitiert 
bei Ketterer S. 161), daß ein auswärts wohnender Haus⸗ 
eigentümer ſeiner Sorgfaltspflicht dadurch genüge, daß er einen 
in ſeinem Hauſe wohnenden Mieter als Hausmeiſter beſtellt und 
dieſem die Streupflicht übertrage. 

2. Der Vorwurf, daß hier dem „Zwiſchenglied“, das nicht 
ſelbſt ſtreut, ſondern das Streuen in „Kommiſſion“ weitergibt, 
nicht beſonders eingeſchärft worden iſt, daß das Streuen über⸗ 
wacht werde und bezüglich dieſer unregelmäßig notwendig wer⸗ 
denden Tätigkeit auch Anweiſungen gegeben werden mußten, 
iſt m. E. auch keine Überſpannung der Sorgfaltspflicht. Selbſt 
wenn eine Anweiſung zu viel gegeben wird oder dem Verwal⸗ 
ter die Beaufſichtigung „läſtig“ wird, ſo iſt das für die Sicher⸗ 
heit des allgemeinen Verkehrs beſſer zu ertragen als die ſonſt 
beſtehende Gefahr laxer Auffaſſung und Erfüllung einer ſolchen 
für die Sicherung des Verkehrs unentbehrlichen Pflicht. 

3. Der Entlaſtungsbeweis muß in Beziehung zu dem 
ſchädigenden Vorkommnis erbracht werden (RArbG. a. a. O.). 
Es nrüſſen einzelne Tatſachen angegeben werden, die die be⸗ 
ſtellte Perſon gerade zu der Verrichtung geeignet erſcheinen 
laſſen und die eine konkrete Erfüllung der Anleitungs⸗ und 
Überwachungspflicht ergeben. Allgemeine Angaben häufiger 
Beobachtung und auch ſonſt unauffälliger Beobachtung reichen 
dazu nicht aus (vgl. RGB.: IW. 1937, 3518 und VAE. 1936, 
580). In beiden Entſch. iſt auch ausgeſprochen, daß bei An⸗ 
tritt eines ſolchen unzulänglichen Entlaſtungsbeweiſes zur Aus⸗ 
übung des Fragerechts kein Anlaß beſtehe. 

Der Anwalt wird alſo auf das Erbieten eines ausreichend 
beſtimmten Entlaſtungsbeweiſes ſein beſonderes Augenmerk 
richten müſſen. 

RA. Carl, Düſſeldorf. 
* 

8. RG. — 88 824, 826 BGB.; § 1 Unl WG. 

Der Boykott iſt zuläſſiges Kampfmittel zum Austrag von 
Intereſſengegenſätzen. Er und die mit ihm verbundenen Ver⸗ 
rufserklärungen ſind nicht ſchon deshalb rechtswidrig, weil ſie 
den Betroffenen wirtſchaftlich benachteiligen. Der Zweck und 
die angewendeten Mittel dürfen aber nicht unerlaubt und der 
durch ihn angerichtete Schaden darf nicht außer Verhältnis zum 
erſtrebten Ziel und zur Handlungsweiſe des Betroffenen ſtehen. 

Erledigung der Hauptſache und Koſtenfolge. Der Kl. trägt 
die Gefahr, ob ſein Anſpruch nach dem Geſetz Beſtand behält. 

Kl., der Dentiſt und Röntgentechniker iſt, gründete 1910 
ein Röntgeninſtitut. Er arbeitete jahrelang mit einer Reihe von 
Arzten zuſammen, die ſich feines Inſtituts zur Erledigung von 
Röntgenarbeiten bedienten, und war auch von Krankenkaſſen zu 
Röntgenleiſtungen zugelaſſen. Insbeſ. ſtand er im Vertrags⸗ 
verhältnis zu dem Verbande der Betriebskrankenkaſſen. In Ver⸗ 
einbarung mit dieſem Verband und dem Kaſſenärzteverein war 
vorgeſehen, daß Arzte die Röntgenarbeiten in anderen Labo⸗ 
ratorien vornehmen laſſen könnten und daß als ſolches auch 
das Inſtitut des Kl. anzuſehen ſei. Andererſeits machten ſich 
aus Arztekreiſen Beſtrebungen geltend, den Kl. auszuſchalten, 
weil Kl. die Mindeſtſätze unterbiete, auch unzuverläſſig ſei. In 
zwei Rundſchreiben teilte der Verein der Arzte eV., der frühere 
Bekl. und Rechtsvorgänger der jetzt verklagten Reichsärztekam⸗ 
mer, ſeinen Mitgliedern folgendes mit: 

„Ein Sonderfall gibt Veranlaſſung, darauf hinzuweiſen, 
daß jegliches Zuſammenarbeiten mit dem Röntgeninſtitut P. 
unvereinbar iſt mit der Wahrung der Intereſſen des Arzte⸗ 
ſtandes; insbeſ. iſt die Deutung von Röntgenaufnahmen, die 
durch dieſes Inſtitut angefertigt worden ſind, durch einen Arzt 
als unzuläſſige Unterſtützung dieſes Inſtituts aufs ſchärfſte 
abzulehnen.“ 

„2. Betr. Inſtitut P. 

Der Vorſtand hat einen Arzt wegen Zufaramenarbeiten mit 
dem Kurpfuſcher P. verwarnen müſſen.“ 


Der Kl. hat nunmehr unter Berufung auf die 88 824, 826 
BGB., §1 UnlWG. gegen den Arzteverein Klage erhoben mit 
dem Antrag, dem Bekl. das zu verbieten. 

Das LG. hat der Kl. ſtattgegeben. 

Die Reichsärztekammer als nunmehrige Bekl. hat Wider⸗ 
klage erhoben mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß dem Kl. irgend⸗ 
welche Schadenserſatzanſprüche nicht zuſtehen. 

Der Kl. hat erklärt, daß der Rechtsſtreit wegen der zur 
Klage geſtellten Anträge in der Hauptſache erledigt ſei, und be- 
antragt, die Koſten des Verfahrens inſoweit der Bekl. aufzuer⸗ 
legen, die Widerklage hingegen abzuweiſen. 

Das BG. hat unter Abweiſung der Widerklage die Berufung 
der Bekl. mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß die Klage in 
der Hauptſache erledigt iſt, und die Koſten des Rechtsmittels 
einſchließlich der Widerklage der Bekl. auferlegt. RG. hob auf. 

Das BG. geht zutreffend von der Auffaſſung aus, daß 
es nicht ſchlechthin unerlaubt iſt, jemanden zu einem Verhalten 
zu veranlaſſen, das ſich gegen geſchäftliche oder ſonſtige rechtliche 
Beziehungen eines anderen richtet und bezweckt, die Eingehung 
oder Aufrechterhaltung ſolcher Beziehungen zu ihm zu verhin⸗ 
dern. Vom RG. iſt in ſtändiger Rſpr. der Standpunkt vertreten 
worden, daß der Boykott grundſätzlich ein zuläſſiges Kampfmit⸗ 
tel zum Austrag von Intereſſengegenſätzen bilde und nicht ſchon 
deshalb rechtswidrig ſei, weil er den davon Betroffenen in ſei⸗ 
ner wirtſchaftlichen oder ſonſtigen rechtlichen Stellung benach⸗ 
teiligt. Sittenwidrig i. S. des §H826 BGB. und, wenn zu Wett⸗ 
bewerbszwecken geübt, des §1 Unl WG. iſt der Boykott vielmehr 
war dann, wenn er feinem Zwecke nach der Rechtsordnung 
zuwiderläuft, mit Mitteln betrieben wird, die ſittlich unerlaubt 
ſind, und der durch ihn angerichtete Schaden in einem unbilligen 
Verhältnis zu dem erſtrebten Ziel und zu der Handlungsweiſe 
deſſen ſteht, gegen den er ſich richtet (RG. 64, 155; 93, 303 = 
JW. 1918, 767; NZ. 140, 431 = ZW. 1934, 25 ; JW. 1935, 
3299). Bei der Prüfung der beſonderen Umſtände des Einzel⸗ 
falles, die hiernach für die Rechtmäßigkeit einer Verrufserklä⸗ 
rung hinſichtlich ihres Zieles, der Art ihrer Durchführung und 
ihres Erfolgs von Bedeutung find, kann nicht daran vorüber⸗ 
gegangen werden, ob das Verhalten des Betroffenen ſo ſchwer⸗ 
wiegend iſt, daß es die Maßnahmen rechtfertigt, zu denen es 
Anlaß gegeben hat. Das BG. hat deshalb mit Recht erörtert, 
ob und in welchem Umfange der Kl. durch ſeine Berufsausübung 
gegen Belange verſtoßen hat, zu deren Wahrung der Arzteverein 
berufen war, und ob dieſer hiernach hinreichenden Grund hatte, 
mit einer Verrufserklärung gegen den Kl. vorzugehen. 

Der Arzteverein, eine auf freiwilligem Zuſammenſchluß 
von Berufsgenoſſen beruhende Standesorganiſation, nahm in 
Anſpruch, auf Grund ſeiner ſatzungsmäßigen Aufgabe, die Be⸗ 
rufs⸗ und Standesintereſſen ſeiner Mitglieder wahrzunehmen, 
zu den in den Rundſchreiben enthaltenen Anordnungen und Er⸗ 
klärungen befugt geweſen zu ſein, weil der Kl. durch den Betrieb 
ſeines Röntgeninſtituts unter pflichtwidrigem Zuſammenwirken 
mit den Krankenkaſſen in ein den Arzten vorbehaltenes Tätig⸗ 
keitsgebiet eingegriffen und die Volksgeſundheit gefährdet habe. 
Der Bekl. iſt zuzugeben, daß aus dem Zwecke, den der Arztever⸗ 
ein hiernach mit ſeiner Maßnahme verfolgte, eine Verletzung 
der guten Sitten nicht hergeleitet werden könnte, wenn die 
gegen den Kl. erhobenen Vorwürfe begründet geweſen wären. 
Denn dem Arzteverein kann das Recht, ſeine Mitglieder in dem 
ihnen obliegenden Dienſte an der Volksgeſundheit zu unterſtützen 
und dieſer Aufgabe abträgliche Übergriffe Unberufener durch 
ihm geeignet erſcheinende Anordnungen zu verhüten, nicht ab⸗ 
geſprochen werden. Sein Vorgehen wäre auch nicht ſchon dann 
ſittlich verwerflich, wenn ihm das Beſtreben zugrunde gelegen 
hätte, ſeine Mitglieder vor wirtſchaftlichen Nachteilen zu be⸗ 
wahren und durch Unterbindung des Gewerbebetriebs des Kl. 
zu erreichen, daß Röntgenaufträge künftig ihnen allein zufielen. 
Denn auch eine Förderung der wirtſchaftlichen Belange ſeiner 
Mitglieder lag nicht außerhalb deſſen, wofür ſich der Arztever⸗ 
ein zuläſſigerweiſe einſetzen konnte. Es müßten alſo weitere Um⸗ 
ſtände hinzukommen, wenn das Vorgehen des Arztevereins ge⸗ 
eignet ſein ſollte, den Vorwurf der Sittenwidrigkeit zu be⸗ 
gründen. 

Der Rev. iſt zuzugeben, daß das BG. die ausſchlaggeben⸗ 
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den Geſichtspunkte bei der Abwägung zwiſchen der Handlungs⸗ 
weiſe des Kl. und den Folgen des vom Arzteverein verhängten 
Boykotts, auf Grund deren es zur Annahme eines Sittenver⸗ 
ſtoßes gelangt, nicht ausreichend berückſichtigt hat. Das Vorbrin⸗ 
gen der Bekl. ließ erkennen, daß ſie die Tätigkeit des Kl. nicht 
nur inſoweit für unzuläſſig halte, als ſie in den vom BG. er⸗ 
örterten Punkten zu beanſtanden ſei, ſondern daß ſie es ebenſo 
für unſtatthaft anſehe, wenn der Kl. Röntgenaufnahmen her⸗ 
ſtelle, ohne ſich dabei der Anweiſung und Billigung des Arztes 
zu verſichern. Die Bekl. hatte auch ausgeführt, weshalb das 
Geſchäftsgebaren des Kl. keine Gewähr dafür biete, daß in der 
hiernach gebotenen Weiſe verfahren werde. Das BG. hat auch 
in vier Fällen feſtgeſtellt, daß Patienten von den Krankenkaſſen 
nicht an den vom behandelnden Arzt vorgeſchlagenen Röntgen⸗ 
arzt, ſondern an den Kl. gewieſen worden ſind. Es hat aber die⸗ 
ſes Verfahren, das ſich, wie bei der langjährigen ſtarken In⸗ 
anſpruchnahme des Kl. durch die Krankenkaſſen ohne weiteres 
anzunehmen iſt, nicht auf dieſe vier Fälle beſchränkt haben kann, 
nicht unter dem Geſichtspunkte geprüft, ob es wegen der damit 
gegebenen Ausſchaltung ſowohl des behandelnden wie des Fach⸗ 
arztes eine vom volksgeſundheitlichen Standpunkt aus unzuläſ⸗ 
ſige Tätigkeit des Kl. darſtellte, ſondern ihm nur inſofern Be⸗ 
achtung geſchenkt, als in Frage ſtand, ob es den Intereſſen der 
Arzte zuwiderlief. Wenn es dabei die Verantwortung für eine ſich 
inſoweit ergebende Unzuträglichkeit den Krankenkaſſen beimißt 
und es entſchuldbar findet, daß der Kl. die Zuweiſungen der Pa⸗ 
tienten annahm, fo wird es damit dem Vorbringen der Bekl. 
nicht gerecht. Treffen deren Angaben über die e 
ärztlicher Mitwirkung auch bei Röntgenaufnahmen zu, jo wir 
in der Tat das Verhalten des Kl. geeignet, erhebliche Bedenken 
gegen ſeine Röntgentätigkeit hervorzurufen. Dann genügte nicht, 
daß er die ihm von den Krankenkaſſen erteilten Röntgenaufträge 
annahm und ausführte, mochten ſie auch, wie nicht anders an⸗ 
zunehmen iſt, auf einer Anordnung des behandelnden Arztes 
beruhen, ſondern er mußte dafür Sorge tragen, daß ſeine Tätig⸗ 
keit nicht ohne die Mitwirkung des Facharztes vor ſich ging. Nur 
dann geſchah dem Erfordernis Genüge, daß ſich ſeine Berufs⸗ 
ausübung in den einem Röntgentechniker geſteckten Grenzen hielt 
und auf Maßnahmen beſchränkte, die ihm als ſolchem allein 
zukamen. Für die Richtigkeit ihres Standpunktes hat die Bekl. 
Beweis angeboten, der gegebenenfalls zu erheben wäre. Ergäbe 
ſich danach, daß der Arzteverein Anlaß hatte, an der Röntgen⸗ 
tätigkeit des Kl. auch inſofern Anſtoß zu nehmen, als fie ſich auf 
die Herſtellung von Röntgenaufnahmen ohne fachärztliche Mit⸗ 
wirkung erſtreckte, ſo kann dieſem Umſtand eine Bedeutung für 
die Zuläſſigkeit ſeines Vorgehens nicht verſagt werden. Es läge 
dann nicht ſo, daß, wie das BG. meint, dem Kl. Verfehlungen 
in der Ausübung ſeiner Tätigkeit nur in dem von ihm feſtgeſtell⸗ 
ten, ſeiner Meinung nach nicht ins Gewicht fallenden Maße zum 
Vorwurf zu machen ſeien, denen gegenüber das Vorgehen des 
Arztevereins als unbillige Härte erſcheinen müßte. Es wäre viel⸗ 
mehr zu prüfen, ob die Verrufserklärung nicht eine ausreichende 
Rechtfertigung darin fand, daß die Rückſicht auf die Erhaltung 
der Volksgeſundheit ein Einſchreiten gegen das Geſchäftsgebaren 
des Kl. gebot, wenn ſich dieſer auch bei der Herſtellung von 
Röntgenaufnahmen über die dabei einzuhaltenden Grundſätze 
hinwegſetzte. In ſolchem Falle könnte auch der vom Arzteverein 
hierzu für geeignet erachtete Weg, ſeine Mitglieder von jedem 
weiteren Zuſammenarbeiten mit dem Kl. abzuhalten, nicht ohne 
weiteres als unbillig oder deſſen Bezeichnung als Kurpfuſcher 
ſchlechthin als ungerechtfertigt und ſittenwidrig angeſehen wer⸗ 
den. Der Arzteverein handelte in berechtigter Wahrnehmung 
ihm obliegender Pflichten gegenüber ſeinen Mitgliedern und 
der Allgemeinheit, wenn er einer Fortſetzung der die Volks⸗ 
geſundheit gefährdenden Berufsausübung des Kl. Einhalt tat. 
Daß ihm die Befugnis hierzu deshalb abzusprechen ſei, weil eine 
Verrufserklärung das wirtſchaftliche Daſein des Kl. habe ver⸗ 
nichten müſſen, hat das BG. nicht feſtgeſtellt. Eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung wäre, wenn ſie angeſichts der nachteiligen Folgen des 
Verhaltens des Kl. für das Gemeinwohl überhaupt durchſchlüge, 
auch nicht ohne Prüfung deſſen möglich, inwieweit dem Kl. eine 
angemeſſene Lebenshaltung durch ſeine Dentiſtentätigkeit ge⸗ 
ſichert bliebe. 

Das BU. kann hiernach nicht aufrechterhalten werden. Das 
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BG. wird unter Zugrundelegung des oben Ausgeführten zu 
prüfen haben, ob die — auch von der jetzigen Bekl. für geboten 
erachteten und erneut angeordneten — Sperrmaßnahmen des 
Arztevereins begründet und notwendig waren, wenn ſich ergeben 
ſollte, daß das Verfahren des Kl. auch hinſichtlich der Herſtel⸗ 
lung von Röntgenaufnahmen nicht den hieran zu ſtellenden An⸗ 
forderungen entſprach. 

Dabei wird es weiter einer Klarſtellung deſſen bedürfen, 
weshalb der Kl. von einer Weiterverfolgung der Unterlaſſungs⸗ 
anſprüche Abſtand genommen und wie ſich die Bekl. zu ſeiner 
Erklärung geſtellt hat, daß ſich die Hauptſache inſoweit erledigt 
habe. Nach der Niederſchrift über die letzte mündliche Verhand⸗ 
lung hat die Bekl. ihren Antrag auf Abweiſung der Klage auf⸗ 
rechterhalten. Aber ſelbſt wenn ſie der Erklärung des Kl., daß 
hinſichtlich der Klage die Hauptſache erledigt ſei, beigetreten wäre, 
bliebe zu prüfen, ob ſchon hiernach ein Sachverhalt angenommen 
werden kann, der es rechtfertigt, die Koſten der Klage der Partei 
aufzuerlegen, die ohne die Erledigung unterlegen wäre. Der Kl. 
hat es für zweifelhaft gehalten, ob er ſein Klagebegehren nach 
der Auflöſung des Arztevereins auch gegenüber deſſen Rechtsnach⸗ 
folgerin, der jetzigen Bekl., aufrechterhalten könne, nachdem dieſe 
erklärt hatte, daß ſie die Anordnung des Arztevereins als gegen⸗ 
ſtandslos geworden anſehe, und ihrerſeits den Arzten jede Zu⸗ 
ſammenarbeit mit dem Kl. unterſagt hatte. Er hat alſo offenbar 
von der Durchführung ſeiner Klage abgeſehen, weil er glaubte, 
angeſichts der Stellung der Reichsärztekammer als einer Kör⸗ 
perſchaft des öffentlichen Rechts und der ſich hieraus ergeben⸗ 
den Bedeutung ihrer Anordnung mit ſeinem aus Grundſätzen 
des Privatrechts hergeleiteten Unterlaſſungsverlangen nicht mehr 
durchdringen zu können. Soweit hiernach in ſeiner Erklärung 
möglicherweiſe eine Abſtandnahme von weiterer Rechtsverfol⸗ 
gung i. S. einer Klagerücknahme zu erblicken wäre, käme es für 
die Koſtenfrage nicht darauf an, wer bei Durchführung der 
Hauptſache obgeſiegt hätte. Hiervon hinge die Koſtenentſcheidung 
auch dann nicht ab, wenn als Urſache der Erledigung die durch 
die Maßnahmen des Geſetzgebers eingetretene Anderung der Um⸗ 
ſtände anzuſehen wäre; denn der Kl. trägt die Gefahr, ob ſein 
Anſpruch nach dem Geſetze Beſtand behält (RGZ. 101, 388). 

(RG., II. ZivSen., U. v. 7. Mai 1937, 116/37.) [K.] 
* 


9. LG. — 8826 BGB. Die Geltendmachung eines rechts⸗ 
kräftigen Urteils, gegen das Abänderungsklage aus 8 323 ZPO. 
möglich iſt, verſtößt gegen die guten Sitten, wenn eine Partei 
in genauer Kenntnis der mit dem Urteil in Widerſpruch ſtehen⸗ 
den materiellen Rechtslage und wiſſend, daß die Beſeitigung des 
rechtskräftigen Urteils der Gegenpartei aus beſonderen Grün⸗ 
den erheblich erſchwert iſt, von ihrer formalen Rechtsſtellung 
Gebrauch macht und dabei noch in beſonders verſteckter und arg⸗ 
liſtiger Weiſe vorgeht. 

Die Kl. hat als geſchiedene Ehefrau am 27. Nov. 1935 
gegen den Bekl. ein Urteil auf Zahlung einer monatlichen 
Unterhaltsrente von 30 N., erwirkt. Durch Urt. v. 29. April 
1936 iſt der Bekl. verurteilt worden, an die Kl. eine Reihe 
von Gegenſtänden Zug um Zug gegen Zahlung von 150 AM 
herauszugeben. 

Der Bekl. iſt ſeit Juli 1936 in Strafhaft und hat ſeit⸗ 
dem keinen Unterhalt mehr gezahlt. Die Kl. hat im Nov. 1936 
die Aufrechnung ihres Unterhaltsanſpruchs für Juli bis Nov. 
1936 im Geſamtbetrage von 150 RM gegen den Anſpruch des 
Bekl. auf Zahlung von 150 AM aus dem „Zug- um⸗Zug⸗ 
Urteil“ erklärt. 

Die Kl. begehrt die Feſtſtellung, daß der Anſpruch des 
Bekl. durch die Aufrechnung getilgt ſei. Das AG. hat die 
Klage abgewieſen, auch die Berufung hatte keinen Erfolg. 

Grundſätzlich kann jedermann das ihm durch ein rechts⸗ 
kräftiges Urteil Zugeſprochene geltend machen, ehe das Urteil 
nicht auf den geſetzlich vorgeſchriebenen Wegen aufgehoben 
oder abgeändert worden iſt. Das folgt aus den Beſtimmungen 
über die Rechtskraft des Urteils, die der Geſetzgeber beſon⸗ 
ders im Intereſſe des Rechtsfriedens erlaſſen hat. Jeder 
Rechtsſtreit muß einmal ein Ende nehmen, der Anſpruch des 
Urteils muß als Recht gelten. Aus dem gleichen Grunde kann 
grundſätzlich ein rechtskräftiges Urteil nur auf den poſitiv 
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vorgeſchriebenen Wegen beſeitigt werden; dieſe Wege müſſen 
eingeſchlagen werden, wenn die Beſeitigung des Urteils er⸗ 
reicht werden ſoll. Der Unterhaltsverpflichtete hat ſomit. 
grundſätzlich im gegebenen Falle die Abänderungsklage des 
§ 323 3PO. anzuſtrengen. 

Trotzdem gibt es Fälle, in denen die Geltendmachung 
des rechtskräftig Zugeſprochenen ohne Exiſtenz eines Abände⸗ 
rungsurteils nicht zuläſſig iſt. Das RG. hat von jeher die 
Geltendmachung durch Anwendung des § 826 BGB. dann 
unterſagt, wenn ein Urteil mit der materiellen Rechtslage 
nicht übereinſtimmt und von einer Partei durch rechts- und 
ſittenwidrige Handlungen bewußt herbeigeführt worden iſt. 

Über dieſe Rſpr. hinaus verſtößt aber die Geltendmachung 
des rechtskräftig Zugeſprochenen auch dann gegen die guten 
Sitten, wenn eine Partei in genauer Kenntnis der mir dem 
Urteil in Widerſpruch ſtehenden materiellen Rechtslage und 
wiſſend, daß die Beſeitigung des rechtskräftigen Urteils der 
Gegenpartei aus beſonderen Gründen erheblich erſchwert iſt, 
von ihrer formalen Rechtsſtellung Gebrauch macht und dabei 
noch in beſonders verſteckter und argliſtiger Weiſe vorgeht 
(vgl. auch Bernhardt: JW. 1937, 1034 ff.). Ein der⸗ 
artiges Verhalten widerſpricht in grober Weiſe dem geſunden 
Volksempfinden; die im Gemeinintereſſe vorhandene Bindung 
an das Urteil wird egoiſtiſchen Zwecken dienſtbar gemacht 
und dazu ausgenutzt. Auf einen ſolchen Tatbeſtand würde 
das VollſtrMißbrauchcd. v. 13. Dez. 1934 anzuwenden fein, 
um die Vollſtreckung zu hindern. Erſt recht muß dann aber 
die Klage oder Einrede aus § 826 BGB. möglich fein, um 
im Prozeßverfahren die Nichtgeltendmachung des Urteils⸗ 
ſpruchs zu erzwingen. Daß dafür ein Rechtsſchutzbedürfnis 
vorhanden ift, ergibt beſonders der hier zur Entſch. ſtehende 
Fall, weil nämlich die Anrufung der Vollſtreckungsinſtanz 
nicht einmal möglich iſt. Im Intereſſe des Rechtsfriedens 
müſſen aber die Anforderungen zur Anwendung des 8 826 
BGB. erheblich und ſtrenge fein, aus kleinlichen Gründen, 
darf die Rechtskraft des Urteils nicht erſchüttert werden; das 
Intereſſe des Einzelnen muß inſoweit dem Gemeinintereſſe 
am Rechtsfrieden untergeordnet werden. 

Vorliegend find jedoch die Vorausſetzungen für die Auwen⸗ 
dung des $ 826 BGB. gegeben. Der Bekl. iſt vermogens⸗ 
los und durch ſeine Strafhaft auch ohne Einkommen. Nach 
58 1578 ff. BGB. iſt er daher materiell zu Unterhalts⸗ 
leiſtungen nicht verpflichtet. Ob eine ſolche Verpflichtung be⸗ 
ſtehen würde, wenn er ſich vorſätzlich einkommenlos gemacht 
hätte, kann hier dahingeſtellt bleiben. Die Einkommenloſig⸗ 
keit iſt nämlich auf die Strafhaft zurückzuführen, die zwar 
eine Folge ſeiner bewußten ſtrafbaren Handlung iſt, die er 
aber ſelbſt nicht vorſätzlich herbeigeführt hat. Durch die Straf⸗ 
haft, den damit verbundenen pfychologiſchen Druck und die 
Erſchwerung des Verkehrs mit ſeinem Prozeßbevollmächtigten 
iſt dem Bekl. die Geltendmachung einer Abänderungsklage 
erheblich erſchwert worden. Alle dieſe Tatſachen kannte und 
kennt die Kl. genau. Trotzdem beruft ſie ſich auf das Unter⸗ 
haltsurteil, und zwar nicht zur Erlangung von tatſächlichem 
Unterhalt und auch nicht ſofort. Sie wartet vielmehr fünf 
Monate lang, bis die dem Bekl. zuſtehende Summe erreicht 
iſt, und rechnet dann auf. Der Kl., die zudem jetzt mehr 
verdient als zur Zeit der Unterhaltsklage, kommt es alſo nicht 
auf wirklichen Unterhalt an, ſie nutzt ihre formale Rechts⸗ 
ſtellung nur zur Erlangung auderer Vorteile aus. Ein der⸗ 
artiges Verhalten iſt unſittlich, ihm ſteht die Einrede der 
Argliſt aus 8 826 BGB. entgegen. 

Die Forderung der Kl. iſt ſomit einredebehaftet und 
gemäß § 390 BGB. nicht aufrechenbar. 

(LG. Prenzlau, Urt. v. 28. April 1937, 18 51/37.) 

* 

10. LG. — 88 1333, 1337, 1339 BGB.; $ 622 ZPO. Eine 
kinderloſe Raſſenmiſchehe kann auch trotz Vorliegens einer Beſtäti⸗ 
gung für nichtig erklärt werden, wenn der nichtariſche Ehepartner 
gegen die Anfechtung nichts einwendet. 

Die Parteien ſind Reichsdeutſche. Die Kl. iſt evangeliſchen 
Bekenntniſſes und ariſcher Raſſe. Der Bekl. iſt moſaiſchen Glau⸗ 
bens und Jude. Am 16. Dez. 1933 haben die Parteien die Ehe ge⸗ 
ſchloſſen. Kinder find aus der Ehe nicht hervorgegangen. Etwa 


Mitte Auguſt 1936 hat der letzte eheliche Verkehr ſtattgefunden; 
an 1. Okt. 1936 haben die Parteien ſich getrennt. 

Das LG. hat der Anfechtungsklage ſtattgegeben. 

Im Gegenſatz zum LG. Münſter (JW. 1936, 2586 82) hat die 
Kammer in einem Falle wie dem vorliegenden es für beſonders 
erforderlich gehalten, nicht nur die klagende Partei, ſondern auch 
gerade den beklagten Teil ausführlich zu vernehmen. Die Verneh⸗ 
mung der Parteien durch die Kammer hat mit völliger Klarheit 
ergeben, was im Hinblick auf § 622 ZPO. nötig war, daß beide 
Eheteile unter Ausſchaltung einer etwa denkbaren gütlichen Ver⸗ 
einbarung es für untragbar halten, eine Ehe fortzuſetzen, die die 
Volksgemeinſchaft ablehnt, mißbilligt und ſeit den Nürnberger 
Geſetzen ſogar überhaupt nicht mehr zuläßt. 

Das Judentum des Bekl. iſt eine perſönliche Eigenſchaft des 
Bekl. i. S. des $ 1333 BGB. Sie war auch ſchon bei Eheſchlie⸗ 
ßung der Parteien vorhanden. Auf Grund der perſönlichen Ver⸗ 
nehmung der Kl. iſt auch erwieſen, daß ſie bei Kenntnis der vollen 
Bedeutung dieſer Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des 
Weſens der Ehe die Ehe nicht eingegangen wäre. Die Friſt des 
§ 1339 BGB. ift gewahrt. Volle Kenntnis von den Anfechtungs⸗ 
tatſachen hat die Kl. erſt Mitte Auguſt 1936 zur Zeit des letzten 
ehelichen Verkehrs gehabt. Mit der Stellung des Armenrechts⸗ 
antrages am 3. Jan. 1937 hat die Kl. dieſe Friſt innegehalten. 
Die Beſtätigung der Ehe gemäß & 1337 BGB. iſt nur bei Vor⸗ 
bringen einer Partei zu berückſichtigen. Das iſt nicht geſchehen, 
namentlich nicht von ſeiten des Bekl. 

Bezuglich der Frage, ob und inwieweit bet Raſſenmiſchehen 
von den Parteien nicht vorgebrachte Tatſachen zum Zwecke der 
Aufrechterhaltung der Ehe gemäß § 622 ZPO. zu berückſichtigen 
find, alſo auch gerade bezüglich der Frage der Berückſichtigung 
einer Beſtätigung der Ehe nach erlangter Kenntnis von Anfech⸗ 
tungsgründen, ſchließt ſich die Kammer dem in dem genannten 
Urteil des LG. Münſter ausführlich und überzeugend dargelegten 
Standpunkt an. Zwar darf die Anwendung bzw. Nichtanwendung 
des § 622 ZPO. durch das Gericht nicht zur Willkür werden, 
ſondern muß auf vernünftigem, nachprüfbarenr richterlichem Er: 
meſſen beruhen. Es entſpricht aber der Vernunft und ift im übri⸗ 
gen auch durch das LG. Münſter zutreffend und überzeugend be- 
gründet, daß an der Aufrechterhaltung von Raſſenmiſchehen weder 
im Volksintereſſe, noch mangels einer Nachkommenſchaft aus einer 
ſolchen Ehe, noch mangels eines entgegenſtehenden Intereſſes der 
Parteien, namentlich des Anfechtungsgegners, keinerlei Intereſſe 
beſteht. Im vorl. Falle ſind aus der Ehe keine Kinder hervor⸗ 
gegangen, noch zu erwarten. Der Bekl. hat glaubwürdig erklärt 
und der Kammer dargetan, daß, nachdem die Kl. ſich zur Anfech⸗ 
tungsklage aus § 1333 BGB. einmal entſchloſſen hat, das per⸗ 
ſönliche Vertrauen zum anderen Eheteil auf ſeiner Seite erloſchen 
iſt und er daher unter Verzicht auf jeden Widerspruch gegen die 
Klage ebenfalls von ſich aus die Auflöſung der Ehe wünſche. Nun 
hat zwar die Kammer lediglich durch die perfönliche Vernehmung 
der Parteien, nicht etwa auf Grund ihres Vorbringens zur Klage 
und zur Klagebeantwortung, Kenntnis von der Tatſache erlangt, 
daß die Kl. im Auguſt 1936 trotz völliger Aufklärung über die 
Bedeutung der Raſſenverſchiedenheit der Parteien noch mit dem 
Bekl. ehelich verkehrt, alſo die Ehe beſtätigt hat. Die Bedeutung 
des vom LG. Münſter eingenommenen und von dieſer Kammer 
geteilten Standpunktes zu $ 622 ZPO. liegt aber gerade darin, 
daß bei Vorliegen der oben genannten Bedingungen ſolche Tat⸗ 
ſachen wie die Beſtätigung, die die Parteien nicht vorgebracht 
haben, ſondern die auf irgendeine Weiſe dem Gericht zur Kenntnis 
gelangt find, nicht berücksichtigt zu werden brauchen. Daher hat 
die Kammer von der Berückſichtigung der Tatſache der Beſtätigung 
bewußt Abſtand genommen. 

(28. Hamburg, 5. 3 K., Urt. v. 14. Juni 1937, 5 R 81/37.) 


* 

11. KG. — 88 1666, 1684, 1696, 1697, 1838, 1886 BGB. 
Steht der Kindesmutter nach 88 1684, 1697 BGB. nur die tat⸗ 
ſächliche Perſonenſorge für ihre Kinder zu, iſt ſie im übrigen 
aber auch zum Vormund beſtellt, jo hat das VormGer. gegen 
eine mißbräuchliche Ausübung der tatſächlichen Perſonenſorge 
zunächſt aus § 1666 Abſ. 1 BGB. einzuſchreiten. Eine Maß⸗ 
nahme aus § 1666 Abſ. 1 BGB. wird aber in der Regel auch 
die Entlaſſung der Mutter aus dem Amt als Vormund nach 
ſich ziehen. 

Die Kindesmutter iſt nach dem Tode ihres Ehemannes 
und nach ihrer Wiederverheiratung zum Vormund der Kinder 
aus erſter Ehe beſtellt worden. Der Großvater der Kinder 
väterlicherſeits hat um Erlaß vormundſchaftsgerichtlicher Maß⸗ 
nahmen gegen ſie gebeten, weil ſie den Verkehr der Kinder mit 
ihm verhindere. Das AG. und das LG. haben die Entlaſſung 
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der Mutter aus dem Ante als Vormund abgelehnt. Die wei⸗ 
tere Beſchw. hatte Erfolg. 

Die Kindesmutter iſt zur Wahrnehmung der Sorge und 
der Vertretung für die Perſon und das Vermögen ihrer Kin⸗ 
der zur Zeit aus verſchiedenen Rechtsgründen berufen. Durch 
den Tod des Kindesvaters erwarb fie gemäß § 1684 Abſ. 1 Nr. 1 
BGB. die elterliche Gewalt für die Kinder in vollem Um⸗ 
fange, verlor fie aber nach §§s 1696, 1697 BGB. durch ihre 
Wiederverheiratung mit Ausnahme der tatſächlichen Sorge für 
die Perſon der Kinder. Eine Anderung dieſer Rechtslage trat 
nach der Auflöſung ihrer zweiten Ehe nicht ein (Staudin⸗ 
ger, „BGB.“, 9. Aufl., § 1697 Anm. 4). An ihrer Befugnis 
zur Ausübung der tatſächlichen Perſonenſorge für die Kinder 
kraft Elternrechts änderte fi aber auch dadurch nichts, daß 
ſie noch zum Vormund ihrer Kinder beſtellt wurde. Denn nach 
88 1696, 1697 BGB. hat der Vormund neben der Mutter, ſo⸗ 
bald fie kraft Elternrechts die perſönliche Fürſorge ausübt, nur 
die Stellung eines Beiftandes, hat alſo nur die Aufgabe, die 
Mutter bei der Ausübung dieſes Rechts zu unterſtützen und zu 
überwachen. Da die Mutter nun freilich nicht ſich ſelbſt gegen⸗ 
über die Stellung eines Beiſtandes haben kann, andererſeits ihr 
Recht zur Ausübung der Perſonenſorge als Mutter nicht be⸗ 
rührt wird, haben ſich ihre Rechte durch die Beſtellung zum 
Vormund der Kinder dahin geſtaltet, daß ſie die tatſächliche 
Perſonenfürſorge kraft Elternrechts, dagegen die Vertretung 
der Kinder in perſönlichen und vermögensrechtlichen Ange⸗ 
legenheiten als Vormund wahrnimmt. Daraus ergibt ſich aber 
auch eine Verſchiedenheit des vormundſchaftsgerichtlichen Ein⸗ 
greifens, wenn fie von einem dieſer Rechte einen die Kinder 
gefährdenden Gebrauch macht. Handelt es ſich um die Gefähr⸗ 
dung des Wohles der Kinder durch nachteilige Ausübung der 
tatſächlichen Perſonenſorge, jo kann das VormGer. gegen fie 
nur unter den Vorausſetzungen des § 1666 Abſ. 1 BGB. mit 
Erfokg vorgehen. Verletzt dagegen die Kindesmutter ſonſtige 
Pflichten gegenüber den Kindern, ſo bieten die Beſtimmungen 
der 88 1838, 1886 BGB. den Weg für ein vormundſchaftsgericht⸗ 
liches Einſchreiten. Dabei muß jedoch noch berückſichtigt werden, 
daß im Falle der Entziehung der tatſächlichen Perſonenſorge 
gegenüber der Mutter dieſes Recht kraft Geſetzes ohne weiteres 
auf den Vormund übergeht. Es wird aber regelmäßig ſich nicht 
vertreten laſſen, daß die Kindesmutter zwar kraft ihrer Eltern⸗ 
ſtellung zur Ausübung der Perſonenſorge ungeeignet ſein ſoll, 
jedoch in ihrer Stellung als Vormund der Kinder weiterhin die 
Perſonenſorge ausüben kann. Iſt eine Maßnahme aus 8 1666 
Abs. 1 BGB. gegen fie notwendig, jo wird ihr Verhalten auch 
den Schluß rechtfertigen, daß fie als Vormund ebenfalls ein 
das Intereſſe der Kinder gefährdenden Gebrauch von dem Per⸗ 
ſonenſorgerecht machen wird, alſo auch die Vorausſetzungen des 
§ 1886 BGB. vorliegen. Da das Geſetz eine teilweiſe Ent⸗ 
laffung des Vormundes aus ſeinem Amt nicht kennt, ſo wird 
mit einer Maßnahme gegen die Mutter aus § 1666 BGB. in 
der Regel auch ihre Entlaſſung aus dem Amt als Vormund 
gemäß § 1886 BGB. Hand in Hand gehen müſſen, es ſei denn, 
daß ein Mitvormund beſtellt werden kann, dem die Ausübung 
der Perſonenſorge als Wirkungskreis zugewieſen wird. 

Bei der Entſch. darüber, ob und in welcher Weiſe die 
Kinder mit ihren Großeltern verkehren ſollen, handelt es ſich 
um eine von dem Sorgeberechtigten nach freiem Ermeſſen zu 
erteilende, durch eine Geſetzesbeſtimmung nicht näher geregelte 
Erlaubnis, die lediglich als Maßnahme der tatſächlichen Per 
fonenſorge, nicht etwa auch der Vertretung in perſönlichen An⸗ 
gelegenheiten aufzufaſſen iſt. Infolgedeſſen mußte das Ver⸗ 
halten der Kindesmutter hier in erſter Linie unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt geprüft werden, ob ſie durch ihre Entſchließungen 
ſchuldhaft das Wohl der Kinder i. S. des § 1666 Abſ. 1 BGB. 
gefährdet. Dieſe Prüfung iſt von den Vorinſt. fehlerhaft unter⸗ 
laſſen worden, weil fie ſich nur auf die Entſch beſchränkt haben, 
ob ein Fall des § 1886 BGB. vorliegt. Wenn auch die Groß⸗ 
eltern ein geſetzlich anerkanntes eigenes Recht auf regelmäßigen 
Verkehr mit den Kindern nicht haben, ſo liegt es doch, wenn 
beſondere Umſtände nicht dagegen ſprechen, unbedingt im Inter⸗ 
eſſe der Enkelkinder, daß ihre verwandtſchaftlichen Beziehungen 
zu den Großeltern gepflegt und aufrechterhalten werden, nicht 


nur weil fie hierdurch wirtſchaftliche Vorteile haben konnten, ſon⸗ 
dern vielmehr deshalb, weil die Pflege des Familienſinns und 
der kindlichen Zuneigung zu den Großeltern ihnen charakterlich 
förderlich und von ideellen Vorteilen iſt. Ein Elternteil, der 
das nicht berückſichtigt und aus nichtigen Gründen nur aus 
perſönlicher Abneigung den Verkehr der Kinder mit den Groß⸗ 
eltern unterbindet oder ſo regelt, daß die Großeltern praktiſch 
ihn nicht ausüben konnen, wird ſchuldhaft das Wohl der Kinder 
gefährden. Gegen ihn wird, wenn er dieſes Verhalten nicht 
aufgibt, gemäß 8 1666 Abſ. 1 BGB. und im Anſchluß daran, 
ſoweit er gleichzeitig Vormund der Kinder iſt, nach den vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen auch nach § 1886 BGB. eingeſchritten 
werden müſſen. 

(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 9. April 1937, 1a WX 346/37.) 

* 

12. KG. — Ss 1822, 1837, 1886, 1915 BGB.; SS 25 ff. 
ee: 81 Gef. über Befreinng von Fürſorgekoſtenerſaß⸗ 
pflicht. 

IJ. Wird gegenüber einem Geldanſpruch des Pflegebefoh⸗ 
lenen vom Schuldner mit einer Gegenforderung aufgerechnet, 
ſo hängt die Wirkſamkeit der Entſch. des Pflegers, ob er die 
Aufrechnung anerkennen oder trotzdem den Anſpruch des Pflege⸗ 
befohlenen weiter verfolgen ſoll, nicht von der Genehmigung 
des VormGer. ab. Dieſes kann nur unter den Vorausſetzungen 
der $8 1837, 1886 BGB. eingreifen. 

II. Das Geſetz über die Befreiung von der Pflicht zum 
Erſatz von Fürſorgekoſten v. 22. Dez. 1936 ſchließt zwar einen 
Erſatzanſpruch des Fürſorgeverbandes wegen unerlaubter Hand⸗ 
lung nicht aus. Der Pfleger handelt jedoch pflichtwidrig, wenn 
er einen derartigen Schadenserſatzanſpruch anerkennen will, be⸗ 
vor ihm das Beſtehen des Anſpruchs vom Fürſorgeverband hin⸗ 
reichend beſtimmt nachgewieſen iſt. 

Der Bezirksfürſorgeverband verlangt von der Pflege⸗ 
befohlenen Erfatz von Unterſtützungen, die ihre verſtorbenen 
und von ihr beerbten Eltern bezogen haben. Er will den in 
ſeinem Beſitz befindlichen Nachlaß nur unter Abzug dieſer 
Beträge herausgeben. Der Pfleger will den Anſpruch an⸗ 
erkennen. Das VormGer. hat jedoch feine Genehmigung hierzu 
verſagt. Nach Zurückweiſung der Beſchw. des Pflegers hat 
feine weitere Beſchw. zur Aufhebung der Vorentſch. geführt. 

Wenn das LG. etwa angenommen haben ſollte, daß die 
vom Pfleger beabſichtigte Maßnahme zu ihrer Wirkſamkeit der 
vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung i. S. der 88 1828 ff. 
BGB. bedarf, fo wäre das rechtsirrig. Die Erteilung einer 
ſolchen Genehmigung iſt nur in den vom Geſetz beſtimmten, 
beſonders in 88 1821, 1822 BGB. geregelten Fällen erforder⸗ 
lich. Ein derartiger Fall liegt hier aber nicht vor. Hier hat 
der Bezirksfürſorgeverband den der Pflegebefohlenen zuge⸗ 
fallenen Nachlaß an ſich genommen und will das zum Nach⸗ 
laß gehörende bare Geld nur unter Abzug ihrer vermeint⸗ 
lichen Forderung gegen die Pflegebefohlene als Erbin ihrer 
Eltern herausgeben. Rechtlich bedeutet das, daß er mit ſeiner 
Forderung die Aufrechnung erklären will oder bereits erklärt 
hat. Der Pfleger ſoll demgegenüber gegen Aushändigung nur 
eines Teiles des Nachlaſſes Ausgleichsquittung wegen des ge⸗ 
ſamten Nachlaſſes erteilen und auf weitergehende Anſprüche 
der Pflegebefohlenen und ihr Recht, dieſe notfalls im Klage⸗ 
wege zu verfolgen, verzichten. Zur Rechtswirkſamkeit eines 
derartigen Rechtsgeſchäfts iſt geſetzlich die Genehmigung des 
Vorm®er. nicht vorgeſchrieben. Insbeſondere handelt es ſich 
nicht um einen der allein in Erwägung zu ziehenden Fälle 
der Nr. 1 oder Nr. 10 des 81822 BGB. Ebenſo wie der 
Pfleger darüber, ob der Pflegebefohlene eine gegen ihn ge⸗ 
richtete Forderung erfüllen ſoll, nach eigenem pflichtgemäßen 
Ermeſſen zu entſcheiden hat und die Wirkſamkeit der Er⸗ 
füllung nicht von der Genehmigung des Vormcher. abhängt, 
liegt es auch in ſeinem freien Ermeſſen, ob er die Berech⸗ 
tigung der Aufrechnung gegenüber einem Anſpruch der Pflege⸗ 
befohlenen anerkennen ſoll. 4 

Damit ift allerdings dem VormGer. nicht jede Teilnahme 
bei derartigen auf Zweckmäßigkeitserwägungen beruhenden 
Maßnahmen des Pflegers verſchloſſen. Es kann einmal den 
Pfleger mit Rat unterſtützen. In einer ſolchen Auskunft über 
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die Rechtslage und einer Raterteilung in Zweckmäßigkeits⸗ 
fragen wird jedoch eine unverbindliche Meinungsäußerung, 
nicht aber eine beſchwerdefähige gerichtliche Entſcheidung zu 
ſehen fein (Schlegelberger, „FGGG.“, 4. Aufl., § 19 
Anm. 5). Darüber hinaus hat das VormGer. im Rahmen 
feiner aus $ 1837 BGB. folgenden Aufſichtspflicht die Tätig⸗ 
keit des Pflegers zu überwachen und gegen ihn im Falle 
ſchuldhaft pflichtwidrigen Verhaltens mit geeigneten Verboten 
oder Geboten vorzugehen, ihn auch erforderlichenfalls gemäß 
8 1886 BGB. aus dem Amt zu entlaſſen. Wenn das Vorm⸗ 
Ger. hier dem Pfleger eröffnet hat, es verſage ihm die Ge⸗ 
nehmigung, ihm aber zugleich anheimgegeben hat, gegen dieſe 
Verfügung Beſchw. zu erheben, ſo ergibt ſich daraus, daß 
der Richter ſeiner Rechtsauffaſſung nicht nur unverbindlich hat 
Ausdruck geben, ſondern vielmehr in beſchwerdefähiger Form 
dem Pfleger hat verbieten wollen, dem Bezirksfürſorgeverband 
Ausgleichsquittung zu erteilen. Wenn dieſe Entſch. nach den 
vorſtehend erörterten rechtlichen Geſichtspunkten nicht ohne 
weiteres deshalb der Aufhebung unterliegen ſoll, bedarf es 
der Feſtſtellung, daß ein Fall des 8 1837 BGB. gegeben war. 

Ein pflichtwidriges Verhalten des Pflegers würde dann 
anzunehmen ſein, wenn die Pflegebefohlene den vom Fürſorge⸗ 
verband beanſpruchten Betrag nicht verſchuldet, der Pfleger 
jedoch trotzdem die Forderung anerkennen will und auch be⸗ 
rechtigten Vorſtellungen des VormGer. gegenüber bei ſeinem 
Vorhaben beharrt. Dabei ift zu berückſichtigen, daß der Pfleger 
pflichtgemäß die Intereſſen ſeiner Pflegebefohlenen, nicht etwa 
die des Gläubigers wahrzunehmen hat. Die Anerkennung einer 
gegen die Pflegebefohleue gerichteten Forderung wird deshalb 
nur dann pflichtgemäß ſein, wenn der Pfleger von dem 
Beſtehen der gegneriſchen Forderung überzeugt ſein muß und 
von einer gerichtlichen Verfolgung des Anſpruchs des Pflege⸗ 
befohlenen keinen Erfolg erwarten kann. 

Nach 88 25 ff. FürſpflV O. v. 13. Febr. 1924 i. d. Faſſ. 
v. 5. Juni 1931, 22. Dez. 1936 (RGBl. I, 1924, 100; 1931, 
305 und 1936, 1125) iſt allerdings der Erbe eines vom Für⸗ 
ſorgeverbande Unterſtützten unter den geſetzlich näher bezeich⸗ 
neten Vorausſetzungen zur Erſtattung der vom Verbande auf⸗ 
gewendeten Koſten nach Kräften des Nachlaſſes verpflichtet. 
Wie aber das LG. zutreffend hervorhebt, greift vorliegend das 
Geſetz über die Befreiung von der Pflicht zum Erſatz von 
Fürſorgekoſten v. 22. Dez. 1936 (RG Bl. I, 1125) Platz, wo⸗ 
nach nach § 1 Abi. 1 Koſten der öffentlichen Fürſorge, die 
vor dem 1. Jan. 1935 und unter Umſtänden auch in der Zeit 
bis zum 1. Juli 1935 gewährt wurden, dem Fürſorgeverband 
weder von dem Unterſtützten noch von ſeinem Erben zu er⸗ 
ſetzen ſind. 

Der Fürſorgeverband verlangt jedoch nach den Aus⸗ 
führungen des BeſchwF. den Erſatz der verauslagten Koſten 
auch noch aus dem Rechtsgrunde des Schadenserſatzes wegen 
unerlaubter Handlung, weil die Unterſtützten ſich unter Ver⸗ 
ſchweigung ihrer Erſparniſſe rechtswidrig in den Genuß der 
öffentlichen Unterſtützungen geſetzt hätten. Wenn die Eltern 
der Pflegebefohlenen durch betrügeriſches Verhalten ſich Unter⸗ 
ſtützungen verſchafft haben ſollten, die ſie andernfalls nicht 
bekommen hätten, ſo wäre allerdings dem Fürſorgeverband 
daraus ein beſonderer, neben dem Anſpruch aus 825 Fürſ⸗ 
fl Vo. ſelbſtändiger Anſpruch aus § 823 Abſ. 2 BGB. auf 
Erſatz des durch die unerlaubte Handlung entſtandenen Scha⸗ 
dens erwachſen. Auch würde die Pflegebefohlene entgegen der 
Anſicht des LG. für dieſen Schaden einzuſtehen haben. Denn 
es kommt für ihre Haftung nicht darauf an, ob ihr ſelbſt 
ein ſchadenſtiftendes Verhalten zur Laſt fällt, da der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch bereits bei Lebzeiten der Unterſtützten entſtanden 
fein ſoll, die Pflegebefohlene alſo als Erbin ihrer Eltern 
dieſen Schadenserſatz nunmehr als Nachlaßverbindlichkeit 
ſchulden würde. Es iſt dem BeſchwF. darin beizutreten, daß 
die Pflicht zum Erſatz eines derartigen Schadens durch das 
Gef. v. 22. Dez. 1936 nicht berührt wird. Denn dieſes Geſeßz 
erſtreckt ſich offenbar nur auf die Erſatzpflicht, die aus den 
Beſtimmungen der VO. über die Fürſorgepflicht ſelbſt folgt, 
nicht aber auf Erſatzverpflichtungen, die ſich davon unabhängig 
aus 8 823 Abſ. 2 BGB. ergeben. Daß der Geſetzgeber mit 
dem Geſ. v. 22. Dez. 1936 betrügeriſche Machenſchaften 
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und die daraus folgende bürgerlich- rechtliche Schadenserſatz⸗ 
pflicht irgendwie hat begünſtigen wollen, kann ohne weiteres 
als ausgeſchloſſen augejehen werden (vgl. Dtſch. Ztſchr. f. 
Wohlfahrtspflege 1936, 519; RArbBl. 1937, 15). Nur ſo⸗ 
weit etwa der Schadenserſatzanſpruch aus unerlaubter Hand⸗ 
lung verjährt ſein könnte, was in mindeſtens ſinngemäßer 
Anwendung des § 852 BGB. zu beurteilen wäre, würde die 
Möglichkeit einer teilweiſen Befreiung der Pflegebefohlenen 
vom Erſatz eines derartigen Schadens in Frage kommen 
können. 

Das LG. hätte daher die Prüfung nicht unterlaſſen dür⸗ 
fen, ob und in welcher Höhe ein Schadenserſatzanſpruch des 
Fuürſorgeverbandes für den Pfleger mit fo hinreichender Be⸗ 
ſtimmtheit feſtſtellbar iſt, daß er von ihm ohne Verletzung 
ſeiner Amtspflicht anerkannt werden kann. Bet der Prüfung 
der Frage, ob die Eltern der Pflegebefohlenen, durch betrüge⸗ 
riſches Verhalten ſich den Genuß der öffentlichen Unter⸗ 
ſtützungen verſchafft haben, wird aber zu beachten ſein, daß 
es im Streitfall nicht Aufgabe der Pflegebefohlenen bzw. des 
ſie vertretenden Pflegers iſt, die Beweiſe für das Beſtehen 
des Schadenserſatzanſpruches des Fürſorgeverbandes zu be⸗ 
ſchaffen, ſondern daß umgekehrt der Fürſorgeverband ſeinen 
Anſpruch, ſoweit er ſtreitig iſt, nachzuweiſen hat. Gewiß liegt 
es nicht im Intereſſe des Pflegebefohlenen, daß der Pfleger 
einen offenſichtlich beſtehenden Anſpruch beſtreitet und ſich 
etwa auf einen ausſichtsloſen Rechtsſtreit einläßt. Soweit 
ihm aber die für die ſichere Beurteilung des Schadenzerſatz⸗ 
anſpruches notwendigen Tatſachen und Unterlagen fehlen, 
wird er die Berechtigung des Anſpruches nicht eher an⸗ 
erkennen dürfen, als ihm ſein Beſtehen vom Fürſorgeverband 
nachgewieſen iſt. Demgemäß wird hier die Ermittlungs⸗ 
tätigkeit des Gerichts nicht dahin zu gehen haben, ſeinerſeits 
alle Erkenntnisquellen zu erſchöpfen, um feſtzuſtellen, ob den 
Eltern der Pflegebefohlenen der Vorwurf des Betruges ge⸗ 
macht werden kann. Da im vorl. Verfahren vielmehr nur dar⸗ 
über zu entſcheiden iſt, ob der Pfleger, ohne pflichtwidrig zu 
handeln, den Schadenserſatzanſpruch anerkennen und von 
einer gerichtlichen Geltendmachung der Anſprüche ſeiner 
Pflegebefohlenen abſehen darf, ſo iſt die gerichtliche Ermitte⸗ 
lung nur darauf zu erſtrecken, welche Tatſachen und Unter⸗ 
lagen dem Pfleger zur Verfügung ſtehen oder vom Fürſorge⸗ 
verband mitgeteilt ſind und ob ſie die Entſchließung des 
Pflegers rechtfertigen. 

(KG., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 2. April 1937, 1 a Wx 
238/37.) 
— 

13. KG. — 88 2041 BGB.; 88 19, 20 GBO. 

1. Gehört zu einem Nachlaß, der einer Erbengemeinſchaft 
zuſteht, eine ideelle Grundſtückshälfte, ſo kann die Erbengemein⸗ 
ſchaft auch die andere Grundſtückshälfte erwerben und im Grund⸗ 
buche auf ſich umſchreiben laſſen. 

Zum rechtsgeſchäftlichen Vermögenserwerb der Erben⸗ 
gemeinſchaft genügt neben dem dahingehenden Willen der han⸗ 
delnden Miterben ein innerer Zuſammenhang zwiſchen dem Er⸗ 
werb und dem Nachlaß. 

2. Bei der Eigentumsumſchreibung eines Grundſtücks iſt 
neben der Auflaſſungserklärung eine beſondere Eintragungs⸗ 
bewilligung des bisherigen Eigentümers nicht erforderlich. 


Als Eigentümer eines Hausgrundſtücks ſind im Grund⸗ 
buche der Bergmann Joſef R. und feine Ehefrau zu je Ya ein⸗ 
getragen. Joſef R. iſt verſtorben und von vier erwachſenen 
Kindern beerbt worden. Die Witwe verkaufte ihren Grund⸗ 
ſtücksanteil in notarieller Form an die vier Geſchwiſter R. 
Sämtliche Beteiligten erklärten alsdann in der Kaufverhand⸗ 
lung: „Wir ſind einig, daß das Eigentum an dieſem Grundſtück 
auf die vier Geſchwiſter R. in Erbengemeinſchaft ſofort über⸗ 
geht.“ Die Witwe R. erklärte weiter durch Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes wegen aller Erb- und Pflichtteilsanſprüche an den Nach⸗ 
laß ihres Mannes befriedigt zu fein. Eine beſondere Eintra⸗ 
gungsbewilligung und ein Eintragungsantrag ſind in der Ver⸗ 
handlung nicht enthalten. 

Durch Zwiſchenverfügung beanſtandete das GBA. die von 
dem beurkundenden Notar beantragte Umſchreibung des Anteils 
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der Witwe auf die vier Geſchwiſter R. in Erbengemeinſchaft als 
unzuläſſig und gab anheim, die Eintragung der Erwerber in 
einer anderen, zuläffigen Gemeinſchaft zu beantragen. Die 
Beſchw. hiergegen hatte keinen Erfolg. Auf die weitere Beſchw. 
wurden die Vorentſcheidungen aufgehoben. 

Zutreffend iſt die Anſicht des Vorderrichters, daß eine 
Erbengemeinſchaft im Gegenſatz zu anderen Gemeinſchaften zur 
geſamten Hand nicht durch Vereinbarung der Beteiligten ge- 
bildet werden kann, ſondern nur kraft Geſetzes beim Vorhanden⸗ 
fein mehrerer Erben eines Erblaſſers entſteht (82032 BGB.). 
Weiterhin beſchränkt ſich das der Erbengemeinſchaft unterlie⸗ 
gende Vermögen auf den ungeteilten Nachlaß in ſeinem jeweili⸗ 
gen Beſtande. Die Beteiligten haben auch nicht die Möglichkeit, 
den Umfang des Nachlaſſes durch Hinzuerwerb von Vermögens⸗ 
werten beliebig zu erweitern. Vielmehr kann das entgegen der 
Anſicht der Beſchw. ausſchließlich im Rahmen des § 2041 BGB. 
geſchehen. Danach gehört zum Nachlaſſe nur, was auf Grund 
eines dazu gehörenden Rechts oder als Erſatz für die Zerſtörung, 
Beſchädigung oder Entziehung eines Nachlaßgegenſtandes oder 
was durch ein Rechtsgeſchäft erworben wird, das ſich auf den 
Nachlaß bezieht. Für den vorl. Fall kommt lediglich die letzte 
Möglichkeit in Betracht. 

Nach dem Wortlaut des Geſetzes muß ſich das Rechtsgeſchäft, 
durch das der Vermögenswert erworben wird, auf den Nachlaß 
beziehen. Weiter iſt zu erfordern, daß der Wille der handelnden 
Miterben auf einen Erwerb nicht für ſich perſönlich, ſondern für 
den Nachlaß gerichtet ift. Fehlt es an einem ſolchen Willen, ſo 
tritt der Gegenſtand trotz des etwa vorhandenen Zuſammen⸗ 
hanges nicht zum Nachlaß (RGRKomm. Bem. 1; Staudin⸗ 
ger, Bem. 2 zu § 2041; vgl. auch RG. 117, 264 = JW. 
1927, 2623; a. M.: Planck Bem. 1). Dagegen kommt es nicht 
darauf an, ob der rechtsgeſchäftliche Erwerb mit Mitteln des 
Nachlaſſes oder der Miterben erfolgt. 

Daß hier nach dem Willen aller Beteiligten der Grund⸗ 
ſtücksanteil für den Nachlaß erworben werden ſoll, ergibt die 
Auflaſſungserklärung, wonach die Grundſtückshälfte auf die Ge⸗ 
ſchwiſter R. „in Erbengemeinſchaft“ übergeht. Auch die erfor⸗ 
derliche Beziehung des Rechtsgeſchäfts zum Nachlaß iſt gegeben. 
Wie eng dieſe Beziehung ſein muß, iſt im Geſetz nicht geſagt. 
Daß alle Rechtsgeſchäfte darunter fallen, die zur Erhaltung und 
ordnungsmäßigen Verwaltung des Nachlaſſes erforderlich ſind 
(8 2038 BGB.), iſt nicht zweifelhaft. Aber es beſteht nach der 
Sachlage kein ausreichender Grund, die Anwendung der Vor⸗ 
ſchrift auf ſolche Fälle zu beſchränken. Denn § 2041 BGB. dient 
nach ſeinem Sinn und Zweck in erſter Linie dem Schutze der 
Nachlaßglänbiger, in deren Intereſſe der für ihre Befriedigung 
haftende Nachlaß in ſeinem Beſtande erhalten werden ſoll. Nach 
der Entſch. des RG. (SächſArch. 6, 516) genügt es, abgeſehen 
von der Willensrichtung der Beteiligten, daß das Rechtsgeſchäft 
objektiv mit dem Nachlaß in Zuſammenhang gebracht werden 
kann. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob dabei jeder äußere Zu⸗ 
ſammenhang ausreicht. Auf alle Fälle iſt anzunehmen, daß ein 
ſolcher rechtsgeſchäftlicher Erwerb den Erforderniſſen des § 2041 
BGB. entſpricht, der zum Nachlaß in einem begründeten inne⸗ 
ren Zuſammenhang ſteht. Das trifft aber hier zu. 

Die eine ideelle Hälfte des Grundſtücks gehört bereits zum 
ungeteilten Nachlaſſe, bzgl. deſſen eine Auseinanderſetzung an⸗ 
ſcheinend nicht beabſichtigt iſt. Wenn die Miterben die andere, 
der Mutter gehörige Grundſtückshälfte hinzuerwerben, ſo ge⸗ 
ſchieht das erſichtlich, um durch Schaffung einheitlicher und 
überſichtlicher Eigentumsverhältniſſe die Verwaltung des 
Grundſtücks und damit des Nachlaſſes zu erleichtern, und dient 
inſofern den Zwecken des Nachlaſſes. Es kommt hinzu, daß die 
Witwe R. im Hinblick auf das ihr für die Übereignung der 
Grundſtückshälfte zugewieſene Entgelt, das nach der glaubhaf⸗ 
ten Angabe der BeſchwF. aus den Mitteln des Nachlaſſes ge⸗ 
zahlt worden iſt, ſich gleichzeitig wegen ihres Pflichtteils⸗ 
anſpruchs für befriedigt erklärt hat. Auch daraus iſt die innere 
Beziehung des Grundſtückserwerbs zu dem Nachlaß erſichtlich. 

Die Anſtände der Vorinſtanzen in bezug auf die Zuläſſig⸗ 
keit des Grundſtückserwerbs durch die Erbengemeinſchaft ſind 
hiernach nicht gerechtfertigt. Auch ſonſt beſtehen gegen die be⸗ 
antragte Umſchreibung keine rechtlichen Bedenken. Solche kön⸗ 
nen insbeſondere nicht daraus hergeleitet werden, daß in der 
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vom Notar vorgelegten Verhandlung neben der Auflaſſung eine 
beſondere Eintragungsbewilligung der Witwe R. gem. $ 19 
GBO. nicht erklärt worden iſt. Deren bedarf es nach der Rſpr. 
des RG. (RG. 141, 374 = ZW. 1933, 2770) und des Senats 
(HöchſtRRſpr. 1930 Nr. 1507; a. M.: Güthe Triebel, 
Ben. 50 zu § 20 GBO.) nicht, da die ſonſt vorgeſchriebene 
Eintragungsbewilligung (§ 19 GBO.) bei der Eigentumsum⸗ 
ſchreibung eines Grundſtücks durch die nach 820 GBO. nach⸗ 
zuweiſende zweiſeitige Auflaſſungserklärung erſetzt wird. Der 
daneben erforderliche Eintragungsantrag iſt vom Notar namens 
der Beteiligten auf Grund der geſetzlichen Ermächtigung gemäß 
815 GBO. rechtswirkſam geſtellt worden. 
(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 18. März 1937, 1 Wx 75/37.) 
H.] 
* 


14. KG. — 88 2065, 2084, 2087 Abſ. 2 BGB. Ein Teſta⸗ 
ment des Inhalts, daß nach der Beſtimmung eines Dritten 
die eine von zwei als Erben bezeichneten Perſonen den vorhan⸗ 
denen Grundbeſitz und die andere einen beſtimmten Barbetrag 
erhalten ſoll, läßt ſich, auch wenn der Nachlaß ausſchließlich 
aus dem Grundbeſitz beſteht, bei geeigneter Auslegung aufrecht⸗ 
erhalten. 


Die verwitwete Frau Anna H. ſetzte in einem eigen⸗ 
händigen Teſtament ihre Enkelkinder Hilde und Anni H. als 
Erben ihres Vermögens ein. Sie beſtimmte ferner: „Eins 
der Kinder erhält den Haus- und Grundbeſitz und zahlt dem 
anderen Kinde 20000 AM. Wer von den Kindern das Haus 
und den Grundbeſitz übernimmt, beſtimmt die Mutter.“ 

Ein Sohn der Erblaſſerin, Joſeph H., hält die in dem 
Teſtament etwa verfügte Erbeinſetzung für nichtig, weil ſie 
unzuläſſigerweiſe von der Beſtimmung der Schwiegertochter 
abhängig gemacht worden ſei. Er beantragte demgemäß die 
Erteilung eines Erbſcheins gemäß der geſetzlichen Erbfolge. 
Der Antrag wurde in allen Rechtszügen zurückgewieſen. 

Das LG. legt das Teſtament dahin aus, daß die ge⸗ 
nannten Enkelinnen je zur Hälfte zu Erben eingeſetzt worden 
ſeien, und zwar dadurch, daß der einen das Nachlaßgrund⸗ 
ſtück im Werte von 20000 AM und der anderen ein Bar⸗ 
betrag in gleicher Höhe zugewendet worden ſei; denn die Erb⸗ 
laſſerin habe damit bewußt ihr geſamtes Vermögen verteilt, 
in welchem Falle für die Anwendung des § 2087 Abſ. 2 
BGB. kein Raum ſei. Dieſe Stellungnahme iſt in ihrer 
Begründung inſofern bedenklich, als ſie auf der Annahme 
beruht, daß das Nachlaßgrundſtück einen Wert von 20 000 AM 
habe und daß weitere Nachlaßgegenſtände nochmals im Werte 
von 20000 AM verhanden ſeien; für dieſe Feſtſtellungen 
fehlte es gegenüber den Behauptungen des Antragiteliers, 
wonach das Nachlaßgrundſtück im weſentlichen der einzige 
Nachlaßgegenſtand ſein ſoll, an der erforderlichen Ermitte⸗ 
lungsgrundlage. Gleichwohl iſt dem LG. auch bei der dem 
KG. durch den Begründungsmangel eröffneten eigenen Aus⸗ 
legung des Teſtamentes im Ergebnis beizuſtimmen. Dem 
Antragſteller iſt zuzugeben, daß das Teſtament ſeinem In⸗ 
halte nach ungültig iſt, wenn entweder nur diejenige Enkelin, 
der von ihrer Mutter das Hausgrundſtück zugewieſen wird, 
Erbin fein ſoll oder wenn die Erbteile der beiden Enkelinnen 
ſich nach dem Werte des Nachlaßgrundſtückes einerſeits und 
nach dem Werte der baren Abfindung andererſeits beſtimmen 
ſollen und dieſe Werte verſchieden hoch ſind. Denn der Erb⸗ 
laſſer kann nach § 2065 Abſ. 2 BGB. die Beſtimmung der 
Perſon, die eine Zuwendung erhalten ſoll, ſowie die Beſtim⸗ 
mung des Gegenſtandes der Zuwendung nicht einem anderen 
überlaffen. Unter dieſe Vorſchrift würde die Erbeinſetzung 
hier fallen, wenn die Auswahl der Perſon des Erben unter 
den beiden Enkelinnen oder wenn die Beſtimmung des Um⸗ 
fanges der ihnen zugewieſenen Erbteile einem anderen, näm⸗ 
lich der Mutter der Bedachten, überlaſſen worden wäre. Nach 
8 2084 BGB. iſt aber, wenn der Inhalt einer letztwilligen 
Verfügung verſchiedene Auslegungen zuläßt, im Zweifel die⸗ 
jenige Auslegung vorzuziehen, bei welcher die Verfügung Er⸗ 
folg haben kann. Es fragt ſich daher, ob nicht auch eine 
andere Auslegung den Umſtänden nach mindeſtens möglich 
iſt und deshalb im Intereſſe der Erreichung des von der 
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Erblaſſerin gewünſchten Ergebniſſes den Vorzug verdient. 
Das iſt unbedenklich zu bejahen. 

Das Teſtament enthält in ſeinem Eingangsſatze eine aus⸗ 
drückliche Einſetzung der beiden Enkelinnen zu Erben. Daß 
damit in der Tat, mindeſtens bezüglich derjenigen Enkelin, 
welche das Hausgrundſtück erhält, eine Erbeinſetzung und kein 
bloßes Vermächtnis gemeint iſt, ergibt ſich aus dem Fehlen 
irgendwelcher weiterer Nachlaßgegenſtände, die etwa den ge⸗ 
ſetzlichen Erben verbleiben könnten. Immerhin mag es zwei⸗ 
felhaft ſein, ob diejenige Enkelin, welche die Abfindung er⸗ 
hält, wirklich Erbin oder ob ſie nur Vermächtnisnehmerin 
ſein ſoll. Denn die Bezeichnung als Erbe iſt nach § 2087 
Abſ. 2 BGB. nicht ausſchlaggebend; vielmehr wird die Zu⸗ 
wendung einer beſtimmten Geldſumme, auch wenn der Be⸗ 
dachte als Erbe bezeichnet worden iſt, regelmäßig in erſter 
Linie im Sinne eines Vermächtniſſes gemeint ſein. Eine 
andere Auffaſſung iſt aber keineswegs rechtlich unmöglich. 
Der Erblaſſer kann für ſeinen Nachlaß mehrere Erben ein⸗ 
ſetzen und gleichwohl beſtimmen, daß die vorhandenen Nach⸗ 
laßgegenſtände bei der Auseinanderſetzung einzelnen Erben 
oder einem einzigen zugewieſen, die anderen Erben aber mit 
Geldbeträgen abgefunden werden ſollen, gleichgültig, ob dieſe 
Beträge im Nachlaſſe vorhanden ſind oder — etwa durch eine 
Beleihung von Nachlaßgegenſtänden oder durch Einzahlungen 
der Miterben — aufgebracht werden müſſen (RGRͤomm. 
zum BGB. $ 2048 Anm. 1). Denn auch darin braucht nichts 
weiter zu liegen als die Anordnung, daß die Erben ſich den 
Nachlaß, der nötigenfalls vorher teilweiſe in Geld umzu⸗ 
wandeln iſt, in beſtimmter Weiſe untereinander teilen ſollen. 
Die Beſtimmung des vorliegenden Teſtamentes, daß eine der 
Erbinnen das Hausgrundſtück und die andere 20000 AM 
zu erhalten habe, läßt ſich demnach unbedenklich als eine 
reine Teilungsanordnung für die zu gleichen Teilen bedachten 
Erbinnen auffaſſen, wenn der Geſamtwert des Nachlaſſes 
das Doppelte der Abfindung, alſo 40 000 AM, beträgt. Iſt 
er aber höher oder niedriger, ſo ſteht auch das der dem 
3 2091 BGB. entſprechenden Annahme einer gleichmäßigen 
Bemeſſung der Erbteile der beiden Erbinnen nicht entgegen. 
Mit der Teilungsanordnung iſt dann nur noch ein Voraus⸗ 
vermächtnis verbunden, das je nachdem der Wert des Nach⸗ 
laſſes hͤher oder niedriger als 40000 RM iſt, entweder der 
Übernehmerin des Grundſtücks oder der mit der feſten Summe 
von 20000 RM abzufindenden Erbin ausgeſetzt iſt. Daß 
aber die Beſtimmung darüber, wer das Grundſtück und wer 
die Abfindung erhalten ſoll, einem Dritten überlaſſen wor⸗ 
den iſt, kann von beiden Geſichtspunkten aus nicht beanſtan⸗ 
det werden. Denn nach § 2048 BGB. kann die Art der 
Auseinanderſetzung zwiſchen den vom Erblaſſer zu beſtimm⸗ 
ten Erbteilen berufenen Erben ebenſo wie nach § 2151 BGB. 
die Beſtimmung, wer von mehreren Perſonen ein Vermächt⸗ 
nis, alſo auch ein Vorausvermächtnis, erhalten ſoll, einem 
Dritten überlaſſen werden. 

Eine dementſprechende Auslegung wird allein auch den 
Abſichten der Erblaſſerin gerecht. Ihr kam es lediglich darauf 
an, eine wirkſame Verfügung zu treffen, wonach, von ihrer 
Schwiegertochter ausgewählt, die eine Enkelin aus ihrem 
Nachlaſſe das Grundſtück und die andere den Betrag von 
20 000 RM erhalten ſollten. Dagegen war es ihr gewiß 
gleichgültig, auf welche Weiſe dies juriſtiſch ermöglicht wurde, 
ob durch eine Erbeinſetzung beider Enkelinnen in Verbindung 
mit einer Teilungsanordnung und nötigenfalls einem Vor⸗ 
ausvermächtnis oder bezüglich der mit der Abfindung bedach⸗ 
ten Enkelin ausſchließlich durch ein Vermächtnis. Es unter⸗ 
liegt nicht dem geringſten Zweifel, daß ſie ſich, über die 
verſchiedenen rechtlichen Geſtaltungsmöglichkeiten belehrt, für 
diejenige entſchieden haben würde, welche ihren auf das 
Ergebnis gerichteten Willen zur Geltung zu bringen ver⸗ 
mochte. Das iſt für die Auslegung des Teſtamentes von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung. Denn die Aufgabe der Auslegung iſt 
es, dem Willen des Erblaſſers nach Möglichkeit zur Durch⸗ 
führung zu verhelfen und ihn nicht ohne zwingenden Grund 
an der juriſtiſchen Konſtruktion ſcheitern zu laſſen. 

(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 5. Mai 1937, 1 WX 157/37.) 


15. RG. — 1. 8 2074 BGB. Bedeutung der teſtamentari⸗ 
ſchen Verwirkungsklauſel. 

2. Die Meckl.⸗Schwer. Ausf O. z. BGB. v. 9. April 1899 
und das Meckl.⸗Schwer. Geſ. über die Auflöſung der Familien⸗ 
Fideikommiſſe v. 16. Mai 1922 ſind mit dem Inkrafttreten des 
RGeſ. über Groß⸗Hamburg und andere Gebietsbereinigungen 
v. 26. Jan. 1937 und des RGeſ. über die Gerichtsgliederung in 
Groß⸗Hamburg und anderen Gebietsteilen v. 16. März 1937 
reviſibles Recht geworden. 

3. Das Lehnvermögen bildet beim Tode des Lehnsbeſitzers 
in Anſehung der geſetzlichen Erbfolge und der Erbteilung einen 
abgeſonderten Teil der Erbſchaft (§ 267 Meckl.⸗Schwer. AusfVO. 
3. BGB.), auf den die Vorſchriften des BB. über die geſetzliche 
Erbfolge und die Erbteilung keine Anwendung finden. 

4. § 2325 BGB. Was bereits bei der Berechnung des 
Pflichtteils nach § 2316 Abſ. 2 BGB. als ausgleichspflichtige 
Zuwendung dem Nachlaß hinzugerechnet iſt, muß für den Pflicht⸗ 
teilsergänzungsanſpruch außer Betracht bleiben. 

1. Die Frage, ob die Kl. das Teſtament ihres Vaters mit 
Grund angefochten hat und ob die Anfechtung rechtzeitig er⸗ 
folgt iſt, läßt das BG. dahingeſtellt, weil die Kl. auch im Falle 
wirkſamer Anfechtung infolge der im Teſtament enthaltenen 
Verwirkungsklauſel nur den Pflichtteil verlangen könne. Das 
BG. iſt hiernach der Anſicht, daß jede Anfechtung des Teſta⸗ 
ments wegen Willensmängel ohne weiteres von der Verwir⸗ 
kungsklauſel getroffen werde. Dies iſt, wie die Rev. mit Recht 
geltend macht, rechtsirrig. Zunächſt iſt es denkbar, daß durch die 
Anfechtung die Verwirkungsklauſel ſelbſt vernichtet wird, was 
nach § 2085 BGB. auch eine Folgeerſcheinung der Anfechtung 
anderer Verfügungen des Teſtaments fein kann (RERKonm. 
§ 2074 Bem. I a. E.). Auch wenn aber die Verwirkungsklauſel 
bei Beſtand bleibt, ſo iſt im einzelnen Falle durch richterliche 
Auslegung zu ermitteln, welche Handlungen nach dem Willen 
des Erblaſſers von der Verwirkungsklauſel getroffen werden 
ſollen. Dabei kann ſich ergeben, daß ſelbſt ein erfolgreiches Vor⸗ 
gehen gegen das Teſtament nach dem Willen des Erblaſſers den 
angedrohten Rechtsnachteil nicht zur Folge haben ſoll (RG.: 
JW. 1924, 1717 9), 

2. Zur Begründung ihrer auf das Pflichtteilsrecht geſtützten 
Anſprüche zieht die Kl. auch Gegenſtände heran, die zum Lehn⸗ 
vermögen des Erblaſſers und zu ſeinem früheren Fideikommiß⸗ 
vermögen gehört haben. Die Rev. verkennt nicht, daß inſoweit 
an ſich das Meckl. Landesrecht maßgebend iſt. Sie vermißt aber 
im Bu. eine Feſtſtellung dahin, daß das Meckl. Landesrecht eine 
abſchließende geſetzliche Regelung vorgenommen habe. Einer 
ſolchen Feſtſtellung bedurfte es jedoch nicht. Nach Art. 59 EG⸗ 
BGB. bleiben u. a. unberührt die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über Familienftdeikommiſſe und Lehen. Auch die in Art. 155 
Abſ. 2 Satz 2 Wein Verf. vorgeſchriebene Auflöſung der Fidei— 
kommiſſe war bis zum Erlaß des Geſetzes zur Vereinheitlichung 
der Fideikommißauflöſung v. 26. Juni 1935 (RGBl. I, 785), das 
für den vorl. Fall nicht in Betracht kommt, der Landesgeſetz⸗ 
gebung überlaſſen. Das Meckl. Schwer. Landesrecht enthält Vor⸗ 
ſchriften über Familienfideikommiſſe in den 88 124-152, über 
Lehen in den S$153—163, über die lehnrechtliche Erbfolge in 
den 88 265—348 und über ſonſtige Fälle der Lehnfolge in den 
58.339, 390 AusfVO. z. BGB. v. 9. April 1899. Es trifft zwar 
zu, daß dieſe Regelung nicht erſchöpfend iſt. Zur Ergänzung ſind 
aber nicht, wie die Rev. meint, die Vorſchriften des BGB., 
ſoweit fie nicht etwa ausdrücklich kraft Landesrecht für anwend⸗ 
bar erklärt ſind, ſondern, falls nicht beſondere landesgeſetzliche 
Vorſchriften einſchlagen, die Vorſchriften des Gemeinen Rechts, 
insbe]. des Gemeinen Lehnrechts, heranzuziehen (vgl. Lang⸗ 
feld, Meckl. AusfVOen. z. BGB. S. 147, Anm. 1, 2 zu § 153 
und S. 229, Vorbem. 1, 2 vor 8265). 

Die Vorſchriften des Gemeinen Rechts ſind reviſibel (8 549 
Abſ. 1 ZPO.). Dagegen waren die Vorſchriften des Meckl. Lan⸗ 
desrechts bisher nicht reviſibel, da ſich ihr Geltungsbereich nur 
auf den Bezirk des OLG. Roſtock erſtreckte. Hierin iſt aber mit 
dem am 1. April 1937 erfolgten Inkrafttreten des Geſetzes über 
Groß⸗Hamburg und andere Gebietsbereinigungen v. 26. Jan. 
1937 (RGBl. I, 91) und des Geſetzes über die Gerichtsgliede⸗ 
rung in Groß⸗Hamburg und anderen Gebietsteilen v. 16. März 
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1937 (RGBl. I, 312) eine Anderung eingetreten. Nach SI Nr. 1 
des zuerſt genannten Geſetzes ſind Gebietsteile des Landes 
Mecklenburg auf das Land Preußen übergegangen. Unter ihnen 
befinden ſich eine Anzahl zum früheren Lande Meckl.⸗Schw. 
gehörige Gemeinden (89 Nr. 1a), in denen die Meckl.⸗Schwer. 
Ausf O. z. BGB. v. 9. April 1899 in Geltung iſt und die den 
zum Kammergerichtsbezirke gehörigen AG. Wittſtock und Kyritz 
zugelegt worden find (§ 15 Abſ. 1 Gef. v. 16. März 1937). Der 
Geltungsbereich der genannten Meckl.⸗Schw. VO. ſowie der des 
Meckl.⸗Schw. Geſetzes über die Auflöſung der Familienfidei⸗ 
kommiſſe v. 16. Mai 1922 (RegBl. 391) erſtreckt fi alſo jetzt 
über den Bezirk des BG. hinaus auf Teile des Kammergerichts⸗ 
bezirkes, fo daß die Anwendung dieſer landesrechtlichen Vorſchrif⸗ 
ten nunmehr der Nachprüfung des Rev. unterliegt (8 549 
Abf. 1 ZPO.). Fur die dem Gebiete des Verfahrensrechts an⸗ 
gehörige Frage, in welchem Umfang das RevG. zur Nachprü⸗ 
fung des BU. berufen iſt, iſt die zur Zeit der Reviſionsverhand⸗ 
lung beſtehende Rechtslage maßgebend. Eine dem Art. 9 Nr. III, 
3 des Geſetzes zur Anderung des Verfahrens in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten v. 27. Okt. 1933 (RGBl. I, 780) entſprechende 
Ausnahmevorſchrift iſt für den vorl. Fall nicht gegeben. Die Faſ⸗ 
jung des § 549 Abſ. 1 („Die Rev. kann nur darauf geſtützt 
werden, daß ...“) ſteht nicht entgegen, denn dieſe Faſſung iſt 
inſofern ungenau, als durch § 549 Abſ. 1 keine Vorausſetzung 
für die Zuläſſigkeit der Rev., ſondern nur eine ſolche für ihre 
ſachliche Begründetheit aufgeſtellt werden fol (Jonas, ZPO., 
8549 Note 2). 

3. Anſprüche aus § 2316 Abſ. 2 BGB. könnte die Kl. gegen 
die Bekl. ebenfalls nur dann geltend machen, wenn dieſe hin⸗ 
ſichtlich des Allodialnachlaſſes als Miterben berufen wären. Als 
ausgleichungspflichtige Zuwendungen ſieht das BG. die den 
beiden Schweſtern der Kl. vom Erblaſſer gewährten Ausſteuern 
ſowie die durch den Vertrag v. 21. Febr. 1928 erfolgte Über⸗ 
laſſung des gem. § 273 Nr. 1 AusfVO. z. BGB. zum Allodial⸗ 
vermögen gehörenden Inventars von A. an den Bekl. zu 1 an. 
Die Rev. bemängelt, daß das BG. nicht auch die Überlaſſung 
der Lehngüter A., B. und C. als Ausſtattung angeſehen habe. 
Hierbei überſieht ſie zunächſt, daß das Lehngut C. dem Bekl. zu 
1 durch den Vertrag v. 21. Febr. 1928 nicht mit übertragen 
worden iſt. Es unterlag daher der lehnsrechtlichen Erbfolge und 
iſt dem Bekl. zu 1 vom Erblaſſer als Vermächtnis zugewendet 
worden. Hinſichtlich des Gutes C. greift die Vorſchrift des § 305 
AusfVO. z. BGB. ein, nach der der Lehnerbe nicht verpflichtet 
iſt, bei der Auseinanderſetzung mit dem Allodialerben den Wert 
des Lehns zur Ausgleichung zu bringen, und zwar auch dann 
nicht, wenn das Lehn, wie hier, vom Erblaſſer durch Kauf 
erworben iſt. Hinſichtlich der Güter A. und B. kann die Kl. 
als von der Lehnfolge ausgeſchloſſene Perſon erbrechtliche An⸗ 
ſprüche nur inſoweit geltend machen, als ihr ſolche durch die 
Ausf VO. z. BGB. eingeräumt worden find. Das Lehnvermögen 
bildet beim Tode des Lehnsbeſitzers in Anſehung der gefeglichen 
Erbfolge und der Erbteilung einen abgeſonderten Teil der Erb⸗ 
ſchaft (8267 AusfVO. z. BGB.), auf den die Vorſchriften des 
BGB. über die geſetzliche Erbfolge und die Erbteilung keine 
Anwendung finden. Daher ſind auch die Vorſchriften der 
88 2050 ff. BGB. über die unter Abkömmlingen bei der Erb⸗ 
auseinanderſetzung vorzunehmende Ausgleichung auf die bei 
Lebzeiten des Erblaſſers erfolgte Zuwendung von Gegenſtän⸗ 
den des Lehnvermögens unanwendbar, denn nach dem Sinne 
der Ausgleichungspflicht können als ausgleichungspflichtige Zu⸗ 
wendungen nur ſolche Zuwendungen in Betracht kommen, deren 
Gegenſtand ohne ſie zum Nachlaß gehört haben würde, was bei 
Gegenſtänden des Lehnvermögens nicht der Fall iſt. 

Den von der Lehnfolge ausgeſchloſſenen Perſonen gewährt 
nur § 304 AusfBD. z. BGB. einen erbrechtlichen Anſpruch hin⸗ 
ſichtlich des Lehnvermögens. Nach Abſ. I dieſer Vorſchrift kann 
ein von der Lehnfolge ausgeſchloſſener pflichtteilsberechtigter 
Abkömmling, wenn der Erblaſſer das Lehn durch Kauf erwor⸗ 
ben hat, ohne in Anſehung des Lehns zu dem Lehnfolgeberech⸗ 
tigten zu gehören, von dem Lehnerben aus dem Lehnvermögen 
den Betrag verlangen, um den ſich ſein Pflichtteil erhöht, wenn 
der vom Erblaſſer für das Lehn aufgewandte Kaufpreis dem 
Allodialvermögen zugerechnet wird. Dieſen Anſpruch hat die Kl. 
auch geltend gemacht. Die vom Erblaſſer übernommenen Be⸗ 
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laſtungen kommen für den Pflichtteilsergänzungsanſpruch nach 
§ 304 AusfBD. nicht in Betracht ((Langfeld a. a. O. S. 250, 
Anm. 2 zu 8 304). Die Kl. kann auch aus der durch den Erb⸗ 
laſſer ſpäterhin erfolgten Tilgung dieſer Laſten keine Anſprüche 
für ſich herleiten, da eine letztwillige Verfügung des Erblaſſers, 
daß der Lehnerbe dieſe Aufwendungen zu übernehmen habe 
(8279 Nr. 11 Ausf V.), nicht vorliegt. Das BG. hat den An⸗ 
ſpruch aus § 304 Ausf VO. als verjährt angeſehen, weil er nicht 
gem. § 304 Abſ. 4 innerhalb von drei Jahren vom Eintritt des 
Erbfalls an durch Klage geltend gemacht worden ſei. Hiergegen 
wendet ſich die Rev., indem ſie geltend macht, daß die Verjäh⸗ 
rung gem. § 209 Abſ. 2 Nr. 14 BGB. durch die am 12. Dez. 
1932 erfolgte Anbringung eines Güteantrags bei der Offent⸗ 
lichen Rechtsauskunfts⸗ und Güteſtelle Hamburg unterbrochen 
worden ſei. Es kann jedoch dahingeſtellt bleiben, ob die Ver⸗ 
fährung wirkſam unterbrochen worden iſt, da der aus 8 304 
Ausf VO. hergeleitete Anſpruch der Kl. ſachlich nicht begründet 
iſt. Der Anſpruch richtet ſich gegen den Lehnerben, er ſetzt 
alſo voraus, daß das vom Erblaſſer durch Kauf erworbene 
Lehnvermögen im Wege der lehnrechtlichen Erbfolge auf 
einen anderen übergegangen iſt. An dieſer Vorausſetzung fehlt 
es hinſichtlich der Güter A. und B., die dem Bekl. zu 1 vom 
Erblaſſer durch Vertrag unter Lebenden übertragen worden ſind. 
Inſoweit liegt ein Fall des § 390 AusfVO. vor, der die bei 
Lebzeiten des Lehnbeſitzers erfolgende Überlaſſung des Lehn⸗ 
gutes an den nächſtberechtigten Erben behandelt. Der Bekl. zu 1 
war hinſichtlich des Lehns „nächſtberechtigter Erbe“, wenn auch 
nicht der alleinige. Zu den Vorſchriften, die im 8 390 für ent⸗ 
ſprechend anwendbar erklärt ſind, gehört jedoch nicht der § 304. 
Dies beruht erſichtlich darauf, daß bei einem Gutüberlaſſungs⸗ 
vertrage der Lehnsbeſitzer in der Lage iſt, die Anſprüche der 
von der Lehnfolge ausgeſchloſſenen Perſonen zu regeln. Das hat 
der Erblaſſer auch getan. (Wird näher dargelegt.) 
Lehnrechtliche Erbfolge iſt nur hinſichtlich des Gutes C. 
eingetreten. Inſoweit ſteht der Kl. aber die Vorſchrift des § 304 
Abſ. 2 AusfVO. entgegen. Danach iſt, wenn dem pflichtteils⸗ 
berechtigten Allodialerben mehr als ſein Pflichtteil hinterlaſſen 
iſt, der Anſpruch aus 8 304 Abſ. 1 ausgeſchloſſen, ſoweit der 
Wert des mehr Hinterlaſſenen reicht. (Wird näher ausgeführt.) 
Die Rev. beſchwert ſich weiter darüber, daß das BG. bei 
der Pflichtteilsberechnung nicht das Inventar der früheren 
Fideikommißgüter D. und E. als ausgleichungspflichtige Zu⸗ 
wendung an den Bekl. zu 2 berückſichtigt hat. Dieſes Inventar 
war nach der Feſtſtellung des BG. Beſtandteil des Fideikom⸗ 
miſſes. Die Güter ſelbſt hatten Lehnseigenſchaft; ſie ſcheiden 
daher nach dem vorſtehend Ausgeführten ſowohl für die Aus⸗ 
gleichungspflicht als auch für die Berechnung des Pflichtteils 
aus (vgl. auch § 28 Meckl.⸗Schwer. Gel. über die Auflöſung der 
Familienfideikommiſſe v. 16. Mai 1922 ſowie $1 des Familien⸗ 
beſchluſſes). Die Zuwendung des Inventars an den Bekl. zu 2 
hat das BG. deshalb nicht als eine ausgleichungspflichtige Zu⸗ 
wendung angeſehen, weil der Erblaſſer auf Grund des Fami⸗ 
lienbeſchluſſes (über die Auflöſung des Fideikommiſſes) ver⸗ 
pflichtet geweſen ſei, die beiden Güter nebſt Inventar dem Bekl. 
zu 2 zu überlaſſen. Hierin iſt kein Rechtsirrtum zu finden. Nach 
§ 2 des Familienbeſchluſſes hat der Bekl. zu 2 für feine Zu⸗ 
ſtimmung zum Familienbeſchluſſe als Entſchädigung (vgl. 8 8 
Abſ. 2 AuflG.) die Güter D. und E. ſamt allem Zubehör und 
Inventar zu freiem Eigentum erhalten. Ohne die Zuſtimmung 
des Bekl. zu 2, der nach dem Verzicht des Bekl. zu 1 auf ſein 
Folgerecht der alleinige nächſte Anwärter war, hätte der Fami⸗ 
lienbeſchluß nicht zuſtande kommen können (§ 14 Aufl.). Eine 
rechtliche Verpflichtung des Bekl. zu 2 zur Erteilung ſeiner Zu⸗ 
ſtimmung beſtand nicht. Wenn daher der Erblaſſer, um deſſen 
Zuſtimmung zu erlangen, den Bekl. zu 2 durch die Überlaſſung 
eines Teiles des bisherigen Fideikommißvermögens entſchädigt 
hat, ſo handelte es ſich um ein entgeltliches Geſchäft, nicht um 
eine Ausſtattung. Im übrigen kommt auch hier in Betracht, daß 
das Fideikommißvermögen auch dann nicht zum Nachlaß ge⸗ 
hört haben würde, wenn es dem Bekl. zu 2 vom Erblaſſer nicht 
bei deſſen Lebzeiten übertragen worden wäre. Es wäre dann 
vielmehr mit dem Tode des Erblaſſers in der Hand des Bekl. 
zu 2 als folgeberechtigten Abkömmlings freies Vermögen ge⸗ 
worden (8 24 Abſ. 1 Aufl.). Die bei Lebzeiten erfolgte Über⸗ 
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tragung eines Teiles des Fideikommißvermögens auf den Bekl. 
zu 2 kann daher auch ſchon auf Grund des oben erörterten, auf 
dem Sinne der Ausgleichungspflicht beruhenden Geſichtspunkts 
nicht als eine ausgleichungspflichtige Zuwendung angeſehen 
werden. Der Pflichtteilsergänzungsanſpruch nach § 24 Abſ. 2 
Aufl®. ſteht der Witwe und den nicht folgeberechtigten Ab⸗ 
kömmlingen nur in dem Falle zu, daß das Fideikommiß durch 
den Tod des bisherigen Fideikommißbeſitzers aufgelöſt worden 
iſt. Für den Fall der Auflöſung durch Familienbeſchluß hat 
das Geſetz die Anſprüche der nicht folgeberechtigten Perſonen 
nicht geregelt, und zwar auch hier erſichtlich aus dem Grunde, 
weil der bisherige Fideikommißbeſitzer in der Lage iſt, dieſe Re⸗ 
gelung vorzunehmen. Die Vorſchrift des § 24 Abſ. 2 iſt jeden⸗ 
falls im Falle der Auflöſung des Fideikommiſſes durch Fami⸗ 
lienbeſchluß auch nicht entſprechend und insbeſ. nicht in dem 
Sinne anwendbar, daß auf ſie eine Ausgleichungspflicht des 
Anwärters, dem auf Grund des Familienbeſchluſſes das Fidei⸗ 
kommißvermögen ganz oder zum Teil übertragen worden iſt, 
geſtützt werden könnte. 

4. Das Beſtehen von Pflichtteilsergänzungsanſprüchen nach 
den 88 2325, 2329 BGB. hat das BG. ebenfalls ohne Rechtsirr⸗ 
tum verneint. Die Zuwendung des Inventars von A. an den 
Bekl. zu 1 iſt vom BG. bereits bei der Berechnung des Pflicht 
teils nach § 2316 Abſ. 2 BGB. im vollen Umfang als ausglei⸗ 
chungspflichtige Zuwendung dem Nachlaſſe hinzugerechnet wor— 
den und muß daher, wie auch die Rev. nicht verkennt, für den 
Pflichtteilsergänzungsanſpruch außer Betracht bleiben (RGR⸗ 
Komm., Ben. 3 zu § 2325). Daß in der Zuwendung des In— 
ventars von D. und E. an den Bekl. zu 2 — die Güter ſelbſt 
kommen mit Rückſicht auf ihre Lehnseigenſchaft für den Pflicht- 
teilsergänzungsanſpruch von vornherein nicht in Betracht — 
keine Schenkung erblickt werden kann, ergibt ſich bereits aus 
dem oben unter 3 ausgeführten. 


(RG., IV. ZivSen., U. v. 5. April 1937, IV 316/36.) 
* 

16. KG. — 8 2289 BGB. 

1. Inwieweit die Bindung an einen Erbvertrag reicht, be⸗ 
ſtimmt ſich innerhalb der geſetzlichen Grenzen ausſchließlich nach 
dem Willen der Vertragſchließenden. 

2. Danach iſt ein Vertragſchließender regelmäßig nicht ge⸗ 
hindert, mittels einer ſpäteren einſeitigen Verfügung von Todes 
wegen den Vertragsgegner auf Koſten der übrigen vertrags⸗ 
mäßig Bedachten in erweitertem Umfange zu bedenken. 

Die Eheleute H. haben ſich durch einen Erbvertrag gegen⸗ 
ſeitig zur Hälfte des Nachlaſſes und die beiderſeitigen Geſchwiſter 
zur anderen Hälfte eingeſetzt. Später hat der Mann ein ein⸗ 
ſeitiges Teſtament errichtet, durch das er die Frau zu feiner 
alleinigen unbeſchränkten Erbin berufen hat. Ein nach ſeinem 
Tode von einer ſeiner Schweſtern auf Grund des Erbvertrages 
geſtellter Erbſcheinsantrag wurde in allen Inſtanzen für un⸗ 
begründet erklärt, und zwar vom KG. mit folgenden Ausfüh⸗ 
rungen: 

Für den Umfang einer (geſetzlich zuläſſigen) erbrechtlichen 
Bindung des Erblaſſers an einen Erbvertrag kann es nur auf 
den Willen der Vertragſchließenden ankommen. Schon in den 
Motiven zum BGB. (V, 332) heißt es: „Dem vertragsmäßigen 
Vorbehalt nachträglicher Verfügungen Schranken zu ziehen, be- 
ſteht kein Anlaß. Es würde damit ohne Grund die Vertrags- 
freiheit eingeengt werden. Jeder Vorbehalt muß zuläffig ſein, 
ſofern er nur nicht den Vertrag ſelbſt inhaltlos macht. Dies er⸗ 
gibt ſich aus den allgemeinen Grundſätzen und bedarf daher 
keines beſonderen Ausdruckes.“ Soweit demgemäß die Bindung 
des Erblaſſers ausgeſchloſſen iſt, muß die Beſtimmung des 
8 2289 Abſ. 1 Satz 2 BGB., wonach eine ſpätere Verfügung 
von Todes wegen bei Beeinträchtigung des Rechtes des ver⸗ 
tragsmäßig Bedachten keine Wirkung hat, dahin verſtanden wer⸗ 
den, daß ein Recht des vertragsmäßig Bedachten i. S. des Ge⸗ 
ſetzes nicht beſteht, wenn es vom Erblaſſer durch einſeitige Ver⸗ 
fügung von Todes wegen aufgehoben werden kann (ebenfo zu 
$ 2289 BGB.: RGRKomm. Anm. 2 und Planck Anm. 3 P). 
Die hier zu entſcheidende Frage geht demgemäß dahin: Hat 
der Erblaſſer H. ſich gegenüber ſeiner Ehefrau dahin binden 
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wollen, daß es ihm verwehrt fein ſollte, mittels einer einfei- 
tigen teſtamentariſchen Verfügung die Erbeinſetzung der beider⸗ 
ſeitigen Geſchwiſter durch eine erweiterte Berufung der Ehe⸗ 
frau ſelbſt zur Erbin zu erſetzen? Die ſo geſtellte Frage iſt un⸗ 
bedenklich zu verneinen. Denn an einer ſolchen Bindung des 
Erblaſſers hatte keiner der Ehegatten auch nur das geringſte 
Intereſſe. Der Erblaſſer ſelbſt hatte keinen Anlaß, ſeine eigene 
Teſtierfreiheit zu beſchranken, wenn die Beſchränkung für ſeine 
Ehefrau, der ſie allein zu ſtatten kommen konnte und ſollte, 
unerheblich oder gar nachteilig war. Die Annahme, daß er die 
Bindung lediglich zu dem Zwecke übernommen habe, um ſich 
ſelbſt bei einer ſpäteren Sinnesänderung eine Enterbung der 
Verwandten zugunſten ſeiner Frau unmöglich zu machen, liegt 
ganz fern, dies um ſo mehr, als er ein derartiges Ziel für den 
Fall der ohne weiteres zu erwartenden Mitwirkung der Frau 
doch nicht hätte erreichen können. Der Frau andererſeits konnte 
es von vornherein nur erwünſcht ſein, daß der Erblaſſer 
die Zuwendung an ſie nachträglich auf Koſten der beiderſeitigen 
Geſchwiſter erweiterte, insbeſ. fie zur alleinigen Vollerbin ein⸗ 
ſetzte. Daß fie irgendein Intereſſe daran gehabt hätte, nicht un⸗ 
beſchränkte Vollerbin ihres Mannes zu werden, iſt den Um⸗ 
ſtänden nach ganz ausgeſchloſſen. Sie brauchte deshalb auf ihre 
Mitwirkung bei einer entſprechenden neuen Verfügung des Erb⸗ 
laſſers keinen Wert zu legen. Man kann auch nicht einwenden, 
daß der Wille der Eheleute, den Erblaſſer in der hier fraglichen 
Beziehung nicht zu beſchranken, aus dem Wortlaut der getrof- 
fenen Verfügungen nicht hervorgehe. Es genügt, daß der Man⸗ 
gel des Beſchränkungswillens ſich aus der Geſamtheit der getrof- 
fenen Verfügungen ergibt, was hier im Hinblick auf die klar 
hervortretende Intereſſenlage anzuerkennen iſt. Es iſt endlich 
unerheblich, ob die Eheleute an die Möglichkeit der Errichtung 
eines ſpäteren einſeitigen Teſtamentes des Mannes zugunſten 
der Frau gedacht haben. Es genügt, daß ſie gegebenenfalls 
die Beſchränkung übereinſtimmend abgelehnt haben würden, 
was wiederum im Hinblick auf die Intereſſenlage nicht zu be⸗ 
zweifeln iſt. 

Eine Bindung des Erblaſſers gegenüber den bedachten Ge⸗ 
ſchwiſtern kam ſchon ganz abgeſehen von dem Willen der Ehe⸗ 
leute nicht in Betracht. Es ſteht außer Zweifel, daß die Ehe: 
leute ſogar inſoweit, als ſie vertragsmäßig gebunden waren, 
ihre Verfügungen gemeinſam ohne Mitwirkung der bedachten 
Verwandten hätten aufheben können (Planck, „BGB.“, Vor⸗ 
bemerkungen zu 88 2274 ff., Ziff. 3 am Ende, Mot. z. BGB. 
V, 348). 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 22. April 1937, 1 Wx 113/37.) 
H.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit 


17. KG. — 88 19, 46 FGG. Wird ein deutſches VormGer. 
von einem nicht der deutſchen Gerichtsorganiſation unterſtehenden 
Gericht um Übernahme einer Vormundſchaft erſucht, ſo kann der 
Abgabe⸗ und Übernahmeſtreit im Falle der Verweigerung der 
Übernahme nicht in dem Verfahren des § 46 Abſ. 2 FGG. ent⸗ 
ſchieden werden, ſondern das erſuchende Gericht kann gegen die 
cih ben der Übernahme nur die Beſchw. aus $ 19 FG. 
erheben. 


Nach § 46 Abſ. 2 FGG. ſoll, wenn mehrere VormGer. fi 
über die Abgabe und übernahme einer Vormundſchaft nicht 
einigen können, das gemeinſchaftliche obere Gericht unanfecht⸗ 
bar entſcheiden, welches der ſtreitenden Gerichte die Vormund⸗ 
ſchaft weiterzuführen hat. Dieſe Vorſchrift kann nach ihrer 
Natur und ihrem Wortlaut nur dann Platz greifen, wenn der 
Abgabe⸗ und übernahmeſtreit zwiſchen inländiſchen, zur Zeit 
der begehrten Entſch. der deutſchen Gerichtsorganiſation unter⸗ 
liegenden Gerichten beſteht (KJ. 21, A 203; 1a Gen IV 1 
31/123). Denn nur in dieſem Falle iſt ein gemeinſames 
oberes Gericht, an deſſen Stelle erforderlichenfalls das in 
58 1, 4 Zuſt VO. bezeichnete OLG. treten könnte, vorhanden. 
Auch dann nur iſt es möglich, daß das obere Gericht mit ſeiner 
Entſch., wie ſie auch immer lauten mag, in einer gemäß 8 46 
FGG. beide beteiligten Gerichte ſchlechthin bindenden Weiſe 
die Führung der Vormundſchaft dem einen oder dem anderen 
Gericht zuweiſt. An dieſer Vorausſetzung aber fehlt es hier, 
da die Freie Stadt Danzig, deſſen Gericht das deutſche AG. in 
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M. um übernahme der bisher von ihm geführten Vormund⸗ 
ſchaft erſucht hat, eigene Verfaſſung und eigene Gerichtsorgani⸗ 
ſation hat (Art. 100 VerſVertr., auch Gef. über Danziger und 
Memelländ. Rechtsangelegenheiten v. 4. März 1924 [RGBl. J, 
169). Ein Fall des § 46 Abi. 2 FGG. iſt mithin nicht gegeben. 

Auch zu einer Entſch. in ſinngemäßer Anwendung des 
§ 46 FGG., die das AG. der Freien Stadt Danzig dann für 
zuläſſig halten will, wenn zwar nicht das abgebende Gericht, 
wohl aber das um die Übernahme der Sache erſuchte Gericht 
der deutſchen Gerichtsorganiſation unterſteht, fehlt es an der 
geſetzlichen Möglichkeit. Sie ſcheitert daran, daß nach dem 
klaren Wortlaut des § 46 Abſ. 2 FGG. nur dem den ſtrei⸗ 
tenden Gerichten übergeordneten gemeinſchaftlichen Ge⸗ 
richt die Befugnis verliehen iſt, in dem abgekürzten Ver⸗ 
fahren des § 46 FG. ein unteres Gericht zur Übernahme 
der Sache anzuweiſen, wie auch die in der Zuſt VO. bezeichneten 
OLG. nur an die Stelle des RG. treten, wenn dieſes ge⸗ 
meinſchaftliches oberes Gericht wäre. Unterſteht aber 
mur eins der ſtreitenden Gerichte der reichsdeutſchen Gerichts⸗ 
organiſation, ſo läßt ſich geſetzlich überhaupt kein oberes Ge⸗ 
richt i. S. des § 46 FGG. beſtimmen, das in dieſem Ver⸗ 
fahren dem unteren Gericht eine bindende Anweiſung er⸗ 
teilen dürfte. 

Es beſteht aber auch kein Bedürfnis zu einer ſinngemäßen 
Anwendung des § 46 Abſ. 2 FGG. Wenn das Übernahme⸗ 
erſuchen von dem reichsdeutſchen Gericht abgelehnt worden iſt, 
fo liegt hierin eine Entſch. i. S. des $ 19 FGG., gegen die 
mangels Anwendbarkeit des § 46 Abſ. 2 FGG. wie ſonſt gegen 
gerichtliche Verfügungen das Rechtsmittel der Beſchwerde ge⸗ 
geben iſt. Wie der Senat ſchon mehrfach entſchieden hat, be⸗ 
ſtehen keine Bedenken, daß das deutſcher Gerichtsorganiſation 
nicht unterſtehende Gericht, deſſen Üübernahmeerſuchen abgelehnt 
worden iſt, dieſe Beſchwerde erhebt. Denn auch eine Behörde 
iſt zur Einlegung der Beſchwerde aus §8 19 FGG. gegen eine 
gerichtliche Entſch. dann berechtigt, wenn fie zur Wahrnehmung 
der Intereſſen eines Beteiligten in der in Frage ſtehenden 
Angelegenheit berufen iſt, eine Vorausſetzung, die für das 
VormGer. bei der Entſch. über die Weiterführung der Vor⸗ 
mundſchaft angenommen werden muß (RIA. 2, 55; KGJ. 21, 
A 203; 34, A 133; 1a Gen IV 1 31/123). Ein Unterſchied zwi⸗ 
ſchen deutſchen und anderen Behörden iſt dabei nicht zu 
machen (vgl. Schlegelberger, RFGS, 4. Aufl., 820 
Anm. 26). 

(KG., ZivSen. La, Beſchl. v. 3. Mai 1937, 14 Gen IV 1 
37/63). 
* 


18. KG. — 58 57, 59 366.; 58 1793, 1886, 1897, 1901 
BGB. 

I. Der Mündel kann fein Beſchwerderecht gegen die Feſt⸗ 
ſetzung einer Vergütung für den Vormund gem. 8 59 Abſ. 1 
FGG. dann ſelbſtändig ausüben, wenn ſich aus dieſer Feſt⸗ 
ſetzung mit Rückſicht auf die Geringfügigkeit ſeines Vermögens 
und ſeiner ſonſtigen Einnahmen Rückwirkungen auf ſeinen Un⸗ 
terhalt ergeben. 

II. Die Entſch. über die Auswahl oder Entlaſſung eines 
Vormundes, deſſen Wirkungskreis nicht auf die Vermögensſorge 
beſchränkt iſt, ſtellt eine die Perſon des Mündels betr. Angelegen⸗ 
heit i. S. des § 59 Abſ. 1 FGG. dar. Das BeſchwG. darf ſich 
bei der Nachprüfung der angefochtenen Entſch. nicht nur auf 
das Vorbringen des Mündels beſchränken, das ſich auf ſeine 
Perſon bezieht, ſondern muß auch die in vermögensrechtlicher 
Hinſicht erhobenen Vorwürfe gegen den Vormund nachprüfen. 


Das LG. hat die Beſchw. des Mündels gegen die Feſt⸗ 
ſetzung der Vergütung von 200 RM für den Vormund ohne 
ſachliche Prüfung ſchon deshalb zurückgewieſen, weil der 
Mündel nach 859 Abſ. 1 FGG. nur in den feine Perſon 
betreffenden Angelegenheiten ohne Mitwirkung ſeines Vor⸗ 
mundes das Beſchwerderecht ſelbſtändig ausüben könne, die 
Feſtſetzung der Vergütung aber ausſchließlich als vermögens⸗ 
rechtliche Angelegenheit anzuſehen ſei. Der Senat vermag ſich 
dieſem Standpunkt in dieſer Allgemeinheit nicht anzuſchließen. 
Es iſt zwar zuzugeben, daß die Feſtſetzung einer Vergütung 
ſehr häufig nur vermögensrechtliche Folgen für den Mündel 
haben wird. Jedoch können ſich, wie gerade der vorl. Sach⸗ 
verhalt zeigt, aus der Feſtſetzung der Vergütung auch ſehr 
merkbare Folgen für die Perſon des Mündels ergeben. Der 
Entmündigte beſitzt nur ein kleines Vermögen von etwa 
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3500 AM und bezieht eine Invalidenrente von 22 AM monat⸗ 
lich. Bei dieſer Sachlage muß die Feſtſetzung einer Ver⸗ 
gütung von 200 RM für den Vormund ſich fühlbar auf den 
Unterhalt des Mündels auswirken, ſei es, daß ihm ent⸗ 
ſprechend geringere Unterhaltsbeihilfen gewährt werden kön⸗ 
nen, ſei es, daß das Vermögen früher aufgebraucht und da⸗ 
mit die Möglichkeit einer Verbeſſerung des Unterhalts er⸗ 
ſchöpft iſt. Mit Rückſicht auf dieſe für den Mündel fühlbare 
Beeinträchtigung ſeines Unterhalts muß die Entſch. über die 
Höhe der Vergütung auch als eine die Perſon des Mündels 
betreffende Angelegenheit angeſehen werden, wie der Senat 
in gleicher Weiſe auch im Falle des § 57 Abſ. 1 Nr. I FGG. 
eine die Sorge für die Perſon des Mündels betreffende Ver⸗ 
fügung immer dann als vorliegend erachtet, wenn ſie ihrem 
Inhalte nach unmittelbar oder mittelbar für die Erlangung 
und Sicherſtellung des Unterhalts des Mündels von Einfluß 
it (Schlegelberger, „G.“, 4. Aufl., 8 57 Anm. 20; 
KJ. 33 A 9; 36 A 32; 38 A 66). Deshalb hat das LG. 
hier zu Unrecht die Fähigkeit des BeſchwF. zur ſelbſtändigen 
Anfechtung der Feſtſetzung für die Vergütung für den Vor⸗ 
mund verneint. 

Zum Antrag des Mündels auf Entlaſſung des Vormunds 
billigt das LG. ihm zwar das Recht zu, gegen die Ablehnung 
des Antrags durch das AG. ſelbſtändig Beſchwerde erheben zu 
können. Es ſchränkt jedoch gleichzeitig dieſe Befugnis dahin 
ein, daß der BeſchwF. die Beſchwerde nur auf Pflichtwidrig⸗ 
keiten des Vormundes hinſichtlich einer die Perſon des Mün⸗ 
dels betreffende Angelegenheit ſtützen könne. Dagegen müßten 
alle wegen mangelhafter Vermögensſorge vom Mündel gegen 
den Vormund erhobenen Vorwürfe bei der Prüfung ſeiner 
Beſchw. ausſcheiden. Dieſe Beſchränkung der ſelbſtändigen 
Beſchwerdeberechtigung des Mündels iſt gleichfalls rechtlich 
nicht zu billigen. 

Allerdings hat der Senat in ſeiner älteren Rſpr. die Auf⸗ 
faſſung vertreten, daß die Entſch. über die Auswahl und 
Entlaſſung eines Vormundes nicht ſchlechthin eine die Sorge 
für die Perſon des Mündels betreffende Angelegenheit dar⸗ 
ſtelle, daß es vielmehr darauf ankomme, ob die Entſch. des 
Bormder. lediglich im Hinblick auf die Vermögensverwaltung 
oder auch mit Rückſicht auf die perſönliche Vertretung erſtrebt 
werde. Demgemäß hat er die Befugnis des Mündels zur ſelb⸗ 
ſtändigen Einlegung der Beſchw. gem. § 59 Abſ. 1 366. 
dann verneint, wenn die Entſch. über die Entlaſſung des 
Vormundes nur aus vermögensrechtlichen Gründen erfolge 
und auch nach der Begründung der Beſchw. keine die Perſon 
des Mündels betreffende Angelegenheit in Frage ſtehe (K GJ. 
30, A 9; OLG. 21, 294). An dieſer Rſpr. hat der Senat je- 
doch ſpäter nicht mehr feſtgehalten. Er hat zunächſt im Hin⸗ 
blick auf das Beſchwerderecht aus §8 57 Abſ. 1 Nr. 9 FGG. 
angenommen, daß die Beſtellung eines Vormundes ſtets 
eine die Perſon des Mündels betreffende Angelegenheit 
darſtellt, weil er nach SS 1793, 1897, 1901 BGB. neben 
der Sorge für das Vermögen des Mündels auch die Sorge 
für deſſen Perſon habe (1 a X 1031/29). Daraus iſt gefol- 
gert worden, daß eine Beſchw. gegen die Beſtellung des 
Vormundes mindeſtens mittelbar auch das Gebiet der Per⸗ 
ſonenſorge berühre, ſelbſt wenn ſie auf Tatſachen gegründet 
werde, die nur vermögensrechtlicher Art ſeien. Aus den 
gleichen Erwägungen iſt ſpäter allgemein ausgeſprochen wor⸗ 
den, daß die Entſch. über die Beſtellung oder Entlaſſung eines 
Vormundes mit Rückſicht auf ihre Tragweite für den Mündel 
ſtets die Sorge für die Perſon des Mündels betreffe, die Be⸗ 
urteilung dieſer Frage alſo nicht von dem Inhalt der Be⸗ 
gründung der amtsgerichtlichen Entſch. oder der dagegen ge⸗ 
richteten Beſchw. abhängig jet (12 X 1156, 1317/31). 

An dieſer grundſätzlichen Beurteilung des Inhalts der 
Entſch. über die Auswahl oder Entlaſſung eines Vormundes 
iſt feſtzuhalten. Denn die Art der Entſch. kann ſich allein 
nach dem Inhalt der angefochtenen Maßnahme richten, 
nicht aber nach ihrer äußeren Veranlaſſung und ihrer Be⸗ 
gründung. Inhaltlich berührt die Beſtellung oder Entlaſſung 
des Vormundes aber ſtets, wie die Entſch. auch ausfallen 
mag, mit Rückſicht auf die dem Vormund obliegenden Auf- 
gaben und die für den Mündel ſich ergebenden Folgen deſſen 
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Perſon. Auch erſcheint es nicht vertretbar, mangels eines 
Zwanges zur Begründung der Beſchw. das Beſchwerderecht 
von dem Inhalt der in das Belieben des Beſchw§. geſtellten 
Begründung abhängig zu machen. Als Folge hiervon hat der 
Senat in dieſen Entſch. denn auch ein Eingehen auf die vor⸗ 
getragenen Gründe ſelbſt inſoweit für nötig erachtet, als ſie 
die Vermögensverwaltung des Vormundes angreifen. 

Dieſe vornehmlich zu 857 Abſ. 1 Nr. 9 FGG. ent⸗ 
wickelte Rſpr. zwingt aber dazu, eine Entſch. über die Aus⸗ 
wahl oder Entlaſſung des Vormundes auch i. S. des 859 
Abſ. 1 FGG. als eine „die Perſon des Mündels betreffende 
Angelegenheit“ aufzufaſſen, da die für die Beurteilung dieſer 
Frage maßgebenden Geſichtspunkte in beiden Fällen im 
weſentlichen die gleichen ſind. Eine Ausnahme kann nur für 
den Fall gelten, daß dem Vormund als Mitvormund ledig⸗ 
lich die Sorge für das Vermögen als Wirkungskreis zu⸗ 
gewieſen iſt (KG. in 1a X 42/2). Sonſt aber iſt mit Rück⸗ 
ſicht auf die Aufgabe des Vormundes, auch für die Perſon 
des Mündels zu ſorgen, ſtets die Entſch. über ſeine Auswahl 
und Entlaſſung auch als die Perſon des Mündels betreffende 
Angelegenheit i. S. des 859 Abſ. 1 FGG. anzuſehen, die 
den Mündel zur ſelbſtändigen Einlegung der Beſchw. be⸗ 
rechtigt, ohne daß die Beurteilung dieſer Frage von dem In⸗ 
halt der Beſchwerdebegründung abhängt. Es muß auch hier 
dann die weitere Folge gezogen werden, daß das Gericht ſich 
bei einer derartigen Entſch. nicht nur auf die Prüfung der 
die Perſon des Mündels angehenden Beſchwerdeangriffe be⸗ 
ſchränken darf. Vielmehr hat es, wenn der Mündel die amts⸗ 
gerichtliche Entſch. berechtigterweiſe ohne Mitwirkung eines 
geſetzlichen Vertreters angefochten hat, ohne Unterſcheidung 
des Inhalts der einzelnen Vorwürfe gegen den Vormund die 
Richtigkeit der angefochtenen Maßnahme unter allen in Frage 
kommenden Geſichtspunkten nachzuprüfen. Soweit der Senat 
in einzelnen Entſch. bisher noch einen anderen Standpunkt 
eingenommen hat, wird dieſer nicht mehr aufrechterhalten. 
(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 19. März 1937, 1 a WX 
263/87.) 

* 

19. KG. — 8 57 Nr. 3 F.; 58 1909, 1915 BGB. In 
den Fällen des 857 Nr. 3 FG. ſind die Verwandten und 
Berſchwägerten des Pfleglings auch beſchwerdeberechtigt, wenn 
ſie kein eigenes rechtliches Intereſſe an der Anderung der Ver⸗ 
fügung haben. Sie können das Beſchwerderecht dann aber nur 
im Intereſſe des Pfleglings ausüben. Auch wenn der Vater 
ſeinem Kinde aus einem Unterhaltsurteil erhebliche Beträge noch 
ſchuldet, iſt die Unterhaltspflegſchaft doch aufzuheben, ſofern er 
dem Kinde jetzt in ſeinem Haushalt Naturalunterhalt gewährt 
und zur Vermeidung einer Gefährdung dieſes Unterhalts und 
einer Störung des Familienlebens die Einziehung der Rückſtände 
gegenwärtig nicht im Intereſſe des Kindes liegt. 

Der Kindesvater ſchuldet ſeinem Sohn aus einem Unter⸗ 
haltsurteil noch etwa 1250 AM. Der Großvater des Kindes 
iſt Unterhaltspfleger und beanſprucht dieſen Betrag für ſich, 
weil er aus ſeinen Mitteln den Unterhalt beſtritten habe. 
Nachdem das Kind inzwiſchen in den Haushalt des Vaters 
gekommen iſt, hat das AG. die Pflegſchaft aufgehoben. Die 
Beſchw. und weitere Beſchw. des Pflegers waren erfolglos. 

Es kann dem Beſchwg. ein Beſchwerderecht aus N 
Abſ. 1 Nr. 3 Rc. zugebilligt werden. Danach find gegen 
eine Verfügung, durch welche eine Pflegſchaft aufgehoben wird, 
nicht nur diejenigen Perſonen beſchwerdeberechtigt, die ein 
vechtliches Intereſſe an der Anderung der Verfügung haben, 
ſondern in dem hier vorliegenden Fall des § 1909 BGB. unter 
anderen auch die Verwandten des Pflegebefohlenen, ohne daß 
bei ihnen das Beſchwerderecht von dem Beſtehen eines recht⸗ 
lichen Inteceſſes an der Aufhebung der angefochtenen Entſch. 
abhängig gemacht iſt. Allerdings iſt ihnen dann das Beſchwerde⸗ 
recht nur im Intereſſe des Pflegebefohlenen eingeräumt. Zur 
Wahrnehmung eigener Intereſſen können ſie das Beſchwerde⸗ 
recht nicht ausüben (Schlegelberger, „R.“, 4. Aufl., 
857 Anm. 8). Wenn auch hier der BeſchwF. mit ſeiner Beſchw. 
offenſichtlich in erſter Linie eigene Intereſſen, nämlich die Be⸗ 
friedigung ſeiner vermeintlichen Erſatzanſprüche verfolgt, ſo 
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kann doch angenommen werden, daß er jedenfalls daneben auch 
im Intereſſe des Pflegebefohlenen zu handeln vermeint, insbeſ. 
um ihm weitere Auseinanderſetzungen über die Regelung der 
Erſatzanſprüche des Pflegers und die Verwendung der noch 
rückſtändigen Beträge aus dem Unterhaltsurteil zu erſparen. 
Das aber iſt als ausreichend anzuſehen. 

Für die Wahrnehmung der Unterhaltsanſprüche des Kindes 
gegen ſeinen Vater für die Zukunft bedarf es gegenwärtig 
keiner Pflegſchaft; denn das Kind erhält zur Zeit von ſeinem 
Vater Naturalunterhalt in deſſen Haushalt, in dem es ſich 
befindet. Solange dieſer Zuſtand fortbeſteht, kann es mit Rück⸗ 
ſicht auf 8 1612 BGB. keinen Unterhalt in Form einer Geld⸗ 
rente beanſpruchen. Es iſt alſo auch für eine Pflegſchaft zur 
Einziehung der Unterhaltsrente für die Zukunft kein Raum 
mehr. 

Es kann ſich nur fragen, ob etwa die Pflegſchaft nicht 
eher aufgehoben werden darf, bis die dem Kinde nach dem 
Unterhaltsurteil zuſtehenden Beträge, ſoweit ſie bis zum Zeit⸗ 
punkt ſeiner überſiedelung in den Haushalt des Vaters fällig 
geworden waren, in voller Höhe gezahlt oder beigetrieben find. 
Nach § 1919 BGB. iſt eine Pflegſchaft dann aufzuheben, wenn 
der Grund für ihre Anordnung fortgefallen iſt. Das iſt nicht 
nur dann der Fall, wenn der Gewalthaber (Vater) nicht mehr 
an der Beſorgung der in Frage ſtehenden Angelegenheiten 
verhindert iſt, ſondern weiter auch dann, wenn aus anderen 
Gründen das Bedürfnis für die Pflegſchaft, das Vorausſetzung 
für ſie iſt, nicht mehr beſteht. Wenn auch nicht zweifelhaft iſt, 
daß das Kind gegen ſeinen Vater noch eine beträchtliche For- 
derung auf Zahlung rückſtändiger Unterhaltsbeträge hat, ſo 
könnte zum Zweck der Einziehung dieſer Rückſtände die Pfleg⸗ 
ſchaft doch nur dann beſtehen bleiben, wenn das Intereſſe des 
Kindes gegenwärtig darauf gerichtet iſt, daß die Forderung 
alsbald eingezogen wird. Zwar hat im allgemeinen jeder, dem 
eine Geldforderung zuſteht, auch ein Intereſſe daran, das Geld 
möglichſt bald zu erhalten. Dieſer Geſichtspunkt läßt ſich jedoch 
auf das Verhaltnis zwiſchen Eltern und Kindern nicht ohne 
weiteres übertragen. Denn wenn die Kinder mit dem Eltern- 
teil, gegen den ſich die Forderung richtet, in häuslicher Ge⸗ 
meinſchaft leben und von ihm Erziehung und Unterhalt er⸗ 
halten, ſo iſt ihr Intereſſe in erſter Linie darauf gerichtet, daß 
dieſes Familienverhältnis nicht geſtört wird. Die ideellen Vor⸗ 
teile, die einem Kinde aus einem ungeſtörten Familienleben 
mit ſeinen Eltern erwachſen, ſind ungleich größer als augen⸗ 
blickliche wirtſchaftliche Vorteile, die ſich aus der Einziehung 
einer Forderung des Kindes gegen ſeine Eltern ergeben, die 
jedoch regelmäßig unter Gefährdung dieſes Familienfriedens 
erkauft werden können (JFG. 13, 183; JW. 1936, 393; OLG. 
14,275). Schon dieſer Geſichtspunkt läßt daher die Einziehung 
der rückſtändigen Unterhaltsbeträge nicht als angebracht er⸗ 
ſcheinen. Hierzu kommt aber ferner im vorl. Fall, daß dem 
Kinde durch die Einziehung der Unterhaltsrückſtände auch keine 
wirtſchaftlichen Vorteile erwachſen würden. Denn in Anbetracht 
der wenig günſtigen wirtſchaftlichen Lage des Kindesvaters 
muß jede Kürzung feiner Einkünfte durch zwangsweiſe Bei- 
treibung der rückſtändigen Unterhaltszahlungen unmittelbar 
auch eine Beeinträchtigung und Gefährdung des Unterhalts 
des Kindes zur Folge haben. Der Kindesvater würde voraus⸗ 
ſichtlich mit Recht verlangen können, daß das Kind die auf 
dieſem Wege eingezogenen Geldbeträge zur Deckung ſeines 
Unterhalts mitverwendet, was alsbald wieder zu Differenzen 
mit dem BeſchwF. führen müßte, der ebenfalls Anſpruch auf 
die Urteilsforderungen zu haben glaubt. Vom Standpunkt des 
Kindes aus geſehen, iſt ſein Intereſſe danach keinesfalls darauf 
gerichtet, daß die rückſtändigen Urteilsbeträge beigetrieben 
werden, ſo daß damit auch das Bedürfnis für die Beibehaltung 
der Unterhaltspflegſchaft gegenwärtig entfällt. 

Demgegenüber macht der BeſchwF. geltend, daß er die 
vom Kindesvater geſchuldeten, aber nicht gezahlten Unterhalts⸗ 
beträge verauslagt habe und jetzt gem. 88 1835, 1915 BGB. 
zurückverlange. Dabei verkennt er jedoch, daß ſeine Auslagen 
nicht Aufwendungen i. S. des § 1835 BGB., d. h. Unkoſten, 
die ihm durch Wahrnehmung ſeines Amtes erwachſen ſind, 
ſein können. Er hatte als Unterhaltspfleger nur die Aufgabe, 
die Unterhaltsbeträge einzuziehen und dem Unterhalt des 
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Kindes zuzuführen (JFG. 7, 103). Wenn er darüber hinaus 
aus eigenen Mitteln den Unterhalt des Kindes beſtritten hat, 
ſo kann er für dieſe ganz außerhalb ſeines Amtes als Pfleger 
liegenden Leiſtungen jedenfalls nicht aus § 1835 BGB. Erſatz 
beanſpruchen. Ob ſein Erſatzanſpruch aus anderen Gründen 
gerechtfertigt ſein kann, bedarf keiner Erörterung. Denn zur 
Befriedigung dieſer Anſprüche kann keinesfalls der Titel Ver⸗ 
wendung finden, der für die Unterhaltsanſprüche des Kindes 
erwirkt worden iſt. Der BeſchwF. hat keinen Rechtsanſpruch 
darauf, aus der Rechtsſtellung des Kindes Vorteile für ſich 
zu ziehen. 

(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 12. Febr. 1937, 1a WX 47/37.) 


5 Reihsjugendwohlfahrtsgejet 

20. KG. — 88 9, 11, 32, 63, 65, 67 RJugWohlfG.; S 32 
DGemoO. Die Anordnung der vorläufigen Fürſorgeerziehung 
eines Minderjährigen wegen Gefahr im Verzuge kann nicht 
vom Vorſitzenden des Jugendamts, ſondern nur vom Jugend⸗ 
amt als Kollegium „beantragt“ werden. Die Rechte und Pflich⸗ 
ten der Jugendämter als Kollegialbehörden werden durch 8 32 
Dem. nicht beſeitigt. Liegt ein formgerechter „Antrag“ des 
Jugendamts auf Anordnung der vorläufigen Fürſorgeerziehung 
nicht vor, ſo darf ſich das VormGer. nicht auf die Zurück⸗ 
weiſung des Antrags beſchränken, ſondern muß von Amts 
wegen über die Notwendigkeit der Maßnahme befinden. 

Der Senat hat in einer Reihe von Entſch. (vgl. IFG. 3, 
34; 8, 62; 12, 101 JW. 1935, 870 2) den Grundſatz aufgeſtellt, 
daß eine der Vorſchrift des $ 43 Abſ. 1 Satz 2 RJugWohlfG. 
genügende Anhörung des „Jugendamts“ nicht vorliege, wenn 
nicht das Jugendamtskollegium, ſondern nur ein einzelner Be⸗ 
amter des Jugendamts ſich gutachtlich äußere, möge er auch zur 
ſelbſtändigen Wahrnehmung dieſer Aufgabe allgemein ermäch⸗ 
tigt ſein. 

Auch nach erneuter Prüfung der Rechtslage glaubt der 
Senat von dieſer Rechtsauffaſſung nicht abgehen zu können. 
Zwar iſt nach dem Erlaß des Beſchluſſes: IFG. 12, 101 die 
DGem. v. 30. Jan. 1935 (RGBl. I, 49) mit Wirkung vom 
1. April 1935 ab in Kraft getreten. Sie beſtimmt in § 32 
DGem O., daß der Bürgermeiſter die Verwaltung in voller und 
ausſchließlicher Verantwortung führt, ſoweit die hier nicht Platz 
greifende Beſtimmung des § 33 DGem O. nicht ausdrücklich an⸗ 
deres beſtimmt. Zur Auslegung dieſer Geſetzesvorſchrift beſagt 
§ 9 DurchfVO. v. 22. März 1935 (RGBl. I, 393), daß der Bür⸗ 
germeiſter, ſoweit bisher Gemeindevertretungen, Ausſchüſſe, De⸗ 
putationen u. ä. oder der kollegiale Gemeindevorſtand zu Be⸗ 
ſchlüſſen, Entſcheidungen oder Wahlen zuſtändig waren, nun⸗ 
mehr an ihre Stelle trete. Es kann danach keinem Zweifel 
unterliegen, daß 8 32 DGem . eine weite Auslegung erfordert 
und mit ihm für Gemeindeangelegenheiten der Führergrundſatz 
reſtlos durchgeführt werden fol (Kerrl⸗Weidemann, 
„DGemdO.“, S. 202 f.; Sure n⸗Loſcheider, „DGemO.“, 
ErgBd., S. 12). Dem Bürgermeiſter obliegt, wie die AusfBeſt. 
zu § 32 DGemO. unter Nr. 3 a hervorheben, ſowohl die Ver⸗ 
waltung der eigenen Angelegenheiten der Gemeinde als auch 
die Verwaltung der Auftragsangelegenheiten, ſoweit hierfür 
nicht im Einzelfall ausdrücklich etwas anderes beſtimmt iſt. 
Wenn nun aber auch daran feſtzuhalten iſt, daß die Aufgaben 
der Jugendämter Selbſtverwaltungsangelegenheiten der Ge⸗ 
meinden find (JFG. 3, 36; 12, 101 = JW. 1935, 870), jo ſteht 
doch der Anwendung des Grundſatzes des §S 32 DGem O. auf 
die Wahrnehmung der Obliegenheiten der Jugendämter die Er⸗ 
wägung entgegen, daß ſie nach dem geſetzlichen Aufbau nicht 
die Stellung von Deputationen im Rahmen der Gemeindever⸗ 
waltung haben, ſondern aus ihr herausgehoben ſind und ſelb⸗ 
ſtändigen behördenähnlichen Charakter mit eigenen Funktionen 
zugewieſen erhalten haben. Mit Rückſicht hierauf und auf 89 
DurchfVO. zu $32 DGemO. nimmt der Senat deshalb auch 
nach jetzt geltendem Recht an, daß es ſich bei den Aufgaben 
der Jugendämter um einen Ausnahmefall einer Selbſtverwal⸗ 
tungsangelegenheit der Gemeinde handelt, der i. S. der Ausf⸗ 
Beſt. 3a zu §32 DGemO. von der Vorſchrift des $32 DGem O. 
ausgenommen iſt. 
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Dann aber muß ebenſo wie für den Fall des § 43 Abſ. 1 
Satz 2 RJugWohlfGG. auch für die dem Jugendamt in § 65 
Abſ. 1 Satz 2 und Abf. 6 RJugWohlfGG. beim Fürſorgeerzie⸗ 
hungsverfahren übertragenen Aufgaben die Übertragungsmög⸗ 
lichkeit und die Ausübung der Aufgaben durch einen einzelnen 
Beamten des Jugendamts verneint werden. Denn es handelt 
ſich auch dabei in Anbetracht des darin liegenden Eingriffes in 
das Recht des Betroffenen um Obliegenheiten mit hoheitlichem 
Charakter. Ihre Wahrnehmung kann nicht dem Ermeſſen an⸗ 
derer Stellen oder Perſonen überlaſſen werden, ſondern muß 
dem Jugendamtskollegium als ſolchem vorbehalten bleiben 
(Heß, § 11 RJugWohlfG. Anm. 3; JFG. 8, 62). 

Die weitere Beſchw. meint, es müſſe von dieſem Grundſatz 
jedenfalls dann eine Ausnahme gemacht werden, wenn der An⸗ 
trag des Jugendamts auf Anordnung der vorläufigen Fürſorge⸗ 
erziehung eines Minderjährigen wegen Gefahr im Verzuge 
(5 67 Satz 1 RJugWohlfh.) gerichtet ſei, weil es ſich hierbei 
regelmäßig um außerordentlich dringende Fälle handele. Es 
iſt ſicher nicht zu verkennen, daß das vorläufige Fürſorgeerzie⸗ 
hungsverfahren aus § 67 Satz 1 RJugWohlfGG. wegen Gefahr 
im Verzuge größter Beſchleunigung bedarf und daß jede auch 
nur geringe Verzögerung unüberſehbaren Schaden für den 
Minderjährigen nach ſich ziehen kann. Jedoch kann ſich der 
Senat den Schlußfolgerungen des BeſchwF. aus dieſer tatſäch⸗ 
lichen Lage dahin, daß der Vorſitzende des Jugendamts in ſol⸗ 
chen Eilfällen das Jugendamtskollegium rechtswirkſam vertre⸗ 
ten könne, nicht anſchließen. Zunächſt würden ſich aus einer 
derartigen Ausnahmebehandlung der Anträge auf Anordnung 
vorläufiger Fürſorgeerziehung wegen Gefahr im Verzuge er⸗ 
hebliche praktiſche Schwierigkeiten ergeben. Denn es würde 
dann das Recht der Antragſtellung und auch die Beſchwerde⸗ 
berechtigung abhängig gemacht von der tatſächlichen Würdi⸗ 
gung des Sachverhalts und je nachdem, ob das Gericht die 
Dringlichkeit für gegeben erachtet oder nicht, bejaht oder ver⸗ 
neint werden müſſen. Gleichwohl wäre zu erwägen, ob nicht 
dieſe praktiſchen Schwierigkeiten in Kauf genommen werden 
müſſen, wenn anders eine ſachentſprechende Durchführung des 
vorläufigen Fürſorgeerziehungsverfahrens wegen Gefahr im 
Verzuge kaum möglich wäre. Das iſt jedoch, was der Senat als 
entſcheidend für die Beurteilung dieſer Frage anſieht, keines- 
wegs der Fall. 

Nach 8 65 Abf. 1, §S 67 RJugWohlfG. beſchließt das Vorm⸗ 
Ger. über die Anordnung der vorläufigen und endgültigen 
Fürſorgeerziehung nicht nur auf Antrag des Jugendamts, ſon⸗ 
dern auch von Amts wegen. Es bedarf alſo überhaupt nicht 
eines auf formeller Beſchlußfaſſung des Jugendamtskollegiums 
beruhenden Antrages, um die gerichtliche Tätigkeit auszulöſen. 
Vielmehr iſt das Gericht nicht nur berechtigt, ſondern unter 
allen Umſtänden auch verpflichtet, von Amts wegen Maßnah⸗ 
men aus §8 63, 67 RJugWohlfGG. anzuordnen, wenn ihm ein 
die Anordnung dieſer Maßnahmen rechtfertigender Sachverhalt 
zur Kenntnis gebracht wird. Iſt eine förmliche Beſchlußfaſſung 
des Jugendamtskollegiums über den beim Gericht zu ſtellenden 
Antrag auf Anordnung der vorläufigen oder endgültigen Für⸗ 
ſorgeerziehung ohne Verzögerung nicht möglich, weil das Kol⸗ 
legium nicht verſammelt iſt, leidet die Angelegenheit aber 
keinen Aufſchub, jo kann der Vorſitzende oder ſonſt ein beauf- 
tragter Beamter des Jugendamts jederzeit beim AG. unter 
Mitteilung des Sachverhalts und des vorhandenen Beweis⸗ 
materials die Anordnung der vorläufigen und endgültigen Für⸗ 
ſorgeerziehung zunächſt anregen, was ohne weiteres eine ent⸗ 
ſprechende Amtstätigkeit des Gerichts nach ſich ziehen muß. Bei 
geſetzmäßiger Behandlung der Sache durch das Gericht ſind in⸗ 
folgedeſſen irgendwelche Verzogerungen und demgemäß Nach⸗ 
teile für den Minderjährigen auch dann ausgeſchloſſen, wenn 
das Jugendamt einen formgerechten Antrag noch nicht ſtellen 
kann. Das Gericht wird auch, wie immer es die Anregung 
ſachlich beurteilt, richtigerweiſe darüber eine Entſch. treffen, die 
dann dem Jugendamt wiederum den Beſchwerdeweg gemäß 8 65 
Abſ. 6 RJugWohlfch. eröffnet. Hält das Jugendamt es aber 
gleichwohl für zweckmäßig, ſich im Verfahren die Stellung als 
Antragſteller zu verſchaffen, jo ſteht es ihm frei, nachdem es 
zunächſt durch ſeine Anregung die Tätigkeit des Gerichts aus⸗ 
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gelöſt hat, auf Grund nachträglich gefaßten Beſchluſſes des 
Jugendamtskollegiums den Antrag nachzuholen, ſo daß es auf 
dieſem Wege jeden Schaden für das Kind im Falle einer Ver⸗ 
zögerung vermeiden, andererſeits ſich aber die Rechtsſtellung 
verſchaffen kann, die ihm das Geſetz eröffnet hat. Es beſteht 
alſo nach alledem weder aus ſachlichen noch aus rechtlichen 
Gründen ein irgendwie zwingendes Bedürfnis dafür, entgegen 
den Beſtimmungen des Geſetzes zur Verhütung von Nachteilen 
die Antragſtellung für das vorläufige Fürſorgeerziehungsver⸗ 
fahren bei Gefahr im Verzuge durch den Vorſitzenden des 
Jugendamts als erforderlich und ausreichend anzufehen. 


(KG., Ziv Sen. 1 a, Beſchl. v. 16. April 1937, 1a WX 357/37.) 


* 

21. KG. — 8 63 RJugWohlfG.; § 1666 BGB. Lehnt das 
VormGer. den Antrag des Jugendamts auf Anordnung der 
Fürſorgeerziehung eines Minderjährigen ab, ſo kann das LG. 
nicht auf deſſen Beſchw. dem Kindesvater die Perſonenſorge 
gem. § 1666 Abs. 1 BGB. entziehen. 


Es handelt ſich um ein Verfahren auf Anordnung der 
Fürſorgeerziehung. Das AG. hat unter gleichzeitiger Auf⸗ 
hebung ſeines Beſchluſſes auf Anordnung der vorläufigen Für⸗ 
ſorgeerziehung den Antrag des Jugendamts auf Anordnung 
der Fürſorgeerziehung abgelehnt. In dieſem Verfahren war 
das LG. als Beſchwerdegericht gehindert, eine Anordnung aus 
§ 1666 BGB. zu treffen. Denn die Würdigung des Beſchwerde⸗ 
gerichts iſt auf die Frage beſchränkt, die den Gegenſtand des 
erſtinſtanzlichen Verfahrens und deshalb auch der Beſchw. 
bildet. Deshalb darf das Beſchwerdegericht die Sache nicht 
unter einem ganz anderen Geſichtspunkt an ſich ziehen und 
damit an Stelle des Gerichts erſter Inſtanz eine Entſchei⸗ 
dung in einer anderen Angelegenheit treffen (RIA. 12, 6; 
Schlegelberger:, $25 Anm. 10). Darum handelt es ſich 
aber hier. Der Senat ſteht in ſtändiger Rſpr. auf dem Stand⸗ 
punkt, daß es ſich bei einer Anordnung aus $ 1666 BGB. 
nicht um ein Minus gegenüber einer Anordnung auf Über⸗ 
weiſung zur Fürſorgeerziehung handelt, ſondern daß dieſe einen 
anderweiten ſelbſtändigen Eingriff in das Recht des perſonen⸗ 
ſorgeberechtigten Elternteils darſtellt. Da das AG. hier lediglich 
über die Anordnung der Fürſorgeerziehung, nicht aber auch 
über eine Maßnahme aus § 1666 BGB. eine Entſcheidung 
getroffen hat, war deshalb das LG. in ſeiner Eigenſchaft als 
Beſchwerdegericht nicht befugt, von ſich aus eine Anordnung 
aus § 1666 BGB. zu treffen. 

(KG., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 12. März 1937, 1a Wx 221/37.) 


Handelsgeſetzbuch 

22. KG. — 822 B.; 88 290, 292 StPO. Gehört zum 
beſchlagnahmten Vermögen ein Handelsgeſchäft mit abgeleiteter 
Firma, ſo darf der Güterpfleger bei der Veräußerung des Ge⸗ 
ſchäfts auch gegen den Willen des Flüchtigen dem Erwerber die 
Fortführung der Firma geſtatten. 

Im Handelsregiſter war die Firma Jacob U. eingetragen, 
deren alleiniger Inhaber der Kaufmann Leo U. war. L. U. 
wird wegen Deviſenverbrechens verfolgt. Er iſt flüchtig und 
hält ſich zur Zeit im Auslande auf. Sein im Deutſchen Reich 
befindliches Vermögen wurde gem. § 290 StPO. beſchlagnahmt, 
gem. § 292 wurde eine Güterpflege angeordnet. Der Güter⸗ 
pfleger veräußerte das Geſchäft an den Kaufmann F. Sch. mit 
der Befugnis, die Firma mit oder ohne Nachfolgezuſatz fort⸗ 
zuführen. Sch. führt jetzt demgemäß folgende nunmehr auf ſeine 
Anmeldung in das Handelsregiſter eingetragene Firma: F. Sch. 
vormals Jacob U. 

Leo U. iſt der Anſicht, daß die nach 8 22 Abſ. 1 HGB. zur 
Fortführung der Firma erforderliche Einwilligung von ihm 
perſönlich erteilt werden müßte und daß der Güterpfleger dazu 
nicht berechtigt geweſen ſei. Er beantragte bei dem Regiſter⸗ 
gericht, dem Kaufmann F. Sch. unter Androhung einer Ord— 
nungsſtrafe aufzugeben, ſich des Gebrauchs des Firmenzuſatzes 
„vormals Jacob U.“ zu enthalten und die Firma F. Sch. vor⸗ 
mals Jacob U. löſchen zu laſſen. Antrag und Beſchw. hatten 
keinen Erfolg. Auch die weitere Beſchw. iſt nicht begründet. 


Dem LG. iſt darin beizupflichten, daß der Güterpfleger 
an Stelle des Flüchtigen und gegen deſſen Willen in die Fort⸗ 
führung der Firma willigen darf. Nach § 292 Abſ. 1 StPO. 
verliert der Angeſchuldigte mit der Beſchlagnahme das Recht, 
über das in Beſchlag genommene Vermögen unter Lebenden 
zu verfügen. Verfügungsberechtigt iſt vom Zeitpunkt der Be⸗ 
ſchlagnahme ab allein der Güterpfleger. Das Verfügungsrecht 
des Güterpflegers bezieht ſich freilich nur auf das Vermögen, 
nicht auf Perſönlichkeitsrechte. Die Frage, ob die Befugnis 
gem. § 22 Abſ. 1 HGB., in die Fortführung der Firma zu wil⸗ 
ligen, als Vermögensrecht oder als Perſönlichkeitsrecht anzu⸗ 
ſehen iſt, wird in Rſpr. und Schrifttum hauptſächlich in bezug 
auf den Konkursverwalter erörtert. Die Anſichten darüber ſind 
geteilt. Als herrſchend gilt bisher die Anſicht, daß der Konkurs⸗ 
verwalter auch eine abgeleitete Firma nicht gegen den Willen 
des Gemeinſchuldners auf einen Dritten übertragen könne (vgl. 
RGWarn. 1931 Nr. 150; KG.: RIA. 9, 46; Bay Obs. : IFG. 
9, 116; Jäger, „KO.“ 81 Anm. 7). Andere halten den Kon⸗ 
kursverwalter wenigſtens für berechtigt, eine abgeleitete Firma 
zu übertragen, wenn ſie den Familiennamen des Gemein⸗ 
ſchuldners nicht enthält, während Baumbach („BGB.“, 
3. Aufl., § 22 Anm. 30) und Kohler („Warenzeichenrecht“ 
$34 III) dem Konkursverwalter die Befugnis uneingeſchränkt 
zuſprechen. Auf die Befugniſſe des Konkursverwalters braucht 
hier jedoch nicht weiter eingegangen zu werden. Einmal gehört 
nach SI KO. nur das einer Zwangsvollſtreckung unterliegende 
Vermögen zur Konkursmaſſe, während 8290 StPO. von Ver⸗ 
mögen ſchlechthin ſpricht. Zum anderen ſoll der Konkurs nur einen 
Ausgleich zwiſchen dem Gemeinſchuldner und ſeinen Gläubigern 
herbeiführen, im weſentlichen alſo Rechtsbeziehungen zwiſchen 
Privatleuten abwickeln. Die Beſchlagnahme nach § 290 StPO. 
bezweckt dagegen den Schutz der Allgemeinheit: der Flüchtige ſoll 
gezwungen werden, ſich im Inlande zur Aburteilung ſeiner 
Straftat zu ſtellen. Die Rückſicht auf das öffentliche Wohl nötigt 
zu einer weiten Auslegung des § 290 StPO. Es braucht deshalb 
nicht die vom BeſchwF. aufgeworfene Streitfrage entſchieden zu 
werden, ob das Firmenrecht nur ein Vermögensrecht oder auch 
ein Perſönlichkeitsrecht ſei. Die Befugniſſe des Güterpflegers 
müſſen vielmehr dahin ausgelegt werden, daß er bei einer zweck— 
mäßigen und den Zielen der Beſchlagnahme dienenden Verwal⸗ 
tung des Vermögens nicht durch Maßnahmen des Flüchtigen 
behindert ſein ſoll. Er kann auch mittelbar die zweckmäßige 
Verwaltung des Vermögens nicht dadurch verhindern, daß er 
Befugniſſe für ſich in Anſpruch nimmt, welche den Zweck der 
Beſchlagnahme beeinträchtigen können. 


Dieſe Erwägungen führen dazu, dem Güterpfleger die Be— 
fugnis zuzuſprechen, auch gegen den Willen des Flüchtigen die 
Einwilligung in die Fortführung der Firma zu erklären, min⸗ 
deſtens dann, wenn es ſich um eine abgeleitete Firma handelt. 
Der Güterpfleger iſt befugt, ein zum beſchlagnahmten Ver⸗ 
mögen gehörendes Handelsgeſchäft fortzuführen, es zu verpach⸗ 
ten oder an einen Dritten zu veräußern. Auch wenn man das 
Firmenrecht überwiegend als ein Perſönlichkeitsrecht anſieht, 
kann dem Flüchtigen keinesfalls die Befugnis zuerkannt wer⸗ 
den, dem Güterpfleger den Gebrauch der Firma bei der Fort- 
führung des Geſchäfts zu unterſagen oder die Firma gegen den 
Willen des Güterpflegers im Handelsxregiſter löſchen zu laſſen 
(vgl. Bay Obe G.: IFG. 9, 116). Vielmehr kann der Güterpfle⸗ 
ger dem Flüchtigen die Möglichkeit, eine abgeleitete Firma im 
Deutſchen Reich zu gebrauchen, durch eine Veräußerung des 
Handelsgeſchäfts für immer und durch eine Verpachtung des 
Handelsgeſchäfts auf Zeit entziehen. Der Flüchtige kann für 
ein neu zu errichtendes Geſchäft im Inlande nur eine neue 
Firma unter Benutzung ſeines Vornamens und ſeines Fami⸗ 
liennamens bilden (§ 18 Abſ. 1 HGB.). Er kann alſo nicht hin⸗ 
dern, daß ihm die (abgeleitete) Firma entzogen wird. Es iſt 
kein berechtigter Grund anzuerkennen, weshalb er dann ſollte 
hindern können, daß die Firma von einem anderen benutzt wird. 
Das würde die Tätigkeit des Güterpflegers erheblich beſchrän⸗ 
ken und die Zwecke der Beſchlagnahme erheblich beeinträchtigen. 
Bei größeren Unternehmungen wird der Güterpfleger in der 
Regel das Geſchäft nicht ſelbſt fortführen können, ſondern auf 
Verpachtung oder Veräußerung bedacht fein müſſen. Veräußert 
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oder verpachtet der Güterpfleger das Geſchäft ohne die Befug⸗ 
nis zur Fortführung der Firma, wird das Entgelt regelmäßig 
geringer ſein und damit auch der Anreiz für den Flüchtigen 
kleiner werden, zur Wiedererlangung ſeines Vermögens in das 
Inland zurückzukehren. Außerdem würde dem Übernehmer, 
wenn er die Firma nicht fortführen darf, die Fortführung des 
Geſchäfts erſchwert werden, während dem Flüchtigen die Mög⸗ 
lichkeit erleichtert wird, im Ausland ein Konkurrenzunterneh⸗ 
men aufzubauen. Deshalb muß dem Güterpfleger die Befug⸗ 
nis zugeſtanden werden, dem Erwerber des Geſchäfts die Fort⸗ 
führung der Firma zu geſtatten. Daß die Firma den Familien⸗ 
namen des Flüchtigen enthält, kann nicht entſcheidend in das 
Gewicht fallen. Ausſchlaggebend iſt, daß der Flüchtige, da die 
Vornamen verſchieden ſind, die bisherige Firma nach Ver⸗ 
äußerung des Geſchäfts in Deutſchland nicht mehr führen darf. 
Ob der Güterpfleger auch eine Firma übertragen könnte, die 
den Vornamen und den Familiennamen des Flüchtigen ent⸗ 
hält, braucht hier nicht erörtert zu werden. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 29. April 1937, 1 Wx 114/37.) 

H.] 


+ g 
** 23. RG. — I. 1. Art. 99 Württ ac BGB. Haftung des 
Staates für Notarverſehen. Das württembergiſche Landesgeſetz 
ſchließt eine Haftung des Staates für Amtsverſehen der öffent⸗ 
lichen Notare aus. 

2. 88 195, 192 HGB. Zur Frage, ob für die Gründer⸗ 
verſicherungen aus § 195 Abſ. 3 HGB. eine Stellvertretung zu⸗ 
läſſig iſt. Prüfung des Gründungsherganges durch beſondere 
Reviſoren gem. § 192 Abſ. 2 HGB. 

II. 1. SS 202, 204 HGB.; 831 BGB. Die Haftung für 
Handlungen, die der ſpätere Vorſtand im Bunde mit Dritten 
während des Gründungsvorgangs gegen die Geſellſchaft verübt 
hat, iſt nicht in 831 BGB., ſondern in den SS 202, 204 HGB. 
geregelt. Für eine Anwendung der SS 31, 254 BGB. gegen die 
Geſellſchaft, die durch die SS 202, 204 HGB. gerade geſchützt 
werden ſoll, iſt daher inſoweit kein Raum. Zur Frage der 
Haftung der Geſellſchaft für unerlaubte Handlungen ihres ſpä⸗ 
teren Vertretungsorgans aus der Zeit vor ihrer Eintragung. 

2. §S 839 BGB. Der Begriff des „Dritten“ im 8839 BGB. 
iſt gerade auf dem Gebiete des öffentlichen Beurkundungs⸗ und 
Beglaubigungsweſens weit zu ziehen. Auf dieſem Gebiete iſt 
„Dritter“ jeder, deſſen Belange durch die fehlerhafte Amtshand⸗ 
lung nachträglich irgendwie berührt werden, auch wenn dieſer 
Erfolg nur mittelbar und unbeabſichtigt herbeigeführt wird. 
Kauſalität. 


Der Kl. iſt der Konkursverwalter über das Vermögen 
einer Verſicherungs⸗AG. in St. Dieſe war am 29. Juni 1928 
gegründet worden. Den Gründungsvertrag hatte der öffent⸗ 
liche Notar Dr. Alfred G. beurkundet. In dem Vertrag 
war das Grundkapital der At. auf 1 Million AM feſtgeſetzt; 
25% davon waren ſofort bar einzuzahlen. 

Nach dem Gründungsvertrag gehörten zu den ſechs Grün⸗ 
dern der Kaufmann Ludwig G. (ein Bruder des Notars 
Alfred G.) und der Rentner Ludwig Meyer. Beide waren bei 
der Gründung nicht perſönlich zugegen. Vielmehr ließ erſterer 
ſich durch den mit Vollmacht verſehenen Mitgründer A. ver⸗ 
treten, während für letzteren der Bankdirektor B. auftrat mit 
der Erklärung, daß er „für den Mitgründer handle und deſſen 
Vollmacht alsbald nachbringen werde“. Im Gründungsver⸗ 
trag wurde B. zum Vorſtand der Geſellſchaft beſtellt. Von 
dem Grundkapital übernahmen Meyer 500000, die übrigen 
fünf Gründer je 100 000 RA. Der Notar G. wurde in einer 
beſonderen, nicht von ihm, ſondern von einem anderen Notar 
beurkundeten Verhandlung vom 29. Juni 1928 in den Auf⸗ 
ſichtsrat berufen. 

Die neu gegründete Geſellſchaft wurde am 5. Juli 1928 
zur Eintragung in das Handelsregiſter des AG. St. an⸗ 
gemeldet und am 9. Juli 1928 dort eingetragen. In der An⸗ 
meldung war verſichert, daß der vierte Teil des Grund⸗ 
kapitals mit 250000 AM zu Händen des Vorſtands B. ein⸗ 
gezahlt ſei. Beigefügt waren der Anmeldung ein Prüfungs⸗ 
bericht des Vorſtands und des Aufſichtsrats nach 8 192 
Abſ. 1 HGB., ſowie eine am 28. Juni 1928 ausgeſtellte, von 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


dem zweitbeklagten Notar N. (Erſtbeklagte iſt das Deutſche 
Reich) am 30. Juni 1928 in Berlin beglaubigte Vollmacht 
des Ludwig Meyer auf B. In dieſer Urkunde erklärte Meyer, 
er bevollmächtige den B., ihn bei der Gründung der Ber- 
ſicherungs⸗AG. in feiner Eigenſchaft als Mitgründer zu ver⸗ 
treten und alle hierzu erforderlichen Erklärungen für ihn ab⸗ 
zugeben, auch die Anmeldung zum Handelsregiſter für ihn 
vorzunehmen und die Übernahme von Aktien für ihn zu 
zeichnen; alle etwa ſchon vorgenommenen Handlungen des 
Bevollmächtigten ſollten genehmigt ſein; von der Verpflich⸗ 
tung des 8 181 BGB. ſei der Bevollmächtigte befreit. 

Die Gründung war ein Schwindel. Einzahlungen auf 
das Grundkapital ſind überhaupt nicht geleiſtet worden. Die 
dem Regiſtergericht gegenüber abgegebenen Erklärungen waren 
falſch. Den als Gründer angeführten Ludwig Meyer gab es 
nicht. Die Vollmacht vom 28.30. Juni 1928 war von einem 
Otto R. erklärt worden, der ſich dem Zeitbekl. gegenüber 
fälſchlich als Ludwig Meyer ausgegeben hatte und ſpäter 
i. J. 1933 wegen ſeiner Unredlichkeiten zu einer hohen Frei⸗ 
heitsſtrafe und Ehrverluſt verurteilt worden iſt. 

Die Verſicherungs⸗AG. ging im April 1931 in Konkurs. 
Ihr Konkurs zog den Zuſammenbruch ihrer Hauptgläubigerin, 
einer Feuerverſicherungs⸗AG. in G., nach ſich. Auch dieſe 
Geſellſchaft mußte in Konkurs gehen. Ihr Konkursverwalter 
iſt der Nebenintervenient des Kl. 

Aus eigenem Recht der Verfiherungs-AG. und der Ge⸗ 
ſamtheit ihrer Konkursgläubiger ſowie aus abgetretenem Recht 
der Feuerverſicherungs⸗A g. macht nun der Kl. gegen die 
Bekl. Schadenserſatzanſprüche nach 8 839 BGB. geltend. Er 
hatte von dem auf Millionen berechneten Schaden zunächſt in 
einem Vorprozeß 1000 RM eingeklagt. Der Verlauf und das 
Ergebnis dieſes Rechtsſtreits ergeben ſich aus dem in RG. 
146, 250 JW. 1935, 1577 b abgedr. Beſchluß des RG. v. 
15. Jan. 1935. 

Nunmehr klagt der Kl., unterſtützt von ſeinem Neben⸗ 
intervenienten, einen weiteren Teilbetrag des Schadens ein. 

Das LG. hat die Klage gegen das Reich abgewieſen, der 
Klage gegen den Notar dagegen ſtattgegeben. Das OLG. hat 
die Berufungen des Kl. und des Nebenintervenienten gegen 
die Freiſtellung des erſtbekl. Deutſchen Reiches von der Scha⸗ 
denserſatzpflicht zurückgewieſen, auf die Berufung des zweitbekl. 
Notars hin aber auch die Klage gegen dieſen abgewieſen. 

Das RG. verwies an das BG. zurück, ſoweit die Klage 
gegen den Notar abgewieſen wurde. 

I. Zur Klagegegen das erſtverklagte Reich. 

Die Klage iſt geſtützt auf fahrläſſige Amtspflichtver⸗ 
letzungen. 

1. des Notars G., 

2. des Regiſterrichters beim AG. in St. 

Zu 1: Die Klage wirft dem Notar vor, daß er den. 
Gründungsvertrag unter Nichtbeachtung des 8 170 Nr. 4 mit 
Nr. 3 RF. beurkundet habe. Das BG. verkennt nicht die 
Berechtigung dieſes Vorwurfs, da der Kaufmann Ludwig und 
der Notar Alfred G., wie ſich herausgeſtellt hat, Brüder 
waren. Das OLG. läßt aber die gegen das Reich aus dieſem 
Notarverſehen hergeleitete Klage ſcheitern einerſeits an der 
Feſtſtellung, daß der Kl. ſich bereits mit dem Notar G. ver⸗ 
glichen hat, andererſeits an der Rechtserwägung, daß das 
Württembergiſche Landesgeſetzt) durch die Vorſchrift „Der 
öffentliche Notar iſt nicht Staatsbeamter“ eine Haftung des 
Staates und damit jetzt auch des Reiches? für Amtsverſehen 
der öffentlichen Notare ausſchließt. Die Rev. bittet inſoweit 
um Nachprüfung. Ein Rechtsirrtum des OLG. iſt nicht er⸗ 
ſichtlich. Die Bedenken, die der Kl. aus Art. 131 Wein Verf. 
gegen das Württembergiſche Landesrecht herleitet, ſind nicht 
ſtichhaltig. Der erk. Sen. hat für ähnlich liegende Verhältniſſe 
in anderen Reichsgebieten, z. B. in Sachſen, ſchon wiederholt 
(vgl. z. B. HöchſtRRſpr. 1936 Nr. 1752 — Seuff Arch. 87, 
306 = JW. 1916, 129) ausgeſprochen, daß die Haftung des 


3) Früher Art. 99 Abſ. 3 Ach Bc B. v. 28. Juli 1899 (Reg Bl. 
423 flg.), jezt Art. 98 Abf. 4 AGBGB. v. 29. Dez. 1931 (Reg Bl. 
545 flg.). 

100 0. v. 3. Mai 1935 (RG Bl. I, 587). 


66. Jahrg. 1937 Heft 35 


Rechtſprechung 


2209 


Staates für Notarverſehen durch Landesgeſetz ausgeſchloſſen 
werden kann. Wenn aber das OLG. den Art. 99 Abſ. 3 
Württ ABGB. v. 28. Juli 1899 dahin auslegt, daß nicht 
ſchlechthin die Beamten eigenſchaft der öffentlichen Notare, 
ſondern nur ihre Eigenſchaft als Staats beamte und damit 
die Staatshaftung für ſie verneint werde, ſo iſt dieſe Aus⸗ 
legung einem Reviſionsangriff nicht zugänglich (8 549 ZPO.) 

Zu 2: Die Klage wirft dem Regiſterrichter vor, er habe 

a) nicht bemerkt, daß der Gründungsvertrag unter Ver⸗ 
letzung des § 170 Nr. 4 mit Nr. 3 R FSG. beurkundet wor⸗ 
den ſei; 

b) überſehen, daß die Verſicherung nach § 195 Abſ. 3 
HGB. nur durch den Gründer ſelbſt, nicht durch einen Ver⸗ 
treter abgegeben werden könne, daß alſo inſoweit B. über⸗ 
haupt nicht zum Handeln für Meyer befugt geweſen ſei; 

e) außer acht gelaſſen, daß eine Prüfung durch beſondere 
Reviſoren nach § 192 Abſ. 2 HGB. hätte nachgewieſen wer⸗ 
den müſſen. 

Das OLG. hat dieſe Vorwürfe nicht für berechtigt er⸗ 
achtet. Die Begründung ſeiner Auffaſſung läßt einen durch⸗ 
greifenden Rechtsirrtum nicht erkennen. 

Zu a: Das BG. erkennt an, daß dem Regiſterrichter bei 
pflichtgemäßer Sorgfalt die Namensgleichheit zwiſchen dem 
Notar Alfred G. und dem Mitgründer Ludwig G. nicht ent- 
gehen konnte. Gleichwohl gelangt es — von dem richtigen 
Ausgangspunkt aus, daß das Handeln des Regiſterrichters 
nur nach der Lage zu Anfang Juli 1928, nicht nach der ſpäte⸗ 
ren Aufklärung des Sachverhalts beurteilt werden dürfe — in 
tatſächlicher Würdigung der Geſamtumſtände des Falles zu 
dem Ergebnis, daß der Richter nicht auf den Gedanken zu 
kommen brauchte, der Gründungsvertrag ſei unter Verletzung 
des 8 170 Nr. 3, 4 RG. beurkundet worden und deshalb 
nichtig. (Wird ausgeführt.) 

Die Wendung des angefochtenen Urt., ein dem 8170 
Nr. 3, 4 entſprechendes Verwandtſchafts verhältnis zwiſchen 
dem Notar G. und dem Mitgründer desſelben Namens habe 
ſich dem Regiſterrichter „nicht unabweislich aufzudrängen 
brauchen“, iſt allerdings für die Begrenzung der Sorgfalts⸗ 
pflicht des Richters zu eng. Schon bei begründeten Zweifeln, 
ob nicht 8 170 Nr. 3, 4 Rc. verletzt fein könnte, hätte der 
Richter zum mindeſten Rückfrage halten müſſen. 

Zu b: Dem Wortlaut des § 195 Abſ. 3 HGB. iſt nicht 
zu entnehmen, daß die dort vorgeſehenen Erklärungen der 
Mitgründer eine gewillkürte Stellvertretung ausſchließen. Die 
Lehrmeinungen in dieſer Frage ſind geteilt. Das BG. legt 
dar, daß jedenfalls im Juli 1928 keine Entſch. eines höheren 
Gerichts bekannt geworden war, die den Standpunkt ein⸗ 
genommen hätte, jene Erklärungen ſeien vertretungsfeind⸗ 
liche Geſchäfte. Die Rev. beſchränkt ſich darauf, dem Regiſter⸗ 
richter eine Entſch. des KG. v. 28. Nov. 1904 (RIA. 5, 171 
KJ. 28, 228) entgegenzuhalten. Mit dieſer Entſcheidung 
hat ſich aber ſchon das LG. im Vorprozeß zutreffend ausein⸗ 
andergeſetzt und dargelegt, daß ſie ſich nicht mit Gründer⸗ 
erklärungen nach § 195 Abſ. 1, 3 HGB., ſondern mit Vor- 
tands- und Aufſichtsrats erklärungen nach § 284 
Y GB. beſchäftige. Wenn nun auch die Verwandtſchaft beider 
Fälle ſchon angeſichts der Verweiſung des § 284 Abſ. 3 auf 
$ 195 Abs. 3 HGB. nicht verkannt werden kann, fo ſtützt doch 
das KG. ſeine Entſch. vornehmlich auf die ausdrückliche Vor⸗ 
ſchrift des S 246 Abſ. 4 HGB., die nur für Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder gilt, aber ſich nicht ſchlechthin auf Gründererklärungen 
übertragen läßt. Nach alledem war i. J. 1928 die Frage, 
ob für Gründerverſtcherungen aus 8 195 Abſ. 3 HGB. eine 
Stellvertretung zuläſſig ſei, in der Tat höchſt zweifelhaft. Die 
Entſch. des RG.: RG. 26, 68ff. ſprach eher für als gegen 
die Zuläſſigkeit der Vertretung. Das Urt. RG. 144, 348 
— JW. 1934, 26875 m. Anm. lag noch nicht vor Für die 
Entſch. des Senats genügt die Erkenntnis, daß angeſichts der 
ungeklärten Rechtslage keinesfalls dem Regiſterrichter ein 
Vorwurf fahrläffiger Amtspflichtverletzung gemacht werden 
kann, wenn er i. J. 1928 weder die erwähnte Entſch. des KG. 
von 1904 noch andere Erwägungen zum Anlaß genommen 
hat, die Erklärungen des Gründers Meyer ſchon deshalb zu 
beanſtanden, weil ſie nicht von dieſem ſelbſt, ſondern von 


einem mit rechtsgeſchäftlicher Vollmacht ausgeſtatteten Ver⸗ 
treter abgegeben waren. 

Zu e: Das OLG. geht ohne Rechtsirrtum davon aus, 
daß die Faſſung des 8 192 Abf. 2 HGB. dem Wortlaut nach 
den hier vorliegenden Fall nicht einſchließt. Es könnte ſich 
alſo nur fragen, ob etwa dem vom Geſetz ausdrücklich betrof⸗ 
fenen Fall, daß ein Mitglied des Vorſtands zu den Gründern 
gehört, aus zwingenden Gründen (insbeſ. nach dem Geſetzes⸗ 
zweck) gleichzuſtellen iſt der Fall, daß ein Mitgründer ſich bei 
der Errichtung der Geſellſchaft durch ein nicht zum Gründer⸗ 
kreis gehöriges Vorſtandsmitglied auf Grund einer rechts ⸗ 
geſchäftlich erteilten Vollmacht vertreten läßt. Die Rſpr. 
und die Erläuterungsbücher der hier in Betracht kommenden 
Zeit ſchweigen zu dieſer Frage. Sie behandeln nur den Fall, 
daß ein Vorſtandsmitglied zugleich geſetzlicher Ver⸗ 
treter eines Mitgründers ift. Bei dieſer Lage hat das OLG. 
mit Recht geſagt, die Frage, ob bei der Gründung vom 
29. Juni 1928 ein Bedürfnis für eine Prüfung des Grün⸗ 
dungsvorgangs durch beſondere Reviſoren vorgelegen habe, 
ſei zum mindeſten ſo zweifelhaft, daß den Regiſterrichter nicht 
der Vorwurf einer fahrläſſigen Amtspflichtverletzung treffe, 
wenn er, an die Geſetzesfaſſung ſich haltend, die Reviſoren⸗ 
beſtellung für entbehrlich gehalten habe. 

II. Zur Klage gegen den zweitverklagten 
Notar. 

Das BG. geht ohne erfichtlichen Rechtsirrtum davon aus, 
daß der bekl. Notar bei der Beglaubigung der Untesfchrift des 
angeblichen Ludwig Meyer die ihm obliegende Amtspflicht 
ſorgfältigſter Prüfung der Perſönlichkeit (RG. 124, 63 
J. 1929, 25071 m. Anm.) fahrläffig verletzt hat. Es 
glaubt auf dieſe Fahrläſſigkeit die Folge zurückführen zu 
können, daß der am 29. Juni 1928 gegründeten Geſellſchaft 
am Aktienkapital ein Abſchnitt von 500 000 AM fehlte. Die 
Geſellſchaft befteht, fo führt das angefochtene Urt. weiterhin 
aus, troz der Gründungsmängel, namentlich ohne Rückſicht 
auf die entgegen § 170 Nr. 3, 4 RG. vorgenommene 
Beurkundung des Gründungsvertrags und auf den Ausfall 
des Hauptgründers Meyer, den es in Wirklichkeit nicht gibt, 
nach außen hin für den Rechtsverkehr zu Recht, da ſie ins 
Handelsregifter eingetragen und eine Klage aus 8 309 HGB. 
nicht erhoben worden iſt. Trotz dieſes Ausgangspunkts hat 
das OLG. die gegen den Notar erhobene Schadenserſatzklage 
und zwar ſowohl inſoweit, als ſie auf eigenes Recht der vom 
Kl. verwalteten Konkursmaſſe und der Geſamtheit ihrer Gläu⸗ 
biger geſtützt iſt, als auch inſoweit, als ſie aus abgetretenem 
Recht der Feuerverſicherungs⸗Ach. hergeleitet wird. 

Soweit der Kl. aus eigenem Rechte klagt, kann 
er allerdings nicht geltend machen, daß die dem bekl. Notar 
zur Laſt gelegte unerlaubte Handlung unmittelbar das Ver⸗ 
mögen dieſes oder jenes einzelnen Konkursgläubigers der 
Verſicherungs⸗AG. geſchädigt habe. Schon mehrfach hat das 
RO. dargelegt, daß die Klagebefugnis des Konkursverwalters 
fo weit nicht reicht (vgl. z. B. 23.1930, 720 ff. Nr. 3 und 
JW. 1935, 1562 10 unter II). Wenn alfo einem Konkurs⸗ 
gläubiger in ſeiner Perſon und ſeinem Vermögen ein Scha⸗ 
denserſatzanſpruch nach 8 839 BGB. gegen den Bekl. er⸗ 
wachſen ſein ſollte, ſo müßte er ihn ſelbſt verfolgen. Nur 
ſoweit ein ſolcher Schadenserſatzanſpruch in der Perſon 
der Gemeinſchuldnerin durch Schädigung ihres Vermögens 
entſtanden iſt, kann der klagende Konkursverwalter ihn kraft 
ſeines Amtes aus eigenem Recht geltend machen, um die 
Konkursmaſſe aufzufüllen. Der Kl. behauptet denn auch in 
erſter Reihe, daß der bekl. Notar durch fahrläſſige Amts⸗ 
pflichtverletzung bei der Vollmachtbeglaubigung gerade das 
Vermögen der Verſicherungs⸗AG. benachteiligt habe. Dieſem 
Vortrag folgend erkennt das OLG. an, daß die Nichtein⸗ 
zahlung der 500 000 AM Aktien des angeblichen Meyer einen 
Schaden für die vom Kl. vertretene Geſellſchaft darſtelle. Es 
nimmt ferner an, daß der Kl. dieſen Schaden von dem bekl. 
Notar wegen deſſen Fahrläſſigkeit bei der Beglaubigung am 
30. Juni 1928 nach § 839 BGB. erſetzt verlangen könnte, 
wenn nicht ein beſonderer Grund für den Ausſchluß der Er⸗ 
ſatzpflicht ſpräche. Einen ſolchen Grund findet es in dem für 
berechtigt befundenen Einwand des Bekl., daß die Geſellſchaft 
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ſelbſt ihren Schaden durch eigenes überwiegendes mitwirken⸗ 
des Verſchulden verurſacht habe (§S 254 BGB.). Zur Begrün⸗ 
dung dieſer Anſicht führt es aus: 

Der Vorſtand der Geſellſchaft B. habe in planmäßigem 
Zuſammenwirken mit Otto R. die Aktiengeſellſchaft ins Leben 
gerufen, ohne daß eine Bareinzahlung auf das Grundkapital 
geleiſtet werden ſollte; beide hätten auch, zuſammenwirkend, 
durch üble Machenſchaften den Notar G. getäuſcht und ihn ſo 
dazu gebracht, daß er die Verſicherung des $ 195 Abi. 3 
HGB. für erbracht angeſehen habe. B. habe auch den Prü⸗ 
fungsbericht vom 29. Juni 1928 in Kenntnis ſeiner Unrichtig⸗ 
keit unterzeichnet. Das alles müſſe die Geſellſchaft nach den 
88 31, 254 BGB. gegen ſich ſelten laſſen. Daß die Hand⸗ 
lungen des B. noch vor der Eintragung der Geſellſchaft ge⸗ 
legen hätten, ſtehe der Anwendung dieſer Geſetzesvorſchriften 
nicht entgegen. Zu den verbrecheriſchen Handlungen des B. 
und ſeines Mittäters Otto R. komme noch das grobfahrläſſige 
Verhalten der Mitglieder des erſten Aufſichtsrats bei der 
Gründung, die ſich ſämtlich nicht um ihre Pflichten nach 
88 192 Abf. 1, 193, 195 Abſ. 3 HGB. gekümmert hätten. 
Den vorſätzlichen verbrecheriſchen Handlungen des B. und 
des R. und dem grobfahrläſſigen Verhalten der Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder gegenüber erſcheine die Fahrläſſigkeit des bekl. 
Notars fo verſchwindend gering, daß fie nach $ 254 Abſ. I 
BGB. ſeine Haftung völlig ausſchließe. 

Dieſe Begründung hält einer rechtlichen Nachprüfung in 
mehrfacher Richtung nicht ſtand: 

Rechtsirrig iſt zunächſt die Anwendung des 8 31 BGB. 
Nach dieſer Vorſchrift kann eine Aktiengeſellſchaft verantwort⸗ 
lich gemacht werden für den Schaden, den ihr Vorſtand durch 
eine im Rahmen ſeines Geſchäftsbereiches begangene uner⸗ 
laubte Handlung einem Dritten zufügt. Hier aber handelt 
es ſich nicht um eine von der Geſellſchaft durch ihr Ver⸗ 
tretungsorgan gegen einen Dritten begangene Handlung, ſon⸗ 
dern um Handlungen, die der ſpätere Vorſtand im Bunde 
mit Dritten während des Gründungsvorgangs gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft ſelbſt verübt haben. Die Haftung für ſolche Hand⸗ 
lungen tft nicht im 8 31 BGB., ſondern in den 88 202, 204 
HGB. geregelt. Iſt B. nach dieſen Vorſchriften ferner Geſell⸗ 
ſchaft haftpflichtig geworden, ſo würde ſeine Haftpflicht, 
wenn ſie mit anderen gleichfalls begründeten Schadenserſatz⸗ 
anſprüchen der Geſellſchaft gegen weitere Perſonen zuſammen⸗ 
trifft, zu einem Geſamtſchuldverhältnis nach $ 840 BGB. 
führen. Im Rahmen des § 839 BGB. könnte die Haftung 
des B. auch unter den Vorausſetzungen des Abſ. 1 Satz 2 zu 
einer Freiſtellung des nur aus fahrläſſigem Handeln in An⸗ 
ſpruch genommenen Notars führen. Für eine Anwendung der 
88 31, 254 BGB. gegen die Geſellſchaft, die durch die § 202, 
91 HGB. gerade geſchützt werden ſoll, iſt aber hier kein 

aum. 

Rechtsirrig iſt ferner die Anſicht des OLG. aus dem 
Grundſatz, daß die gegründete Aktiengeſellſchaft nur eine 
Fortſetzung der früher in der Entſtehung begriffenen Geſell⸗ 
ſchaft ſei, folge ohne weiteres, daß die fertige Geſellſchaft auch 
für unerlaubte Handlungen ihres Vorſtands aus der Zeit 
vor ihrer Eintragung (8 200 HGB.) einzuſtehen habe. Die 
vom BG. angezogenen höchſtrichterlichen Entſch. ergeben nichts 
für dieſe Anſicht. Wohl aber hat das RG.: RG. 151, 86ff. 
= ZW. 1936, 26283 ausdrücklich das Gegenteil ausgeſprochen. 
Dort iſt ausgeführt, daß die Geſellſchaft für unerlaubte 
Handlungen ihres ſpäteren Vertretungsorgans aus der Zeit 
vor ihrer Eintragung grundſätzlich nicht einzuſtehen brauche. 
Eine Ausnahme wird nur gemacht, wenn ſich die Geſellſchaft 
die Früchte eines während der Gründung begangenen ſchaden⸗ 
ſtiftenden Handelns ihrer Vertreter ſpäter nach ihrer Ent⸗ 
ſtehung zu eigen und zunutze macht. Ein ſolcher Ausnahme⸗ 
fall kommt aber naturgemäß nur dann in Frage, wenn der 
Geſchädigte nicht die Geſellſchaft ſelbſt, ſondern ein außen⸗ 
ſtehender Dritter iſt. Hier alſo, wo die unerlaubten Hand⸗ 
lungen des B. während des Gründungsvorgangs ſich gegen 
die Geſellſchaft ſelbſt richteten, hat die entſtandene Geſellſchaft 
für die Folgen dieſer Handlungen nicht aufzukommen. Die 
gegenteilige Anſicht des OLG. wäre auch mit den Vor⸗ 
ſchriften der 88 202— 204 HGB. unvereinbar. Haftet hier⸗ 
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nach die Geſellſchaft aber nicht einmal für das Gebaren ihres 
ſpäteren Vorſtands B. bis zu ihrer Eintragung im Handels⸗ 
regiſter, ſo haftet ſie erſt recht nicht für das in dieſen Zeit⸗ 
raum fallende unlautere oder grobfahrläſſige, gegen ſie ge⸗ 
richtete Handeln der erſten Aufſichtsratsmitglieder oder gar 
des Otto R. 

Mit der bisherigen Begründung läßt ſich alſo die Ab⸗ 
weiſung des auf eigenes Recht der klagenden Konkursmaſſe 
geſtützten Anſpruchs aus 8 839 BGB. gegen den Notar nicht 
aufrechterhalten. 

2. Soweit der Kl. aus abgetretenem Recht der 
Feuerverſicherungs⸗AG. klagt, hat das BG. die Klage daran 
ſcheitern laſſen, daß es der abtretenden Geſellſchaft einen 
Schadenserſatzanſpruch gegen den zweitverkl. Notar aus $ 839 
BGB. grundſätzlich verſagt. Es meint, die Unterſchrifts⸗ 
beglaubigung vom 30. Juni 1928 ſei ein Amtsgeſchäft des 
Notars geweſen, bei dem zwar die an der Gründung der Ver⸗ 
jicherungs-AG. beteiligten Perſonen und die gegründete Ge⸗ 
ſellſchaft ſelbſt, aber nicht die künftigen Gläubiger 
der errichteten Geſellſchaft zum Kreiſe derer gehörten, denen 
gegenüber der Notar eine Sorgfaltsplicht bei der Prüfung 
der Perſönlichkeit des angeblichen Ludwig Meyer gehabt hätte. 
Die Feuerverſicherungs⸗AGG., die mit der unter Verwendung 
der Vollmacht vom 28./30. Juni 1928 errichteten Verſiche⸗ 
rungs⸗AG. nach deren Entſtehung in Verbindung getreten 
ſei, habe mithin nicht die Rechtsſtellung eines „Dritten“ i. S. 
des § 839 Abſ. 1 Satz 1 BGB. Denn ſie gehöre nicht mehr zu 
denen, die auf die Rechtswirkſamkeit der Vollmacht vom 
28./30. Juni 1928 vertraut hätten. Bei ihrem Geſchäftsver⸗ 
kehr mit der mittels dieſer Vollmacht gegründeten Geſellſchaft 
habe ſie ſich keine Gedanken darüber gemacht, ob der Voll⸗ 
machtgeber Meyer die Perſon geweſen ſei, als die er ſich dem 
beglaubigenden Notar gegenüber ausgegeben habe. Wenn ſie 
Verträge mit der fehlerhaft gegründeten Geſellſchaft ab- 
geſchloſſen habe, ſo ſei das nicht im Vertrauen auf die Per⸗ 
ſonlichkeitsprüfung bei der Vollmachtsbeglaubigung, fondern 
im Vertrauen auf den Rechtsbeſtand ihrer Vertragspartnerin 
als Aktiengeſellſchaft und, ſoweit ſie ſich darüber überhaupt 
Gedanken gemacht haben ſollte, auf das Vorhandenſein des 
Aktienkapitals dieſer Geſellſchaft geſchehen. Das Einſtehen für 
die letzteren im Handelsregiſter eingetragenen und bekannt⸗ 
gemachten Tatſachen gehöre aber zum Amtskreis des Regiſter⸗ 
richters, nicht zu demjenigen des bekl. Notars. 

Auch dieſe Ausführungen halten einer rechtlichen Nach⸗ 
prüfung nicht ſtand. Das OLG. hat den Begriff des „Drit⸗ 
ten“ im 8 839 BGB. verkannt, indem es ihn zu eng gezogen 
hat. In der Rſpr. des RG. ſteht feſt, daß dieſer Begriff ge⸗ 
rade auf dem Gebiet des öffentlichen Beurkundungs⸗ und Be⸗ 
glaubigungsweſens weit zu ziehen iſt. Auf dieſem Gebiet iſt 
„Dritter“ jeder, deſſen Belange durch die fehlerhafte Amts⸗ 
handlung nachträglich irgendwie berührt werden, auch wenn 
dieſer Erfolg nur mittelbar und unbeabſichtigt herbeigeführt 
wird. Die weite Grenzziehung rechtfertigt ſich hier daraus, 
daß jede öffentliche Beurkundung oder Beglaubigung ihrer 
Natur nach in eine ungewiſſe Zukunft hinaus wirkt und die 
Belange eines zunächſt ganz unbeſtimmten Kreiſes auch 
ſolcher Perſonen, die an dem beurkundeten oder beglaubigten 
Privatrechtsgeſchäft nicht beteiligt waren, zu beeinfluſſen ge⸗ 
eignet und beſtimmt iſt (RGZ. 78, 241 JW. 1912, 349; 
RG. 86, 104 — IW. 1915, 276; RG. 151, 113 = IR. 
1936, 2216 6; RG. 151, 177 = ZW. 1936, 2451? m. Anm.; 
RG. 151, 398 — IW. 1936, 3180. Gerade für das Ge⸗ 
biet der Unterſchriftsbeglaubigung durch einen Notar iſt ſchon 
RG. 86, 104 ff. feſtgelegt, daß auf die Ordnungsmäßigkeit 
eines ſolchen Akts jedermann im Rechtsverkehr muſſe ver⸗ 
trauen dürfen. Und die Entſch. führt zutreffend weiter aus: 
Werde nun jemand ſpäter in ſeinem Vermögen durch eine 
fehlerhafte notarielle Beglaubigung geſchädigt, ſo ſei er „Drit⸗ 
ter“ i. S. des 8839 BGB. ſelbſt dann, wenn er von der 
Beglaubigung nichts gewußt und darum auch nicht im Ver⸗ 
trauen auf ihre Richtigkeit tätig geworden ſei. Für die Um⸗ 
ſchreibung des Kreiſes derer, die ein Recht auf ordnungs⸗ 
mäßige Ausübung der Amtspflicht des Notars hätten, komme 
es allein darauf an, welche Belange durch das Amtsgeſchäft 
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des Notars berührt würden. Bei einem Beglaubigungsakt 
aber würden berührt die Belange eines jeden, in deſſen 
Rechtskreis ſofort oder ſpäter infolge der unrichtigen Aus⸗ 
führung des Amtsgeſchäfts nachteilig eingegriffen werde. Die 
Möglichkeit eines ſolchen Eingriffs beſtehe von vornherein bei 
einer unbeſtimmten, unbegrenzten Zahl von Perſonen; ihnen 
allen gegenüber ſei die Amtspflicht des beglaubigenden Notars 
begründet, deren Verletzung für den Geſchädigten den Erſatz⸗ 
anſpruch aus 8 839 BGB. entſtehen laſſe. Mit dieſen Rechts⸗ 
grundſätzen, die zur Wahrung der Sicherheit des Rechtsver⸗ 
kehrs aufgeſtellt und heute wie ehedem zu beachten ſind, iſt un⸗ 
vereinbar die Anficht des BG., daß die Feuerverſicherungs⸗ 
AG. aus der fahrläſſigen Amtspflichtverletzung des bekl. 
Notars am 30. Juni 1928 nur dann einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch nach 8 839 BGB. geltend machen könnte, wenn fie 
bei ihrem Geſchäftsverkehr mit der Verſicherungs AG. gerade 
auf die Gültigkeit der Vollmacht vom 28./30. Juni 1928 oder 
gar im beſonderen auf die ordnungsmäßige Perſönlichkeits⸗ 
prüfung des beglaubigenden Notars vertraut hätte. Es muß 
vielmehr für die Begründung ihres Anſpruchs unter dem hier 
erörterten Geſichtspunkt („Dritter“ nach 8839 BGB.) ge- 
mügen, wenn ſie ſich auf die mittels der fehlerhaften Voll⸗ 
macht geſchaffene Rechtslage verlaſſen hat, wenn ſie alſo bei 
ihrem Geſchäftsverkehr mit der mangelhaft gegründeten Geſell⸗ 
ſchaft davon ausgegangen iſt, die Gründung als Ganzes ſei 
in Ordnung und das Grundkapital vertrags⸗ und geſetzmäßig 
eingezahlt. Von dieſer Vorausſetzung wird aber regelmäßig 
jeder Gläubiger einer Aktiengeſellſchaft ausgehen, und das 
BG. unterſtellt zum mindeſten zugunſten der Feuerverſiche⸗ 
rungs⸗AG., daß es auch bei ihr fo geweſen ſei. Dann durfte 
ihr die Rechtsſtellung des „Dritten“ i. S. des 8839 BGB. 
nicht abgeſprochen werden. 

Mit der bisher vorliegenden Begründung läßt ſich daher 
auch dieſer Teil der Klageabweiſung nicht aufrechterhalten. 

Für das neue Berufungsverfahren laſſen ſich einſtweilen 
nur folgende rechtliche Hinweiſe geben: 

Im Mittelpunkt der künftigen Prüfung wird ſtehen, ob 


und inwieweit das Amtsverſehen des bekl. Notars zu einem 


Schaden bei der Verſicherungs⸗AG. oder bei der Feuerver⸗ 
ſicherungs⸗AG. geführt hat, worin dieſer Schaden hier oder 
dort beſteht und ob insbeſ. zwiſchen einem feſtſtellbaren 
Schaden und dem Amtsverſehen des Bekl. ein urſächlicher Zu⸗ 
ſammenhang im Rechtsſinne (jog. adäquater Kauſalzuſammen⸗ 
hang) vorhanden iſt. Beſondere Beachtung wird die Frage 
verdienen, ob gerade das Fehlen des halben Grundkapitals 
bei der Verſicherungs⸗AG. noch auf das Beglaubigungsver⸗ 
ſehen des bekl. Notars zurückzuführen iſt. Sollte die Frage 
zuungunſten des Bekl. beantwortet werden müſſen, fo wird 
weiterhin auch 8 254 BGB. in den Kreis der Erwägungen zu 
ziehen fein. Bei der Verſicherungs⸗AG. wird ein mitwirken⸗ 
des Verſchulden höchſtens vielleicht noch im Rahmen des 
8 254 Abi. 2 BGB. in Betracht kommen können; dem ab⸗ 
getretenen Anſpruch der Feuerverſicherungs⸗AG. gegenüber 
a aber rechtsgrundſätzlich auch 8 254 Abſ. 1 BGB. Platz 
greifen. 

(RG., V. ZivSen., U. v. 7. April 1937, V 185/36.) (v. B.] 
(= RG3. 154, 276.) 


Gmbh.⸗Geſetz 

24. LG. § 74 GmbH.; § 142 366. Zur Frage der Wie⸗ 
dereintragung des Liquidators einer gelöſchten GmbH. beim 
Vorhandenſein von Vermögen derſelben. 

Das Regiſtergericht hatte am 9. Jan. 1928 die Nichtigkeit 
der GmbH. auf Grund der GoldbilanzVO. eingetragen. Liqui⸗ 
dator war der bisherige Geſchäftsführer. Dieſer hatte am 
28. Nov. 1930 die Beendigung der Liquidation zur Eintragung 
im Handelsregiſter angemeldet und die Löſchung der Firma be⸗ 
antragt. Die Firma wurde darauf im Handelsregiſter gelöſcht, 
obwohl die GmbH. damals noch eingetragene Eigentümerin eines 
Grundſtücks war. Die GmbH. iſt auch heute noch als Eigentümerin 
dieſes Grundſtücks eingetragen. Mit Rückſicht darauf hat die 
Geſellſchafterverſammlung am 1. Mai 1931 die Wiedereröffnung 


der Liquidation und die Neubeſtellung des bisherigen Liqui⸗ 
dators beſchloſſen. Das Regiſtergericht hat die Anmeldung die⸗ 
ſes Beſchluſſes zur Eintragung im Handelsregiſter aus den 
nachſtehend erörterten Gründen zurückgewieſen. Die hiergegen 
eingelegte Beſchw. des Liquidators iſt von Erfolg. 

Das Regiſtergericht hat in der Ablehnungsverfügung aus⸗ 
geführt, daß es eine Wiedereröffnung der Liquidation nicht 
gebe. Die Eintragung der Löſchung habe nur deklaratoriſche 
Bedeutung. Die Geſellſchaft beſtehe, ſolange Vermögen vor⸗ 
handen ſei, fort, auch wenn eine Löſchung des Löſchungsver⸗ 
merks nicht erfolgt ſei. Dieſe Ausführungen des Regiſtergerichts 
find an ſich zutreffend und ſtimmen mit der Rſpr. des KG. 
(3. B. RIA. 16, 94; KJ. 45, A 185) und des RG. (RG. 
109, 391) überein. Trotz Eintragung des Erlöſchens der GmbH. 
kann alſo der bisherige Liquidator, ſofern er ſein Amt nicht 
niedergelegt hat, weiter die Liquidationsgeſellſchaft vertreten, 
falls die Liquidation infolge Vorhandenſeins von Vermögens⸗ 
gegenſtänden fortgeführt werden muß. Bei dieſer Rechtslage 
wird es in der Regel keiner Verlautbarung der Fortſetzung 
der Liquidation im Handelsregiſter bedürfen. Z. B. ſind die 
bisherigen Liquidatoren der gelöſchten Geſellſchaft im Falle des 
Vorhandenſeins von Vermögensgegenſtänden trotz formeller 
Beendigung der Liquidation ohne weiteres zur Entgegennahme 
von Klagezuſtellungen ſeitens eines Gläubigers der GmbH. 
befugt (RGZ. 109, 394), ohne daß der klagende Gläubiger 
verpflichtet iſt, vor Klagerhebung die Löſchung der GmbH. im 
Handelsregiſter zu beſeitigen. Etwas anderes iſt es aber, wenn 
der Liquidator ſelbſt die Eintragung der Fortſetzung der Liqui⸗ 
dation begehrt, weil er ein rechtliches Intereſſe daran beſitzt. 
Die Geſellſchaft iſt Eigentümerin eines Grundſtücks. Zur Durch⸗ 
führung der Liquidation gehört die Verfügung über das Grund⸗ 
ſtück. Verfügt der Liquidator der GmbH. über das Grundſtück, 
ſo muß er dem GBA. ſein Verfügungsrecht durch Vorlegung 
eines Regiſterzeugniſſes nachweiſen. Dazu genügt aber nicht 
ein Regiſterauszug, in welchem ſämtliche Eintragungen gerötet 
find und das Erlöſchen der GmbH. vermerkt iſt. Der Grund⸗ 
buchrichter kann ſich mit dem Hinweiſe, daß die GmbH. troß 
Löſchung im Handelsregiſter rechtlich ſolange fortbeſtehe, als 
ſie Vermögen beſitze, ſchon deshalb nicht begnügen, weil er nicht 
nachprüfen kann, ob nicht der Liquidator mit der Anmeldung 
des Erlöſchens der Geſellſchaft fein Amt niedergelegt oder ge- 
kündigt hat. Das Handelsregiſter iſt aber dafür beſtimmt, Aus⸗ 
kunft über das Vertretungsrecht für Handelsgeſellſchaften zu 
geben. Die Eintragung der Fortſetzung der Liquidation iſt aljo 
in dieſem Falle unbedingt geboten. 

Die Anmeldung der Fortſetzung der Liquidation bezweckt 
die Beſeitigung der Eintragung des Erlöſchens der Geſellſchaft. 
Dieſe war wegen Mangels einer weſentlichen Vorausſetzung un⸗ 
zuläſſig. Die Liquidation war nicht beendet und die Geſellſchaft 
nicht erloſchen, weil ſie noch Eigentümerin eines Grundſtücks 
war. Das Regiſtergericht kann deshalb ſogar von Amts wegen 
die Löſchungseintragung löſchen (8 142 ch.) Es iſt aber dazu 
verpflichtet, wenn, wie hier, die Beteiligten die Löſchung be- 
antragen und ein überwiegendes ſchutzwürdiges Intereſſe 
daran nachweiſen. 


(LG. Berlin, Beſchl. v. 16. April 1937, 408 T 3346/37.) 


Geſetz vom 15. dez. 1934 über den Ausgleich 
bürgerlich⸗rechtlicher Anſprüche 


25. Os. — 1. Zur Anwendung des Ref, v. 13. Dez. 1934 
über den Ausgleich bürgerlich⸗ rechtlicher Anſprüche iſt ein näherer 
Zuſammenhang des Nachteils mit einem beſtimmten politiſchen 
Vorgang erforderlich. 

2. Für Vorgänge vor dem 1. Dez. 1933, dem Erlaß des 
Re. über die Verleihung der Rechte einer Körperſchaft öffent⸗ 
lichen Rechts an die NSDAP., tritt eine Haftung der NSDAP. 
für unerlaubte Handlungen eines SͤA.⸗Mannes gemäß Art. 131 
RVerf. nicht ein. 9 

Der Bekl., der im Juni 1933 zwei SA.⸗Führer von 
Stubbenkammer nach Altefähr fahren ſollte, iſt mit ſeinem 
Perſonenkraftwagen auf die marſchierende Dreierkoloune auf⸗ 
gefahren. R. und K. erlitten ſchwere Verletzungen. 
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Die klagende Berufsgenoſſenſchaft hat an die beiden Ver⸗ 
letzten, R. und K., 1763,46 AM gezahlt. Sie macht gem. 8 1542 
RVO. den auf ſie übergegangenen Schadenserſatzanſpruch der 
beiden Verletzten geltend. 

Das LG. hat der Klage nach Antrag ſtattgegeben. Hier⸗ 
gegen hat der Bekl. Berufung eingelegt. 

Er hat vor allem geltend gemacht, daß das Geſ. vom 
13. Dez. 1934 über den Ausgleich bürgerlich-rechtlicher An⸗ 
ſprüche Platz greife, und daraufhin die Ausſetzung beantragt. 

Die Berufung wurde zurückgewieſen. 

Das Ref. v. 13. Dez. 1934 über den Ausgleich bürger- 
lich⸗rechtlicher Anſprüche kann auf den vorl. Fall keine Anwen⸗ 
dung finden. Es ſteht feſt, daß die Fahrt mit dem Perſonen⸗ 
kraftwagen von dem Bekl. als SA.⸗Mann im Dienſt der 
NSDAP. ausgeführt wurde, um zwei SA.⸗Führer jo recht⸗ 
zeitig nach Stralſund zu bringen, daß ſie noch an einer vom 
Gruppenführer der SA. anberaumten Führerbeſprechung teil⸗ 
nehmen konnten. Es handelte ſich alſo um eine dienſtliche 
Fahrt. 

Die von dem Bekl. mit ſeinem Perſonenkraftwagen aus⸗ 
geführte Dienſtfahrt kann jedoch nicht als politiſche Tat oder 
politiſcher Vorgang gewertet werden, der mit der nationalen 
Erhebung und Erneuerung zuſammenhängt. Die NSDAP. 
kämpfte i. J. 1933 um die alleinige Führung im Staat und 
um die Niederringung der anderen politiſchen Parteien, ſie 
erhob ſchon damals Anſpruch darauf, der maßgebende politiſche 
Willensträger im Staat zu ſein. Alles, was in der NSDAP. 
und ihren Gliederungen geſchah, erfolgte alſo von dieſem 
höheren Geſichtspunkt aus als politiſche Betätigung. Insbeſ. 
war die SW. und das NSKK. dazu beſtimmt, dieſen Herr⸗ 
ſchaftsanſpruch in politiſcher Hinſicht durchzuſetzen und gegen⸗ 
über den anderen damals noch vorhandenen politiſchen Par⸗ 
teien zur Geltung zu bringen. Jede dienſtliche Betätigung 
eines SA.⸗ oder NSKK.⸗Mannes erfolgte im Rahmen dieſer 
Zielſetzung der NSDAP. und war ſomit als politiſche Betäti⸗ 
gung im allgemeinen, weiten Sinne zu bewerten. 

Das RGeſ. v. 13. Dez. 1934 läßt nun aber klar erkennen, 
daß nicht jede politiſche Betätigung ſchlechthin unter dieſes 
Geſetz fallen ſoll. Nach dem Vorſpruch zu dem Geſetz ſollen viel⸗ 
mehr nur die beſonderen Nachteile, die einzelnen durch po⸗ 
litiſche Vorgänge der nationalſozialiſtiſchen Erhebung 
zugefügt worden ſind, zu Laſten der Allgemeinheit ausgeglichen 
werden, ſoweit dieſer Ausgleich nach geſundem Volksempfinden 
zur Beſeitigung unbilliger Härten erforderlich iſt. Nach dieſer 
allgemeinen Richtlinie des Geſetzes iſt ferner im § 1 umriſſen, 
was als ausgleichbarer Anſpruch angeſehen werden ſoll, und 
geſagt: „Dieſes Geſetz findet Anwendung, wenn ein bürgerlich⸗ 
rechtlicher Anſpruch aus einer Handlung, die mit der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Erhebung und Staatserneuerung zuſam⸗ 
menhängt, in einem gerichtlichen Verfahren geltend ge⸗ 
macht wird.“ Es iſt alſo ein beſonderer politiſcher Vorgang 
und ein beſonderer Zuſammenhang mit der Erhebung er⸗ 
fordert. Es kann nach Anſicht des Senats deshalb die dien ſt⸗ 
liche Fahrt eines SA.⸗ oder NSKK.⸗Mannes nur dann i. S. 
des Geſ. v. 13. Dez. 1934 als Handlung, die mit der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Erhebung und Staatserneuerung zuſammenhängt, 
aufgefaßt werden, wenn dieſer Zuſammenhang ein engerer, ein 
unmittelbarer iſt, alſo irgendwie näher oder gar unmittel⸗ 
bar ein politiſcher Vorgang i. e. S. in Frage ſteht, z. B. ein 
entgegenſtehender Wille anders denkender Gruppen unmittelbar 
niederzuringen iſt oder die eigene politiſche Auffaſſung un⸗ 
mittelbar durchgeſetzt werden ſoll. So hängt aber die Be⸗ 
tätigung der Mitglieder der SA. nicht in jedem Falle mit 
der nationalſozialiſtiſchen Erhebung und Staatserneuerung zu⸗ 
ſammen; vielfach dieni die Betätigung nur der allgemeinen 
entfernteren Vorbereitung. Ein ſolcher entfernter und nur mit⸗ 
telbarer Zuſammenhang kann aber nicht genügen. 

Im vorl. Falle dient nun die Dienſtfahrt des Bekl. von 
Stubbenkammer nach Altefähr nur dem Zwecke, den Stan⸗ 
dartenführer H. und den Sturmführer D. zu einer Beſprechung 
in Stettin zu bringen, die den Aufbau und die ſtraffere Orga⸗ 
niſation der SA. nach der erfolgten Erhebung im allgemeinen 
behandeln ſollte. Sie iſt deshalb von einem politiſchen Vor⸗ 
gang noch ſo entfernt, daß ſie nicht ſchon ſelbſt als politiſcher 
Vorgang oder politiſche Handlung i. S. des genannten Geſetzes 
zu würdigen iſt. Nach Auffaſſung des Senats iſt dieſe Anficht 
auch gar nicht in Zweifel zu ziehen; es kann die zuſtändige 
Verwaltungsbehörde nach Anſicht des Senats auch bei wohl⸗ 
wollendſter Auffaſſung keinesfalls zu dem Ergebnis kommen, 
daß am 24. Juni 1933 den beiden Verletzten ein Nachteil 
durch einen politiſchen Vorgang oder eine politiſche Handlung 
zugefügt iſt, daß hier alſo ein ausgleichbarer Anſpruch gericht⸗ 
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lich eingeklagt wird. Der Senat ſieht daher auch keinen Anlaß, 
nach § 2 Abſ. 1 die zuſtändige Verwaltungsbehörde zu be⸗ 
nachrichtigen. Daher iſt auch kein hinreichender Grund vor⸗ 
handen, nach § 3 Abf. 1 das gerichtliche Verfahren einſtweilen 
einzuſtellen, bis die zuſtändige Verwaltungsbehörde ihren Be⸗ 
ſcheid erteilt hätte. Der hilfsweiſe geſtellte Antrag auf Aus⸗ 
ſetzung war daher abzulehnen. 

Sodann rügt der Bekl. ſeine mangelnde Verpflichtung zur 
Sache, ſeine ſog. Paſſivlegitimation, indem er einwendet, daß 
an ſeiner Statt die NSDAP. hafte. 

Ein SA.⸗Mann handelt bei der Durchführung eines dienſt⸗ 
lichen Befehls in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen 
Gewalt; verletzt er hierbei ſchuldhaft einen Dritten, ſo begrün⸗ 
det dies gem. Art. 131 RVerf. i. Verb. m. 8 839 BGB. eine 
Haftung der NSDAP. Im einzelnen iſt zur Rechtfertigung 
dieſer Rechtsauffaſſung auf die in JW. 1937, 241 abgedr. 
Entſch. zu verweiſen; der Senat bekennt ſich erneut zu dieſer 
Rechtsauffaſſung. Trotzdem kann im vorl. Fall dieſer Rechts⸗ 
gedanke keine Verwirklichung finden, weil der Unfall am 
24. Juni 1933 vor dem Erlaß des RGeſ. v. 1. Dez. 1933 ge⸗ 
ſchehen iſt. 

Die NSDAP. ift erſt nach dem RGeſ. v. 1. Dez. 1933 als 
eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts geſetzlich anerkannt. 
Sie übt bei der überragenden, ihr als Trägerin des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staatsgedankens zukommenden Stellung in wei⸗ 
tem Umfang eine öffentliche Gewalt aus. Allerdings iſt dieſe 
öffentliche Gewalt der NSDAP. nicht erſt durch ein Geſetz vom 
Staat verliehen, ſondern nur als zu Recht beſtehend von ihm 
anerkannt worden. Es beſtände alſo an ſich die rechtliche Mög⸗ 
lichkeit, auch frühere Vorgänge der gleichen Rſpr. zu unter⸗ 
werfen. Es iſt aber dabei die hiſtoriſche Entwicklung der 
Stellung der NSDAP. nach der Machtergreifung Ende Jan. 
1933 zu berückſichtigen. Der Unfall iſt am 24. Juni 1933, alſo 
etwa fünf Monate ſpäter, geſchehen. Die Rechtsentwicklung über 
das Verhältnis des Staates zur NSDAP. war damals noch 
im Fluß; erſt mit dem 1. Dez. 1933 iſt der Rechtszuſtand ſoweit 
abgeſchloſſen und auch äußerlich erkennbar feſtzuſtellen, daß er 
eine geſetzliche Anerkennung finden konnte und gefunden hat. 
Im Juni 1933 beſtanden noch andere politiſche Parteien. Es 
war damals erſt die kommuniſtiſche Partei aufgelöſt und ver⸗ 
boten worden; die anderen Parteien waren damals noch nicht 
verboten und befanden ſich nur im Zuſtand der Selbſtauf⸗ 
löſung. Sogar die ſozialdemokratiſche Partei wurde erſt nach 
dem Unfall durch Gef. v. 7. Juli 1933 beſeitigt, und das Ver⸗ 
bot der anderen Parteien erfolgte erſt durch Geſ. v. 14. Juli 
1933. Als der Unfall geſchah, beſtand noch die Koalition der 
NSDAP. mit der deutſchnationalen Volkspartei, mit dem 
Stahlhelm und mit den Katholiken Papenſcher Richtung. Die 
Verletzten ſelbſt gehörten einem Arbeitsdienſtfreiwilligenlager 
des Stahlhelms an. Die NEDAB. als ſolche und ihre politiſche 
Betätigung hatten ſich deshalb damals in der Volks⸗ und 
Rechtsauffaſſung noch nicht ſo völlig herausgehoben, daß eine 
analoge Anwendung der auf Handlungen der öffentlichen 
Staatsgewalt zugeſchnittenen Vorſchrift des 8 839 BGB. auf 
ſie für die damalige Zeit ſchon paßt. 

(OLG. Stettin, 4. ZivSen., Urt. v. 14. April 1937, 4 U 30/37.) 


verordnung über Aufhebung und Unterſagung von 
Preisbindungen vom 30. Auguſt 1950 


k 26. RG. — BO. über Aufhebung und Unterſagung von 
Preisbindungen v. 30. Aug. 1930 (R Anz. Nr. 205 v. 3. Sept. 
1930): Die Vereinbarung des die Rohtexte eines Buches an 
Buchbindereien liefernden Verlegers mit dieſen über die Ein⸗ 
haltung beſtimmter vom Verleger vorgeſchriebener Verkaufs⸗ 
preiſe für die fertig gebundenen Bücher iſt nichtig. 

Die Kl., die ſatzungsgemäß den Zweck verfolgt, die wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen ihrer Mitglieder zu fördern, iſt eine Ver⸗ 
einigung von Großbuchbindereien, die von den Verlegern Roh⸗ 
texte zu Geſangbüchern beziehen, dieſe binden und fertigſtellen 
und an die Buchhändler vertreiben. Die Verleger ſchreiben die 
Preiſe vor, zu denen die fertigen Geſangbücher von den Groß⸗ 
buchbindereien abgegeben werden dürfen, und verpflichten die 
Abnehmer ihrer Rohtexte durch Reversverträge zu deren Ein⸗ 
haltung. Die J.ſche Buchhandlung iſt Verlegerin des Geſang⸗ 
buchs Sursum corda. Sie bedient ſich bei Abgabe der Rohterte 
dazu feit dem 1. Juli 1930 eines Verpflichtungsſcheins, der den 
Abnehmern auferlegt, die Geſangbücher nur mit beſtimmten, 
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in einem Verzeichnis aufgeführten Einbänden herzuſtellen und 
nur zu den vorgeſchriebenen Preiſen zu verkaufen. Es wird den 
Abnehmern insbeſ. unterſagt, ihren Kunden Vergünſtigungen 
irgendwelcher Art einzuräumen. Wie ſämtliche Bezieher von 
Rohtexten des Dibzeſangeſangbuchs hat auch der Bekl. dieſen 
Revers unterſchrieben. 

Die Kl. behauptet: 

Während ihre Mitglieder den ihnen auferlegten Verpflich⸗ 
tungen ſtets nachgekommen ſeien, habe der Bekl. die feſtgeſetzten 
Preiſe ſtändig unterboten und ſeinen Kunden dem Verbot zu⸗ 
wider Preisnachläſſe gewährt. Er habe dadurch einen großen 
Teil des Abſatzes zum Schaden der vertragstreuen Bezieher an 
ſich geriſſen. Ein ſolches Verhalten ſei unlauter und ſitten⸗ 
widrig i. S. des $ 1 UnlWG. Die Kl. hat beantragt, dem Bekl. 
zu verbieten, Geſangbücher, die er aus den ihm von der J.ſchen 
Buchhandlung gelieferten Rohtexten des Geſangbuchs Sursum 
corda fertiggeſtellt habe, unter den Preiſen zu verkaufen, zu 
deren Einhaltung er ſich gegenüber der Iiſchen Buchhandlung 
verpflichtet habe. 

Das LG. hat der Klage ſtattgegeben, das OLG. die Be- 
rufung des Bekl. zurückgewieſen. 

Mit ſeiner Rev. erſtrebt Bekl. Aufhebung des Bu. 

Das BG. geht zutreffend davon aus, daß das Unter- 
laſſungsbegehren mangels vertraglicher Beziehungen der Par- 
teien nur begründet ſein könne, wenn das beanſtandete Ver⸗ 
halten des Bekl. gegen $ 1 UnlWG. verſtoße. Es handelt ſich 
um einen Fall des ſogenannten Preisſchleuderns in preis⸗ 
gebundener Ware. Dem Bekl. wird zum Vorwurf gemacht, die 
von der Verlegerin des Geſangbuchs vorgeſchriebenen Preiſe, 
zu deren Einhaltung er ſich durch Unterzeichnung eines Reverſes 
verpflichtet hat, unterboten und ſich dadurch einen geſchäft⸗ 
lichen Vorſprung vor den vertragstreuen übrigen Teilnehmern 
des Reversſpſtems verſchafft zu haben. Daß ein ſolches Ver⸗ 
halten unlauter i. S. des § 1 UnlWG. iſt, hat der erk. Sen. 
wiederholt ausgeſprochen (z. B. RGZ. 120, 47 = ZW. 1928, 
1218 n; RG. 133, 51 = JW. 1932, 1874 5; RG. 133, 330 = 
JW. 1931, 3662 4; 1932, 1873 * RG. 136, 65 JW. 1932, 
1870 58; RG. 148, 364 JW. 1936, 252 10 RG. 151, 239 = 
JW. 1936, 2863 1 MuW. 1932, 334). Die Sittenwidrigkeit 
liegt in der Täuſchung des Publikums über die eigene geſchäft⸗ 
liche Leiſtungsfähigkeit — dem Vorgeben, preiswürdiger als 
andere zu verkaufen — und der vorſätzlichen Schädigung der 
ebenfalls gebundenen Mitbewerber, auf deren Vertragstreue 
der Täter rechnet und auf deren Koſten er durch Ausnutzung 
des durch ſeinen Vertragsbruch erlangten Vorteils ſeinen eige⸗ 
nen Wettbewerb fördert. Hiernach kann aber von einem Sitten⸗ 
verſtoß nur dann geſprochen werden, wenn das Preisbindungs⸗ 
ſyſtem, deſſen Verletzung dem Schleuderer die Auswertung eines 
gegenüber ſeinen vertragstreuen Mitbewerbern erlangten ge⸗ 
ſchäftlichen Vorſprungs ermöglicht, ſelbſt Anſpruch auf recht⸗ 
lichen Beſtand erheben kann. Seine Schutzwirkung muß ver⸗ 
ſagen, wenn die Preisfeſtſetzung der Rechtsgültigkeit entbehrt, 
ſei es, daß ſie geſetzlichen Vorſchriften zuwiderläuft, oder mit 
den guten Sitten nicht im Einklang ſteht. Mit Recht hat des⸗ 
halb das BG. in erſter Linie geprüft, ob dem von der J. ſchen 
Buchhandlung aufgeſtellten Reversſyſtem nach dem Geſetze 
Geltung zukommt. Die Frage, ob dieſes in Anbetracht deſſen, 
daß es nicht eine vom Verleger gelieferte, ſondern eine von 
den Geſangbuchfabrikanten auf einer Zwiſchenſtufe fertiggeſtellte 
Ware betrifft, als kartellähnliche Abmachung anzuſehen ſei und 
damit der KartellVO. unterliege, läßt das BG. dahingeſtellt, 
weil der Bekl. den Reversvertrag ſchriftlich abgeſchloſſen und 
bisher gegenüber der Verlagsfirma nicht gekündigt habe. Eines 
näheren Eingehens darauf, ob eine vertragliche Preisbindung, 
die ein einzelner Unternehmer als ſolcher ſeinen einzelnen ge⸗ 
werblichen Abnehmern durch ſelbſtändige Individualvertraͤge 
auferlegt, überhaupt unter den in § 1 Kartell VO. aufgeſtellten 
Kartellbegriff fallen kann, bedarf es nicht. Wenn dies der Senat 
in ſeiner bisherigen Rſpr. verneint hat, weil es ſolchenfalls 
an dem das Weſen des Kartellbegriffs ausmachenden geſell⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenwirken für einen gemeinſamen Zweck 
fehle (RGZ. 133, 51, 330; 136, 65), fo käme doch eine Ab⸗ 
lehnung der Anwendbarkeit der KartellV O. aus dieſem Grunde 


im Ergebnis dem gleich, wozu das BG. aus anderer Erwägung 
gelangt. Auch bei Heranziehung der KartellNotV O. — 5. Abſchn. 
BO. des RPräſ. zur Behebung finanzieller, wirtſchaftlicher und 
ſozialer Notſtände v. 26. Juli 1930 (RG Bl. I, 311) — ließe ſich 
für den Standpunkt des Bekl., daß das in Frage ſtehende 
Reversſyſtem der KartellV O. zuwiderlaufe und deshalb nichtig 
ſei, nichts gewinnen. Denn wenn dort im § 1 Abſ. 3 auch Ver⸗ 
träge, durch die ſich mehrere der gleichen Wirtſchaftsſtufe ange⸗ 
hörende, ſelbſtändige Unternehmer einzeln gegenüber anderen 
in bezug auf die Art der Preisfeſtſetzung oder die Forderung 
von Preiſen zu einem beſtimmten Verhalten verpflichten, als 
Verträge i. S. des § 1 Kartell VO. bezeichnet werden, jo bedeutet 
dies jedenfalls keine Erweiterung des Kartellbegriffs in dem 
Sinne, daß damit das Anwendungsgebiet der Kartell VO. ſelbſt 
auf Preisbindungen der zweiten Hand ausgedehnt würde (RGZ. 
133, 330). Zu prüfen bleibt, ob die KartellRotVO. ſelbſt und 
die auf Grund ihres $ 1 ergangenen weiteren BO. der Reichs⸗ 
regierung Bedenken gegen die Gültigkeit des in Frage ſtehen⸗ 
den Reversſyſtems zu begründen vermögen. Soweit in 8 1 
Abs. 3 KartellNotV O. auch ſogenannte autonome Preisbin⸗ 
dungsſyſteme geſetzlicher Regelung unterſtellt werden, liegt dem 
— abweichend von dem Zwecke der KartellVO., die Intereſſen 
der Geſamtwirtſchaft gegenüber geſellſchaftlichen oder körper⸗ 
ſchaftsrechtlichen Bindungen zu ſichern — der Gedanke zu⸗ 
grunde, unwirtſchaftliche Preisbindungen zu verhüten. Die Kar⸗ 
tellNotV O. will unbeſchadet der Rechtsfolgen, die ſich im Hin- 
blick auf die Zuläſſigkeit oder Wirkſamkeit kartellmäßiger Bin⸗ 
dungen aus der KartellVO. ergeben, auch Preisabreden im 
Geſchäftsverkehr erfaſſen, die preisfteigernd wirken, denen aber 
mangels der für ein Kartell weſentlichen Merkmale nach Kar⸗ 
tellrecht nicht entgegengetreten werden kann. Von den ihr hierzu 
durch § 1 KartellNotV O. gebotenen Handhaben hat die Reichs- 
regierung in genereller Regelung ihr als abänderungsbedürftig 
erſcheinender Preisvorgänge durch den Erlaß der AusfVoO. über 
Aufhebung und Unterſagung von Preisbindungen v. 30. Aug. 
1930 (RAnz. Nr. 205 v. 3. Sept. 1930) ſowie der VO. über 
Preisbindungen für Markenwaren v. 16. Jan. 1931 (RGBl. I, 
13) Gebrauch gemacht. Die Rechtsgültigkeit dieſer VO. kann, 
wie in RO3. 136, 69, 70 dargelegt worden iſt, nicht bezweifelt 
werden. Die dortigen Ausführungen, die ſich auf die VO. vom 
16. Jan. 1931 beziehen, gelten ebenſo für die AusfV O. vom 
30. Aug. 1930. Während die VO. v. 16. Jan. 1931 für die Be⸗ 
urteilung des gegebenen Falles ausſcheidet, weil der in ihr vor⸗ 
ausgeſetzte Begriff der Markenware als eines mit einem ihre 
Herkunft kennzeichnenden Merkmal verſehenen Erzeugniſſes auf 
die hier in Betracht kommenden Geſangbücher nicht zutrifft, 
dieſe auch ſonſt nicht zu den Waren gehören, auf die ſich die 
BD. und die auf Grund ihres § 1 Ziff. 2 ergangene Bek. vom 
16. Jan. 1931 (RAnz. Nr. 14 v. 17. Jan. 1931) beziehen, kommt 
der AusfVO. v. 30. Aug. 1930 inſofern Bedeutung zu, als ſie 
in § 1 Ziff. 1 Verträge der in § 1 Abf. 1 a, 3 Kartell Not VO. 
bezeichneten Art für nichtig erklärt, ſoweit ſie dem Abnehmer 
einer Ware a) für Waren anderer Art oder Herkunft oder 
b) für gewerbliche Leiſtungen Verpflichtungen in bezug auf die 
Art der Preisfeſtſetzung oder der Forderung von Preiſen auf- 
erlegen. Damit ſoll zur Verhütung einer volkswirtſchaftlich 
nicht gerechtfertigten Beſchränkung des Abnehmers in ſeiner 
wirtſchaftlichen Handlungsfreiheit verhindert werden, daß in 
eine Preisbindungsabrede Werte einbezogen werden, die nicht 
vom Herſteller der zu ſchützenden Ware ſtammen. Um eine 
hiernach verbotene Erſtreckung der Preisbindung auf eine ge⸗ 
werbliche Leiſtung des Abnehmers handelt es ſich aber, wenn 
den die Rohdrucke beziehenden Großbuchbindereien von der 
Verlagsfirma vorgeſchrieben wird, zu welchen Preiſen ſie die 
fertigen Geſangbücher abgeben dürfen. Soweit dieſe Preiſe 
über denen liegen, die ſie ſelbſt für die Rohtexte bezahlen 
müſſen, bilden ſie das Entgelt für Werte, die lediglich durch 
gewerbliche Leiſtungen der Geſangbuchfabrikanten geſchaffen 
werden. Der Verlag greift alſo mit ſeiner Preisvorſchrift auf 
ein Gebiet über, auf dem der Abnehmer ſonſt hinſichtlich der 
Preisgebarung frei wäre. Er nötigt diefen durch die Not⸗ 
wendigkeit, ſeine Rohtexte zu beziehen, zugleich dazu, ſich der 
freien Entſchließung in der Geſtaltung der Preiſe für ſeine ge⸗ 
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werbliche Leiſtung zu begeben. Darin liegt ein wirtſchaftlicher 
Vorgang, den die Ausf O. mit ihrem Verbot treffen will. Ein 
ſolcher Preisbindungsvertrag iſt nichtig und nicht geeignet, Ver⸗ 
pflichtungen des Abnehmers zu begründen, durch deren Nicht⸗ 
einhaltung ihm nachteilige Rechtswirkungen ausgelöſt werden 
könnten. Das gilt auch, ſoweit er durch Unterbietung der ihm 
vorgeſchriebenen Preiſe einen geſchäftlichen Vorſprung vor Mit⸗ 
bewerbern erlangen ſollte, die dieſe einhalten. Der Vorwurf 
ſittenwidrigen Verhaltens, der für fie allein einen Unterlaſ⸗ 
ſungsanſpruch begründen könnte, kann nicht erhoben werden, 
wenn eine Rechtspflicht, anders zu handeln, nicht beſteht. Dem 
Bekl. kann nicht entgegengehalten werden, daß der Verleger 
gezwungen ſei, dem Abnehmer ſeiner Rohtexte Verkaufspreiſe 
für das fertige Geſangbuch vorzuſchreiben, wenn er das ihm 
nach dem Verlagsgeſetz zuſtehende Recht, den Ladenpreis des 
Werks zu beſtimmen, wahren wolle. Soweit von einer ſolchen 
Befugnis des Verlegers überhaupt noch geſprochen werden kann, 
wenn er das Werk nur im Rohzuſtand abſetzt und ſeine Fertig⸗ 
ſtellung anderen überläßt, gibt ſie ihm jedenfalls keinen An⸗ 
ſpruch darauf, auch einen auf eigene Koſten arbeitenden Zwi⸗ 
ſchenunternehmer in der Bemeſſung ſeines Arbeitsentgelts zu 
behindern. Er muß es ſeinen Abnehmern ſelbſt überlaſſen, 
untereinander Vereinbarungen über die Bewertung ihrer Lei⸗ 
ſtungen zu treffen, wenn ein wirtſchaftliches Bedürfnis hierzu 
beſteht und die Rechtsordnung ſolche Abmachungen zuläßt. 
Ihnen von ſich aus vertraglich vorzuſchreiben, zu welchen 
Preiſen ſie die von ihnen fertiggeſtellten Geſangbücher weiter 
veräußern dürfen, iſt ihm durch die Ausf VO. v. 30. Aug. 1930 
verwehrt. Deren Anwendbarkeit kann auch nicht um deswillen 
bezweifelt werden, weil der vorgeſchriebene Preis ſich nicht 
ausſchließlich auf gewerbliche Leiſtungen des Abnehmers 
bezieht, ſondern gleichzeitig auch den Preis für den verarbei⸗ 
teten Rohtext, alſo eine vom Verleger ſtammende Ware, um⸗ 
faßt. Nach der AusfVoO. find zwar Preisbindungsverträge nur 
nichtig, ſo weit ſie den Abnehmer einer Ware zur Einhaltung 
beſtimmter Preiſe für Waren anderer Art oder Herkunft oder 
für gewerbliche Leiſtungen verpflichten. Sie bleiben alſo in 
ihrer Wirkſamkeit hinſichtlich der vom Reversberechtigten ſtam⸗ 
menden Ware unberührt. Betrifft aber der vorgeſchriebene 
Preis ſowohl dieſe wie auch die gewerbliche Leiſtung des Ab⸗ 
nehmers und iſt eine Trennung beider nach ihrem Werte zu⸗ 
folge der Einheitlichkeit der Preisfeſtſetzung nicht möglich, ſo 
läuft dieſe in ihrer Geſamtheit dem Zwecke der AusfVO., ein 
Übergreifen von Preisbindungsvorſchriften auf unternehmens⸗ 
fremde Werte zu verhindern, zuwider, wird alſo auch im vollen 
Umfange von dem geſetzlichen Verbot ergriffen. 


Der Unterlaſſungsanſpruch der Kl. ſcheitert hiernach ſchon 
am Fehlen einer rechtsgültigen und für den Bekl. verbindlichen 
Preisfeſtſetzung, zu deren Einhaltung dieſer gezwungen werden 
könnte. Wenn die Kl., wie ſie vor dem RG. geltend gemacht 
hat, ihr Unterlaſſungsbegehren gleichwohl für begründet er⸗ 
achtet, weil der Bekl. durch ſein Verhalten — die ſtändige Be⸗ 
teuerung ſeiner Vertragstreue und die wider beſſeres Wiſſen 
abgegebene Verſicherung, die feſtgeſetzten Preiſe niemals unter⸗ 
boten zu haben — ſei ſeinen Mitbewerbern den Glauben an 
die Verbindlichkeit des Reversſyſtems geſtärkt und dadurch ein 
tatſächliches Vertrauensverhältnis geſchaffen habe, das er achten 
müſſe, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß der Bekl. auch unter 
dieſem Geſichtspunkt nicht an Preiſen feſtgehalten werden kann, 
von denen ſeine Mitbewerber bei der Nichtigkeit ihrer Revers⸗ 
verpflichtungen ſelbſt jederzeit abgehen können. Sein auf eine 
gröbliche Irreführung der Verlegerin und ſeiner Mitbewerber 
abzielendes Vorgehen mag möglicherweiſe geeignet ſein, ihn für 
einen dadurch verurſachten Schaden haften zu laſſen; es kann 
aber nicht dazu führen, ihm für die Zukunft Pflichten aufzu⸗ 
erlegen, für die es an einer Rechtsgrundlage fehlt. Das BU. 
war aufzuheben und gemäß § 565 ZPO. durch Entſch. in der 
Sache ſelbſt der Berufung des Bekl. durch gänzliche Abweiſung 
der Klage ſtattzugeben. 

(RG., II. ZivSen., U. v. 16. Febr. 1937, II 213/36.) [K.] 


(= R63. 154, 50.) 
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Konkursordnung 


27. RG. — 8 31 Nr. 1 KO.; § 3 Nr. 1 AnfG. Mittelbare 
Gläubigerbenachteiligung. — Die „Abſicht“ der Glaäubiger⸗ 
benachteiligung liegt ſchon dann vor, wenn der Schuldner die 
Benachteiligung der Gläubiger als wahrſcheinlich, unter Um⸗ 
ſtänden als mögliche Folge ſeiner Handlung erkannt und ge⸗ 
billigt hat. 


Zu der Frage, ob durch das Abk. v. 11. April eine mittel⸗ 
bare Benachteiligung von Gläubigern des G. erfolgt ſei, führt 
der BR. folgendes aus. Eine ſolche liege dann vor, wenn zwar 
durch die Vornahme eines Rechtsgeſchäftes keine unmittelbare 
Benachteiligung der damals vorhandenen Gläubiger eingetreten 
ſei, aber das im maßgebenden Zeitpunkt — Konkurseröffnung 
und Schluß der letzten mündlichen Verhandlung — vorhandene 
Konkursvermögen zur Befriedigung aller perſönlichen Konkurs⸗ 
gläubiger nicht ausreiche, weil ſich das ſeinerzeit noch ver⸗ 
bliebene Vermögen vermindert oder die Schuldenlaſt vergrößert 
habe, während, wenn der entzogene Gegenſtand in der Maſſe 
geblieben wäre, die Gläubiger eine größere Befriedigung er⸗ 
reicht hätten. Weiter ſtellt er feſt, durch die auf Grund des Abk. 
v. 11. April am 14. April der Bekl. gelieferten 3 Millio⸗ 
nen «AA Aktien ſeien mindeſtens 624 000 7% Aktien aus dem 
Vermögen des G. in das der Bekl. übergegangen. Durch Liefe⸗ 
rung dieſer Aktien ſeien damals bei ihm pfändbare Stücke in 
das Vermögen der Bekl. übergegangen. Inſoweit ſeien alſo die 
jetzt vorhandenen Konkursgläubiger mittelbar benachteiligt, 
weil ſich dieſe Vermögensſtücke nicht noch in ſeiner Konkurs⸗ 
maſſe befänden. Unerheblich ſei es, ob es ohne das Abk. vom 
11. April damals zum Konkurs gekommen ſei und wie dann 
die Lage der einzelnen Glaubiger und ihre Befriedigung ge⸗ 
weſen ſein würde. Entſcheidend ſei allein, daß durch das Abk. 
v. 11. April und die in Erfüllung dieſes Abkommens am 
14. April erfolgte Lieferung der Aktien das Vermögen des G. 
gemindert ſei und daß dieſe Aktien nicht mehr in der Konkurs⸗ 
maſſe vorhanden ſeien, in der ſie ohne die Lieferung an die 
Bekl. noch vorhanden wären, ſo daß die Befriedigungsmaſſe für 
die jetzt vorhandenen Konkursgläubiger dadurch verkürzt werde. 


Die Ausführungen des BR. gehen von der zutreffenden 
Rechtsauffaſſung über die mittelbare Benachteiligung i. S. des 
§ 31 Nr. 1 KO. und des § 3 Nr. 1 AnfG. aus. Für eine ſolche 
genügt es, wenn die Benachteiligung erſt dadurch herbeigeführt 
wird, daß zu der Rechtshandlung andere Umſtände hinzutreten, 
welche dieſe im weiteren Verlauf der Dinge zu einer benach⸗ 
teiligenden geſtaltet haben; ſie iſt alſo auch dann gegeben, wenn 
zwar zur Zeit der Veräußerung eines Gegenſtandes eine gleich⸗ 
wertige Gegenleiſtung in das Vermögen des Gemeinſchuldners 
gefloſſen ift, dieſer Gegenwert aber zur Zeit der Konkurseröff⸗ 
nung bzw. der Einzelanfechtung nicht mehr vorhanden iſt (ogl. 
Mentzel, 3a zu § 29 KO. und die dort angeführte Rſpr. 
des RG.). 


Der BR. geht davon aus, daß zur Anwendung des $ 31 
Nr. 1 KO. auch der bedingte Vorſatz ausreicht. Das ergibt ſich 
aus ſeiner Außerung, er habe ſich der Feſtſtellung des LG., 
G. habe den Eventualdolns gehabt, nicht anſchließen können, 
und daraus, daß er die Frage erörtert, ob G. mit der Möglich⸗ 
keit gerechnet habe, das Abkommen könne nicht durchgeführt 
werden. Die Rev. rügt zutreffend, der BR. faſſe den Begriff 
der in dieſem Sinne bedingten Gläubigerbenachteiligungsabſicht 
zu eng auf. Nach ſtändiger Rſpr. iſt allerdings in allen Fällen 
des § 31 Nr. 1 KO. und des § 3 Nr. 1 Anf®. die Abſicht der 
Gläubigerbenachteiligung als notwendige Vorausſetzung der 
Anfechtbarkeit der Rechtshandlung feſtzuſtellen, und es genügt 
nicht die Feſtſtellung, daß der Gemeinſchuldner oder der Schuld⸗ 
ner bei Vornahme der Handlung das Bewußtſein hatte, die 
Gläubiger könnten dadurch benachteiligt werden. Aber aus dem 
Bewußtſein des Gemeinſchuldners oder des Schuldners, daß 
durch die Vornahme der Handlung die Gläubiger notwendig 
oder nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge benachteiligt wür⸗ 
den, läßt ſich regelmäßig auf den Willen der Gläubigerbenach⸗ 
teiligung ſchließen, und darüber hinaus kann unter Umſtänden 
auch ſchon das Bewußtſein der möglichen Benachteiligung der 
Gläubiger genügen, wenn nämlich feſtzuſtellen iſt, daß der Ge⸗ 
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meinſchuldner oder der Schuldner wenigſtens für einen be⸗ 
ſtimmten, von ihm als möglich vorausgeſehenen Fall den Be⸗ 
nachteiligungserfolg gewollt hat, wenn auch andererſeits die 
Vorausſicht der Möglichkeit einer Bennachteiligung keineswegs 
ſtets den Schluß auf eventuelles Wollen rechtfertigt (Mentzel, 
Anm. 6 zu § 31 KO. und die dort angeführten Entſch., insbeſ. 
Urt. des RG. v. 21. Jan. 1927, VI 370/26: RGWarn. 1927 
Nr. 37; Jäger, Anm. 6 zu § 31 KO.). Was insbeſ. die An⸗ 
fechtbarkeit eines Sanierungsgeſchäftes angeht, ſo hat der erk. 
Sen. in jeiner Entf. v. 2. Juli 1929, VII 657/28: RGWarn. 
1929 Nr. 165 folgendes ausgeführt: Bei einem Sanierungs⸗ 
geſchäft müſſe als Vorausſetzung einer Anfechtbarkeit damit ge⸗ 
rechnet werden, daß die Sanierung fehlſchlagen könne, und ge⸗ 
rade für dieſen Fall der Benachteiligungserfolg hinſichtlich der 
anderen Gläubiger dem Schuldner bewußt geweſen und in ſeine 
Abſicht aufgenommen worden ſein. Hierbei genüge es aber 
nicht, wenn der Zuſammenbruch angeſichts der angebotenen 
Sanierung nur entfernt im Bereich der Möglichkeit gelegen 
habe; denn das würde tatſächlich nur die abſtrakte Möglichkeit 
eines Fehlſchlagens der Sanierung bedeuten, durch die dieſe 
Aktion nicht ſchon zu einem anfechtbaren Rechtsgeſchäft ge⸗ 
ſtempelt werden könne. 


An dieſer Rechtsauffaſſung iſt feſtzuhalten. Gegen ſie hat 
aber der BR. verſtoßen, indem er darauf abſtellt, ob G. für 
den Fall des Mißlingens der Sanierung aus ſeiner Ver⸗ 
fügung über die unbelaſteten Stücke eine Benachteiligung für 
die übrigen Gläubiger als notwendige Folge erkannt und 
auch gewollt habe. Es iſt nach den vorigen Ausführungen nicht 
erforderlich, daß G. eine Benachteiligung der Gläubiger als 
notwendige Folge erkannt hat, ſondern es kann ſchon 
genügen, daß er ſie als wahrſcheinlich, unter Umſtänden als 
mögliche Folge erkannt hat, ſie aber auch für dieſen Fall mit 
in ſeinen Willen aufgenommen hat. 


(RG., VII. Ziv Sen., U. v. 5. März 1937, VII 229/86.) [K.] 


vollſtreckungsmißbrauchgeſetz 


28. LG. — VollſtrMißbrcß. v. 13. Dez. 1934. Der Geld⸗ 
geber, der einem Ehemann zur Verwendung in dem auf den 
Namen der Ehefrau geführten Geſchäft ein Darlehn gegeben hatte 
und hernach infolge erfolgreicher Intervention der Ehefrau mit 
der Vollſtreckung ſeines Rückzahlungsanſpruchs gegen den Ehe⸗ 
mann geſcheitert war, kann ſich, wenn er nunmehr als der im 
Interventionsprozeß unterlegene Teil von der Ehefrau wegen des 
Prozeßkoſtenanſpruchs zum Offenbarungseid geladen wird, mit Er⸗ 
folg auf das VollſtrMißbrG. berufen. +) 


Der Schuldner hatte dem Ehemann der Gläubigerin, der 
im Geſchäfte feiner Frau tätig iſt, gegen Akzept ein Darlehen von 
300 S gegeben, das der Gläubigerin als Ehefrau und Geſchäfts⸗ 
inhaberin zugute gekommen iſt. Das Akzept wurde bei Fälligkeit 
nicht eingelöſt. Der Schuldner erwirkte daher im Wechſelprozeß 
ein rechtskräftiges Urteil, aus dem er bei dem Ehemann der 
Gläubigerin vollſtrecken ließ. Auf die Widerſpruchsklage der Gläu⸗ 
bigerin wurde die Zwangsvollſtreckung für unzulaſſig erklärt. 
Nunmehr verſuchte die Gläubigerin wegen der im Widerſpruchs⸗ 
prozeß entſtandenen und in Höhe von 36,84% für fie feſt⸗ 
geſetzten Koſten bei dem Schuldner zu vollſtrecken; die Zwangs⸗ 
vollſtreckung verlief aber ergebnislos. Die Gläubigerin beantragte 
daher beim AG., einen Termin zar Ableiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides anzuſetzen und dem Schuldner den Offenbarungseid abzu⸗ 
nehmen. Der Schuldner widerſprach ſeiner Verpflichtung zur Lei⸗ 
ſtung des Offenbarungseides, erklärte ſich aber bereit, der Glau⸗ 
bigerin ſeine Darlehensforderung gegen ihren Mann in Höhe der 
Koſtenforderung abzutreten. Das AG. hat die von der Gläubigerin 
betriebene Zwangsvollſtreckung gemäß dem Geſ. zur Verhütung 
mißbräuchlicher Ausnutzung von Vollſtreckungsmöglichkeiten vom 
13. Dez. 1934 als unzuläſſig aufgehoben und den Antrag auf La⸗ 
dung des Schuldners zum Offenbarungseid zurückgewieſen. 


l Die Beſchwerde der Gläubigerin iſt unbegründet. Wenn 
die Gläubigerin den Schuldner wegen der Koſten des Wider- 
ſpruchsprozeſſes zur Leiſtung des Offenbarungseides zwingen 
will, ſo verſtößt das in grober Weiſe gegen das geſunde 
Volksempfinden, denn das Verhalten der Gläubigerin erſcheint 
jedem natürlichen Gerechtigkeits⸗ und Billigkeitsgefühl als un⸗ 


gerecht und unbillig, da ſie als Ehefrau und Geſchäftsinhaberin 
wirtſchaftlich den Nutzen aus dem ihrem Manne gewährten Dar⸗ 
lehn gehabt hat, deſſen Nichtrückzahlung den letzten Grund für 
die Entſtehung der hier ſtreitigen Koſten bildet. Sie kann daher 
vom Schuldner die Leiſtung des Offenbarungseides nicht verlan⸗ 
gen, ſondern muß ſich mit der ihr angebotenen Abtretung der 
Darlehnsforderung in Höhe ihrer Koſtenforderung zufrieden geben, 
wenn auch kaum damit zu rechnen iſt, daß fie von ihrem unpfänd⸗ 
baren Ehemann Geld erhalten wird. 

Somit hat das Vollſtreckungsgericht mit Recht von dem Geſ. 
v. 13. Dez. 1934 Gebrauch gemacht. 


(SG. Münſter i. W., Beſchl. v. 4. Juni 1937, 5 b J 273/37.) 


Anmerkung: Abgeſehen von den Fällen, wo es ſich lediglich 
um die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung 
handelt, d. h. wo eine an ſich vom Geſetz zugelaſſene Vollſtreckungs⸗ 
maßnahme fi) ausnahmsweise nach den beſonderen Verhältniſ⸗ 
ſen des Einzelfalles als gröbliche Härte für den Schuldner dar⸗ 
ſtellt, trifft das VollſtrMißbr. folgende drei weitere 
Gruppen von Fallen: 
die Fälle einer zu der wirklichen Rechtslageklar 
im Widerſpruch ſtehenden formalen Rechtspoſi⸗ 
tion (z. B. die Vollſtreckung eines erſchlichenen oder offenſichtlich 
auf falſcher Grundlage ergangenen Urteils, auch wenn die Möglich⸗ 
keit der Wiederaufnahme nicht mehr beiteht), 

die Fälle der Ausnutzung einer an ſich ordnungsmäßig zu⸗ 
ſtande gekommenen Rechtspoſition, die jedoch der 
einen Partei ein den Grundſätzen der Billig⸗ 
keit widerſprechendes Übergewicht gewährt (wie 
es bei Vergleichen, insbeſ. Räumungsvergleichen, u. U. vorkom⸗ 
men kann) und 

endlich die Fälle, bei denen es ſich letzten Endes um einen 
Konflikt auf materiell⸗ rechtlicher Ebene han⸗ 
delt und die in das Gebiet der Vollſtreckung nur deshalb ein⸗ 
ſchlagen, weil der Konflikt eben im Rahmen einer Vollſtreckung 
zum Austrag kommt — Fälle, wo ein gewiſſes Aufgeben 
der Rechtspoſition aus Blilligkeitsgeſichts⸗ 
punkten geboten erſcheint. 

„Daß das Mißbrcg. auch dieſe drei Gruppen treffen will, kann 
füglich keinem Zweifel unterliegen; dem entſpricht auch die all- 
gemeine Praxis. 

Die vorl. Entſch. bringt ein lehrreiches Beiſpiel zu der letzten 
Gruppe: A. gibt dem im Geſchäft ſeiner Ehefrau tätigen B. ein 
Darlehn, das im Betrieb der Ehefrau Verwendung findet; mit der 
Vollſtreckung des Rückzahlungsurteils kommt A. infolge erfolg⸗ 
reicher Intervention ſeitens der Ehefrau nicht zum Zuge und 
wird nunmehr als der im Interventionsprozeß unterlegene Bekl. 
wegen des Prozeßkoſtenanſpruchs von der Ehefrau zum Offen- 
barungseid geladen. Gegen ein derartiges Vorgehen muß ſich — 
trotz der nicht beſtreitbaren formalen prozeſſualen Korrektheit — 
das Rechtsempfinden auflehnen. Ich halte die Entſch. danach für 
durchaus zutreffend. Ob etwa vielleicht ſchon der Prozeßrichter 
des Interventionsſtreites die Ehefrau unter dem Geſichtspunkte 
der exceptio doli generalis hätte abweiſen konnen, intereſſiert 
hier nicht; vorliegend wäre das wohl nicht in Frage gekommen, 
da ſich A. durch Verſäumnisurteil hatte verurteilen laſſen. Aber 
ſelbſt wenn der Prozeßrichter einen ſolchen Einwand ausdrücklich 
zurückgewieſen hätte, würde ich es keinesfalls beanſtanden, wenn 
der Vollſtreckungsrichter dieſen Geſichtspunkt gleichwohl in dem 
Offenbarungseidsverfahren gegen A. entſprechend berückſichtigt. 


Manchen Syſtematiker mag bei einer derartigen Anwendung 
des MikbrG., die, wie ich zugebe, in gewiſſem Umfange praktiſch 
auf eine Art Korrektur rechtskräftiger Entſch. in der Vollſtrek⸗ 
kungsinſtanz hinauslaufen kann, das Gefühl überkommen, daß wir 
hier etwas den Boden unter den Füßen verlieren. Gegenüber 
der beſorgten Frage, „wohin das u. U. führen ſolle“, möchte ich 
allerdings den Blick gerade auf das Praktiſche rich⸗ 
tenundantworten, „es iſtgut, daßunsjetztin dem 
MißbrG. eine klare geſetzliche Handhabe ge- 
geben iſt, letzte ſyſtemakiſche Konſequenzen 
nicht zu ziehen, wenn wir ſehen, daß wir mit der 
folgerichtigen Durchführung eines Grundſat⸗ 
zes gegen andere, noch höhere Grundſätze näm⸗ 
lich gegen die der ſozjalen Vernunftund Gerech⸗ 
tigkeit, verſtoßen würden. 


MinR. Dr. Jonas, Berlin. 
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29. KG. — $ 3 3PO.; 8 I GͤKc. Der Streitwert eines 
Antrages auf Feſtſtellung, daß der Bekl. in vermögensrechtlicher 
Beziehung der Vater ſei, iſt nicht nach den Grundſätzen zu be⸗ 
meſſen, die bei einem allgemein gehaltenen Antrag auf Feſtſtel⸗ 
lung der Vaterſchaft gelten. 

Der Kl. hatte Klage erhoben mit dem Antrage, erſtens 
feſtzuſtellen, daß der Bekl. in vermögensrechtlicher Beziehung 
ſein Vater ſei, zweitens den Bekl. zu verurteilen, ihm bis zur 
Vollendung des 16. Lebensjahres eine monatliche Unterhalts- 
rente von 20 AM zu zahlen. Das LG. hat den Wert des Feit- 
ſtellungsantrages auf 100 AM feſtgeſetzt. Seine gegen dieſen 
Beſchluß gerichtete Beſchwerde hat der BeſchwF. damit be⸗ 
gründet, daß das KG. in ſtändiger Rſpr. den Wert des Feſt⸗ 
ſtellungsantrages auf 1000 AM feſtgeſetzt habe (vgl. JW. 1935, 
3487 und 1936, 1020). 

Die Beſchwerde iſt nicht begründet. Es trifft zu, daß der 
Senat wiederholt dahin entſchieden hat, daß mit Rückſicht auf 
die Bedeutung der Feſtſtellung der Vaterſchaft im heutigen 
Staat und auf die Erleichterung des Nachweiſes der ariſchen 
Abſtammung der Streitwert eines Feſtſtellungsanſpruchs in 
folgen Fällen auf 1000 % feſtzuſetzen ſei. Dies kann aber 
dann nicht gelten, wenn der Feſtſtellungsantrag ausdrücklich 
darauf gerichtet iſt, daß der Bekl. in vermögensrecht⸗ 
licher Beziehung der Vater ſei. Dieſe Beſchränkung läßt 
es als ausgeſchloſſen erſcheinen, die allgemeine Bedeutung einer 
Feſtſtellung der Vaterſchaft für die Streitwertbemeſſung heran⸗ 
zuziehen. Es erſcheint vielmehr als angebracht, nur die außer 
dem Unterhaltsanſpruch etwa noch entſtehenden Anſprüche des 
Kl. zu berückſichtigen, und diefe können hier nicht höher als auf 
100 AM angenommen werden. 

(KG., 8. ZivSen., Beſchl. v. 15. Juni 1937, 8 W 2706/37.) 


* 

30. KG. — 83 ZPO. Wird die Verurteilung zum Ab⸗ 
ſchluß eines Miet⸗ oder Pachtvertrages auf Grund eines Vor⸗ 
vertrages begehrt, jo iſt für die Streitwertfeſtſetzung nicht § 10 
DEKG,, ſondern 83 ZPO. maßgebend. 

Mit der Widerklage begehrt die Bekl. die Verurteilung der 
Kl. zum Abſchluß eines zehnjährigen Mietvertrages zu beſtimm⸗ 
ten Bedingungen. Das LG. hat den Streitwert inſoweit auf 
den Betrag des zehnjährigen Mietzinſes feſtgeſetzt. Die Bekl. 
will mit der Beſchw. die Herabſetzung des Streitwertes auf den 
Betrag des einjährigen Mietzinſes erreichen. 

Der Beſchw. iſt nur teilweiſe ſtattzugeben. 

Die Anſicht der Bekl., daß für die Bemeſſung des Streit⸗ 
wertes § 10 Abſ. 1 Satz 1 DG KG. maßgebend ſei, trifft nicht zu. 
Dieſe Vorſchrift iſt anwendbar „wenn das Beſtehen oder die 
Dauer eines Miet- oder Pachtverhältniſſes ſtreitig“ iſt. Sie ſetzt 
alſo voraus, daß die Frage des Abſchluſſes oder der Beendigung 
eines Miet- oder Pachtverhältniſſes den Gegenſtand des Rechts⸗ 
ſtreits bildet. Bei der von der Bekl. erhobenen Widerklage beſteht 
aber gar nicht ein derartiger Streit. Denn es iſt unſtreitig, daß 
zur Zeit ein Mietverhältnis nicht beſteht, und es herrſcht nur 
Streit darüber, ob durch den Abſchluß eines Vorvertrages die 
Verpflichtung der Streitteile zum Abſchluß eines Mietvertrages 
miteinander begründet worden iſt. Ein derartiger Streit iſt aber 
von einem Streit über das Beſtehen oder die Dauer eines Miet⸗ 
verhältuiſſes feinem Weſen nach verſchieden, und zwar zum min⸗ 
deſten ſo verſchieden, wie ein Streit über den Inhalt des Miet⸗ 
vertrages, bei dem der Streitwert nicht nach § 10 Abſ. 1 Satz 1 
DKG. zu berechnen, ſondern nach §3 ZPO. frei zu ſchätzen 
iſt (vgl. Rittmann⸗Wenz, Anm. 1, Abſ. 4 zu § 10). § 10 
DGG. iſt deshalb auf die Streitwertfeſtſetzung hinſichtlich der 
Widerklage nicht anwendbar. Anwendbar iſt vielmehr §3 3 NO., 
da mangels einer Sonderbeſtimmung in den 88 4 bis 9 38D. 
dieſe Vorſchrift maßgebend iſt. 

Der Streitwert wird demnach durch das Intereſſe der Bekl. 
an der Erlangung des Vertrages beſtimmt. Dieſes Intereſſe iſt 
entgegen der Anſicht des LG. von dem Geſamtbetrage des Miet⸗ 
zinſes während der Dauer des zehnjährigen Vertrages verſchie⸗ 
den, und zwar bleibt es hinter dieſem Betrage erheblich zurück, 
es wird durch das Intereſſe der Bekl. beſtimmt, die derzeitige 
Verlegung ihres Betriebes unterlaſſen und Räume unter den 
behaupteten und nicht ſchwereren Bedingungen benutzen zu kön⸗ 
nen. Mit Rückſicht auf die geſamten Umſtände des Falles iſt 
dieſes Intereſſe auf 10 000 %%% zu ſchätzen. 

(KG., 17. ZivSen., Beſchl. v. 14. April 1937, 17 W 1666/37.) 


31. LG. — 88 3, 485 ff. ZPO. Der Streitwert des Be⸗ 
weisſicherungsverfahrens richtet ſich regelmäßig nach dem Wert 
des Anſpruchs, den der Antragſteller, geſtützt auf das Ergebnis 
des Beweisſicherungsverfahrens, gegen den Antragsgegner des 
Beweisſicherungsverfahrens erheben will. f) 

Eine über der Antragſtellerin wohnende Mieterin hat 
den Waſſerhahn offenſtehen laſſen. Das Waſſer iſt überge⸗ 
laufen und durch die Decke in das von der Antragſtellerim 
innegehaltene Zimmer gelaufen, ſo daß die Decke und die 
Möbel der Antragſtellerin naß geworden ſind. 5 

Die Antragſtellerin hat gegen den Hauswirt das Beweis⸗ 
ſicherungsverfahren darüber betrieben, ob ihre Möbel durch 
Waſſer und Kalk beſpritzt und durchnäßt ſind, und das Zim⸗ 
mer in unbrauchbarem und geſundheitsſchädlichem Zuſtand iſt. 

Das AG. hat den Streitwert des Beweisſicherungsver⸗ 
fahrens auf 200 RA feſtgeſetzt. 

In dem ſpäter angeſtrengten Hauptprozeß hat die Kl. 
verlangt: 1. von der über ihr wohnenden Mieterin Zahlung 
von 445,59 AN, 2. von dem Hauswirt Zahlung von 23,25 AM, 
3. von der Mieterin und dem Hauswirt Zahlung von 
12,40 RM. 

Der Anwalt der Antragſtellerin verlangt ohne Erfolg 
Heraufſetzung des Streitwerts des Beweisſicherungsverfahrens 
auf 400/500 RM. 

Allerdings richtet ſich der Streitwert des Beweisſiche⸗ 
rungsverfahrens regelmäßig nach dem Wert des Anſpruchs, 
den der Antragſteller, geſtützt auf das Ergebnis des Beweis⸗ 
ſicherungsverfahrens, erheben will bzw. erhoben hat. Dabei 
kommen aber nur die Anſprüche in Betracht, die der Antrag⸗ 
ſteller gegen den Antragsgegner des Beweisſicherungsver⸗ 
fahrens erheben will bzw. erhoben hat. Denn nur die zwiſchen 
den Parteien des Beweisſicherungsverfahrens beſtehenden 
Streitpunkte ſind Gegenſtand des Beweisſicherungsverfahrens. 
Antragsgegner des Beweisſicherungsverfahrens iſt lediglich 
der Hauswirt, und dieſen hat die Antragſtellerin nur auf 
Zahlung von insgeſamt 35,65 AM in Anſpruch genommen. 
Mithin iſt der Anwalt der Antragſtellerin nicht dadurch be⸗ 
ſchwert, daß das AG. den Streitwert des Beweisſicherungs⸗ 
verfahrens auf 200 RM feſtgeſetzt hat. Daran wird nichts 
dadurch geändert, daß die Antragſtellerin und das AG. im 
Hauptprozeß die im Beweisſicherungsverfahren erſtatteten 
Gutachten auch bei der Erörterung und Entſch. des gegen die 
Mieterin erhobenen Anſpruchs auf Zahlung von 445,59 KK. 
mitverwertet haben. 

(LG. Berlin, 27. (Koſten⸗) ZR., Beſchl. v. 30. April 1937, 
227 T 3740/37.) 


Anmerkung: Die Entſch. dürfte erheblichen Bedenken 
begegnen. 

Strenggenommen hat der Streitwert eines Beweis⸗ 
ſicherungsverfahrens mit irgendwelchen erhobenen oder erſt zu 
erhebenden Anſprüchen nichts zu tun, ſondern bemißt ſich 
ausſchließlich nach $ 3 ZPO. nach dem Intereſſe, das der 
Antragſteller eben an der beantragten Sicherungsmaßnahme 
hat. Immerhin wird man dieſes Intereſſe meiſt nur nach 
denjenigen Anſprüchen beurteilen können, für deren Durch⸗ 
ſetzung die Beweisſicherung eine Hilfsmaßnahme iſt. So recht⸗ 
fertigt ſich denn in der Tat, daß man doch nach den An⸗ 
ſprüchen fragt und ihnen weſentliche — nicht jedoch aus⸗ 
ſchlaggebende — Bedeutung für die Bemeſſung des Streit⸗ 
werts im Beweisſicherungsverfahren beilegt (jo auch KG., 
16. Ziv Sen. v. 19. April 1909: OLG. 19, 50). 

Zweifellos richtig iſt, daß, wenn eine Beweisſicherung 
nicht nur für die Durchführung von Anſprüchen gegen den 
Antragsgegner benutzt wird, daraus nicht unbedingt Rück⸗ 
wirkungen auf den Streitwert der Beweisſicherung ſich er⸗ 
geben müſſen. Regelmäßig wird man vielmehr berechtig! 
fein, den Streitwert einer beſtimmten Beweisſicherung nicht 
höher anzusetzen, als den gegen den ausdrücklich benannten 
Antragsgegner in Frage kommenden Anſprüchen entipriät. 
Keinesfalls kann aber der entſcheidende Maßſtab der ſein, 
welche Anſprüche der Antragſteller „geſtützt auf das Ergebnis 
des Beweisſicherungsverfahrens“ gegen dieſen Antragsgegner 
erheben will oder erhoben hat. Man könnte ſo allzu leicht 
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zu einem zu geringen Streitwert gelangen. Die — nach 83 
vorzunehmende — Schätzung hat vielmehr grundſätzlich ſtets 
zu fragen, wie hoch das Intereſſe des Antragſtellers erſcheint, 
ohne Rückſicht darauf, zu welchen Maßnahmen dieſer ſich 
nach dem Ausfall der Beweisſicherung entſchließt. Sonſt 
würde man nämlich dazu gelangen können, eine — vorweg⸗ 
genommene — ungünſtige Beweisſicherung niedriger einzu⸗ 
ſchätzen als eine erfolgreiche, die den Antragſteller zu weit⸗ 
gehenden Anſprüchen gegen den Gegner des Beweisſicherungs⸗ 
verfahrens veranlaßt. Ein ſolches Ergebnis wäre offenſicht⸗ 
lich unannehmbar. 

Im vorl. Falle müßte nach Anſicht des LG. nur em 
Streitwert von 35,65 AM in Frage kommen, nach dem Tat⸗ 
beſtand offenſichtlich viel zu gering, während die amtsgericht⸗ 
liche Schätzung auf 200 RM — bei der es hier nur aus 
verfahrensrechtlichen Gründen verblieben iſt! — wohl als 
zutreffend anerkannt werden kann. 

KON. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 


32. KG. — 8 91 ZPO. Anwaltsgemeinſchaft. Auswirkung 
des Eintritts eines Sozius in eine beſtehende Sozietät auf die lau⸗ 
fenden Prozeßaufträge. Zur Frage des Anwaltswechſels bei Ver⸗ 
tretung durch aſſoziierte Anwälte. 

Die Beſchwerde der Bekl. wendet ſich gegen die Abſetzung 
der Prozeßgebühr ihres Prozeßbevollmächtigten in der Ber⸗ 
Inſt., ſoweit es ſich um das Berufungsverfahren nach der drit⸗ 
ten Zurückverweiſung durch das RG. handelt. Diefe Gebühr 
iſt indes von den Vorinſtanzen mit Recht abgeſetzt worden. 

Gegen das Urt. des LG. v. 9. Nov. 1926 hatte für die 
Bekl. RA. A. C. als Prozeßbevollmächtigter Berufung eingelegt, 
über welche durch Urt. v. 22. Nov. 1927 entſchieden wurde. 
Dieſes Urt. iſt vom RG. aufgehoben und die Sache an das KG. 
zurückverwieſen worden. Im weiteren Verlauf iſt die Sache 
noch mehrfach an das RG. gelangt, das ſie ſtets an das KG. 
zurückverwieſen hat. Erſtmalig im dritten Berufungsverfahren 
trat der jetzige Prozeßbevollmächtigte, RA. B. C., der Sohn 
des erſten Prozeßbevollmächtigten, der vorher bereits als 
Generalſubſtitut ſeines Vaters aufgetreten und ſodann als 
Sozius in deſſen Praxis eingetreten war, in dieſer ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Sozius des bisherigen Prozeß bevollmächtigten für 
die Bekl. auf. Durch Urt. des RG. v. 7. Dez. 1934 find als 
Prozeßbevollmächtigte der Bekl. die RA. A. und B. C. auf 
geführt. Durch Urt. des RG. v. 22. Mai 1936 iſt auch dieſes 
Urt. aufgehoben und die Sache wiederum zurückverwieſen wor⸗ 
den. In dem nun folgenden vierten Berufungsverfahren iſt, 
da RA. A. C. bereits nach Erlaß des BU. verſtorben iſt, als Pro⸗ 
zeßbevollmächtigter der Bekl nur noch RA. B. C. aufgetreten. 
Durch Urt. des KG. v. 18. Dez. 1936 ſind jeder Partei die ihr 
bis zum letzten Urt. des RG. erwachſenen außergerichtlichen 
Koſten auferlegt worden. Die danach entſtandenen Koſten des 
Verfahrens hat jedoch der Kl. zu tragen. h 

Die Feſtſetzung einer Prozeßgebühr für das vierte Beru⸗ 
fungsverfahren für RA. B. C. haben die Vorinſtanzen ab⸗ 
gelehnt, weil beiden Sozien die ohnehin nur einmal erwachſene 
Prozeßgebühr als Geſamthandsgläubigern zugeſtanden habe. 
Die Beſchwerde meint, daß, da die Prozeßvollmacht lediglich 
auf A. C. gelautet habe, die erſtattungspflichtige Partei nicht 
daraus einen Nutzen ziehen könne, daß der verſtorbene erſte 
Prozeßbevollmächtigte zufällig einen Sozius gehabt habe. 

Die Beſchwerde iſt nicht begründet. 

Zwar iſt, rein äußerlich betrachtet, ein Anwaltswechſel 
inſofern eingetreten, als der urſprüngliche Prozeßbevollmäch⸗ 
tigte A. C. im Laufe des Rechtsſtreits verſtorben und an ſeine 
Stelle RA. B. C. getreten iſt. Gleichwohl ſtellt ſich dieſer Wechſel 
in Wahrheit nicht als ein ſolcher i. ©. des 8 a Abſ. 2 Sat 2 
BRD. dar, der überhaupt doppelte Anwaltsgebühren hätte er⸗ 
wachſen laſſen können. Denn im Augenblick des Ausſcheidens 
des erſten Prozeß bevollmächtigten befand dieſer ſich mit ſei⸗ 
nem Sohn in Anwaltsgemeinſchaft. Beide Anwälte waren beim 
KG. zugelafjen. Die Rechtslage bei übertragung eines Auftra⸗ 
ges an eine Anwaltsgemeinſchaft, deren Sozien bei demſelben 
Gericht zugelaſſen find, iſt aber gebührenrechtlich nicht etwa 
aus 5 2 NAGEbD. zu beurteilen. § 2 ſpricht von Ausführung 
eines Auftrags, deſſen gemeinſchaftliche Ausführung 
mehreren Anwälten übertragen iſt. Dann ſteht jedem der meh⸗ 
reren Anwälte die volle Vergütung zu. Die Erſtattungsfähig⸗ 
keit in ſolchem Falle richtet ſich nach 8 91 Abſ. 2 Satz 2 3888. 
Die Gebühren der mehreren Anwälte ſind nur dann zu er⸗ 
Hatten, wenn die Inanſpruchnahme mehrerer Anwälte ent⸗ 
weber mit Rückſicht auf die beſondere tatſächlich und rechtlich 


verwickelte Sachlage unbedingt notwendig war, iſt alſo vom 
Geſetz nur als Ausnahme vorgeſehen. Bei Erteilung eines Auf⸗ 
trags an eine Anwaltsgemeinſchaft dagegen wird zwar auch 
äußerlich die Prozeßvollmacht mehreren Sozien gemeinſchaftlich 
erteilt, ſofern eben die Vollmacht entſprechend lautet. Bei zu⸗ 
nächſt nur mündlicher Auftragserteilung wird jedenfalls da⸗ 
von auszugehen ſein, daß im Zweifel der Anwaltsvertrag ſich 
auf alle Sozien bezieht (Noack, „RRAD.“ 1937, 147). Inhalt 
dieſes Auftrages iſt indes nach dem allein maßgebenden, bis 
zum Beweiſe des Gegenteils regelmäßig ohne weiteres zu 
unterſtellenden Parteiwillen, daß die mehreren beauftragten 
Anwälte nicht nebeneinander, ſondern daß jeweils nur einer 
von ihnen, und zwar jeder an Stelle des anderen und für 
den anderen tätig werden und als Prozeßbevollmächtigter der 
Partei auftreten darf (ſo auch Baumbach, „RKoſtG.“, 
7. Aufl., 1937, Anm. zu 8 2 RAGEbD.; Rittmann⸗Wenz, 
1 zu § 2 RAcgeb O.). Dieſes Einſpringen und Tätigwerden eines 
Sozius für den anderen und nur an deſſen Stelle bedeutet 
deshalb keinen Wechſel in der Perſon des Prozeßbevollmächtig⸗ 
ten. Denn ein ſolcher liegt nur bei Wechſel in dem Auftrags⸗ 
verhältnis vor (Entſch. des Sen. v. 27. Febr. 1932: JW. 
1935, 798). 

Dieſes Auftragsverhältnis beſteht aber unverändert auch 
dann fort, wenn einer der Sozien aus irgendeinem Grunde, 
z. B. wegen Todes, ausſcheidet. Damit beſchränkt ſich der Auf⸗ 
trag automatiſch auf die verbleibenden Sozien, ſie ſind nach 
wie vor die beſtellten Prozeßbevollmächtigten der Parteien. Ein 
Anwaltswechſel findet alſo nicht ſtatt. Es wechſelt innerhalb der 
Sozietät nur der „Sachbearbeiter“ (Gaedeke: JW. 1934, 
2174 Anm. zu Nr. 7). Folglich können auch keine doppelten An⸗ 
waltsgebühren entſtehen und kommt 8 91 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. 
nicht zur Anwendung (fo auch bereits Entſch. des Sen. 20 W 
11267/32 v. 5. Nov. 1932: JW. 1933, 538; OLG. Jena vom 
28. März 1934: JW. 1934, 2174). : 

Richtig iſt nun allerdings, daß im vorl. Falle der Sach⸗ 
verhalt inſofern ein anderer iſt, als zur Zeit der Erteilung des 
Prozeßauftrages RA. A. C. noch nicht in Anwaltsgemeinſchaft 
lebte, der Prozeßauftrag folglich nur ihm als Alleinanwalt 
erteilt worden iſt. Dieſer Auftrag wird auch dadurch, daß wäh⸗ 
rend ſeines Beſtehens der allein beauftragte Anwalt eine An⸗ 
waltsgemeinſchaft eingeht, in ſeinem Beſtande nicht ohne wei⸗ 
teres nach irgendeiner Richtung hin berührt, insbeſ. alſo nicht 
ohne weiteres ausgedehnt auf die Anwaltsſozietät in der 
Weiſe, daß nunmehr auch jeder der Sozien als nach Maßgabe 
des früher erteilten Auftrages beauftragt gilt und an Stelle 
des bisher allein beauftragten Anwalts auftreten dürfte. Wohl 
aber iſt eine ſolche Ausdehnung des Prozeßauftrages an ſich 
rechtlich möglich. Ob ſie erfolgt iſt, kann nur aus den tatſäch⸗ 
lichen Umſtänden des einzelnen Falles beurteilt werden. Es 
fehlt daher für die gegenteilige Anſicht des OLG. Köln (Entſch. 
v. 26. April 1932: JW. 1932, 2893), daß in ſolchem Falle durch 
die Begründung einer Sozietät oder Aufnahme eines weiteren 
Sozius in die Gemeinſchaft eine Anderung des Anwaltsver⸗ 
trages mit der Partei nicht eintrete, ebenſo an einer recht⸗ 
lichen wie tatſächlichen Grundlage, wie für die entgegengeſetzte 
Auffaſſung des OLG. Jena (Entſch. v. 28. März 1934: JW. 
1934, 2174), daß der Partei die Ausdehnung des Anwaltsver⸗ 
trags auf den — neuen — Sozius mindeſtens dann gleich⸗ 
gültig fei, wenn kein gegenteiliger Wille erkennbar iſt, daß ſo⸗ 
mit die ſtillſchweigende Ausdehnung des Anwaltsvertrages 
ohne weiteres anzunehmen wäre. Eine ſolche Ausdehnung 
muß vielmehr im Einzelfalle ſich feſtſtellen laſſen. Sie kann 
ausdrücklich, ſie kann aber ebenſo auch ſtillſchweigend durch 
ſchlüſſiges Verhalten erfolgen. Im vorl. Fall kann nach Anſicht 
des Senats kein Zweifel daran herrſchen, daß der Bekl. als 
Auftraggeberin gegenüber die beiden in der 1931 gegründeten 
Anwaltsgemeinſchaft vertretenen Anwälte als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte gelten ſollten in der Weiſe, daß ſowohl der eine wie 
der andere zur Vertretung der Bekl. befugt fein follte. Dabei 
iſt an ſich ohne Bedeutung der genaue Zeitpunkt der Begrün⸗ 
dung der Anwaltsgemeinſchaft. Es genügt die Feſtſtellung, daß 
erſtmalig im Schriftſatz v. 18. März 1932 die Sozietät fir⸗ 
miert und daß auch die Unterſchrift dieſes Schriftſatzes die 
Anwaltsſozietät zum Ausdruck bringt. In der Folgezeit hat 
dann RA. B. C faſt alle Termine für die Bekl. wahrgenom⸗ 
men und auch die Schriftſätze mit⸗ oder allein unterzeichnet. 
So find denn auch beide Sozien bereits im Urt. des RE. vom 
7. Dez. 1934 als Prozeßbevollmächtigte der Bekl. aufgeführt. 

Es kann nicht angenommen werden, daß der Beil, da — 
fofern fie es nicht unmittelbar durch Rundſchreiben oder be⸗ 
ſondere Mitteilung ihres bisherigen Prozeßbevollmächtigten er⸗ 
fahren hat — ſie mindeſtens aus der Anderung der Briefbogen 
und der Firmenangabe in den Schriftſätzen die Übernahme der 


278 


2218 


Praxis durch eine Anwaltsgemeinſchaft erſah, im übrigen auch 
zweifellos bei gelegentlichen mündlichen Erörterungen mit RA. 
B. C. verhandelt hat, dieſe Veränderung verborgen geblieben 
iſt. Dann iſt aber bis zum Beweiſe des Gegenteils — der der 
Bekl. obliegen würde — davon auszugehen, daß ſie mit dieſer 
Anderung und deren Auswirkung auf den laufenden Prozeß⸗ 
auftrag i. S. einer Ausdehnung desſelben auf die Sozien ein⸗ 
verſtanden geweſen iſt. Die geſamten Umſtände laſſen ſogar kei⸗ 
nen Zweifel darüber, daß die daraus ſich ergebende Anderung 
der Rechtsbeziehungen zwiſchen der Bekl. und ihrem bisherigen 
Alleinprozeßbevollmächtigten i. S. einer Ausdehnung des Auf⸗ 
trages auch auf den neu eingetretenen Sozius durchaus mit 
ihrem Wiſſen und Willen geſchehen iſt, daß alſo ſchon lange 
vor Abſchluß des dritten Berufungsverfahrens durch Urt. des 
KG. v. 7. Dez. 1934 der Prozeßauftrag auch dem RA. B. C. 
erteilt worden iſt, eine Erweiterung der Rechtsbeziehungen, die 
von dieſem durch ſein Tätigwerden für die Bekl. in ſchlüſſiger 
Weiſe angenommen worden iſt. 

Die Rechtslage iſt mithin keine andere, als wenn von An⸗ 
fang an die Prozeßvollmacht an die RA. A. C. und B. C. erteilt 
worden wäre. Das Ausſcheiden eines dieſer Bevollmächtigten, 
infolge Todes aus der Anwaltsgemeinſchaft konnte ſich daher 
wie verfahrensrechtlich ſo auch gebührenrechtlich nicht aus⸗ 
wirken, ſtellt keinen Anwaltswechſel dar und hat ſomit eine 
doppelte Prozeßgebühr nicht zur Entſtehung bringen können. 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 12. Juni 1937, 20 W 2930/37.) 
* 


33. KG. — S$ 91, 104 ZPO. Erſtattung von Auslagen einer 
Partei grundſätzlich nur bei Nachweis, daß katſächlich bereits die 
Aufwendungen gemacht find (z. B. Zahlung der Vergütung an 
Privatgutachter). Sonſt kann Feſtſetzung nur fo erfolgen, daß die 
unterlegene Partei für Rechnung des Obſiegenden an den Dritten 
zu zahlen hat. — Bemeſſung der Höhe der Vergütung für Privat⸗ 
gutachten. 

Die Kl. beanſtandet mit Recht die Feſtſetzung eines Be⸗ 
trages von 15000 % für Auslagen, die die Bekl. durch 
die Hinzuziehung des Prof. K. als Gutachters und techniſchen 
Beraters gehabt haben will. 

Der Senat folgt allerdings dem LG. darin, daß es ſich 
hier um überdurchſchnittlich ſchwierige techniſche Probleme ge⸗ 
handelt hat, und daß für die Bekl. die Prozeßlage ſich noch 
dadurch beſonders ungünſtig geſtaltet hat, daß die Bekl. teils 
gegen frühere, vor allem aber gegen gerichtliche Gutachten 
in dieſem Verfahren ankämpfen mußte, deren objektive Unrich⸗ 
tigkeit in ſubſtantiierter Weiſe wiederum nur durch Gegen⸗ 
gutachten, und zwar eben nur durch die Heranziehung pri⸗ 
vater Gutachter, dargelegt werden konnte, und daß es für die 
Zwecke ſachgemäßer Verteidigung der Bekl. ſomit nicht aus⸗ 
gereicht hätte, ſich mit der üblichen Hinzuziehung eines Patent⸗ 
anwalts zu begnügen. Dieſe Erwägungen laſſen zugleich einen 
Schluß auf den Umfang der von dem ſo hinzuzuziehenden pri⸗ 
vaten Gutachter zu entwickelnden Tätigkeit, die Schwierigkeit 
der von ihm zu beantwortenden Fragen und damit den von 
ihm zu leiſtenden Arbeitsaufwand zu. Hinſichtlich der Höhe 
der hierfür auszuwerfenden Vergütung vermochte indes der 
Senat weder der Liquidation des Sachverſtändigen noch der 
Feſtſetzung durch das LG. ſich anzuſchließen. Prof. X. bemißt 
ſeinen Arbeitsaufwand auf etwa 4200 Arbeitsſtunden, d. h. 
auf eine Tätigkeit, die unter Zugrundelegung von 8 Arbeits⸗ 
ſtunden täglich und ohne Ausſchaltung der Sonn⸗ und Feier⸗ 
tage eine ausſchließliche Tätigkeit des Gutachters für die 
Zwecke nur dieſes Prozeſſes während der Dauer von etwa 
11% Jahren ergeben würde. Es bedarf indes ſelbſt unter Be⸗ 
rückſichtigung des Umſtandes, daß der Prozeß vom Jahre 1927 
bis 1936 geſchwebt hat und ſelbſt unter Berückſichtigung der 
erwähnten Schwierigkeiten keiner Erörterung, daß eine Heran- 
ziehung des Sachverſtändigen durch die Bekl. in dieſem Um⸗ 
fange den Rahmen des Notwendigen bei weitem überſchreitet, 
und daß deshalb keinesfalls anerkaunt werden kann, daß die 
hierfür dem Gutachter erwachſenen Anſprüche an die Bekl. in 
vollem Umfange als zweckentſprechende Rechtsverfolgungskoſten 
geltend gemacht werden können. 

Selbſt der von dem urſprünglichen Geſamtbetrag von 
25 000 RM zugunſten der Kl. bisher nur feſtgeſetzte Teilbetrag 
von 15000 AM erſcheint bei weitem überſetzt. (Wird ausge⸗ 
führt.) Für eine Erſtattungsfähigkeit verbleiben in Wahrheit 
nur drei Gutachten nebſt Ergänzungen. Berückſichtigt man 
einerſeits, daß der Streitwert des Prozeſſes immerhin nur 
40 000 4% beträgt, daß die gerichtlichen Gutachter in dieſem 
Verfahren für jedes Gutachten nicht mehr als 2000 AM liqui⸗ 
diert und zugebilligt erhalten haben, und daß eine derartige 
Abgeltung der Gutachtertätigkeit auch für die Tätigkeit des 
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Prof. X. als angemeſſener Maßſtab heranzuziehen iſt, berück⸗ 
ſichtigt man ferner, daß die Ergänzungsteile der Gutachten in 
ihrer Schwierigkeit etwas geringer zu bewerten ſind, anderer⸗ 
ſeits aber wiederum, daß Prof. X. außer der reinen Gutachter⸗ 
tätigkeit auch ſonſt noch beratend und unterſtützend für die 
Bekl. im Prozeß tätig geweſen iſt, ſo erſcheint dem Senat ein 
Geſamtbetrag von 7000 RAM als derjenige Aufwand, den nach 
Lage der Sache der Bekl. für Zwecke des Prozeſſes durch 
Heranziehung des Prof. X. als techniſchen — weiteren — Bei⸗ 
ſtandes aufwenden durfte und der ſich im Rahmen zweckent⸗ 
ſprechender Rechtsverteidigungskoſten hält. 

Derartige Koſten können im Prozeß ſtets nur unter dem 
Geſichtspunkt barer Auslagen der Partei geltend ge⸗ 
macht werden. Nach § 104 Abf. 2 Satz 1 ZPO. genügt nun 
allerdings zur Berückſichtigung eines Anſatzes, daß dieſer 
glaubhaft gemacht iſt, d. h. daß glaubhaft gemacht iſt, daß dieſe 
Koſten der Partei erwachſen ſind. Hinſichtlich der Rechtsan⸗ 
walts⸗ und Gerichtsvollzieherkoſten wird jedoch nach allgemeiner 
Anſicht (zu vgl. auch Baumbach, 2 zu 8104 ZPO.) das 
Feſtſtehen der Zahlungsverpflichtung als ausreichend angeſehen, 
weil damit die Notwendigkeit auch der Zahlung bereits glaub⸗ 
haft gemacht iſt. Für ſonſtige Koſten aber, insbeſ. für Aus⸗ 
lagen einer Partei, muß jedoch grundſätzlich und regelmäßig 
erfordert werden, daß der Aufwand bereits tatſächlich erfolgt 
ift (fo auch Entſch. des Senats v. 5. Nov. 1932 bei Gaedeke, 
„Koſtenrechtſprechung“ Nr. 271). Denn die Koſtenfeſtſetzung ſoll 
nicht zu einer Bereicherung der ſiegreichen Partei führen, ſon⸗ 
dern nur die tatſächlich ihr für Zwecke des Prozeſſes entſtan⸗ 
dene Aufwendungen ausgleichen. 

Unſtreitig hat nun hier aber die Bekl. an Prof. X. noch 
keine Vergütung gezahlt. Auch ſind die Vorausſetzungen für das 
Vorhandenſein einer Ausnahme, die nach der Rſpr. des Senats 
deſſenungeachtet bereits die Geltendmachung der Vergütung 
als Auslagen der Bekl. rechtfertigen könnte, von ihr nicht dar⸗ 
getan und nicht erſichtlich. Danach müßte an ſich die Feſt⸗ 
ſetzung dieſer Poſition jedenfalls zur Zeit verſagt werden, 
weil inſoweit der Bekl. noch keine Auslagen erwachſen ſind. 
Andererſeits kann nach der geſamten Sachlage kein Zweifel be⸗ 
ſtehen, daß dem Sachverſtändigen für ſeine Tätigkeit ein Ver⸗ 
gütungsanſpruch gegen die Bekl. zuſteht, der erfüllt werden 
muß und ſpäter dann doch noch zur Koſtenfeſtſetzung angemeldet 
werden könnte. Um dieſes Ergebnis zu vermeiden und den ver⸗ 
mögensrechtlichen Ausgleich beſchreunigt herbeizuführen, hat der 
Senat zu einer Hilfs maßnahme gegriffen, die an ſich 
im Geſetz nicht vorgeſehen und, ſoweit erſichtlich, im Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren bisher auch noch nicht angewandt worden 
iſt. LG. hat aus gleicher Erwägung heraus den UrkB. an⸗ 
gehalten, die Feſtſetzung jo zu geſtalten, daß die Bekl. wegen 
der Koſten des Prof. X. nur einen Anſpruch auf Befreiung 
von dieſer Schuld habe, d. h. daß die Kl. inſoweit unmittel⸗ 
bar an den Sachverſtändigen zu leiſten verpflichtet ſei. In der 
Tat vermeidet nur dieſes Ergebnis, wie LG. an ſich zutreffend 
erkannt hat, die ſonſt unumgängliche Abſetzung der fraglichen 
Poſition. Judes läßt ſich der vom LG. eingeſchlagene Weg 
im Koſtenfeſtſetzungsverfahren nicht beſchreiten. Denn dieſes 
bildet nur die rechneriſche Ergänzung der Koſtenentſch. und 
hat ſich deshalb darauf zu beſchränken, den erſtattungsfähigen 
Betrag zu errechnen und feſtzuſtellen. Deshalb hat der Senat 
3. B. im Falle einer Abtretung des Koſtenerſtattungsanſpruchs 
die Liquidation des Abtretungsempfängers zum Betreiben der 
Koſteufeſtſetzung erſt dann anerkannt, wenn wegen der Koſten 
der Vollſtreckungstitel auf ihn umgeſchrieben iſt, und auch 
einen Antrag des Erſtattungsgläubigers, die Koſten mit der 
Maßgabe feſtzuſetzen, daß ſie an den Zeſſionar zu zahlen 
ſeien, für unzuläſſig und unbeachtlich erklärt (Entſch. vom 
13. Jan. 1934: JW. 1934, 495). 

Gleicherweiſe kann nicht für zuläſſig erachtet werden, an 
Stelle der — bereits im Urteil ausgeſprochenen — Zahlungs⸗ 
pflicht des unterlegenen Gegners eine Verpflichtung, die ſieg⸗ 
reiche Partei von Anſprüchen dritter Perſonen zu befreien, im 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß auszuſprechen. Deſſen Ausſpruch kann 
vielmehr immer nur auf die Feſtſtellung einer ziffernmäßig 
abgegrenzten Erſtattungs⸗, d. h. Zahlungspflicht an den Ob⸗ 
ſiegenden lauten. 

Damit würde indes in Fällen der vorl. Art die Gefahr 
beſtehen, daß bisher nicht aufgewendete Auslagen und auch in 
Zukunft für den vorgeſehenen Zweck nicht verwendete Beträge 
in das Vermögen der ſiegreichen Partei fließen, eine Gefahr, 
der ohne Rückſicht darauf, ob ſie im konkreten Falle zu be⸗ 
fürchten ſein könnte, generell begegnet werden muß. Dieſes 
Ziel läßt ſich nur durch eine gewiſſe Einſchränkung der Er⸗ 
ſtattungspflicht nicht dem Betrage, wohl aber der Art der 
Durchführung nach erreichen, indem nämlich Vorſorge 


66. Jahrg. 1937 Heft 85] 


Rechtſprechung 


2219 


getroffen wird, daß der feſtzuſetzende Betrag auch wirklich nur 
für den Zweck, für den er angefordert wird, d. h. nur zur 
Deckung der tatſächlich noch nicht getilgten Koſtenverpflichtung 
des Obſiegenden verwendet wird. Das geſchieht, wenn der Er⸗ 
ſtattungsſchuldner gehalten iſt, den feſtgeſetzten Betrag, d. h. 
die jeweils in Frage kommende Poſition für Rechnung des Er⸗ 
ſtattungsgläubigers unmittelbar an diejenige Perſon zu zahlen, 
deren Anſprüche aus dieſer Zahlung befriedigt werden ſollen. 
Damit genügt der Erſtattungsſchuldner ſeiner Erſtattungs⸗ 
pflicht gegenüber dem Gegner. Im Falle zwangsweiſer Beitrei⸗ 
bung durch den Gerichtsvollzieher iſt dieſer gehalten, die frag⸗ 
liche Summe für Rechnung des Erſtattungsgläubigers dem 
dritten Forderungsberechtigten abzuführen. Damit iſt ohne 
Aufſtellung einer eigentlichen Verpflichtung des Erſtattungs⸗ 
ſchuldners, die ſiegreiche Partei von Verbindlichkeiten zu be⸗ 
freien, in einfacher Weiſe die Heranziehung des Erſtattungs⸗ 
ſchuldners zur Deckung von. Aufwendungen des Gläubigers, 
die nur unter dem Geſichtspunkt der Auslagen erſtattet ver⸗ 
langt werden können, bisher aber aus irgendwelchen Gründen 
tatſächlich noch nicht aus dem Vermögen der ſiegreichen Partei 
aufgewendet ſind, gewährleiſtet. Damit wird mindeſtens eine 
Verzögerung, wenn nicht gar Ablehuung der Koſtenfeſtſetzung 
1 Glaubhaftmachung des Koſtenanſatzes inſoweit ver⸗ 
mieden. 

Der Senat ſetzt ſich damit nicht in Widerſpruch zu der ge⸗ 
nannten Entſch, daß Anträge auf Koſtenfeſtſetzung mit der 
Maßgabe der Zahlung an den Zeſſionar nicht zuläſſig ſind. 
Denn dabei handelt es ſich um die Frage der Aktivlegiti⸗ 
mation und um den Verſuch, die Urteilskoſtenentſch. hinſichtlich 
der Perſon des Berechtigten zu ändern und zu umgehen. Hier 
dagegen handelt es ſich um die Frage der Erweiterung 
des Auslagen begriffes, um einen praktiſch gang⸗ 
baren Weg zu finden, damit im Intereſſe des Erſtattungs⸗ 
gläubigers auch die Feſtſetzung von ihm zwar noch aufzuwen⸗ 
dender, aber bisher noch nicht verauslagter, nach Grund und 
Höhe jedoch bereits feſtſtehender Koſten ermöglicht wird. 

Der entſcheidende Teil des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes 
mußte daher in entſprechender Weiſe gefaßt werden. 

(Kg., 20. ZivSen., Beſchl. v. 22. Juni 1937, 20 W 2585/37.) 


d 

34. KG. — 8 91 3PO.; 8 51 Abſ. 5 PatG.; S 19 Abſ. 5 
GebrMuſtch.; § 32 Abi. 5 WZO.; Geſchm Mc. v. 11. Jan. 1876. 
Die geſetzliche Regelung der Erſtattungsfähigkeit der Koſten 
eines Patentanwalts durch die drei Geſetze v. 5. Mai 1936 gilt 
auch für das Geſchmacksmuſterrecht. f) 

Die Beſchw. richtet ſich gegen die Abſetzung der Ge⸗ 
bühren und Auslagen des Patentanwalts. Sie konnte nur 
zum Teil Erfolg haben. . — 

Durch die Geſetze v. 5. Mai 1936 iſt die Frage der 
Erſtattungsfähigkeit der Gebühren und Auslagen eines zu⸗ 
gezogenen Patentanwalts dahin geregelt, daß von den Koſten, 
die durch die Mitwirkung eines Patentanwalts in einer 
Patent-, Gebrauchsmuſter⸗ oder Warenzeichenſtreitſache ent- 
ſtehen, die Gebühren bis zur Höhe einer Gebühr nach 8 9 
RAGebO. und außerdem die notwendigen Auslagen eines 
Patentanwalts zu erſtatten find (8 51 Abſ. 5 Pat.; 8 19 
Abſ. 5 GebrMuftß.; § 32 Abſ 5 W.). Damit iſt die 
Zweckmäßigkeit der Zuziehung eines Patentanwalts in dieſer 
Streitſache geſetzlich anerkannt, ohne daß im Einzelfalle noch 
zu prüfen iſt, ob und in welchem Umfange die Inanſpruch⸗ 
nahme zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig 
war. Im Geſchmacksmuſterrecht (Geſ. v. 11. Jan. 1876) iſt 
die Erſtattungsfähigkeit nicht geregelt. Es iſt daher nach 8 91 
3PO. die Erforderlichkeit der Mitwirkung eines Patent⸗ 
anwalts von Fall zu Fall zu prüfen. Der in den neuen 
Geſetzen zum Ausdruck gekommene Rechtsgedanke, daß in 
Streitſachen gewerblichen Rechtsſchutzes die Parteien der Be⸗ 
ratung durch den hierfür beſonders vorgebildeten Patent⸗ 
anwalt nicht entraten können, trifft grundſätzlich auch für 
das Geſchmacksmuſterrecht zu. Die Beherrſchung der hier zur 
Entſch. ſtehenden Fragen, ob das angegriffene Muſter im 
Vergleich zu anderen bereits vorhandenen Muſtern eine Neu⸗ 
ſchöpfung darſtellt, oder ob es nach dem Geſamteindruck als 
Nachbildung anzusprechen iſt, kann von einem Rechtsanwalt 
nicht ohne weiteres erwartet werden. Die Zuziehung eines 
fachmänniſchen Beraters erſchien auch im vorl. Rechtsſtreit 
um ſo mehr gerechtfertigt, als es ſich für die Bekl. um eine 


Eutſch. von Tragweite gehandelt und auch die Gegenſeite 
ſich eines Patentanwalts bedient hat. 

Die Auffaffung, Vorausſetzung für die Entſtehung der 
Gebühr ſei, daß der Patentanwalt in der mündlichen 
Verhandlung als techniſcher Beiſtand tätig geworden iſt 
(Klauer⸗ Möhring, „PatG. 1937”, 5 51 Anm. Be), 
findet in den Geſ. v. 5. Mai 1936 keine Grundlage (vgl. 
auch die amtliche Begründung zu den Geſetzen über den 
gewerblichen Rechtsſchutz 88 51, 52, die dieſe Vorausſetzung 
nicht erwähnt). Der Umſtand, daß 8 9 Abſ. 3 Pat Anw. 
das Recht der Partei feſtlegt, daß ihr Patentanwalt auch in 
der mündlichen Verhandlung gehört werde, beſagt nichts da⸗ 
für, daß ein ſolches Auftreten des Patentanwalts in der 
Verhandlung die Vorausſetzung für die Entſtehung einer Ge⸗ 
bühr überhaupt oder für den Erſtattungsanſpruch wäre. Die 
Einſchränkung wird auch den praktiſchen Erforderniſſen nicht 
gerecht. Denn erfahrungsgemäß liegt der Schwerpunkt der 
Tatigkeit des fachmänniſchen Beraters ſehr häufig in der 
Vorbereitung der Klage (Beſchaffung und Sichtung des Mate⸗ 
rials uſw.), während der Beiſtand in der mündlichen Ver⸗ 
handlung dann oft nicht mehr nötig erſcheint. Der Umſtand, 
daß der Patentanwalt der Bekl. in der mündlichen Verhand⸗ 
lung nicht als Beiſtand aufgetreten iſt, ſteht daher der Ent⸗ 
ſtehung der Gebühr nicht entgegen. 

In Anſehung der Höhe der Gebühren und der Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit der Auslagen trägt der Senat keine Be⸗ 
denken, die in Rechnung geſtellte Gebühr eines Rechtsanwalts 
nach 89 RAGEHD. und die notwendigen Auslagen des 
Patentanwalts als erſtattungsfähig zuzubilligen, entſprechend 
der Regelung der Gebühren und Auslagen des Patentanwalts 
in den vorerwähnten Geſetzen. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 17. April 1937, 20 W 1777/37.) 


Anmerkung: Zu den Ausführungen betr. die Tätigkeit 
des Patentanwalts in der mündlichen Verhandlung als Vor⸗ 
ausſetzung einer Erſtattungsfähigkeit ſei darauf hingewieſen, 
daß die Kommentatoren inzwiſchen ihre Anſicht richtiggeſtellt 
haben und daß der Präſ. des RE. Klauer dem Vor⸗ 
ſtand der Patentanwaltskammer entſprechende Mitteilung hat 
zugehen laſſen. Dies iſt in der Beſprechung des Komm. von 
Klauer- Möhring durch Pat Anw. Ulrich: JW. 1937, 
1231 bereits beſonders hervorgehoben. G. 


Zu vgl. auch die einſchlägige Entſch. des LG. Berlin vom 
12. März 1937, 227 T 2097/7 (nachſtehend abgedruckt). D. S. 


A. 

35. 26. — 891 SPO.; 8 51 Abf. 5 Pat. Im Gebrauchs⸗ 
muſterrechtsſtreit ſind die Koſten eines neben einem Anwalt 
hinzugezogenen Patentanwalts bis zum Betrage einer Rechts⸗ 
auwaltsgebühr nebſt Umſatzſteuer erſtattungspflichtig. +) 

Im Gebrauchsmuſterrechtsſtreit (Streitwert 4000 RM) 
iſt vor dem AG. am 29. Febr. 1936 für die Bekl. neben 
ihrem Anwalt ein Patentanwalt aufgetreten. Zur Koſtenfeſt⸗ 
ſetzung hat die Bekl. u. a. folgende Gebühren des Patent⸗ 
anwalts angemeldet: Prozeßgebühr 88 9, 13 Ziff. 1, 8 43 
R AcßebO. 62,50 AA, Verhandlungsgebühr § 13 Ziff. 2 RA⸗ 
Gebo. 125 g, Beweis⸗ und weitere Verhandlungsgebühr 
5 13 Biff. 4, 8 17 NAGCHDO. 125 RM, Umfapfteuer 6,25 AM, 
zuſammen 318,75 Ay. 

Der UrkB. hat diefen Betrag zugebilligt. Die Erinne⸗ 
rung der Kl. iſt erfolglos geblieben. Demgegenüber iſt die 
Kl. der Anſicht, daß mit Rückſicht auf $ 51 des neuen Pat., 
der allerdings nicht unmittelbar anwendbar ſei, nur eine 
Gebühr als erſtattungspflichtig angeſehen werden könne. Ihre 
Beſchw. hatte Erfolg. ; 

Das neue PatG. v. 5. Mai 1936 (RG Bl. IL 117) iſt 
nach § 56 Abſ. 1 erſt am 1. Okt. 1936 in Kraft getreten, 
der Patentanwalt iſt in dieſer Sache ſchon vorher tätig ge⸗ 
worden. Bei der Entſch. der Frage, in welcher Höhe die 
Koſten eines Patentanwalts neben den Auwaltskoſten er⸗ 
ſtattungspflichtig find, hat die Rſpr. früher geſchwankt. Nach 
dem Beſchluß des KoſtSen. des KG. v. 13. März 1928 
20 W 2323/28 bei Gaedeke, „Koſtenrechtſprechung“ Nr. 285) 
ſollte über die Höhe der Gebühren das Gericht nach freiem 
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pflichtgemäßen Ermeſſen entſcheiden. Die beſchließende Koſten⸗ 
kammer hat im Beſchluß v. 29. Okt. 1931, 29T 9729/31, 
eine Gerichtspraxis dahin feſtgeſtellt, daß die Koſten eines 
neben einem Anwalt hinzugezogenen Patentanwalts bis zur 
Höhe von 2 Anwaltsgebühren für erſtattungspflichtig gehalten 
wurden. OLG. Darmſtadt v. 31. Mai 1935: ZW. 1935, 
e 66 hat eine Prozeßgebühr für erſtattungspflichtig ge⸗ 
alten. 

851 Abſ. 5 des neuen PatG. beſtimmt: „Von den 
Koſten, die durch die Mitwirkung eines Patentanwalts in 
dem Rechtsſtreit entſtehen, ſind die Gebühren bis zum Be⸗ 
trage einer Gebühr nach 8 I AAGEbD. und außerdem die 
notwendigen Auslagen des Patentanwalts zu erſtatten.“ 

Dieſe Verlautbarung des Geſetzgebers entſpricht der 
geläuterten Rechtsauffaſſung, die ſich vor Erlaß des neuen 
PatG. gebildet und regelmäßig höchſtens eine Gebühr für 
erſtattungspflichtig gehalten hatte. Deshalb ſieht die Koſten⸗ 
beſchwerdekammer kein Bedenken, auch hier die drei Monate 
vor Erlaß und acht Monate vor Inkrafttreten des neuen 
PatG. erwachſenen Koſten des PatG. nur in Höhe einer An⸗ 
waltsgebühr für erſtattungspflichtig anzuſehen. Wenn nach 
dem PatG. ſchon in Patentſtreitſachen vor dem LG. nur 
eine Gebühr erſtattungspflichtig iſt, muß dies um ſo mehr 
im Gebrauchsmuſterrechtsſtreit vor dem AG. gelten. 

(26. Berlin, 27. (Koſten⸗) 3 K., Beſchl. v. 12. März 1937, 
227 T 2097/37.) 


Anmerkung: Dieſe Entſch. überſieht, daß es der Mühe 
entſprechender Anwendung des PatG. v. 5. Mai 1936 nicht 
erſt bedurfte, da nämlich das neue GebrMuſtGG. vom gleichen 
Tage in $ 19 Abi. 5 dieſelbe Beſtimmung bezüglich der Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit der Koſten eines zugezogenen Patentanwalts 
enthält, die alſo hier zur Anwendung hätte gelangen müſſen. 

Eine eigentliche Begründung fehlt für die Anwendung 
dieſer Grundſätze auf ein Koſtenfeſtſetzungsverfahren, das 
Koſtenvorgänge zum Gegenſtand hat, die vor dem Jukraft⸗ 
treten des Geſetzes liegen. Indes hätte hier die verfahrens⸗ 
rechtliche Begründung genügt, daß Prozeßgeſetze Zweckmäßig⸗ 
keitsnormen ſind, ſo erſt recht die Koſtenerſtattungsvorſchrif⸗ 
ten, und daß deshalb dieſe grundſätzlich und regelmäßig auch 
auf die noch nicht abgeſchloſſenen Verfahren anwendbar ſind. 
Dies gilt um ſo unbedenklicher, wenn wie hier damit nicht 
in eine bisherige anderweite poſitive geſetzliche Regelung ein⸗ 
gegriffen und den Parteien damit alſo kein Nachteil zu⸗ 
gefügt wird. 

Ganz allgemein mag zu dieſer Frage der Koſtenerſtattung 
bei Zuziehung eines Patentanwalts geſagt werden, daß die 
neue geſetzliche Regelung deshalb beſonderes Intereſſe und 
beſondere Aufmerkſamkeit erfordert, weil fie über 8 91 3PO. 
hinaus die Erſtattungsfähigkeit zwingend vorſchreibt, ein 
beſonderer Ausnahmefall, andererſeits aber zugleich eine 
Höchſtgrenze für die Erſtattungsfähigkeit zieht, nämlich 
eine Anwaltsgebühr, auch inſofern alſo eine exzeptionelle 
Regelung, die ſonſt im Geſetz nicht wiederkehrt und eine 
Einſchränkung der Grundſätze des § 91 ZPO. bedeutet, der 
die Parteien und Patentanwälte ebenſo wie die feſtſetzenden 
Urk B. rechtzeitig ihre Aufmerkſamkeit ſchenken mögen. 

KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


Zu vgl. auch die vorſtehend Nr. 34 abgedruckte einſchlägige 
Entſch. des KoſtSen. des KG. v. 17. April 1937. D. S. 
* 


36. KG. — 8 102 ZPO. Grobes Verſchulden des Ober⸗ 
landesgerichtsanwalts bei Einlegung einer Beſchw. beim LG., 
die erſt nach Ablauf der Beſchwerdefriſt beim OLG. eingeht. 

Der Senat hat die von RA. k. im Namen der Bekl. im 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren erhobene ſofortige Beſchwerde des⸗ 
halb als unzuläſſig verworfen, weil ſie beim LG. eingelegt 
worden iſt, bei dieſem aber wirkſam nur durch einen beim 
LG. und nicht durch einen beim KG. zugelaffenen Anwalt hätte 
eingelegt werden können. Dieſer Mangel wäre durch recht⸗ 
zeitigen Eingang der Beſchwerde noch innerhalb der Be⸗ 
ſchwerdefriſt beim KG. geheilt worden. Die Beſchwerde iſt indes 
erſt einen Tag nach Ablauf der zweiwöchigen Friſt des 8 577 
ZPO. an das KG. gelangt. RA. X. hat hierzu erklärt, daß er 
angenommen habe, daß mit Rückſicht auf die erſt in etwa 4 bis 
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5 Tagen ablaufende Beſchwerdefriſt die Gerichtsakten noch 
rechtzeitig dem KG. vorgelegt werden würden, zumal er wegen 
einer von anderer Seite bereits erhobener Beſchwerde ange⸗ 
nommen habe, daß die Akten bereits an das KG. unterwegs 
ſeien und ſeine Beſchwerdeſchrift nur kurzerhand hinterherge⸗ 
ſandt zu werden brauche. 

Dieſe Ausführungen ſind indes nicht geeignet, den Anwalt 
von dem Vorwurf groben Verſchuldens i. S. des $ 102 PD. 
zu befreien. Grundſätzlich iſt nach § 569 Abſ. 1 88D. die 
Beſchwerde bei demjenigen Gericht einzulegen, deſſen Entſch, an⸗ 
gefochten wird. Eine Ausnahme ift nur in dringenden Fällen 
vorgeſehen. Danach kann die Beſchwerde in denjenigen Fällen, 
in denen, wie z. B. im Koſtenfeſtſetzungsverfahren, Befreiung 
vom Anwaltszwang nicht vorgeſehen iſt, an ſich wirkſam nur 
durch einen bei demjenigen Gericht zugelaſſenen Anwalt ein⸗ 
gelegt werden, gegen deſſen Entſch. die Beſchwerde ſich richtet. 
Demgemäß iſt eine von einem OLG Anwalt beim LG. eingelegte 
Beſchwerde zunächſt und ſo lange nicht in geſetzlicher Form er⸗ 
hoben und deshalb unzuläſſig, als nicht dieſer Mangel durch 
Eingang der Beſchwerdeſchrift beim Os. geheilt wird. Auch 
dieſe Heilung iſt jedoch nur möglich, wenn dabei die Be⸗ 
ſchwerdefriſt gewahrt iſt. 

Ein OLG Anwalt, der die Unzuläſſigkeit des von ihm ein⸗ 
geſchlagenen Verfahrens war erkennt, gleichwohl aber damit 
rechnet, daß durch rechtzeitige Vorlegung der Beſchwerde beim 
Beichto®. der Mangel geheilt und fo die Zuläſſigkeit der Be⸗ 
ſchwerde geſichert ſein werde, handelt folglich von vornherein 
auf eigene Gefahr und kann ſich, falls durch irgendwelche Um⸗ 
ſtände der rechtzeitige Eingang der Akten und der Beſchwerde⸗ 
ſchrift beim BeſchwG. verzögert, zu feiner Entlaſtung nicht 
darauf berufen, daß er angenommen habe, die verbleibende 
Friſt reiche zur Heilung des Mangels noch aus. 

Die in ſolchem Verfahren liegende Gefährdung der Rechte 
der Partei und die dadurch bedingte Unzuläſſigkeit der Ve⸗ 
ſchwerde, ſofern rechtzeitige Vorlegung beim BeſchwG. nicht 
mehr erfolgt, iſt durch grobes Verſchulden des Anwalts ver⸗ 
urſacht und in ſolchem Falle regelmäßig ohne weiteres der 
Tatbeſtand des 8 102 ZRO. erfüllt. 

Zur Entlaſtung kaun im vorl. Fall auch nicht der Um⸗ 
ſtand dienen, daß in der Tat auf eine bereits anderweit er⸗ 
hobene Beſchwerde die Akten im Zeitpunkt der Einlegung der 
Beſchwerde beim LG. ſich ſchon beim KG. befanden und 
daß nur eine Nachſendung der neuen Beſchwerde an das KG. 
in Frage kam. Der Anwalt kann auch in derartigen Fällen 
niemals, ſelbſt nicht bei einer geräumigeren Reſtfriſt als 
von nur 4 bis 5 Tagen, mit Sicherheit damit rechnen, daß die 
Beſchwerde in geſetzlich ordnungsmäßiger Weiſe durch Heilung 
der urſprünglich in unzuläſſiger Weiſe erhobenen Beſchwerde 
eingelegt werde. Es iſt aber ſeine Verpflichtung, von Anfang 
an für unbedingte Innehaltung der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Form eines Rechtsmittels zu ſorgen und die Zuläſſigkeit nicht 
von irgendwelchen mehr oder weniger großen Zufälligkeiten 
abhängig zu machen. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 16. Juni 1937, 20 W 2564/37.) 
* 


37. RG. — 8 139 3PO. Im Anwaltsprozeß braucht der 
Richter die Parteien nicht darauf hinzuweiſen, welche Begrün⸗ 
dung der Klage evil. zum Erfolge verhelfen kann. f) 

Der Angriff der Rev., das BG. habe die Kl. auf ſeine 
Auffaſſung, daß ein Vertrag nicht zuſtande gekommen ſei, hin⸗ 
weiſen und der Kl. dadurch Gelegenheit geben müſſen, ihren 
Anſpruch vorſorglich auf ungerechtfertigte Bereicherung zu 
ſtützen, womit offenbar eine verfahrensrechtliche Rüge aus 8 139 
ZPO. erhoben werden ſoll, it nicht begründet. Die Kl. hatte 
in der Ber Inſt. ſelbſt beſtritten, daß der von der Bekl. behaup⸗ 
tete Vertrag über 5000 t Steinſalz zuſtande gekommen ſei. In 
der Klageſchrift wird zwar von dem Vertrag geſprochen, deſſen 
Bedingungen für die Gewährung des in Ausſicht geſtellten nied⸗ 
rigeren Preiſes für die Tonne Salz die Bekl. nicht erfüllt habe, 
Die Klage auf Leiſtung des Preisunterſchiedes iſt alſo auf den 
Abſchluß eines Vertrages gegründet. Dementſprechend geht auch 
der Tatbeſtand des landgerichtlichen Urteil von einem Ver⸗ 
tragsſchluß über 5000 t aus. In der Ber Begr. hat aber die Kl. 
dargelegt, daß von einem feſten Abſchluß über 5000 t nicht ge⸗ 
ſprochen werden konne. Die Beſprechungen der Parteien ſeien 
nur Vorverhandlungen geweſen. Verträge ſeien erſt durch die 
Annahme der Einzelbeſtellungen der Bekl. je über die beſtellte 
Menge, zuſtande gekommen. Die Bekl. habe jedenfalls ſeit Aug. 
1935 gewußt, daß die Kl. ihr nur noch Salz zum Preiſe von 
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29 Hill liefern könne und wolle. Die Bekl. habe in Kenntnis die⸗ 
ſes Standpunktes der Kl. die weiteren ihr mit 29 in Rech⸗ 
nung geſtellten Mengen abgenommen. Sie habe aber nur je 
19.2.0 für die Tonne bezahlt, ſei deshalb bei Lieferung von 
mehr als 1800 t ſeit Mitte Aug. 1935 mindeſtens 18 000 f 
ſchuldig geblieben, davon werde der Teilbetrag von 7000 RM 
gefordert. An der Behauptung, ein Abſchluß über 5000 t ſei 
nicht zuſtande gekommen, hat die Kl. feſtgehalten. Bei dieſer 
Sachlage kann dem BG. nicht ernſtlich der Vorwurf gemacht 
werden, daß es die Kl. nicht darauf hingewieſen hat, daß es 
möglicherweiſe, wenn auch mit anderer Begründung, ebenfalls 
zu dem Schluß kommen könne, der von der Bekl. behauptete 
Vertrag ſei nicht zuſtande gekommen. Die Pflicht des Richters 
aus $ 139 ZPO., auf ſachdienliche Anträge hinzuwirken, kann 
jedenfalls im Anwaltsprozeß nicht dahin verſtanden werden, daß 
das Gericht die Parteien aufmerkſam zu machen hätte, mit wel⸗ 
cher Begründung der Klage fie evtl. einen Erfolg oder doch 
einen Teilerfolg erzielen könnten. 


(RG., II. ZivSen., U. v. 19. März 1937, II 244/36.) [K.] 


Anmerkung: Die Entſch. iſt für den vorl. Fall unrichtig. 
Der Grundſatz darf nicht verallgemeinert werden. 

J. Zunächſt bedarf der Prüfung, wie die Anträge aufzufaſ⸗ 
ſen ſind. Daß der Richter an die Anträge der Parteien ge⸗ 
bunden iſt, daß er alſo nicht etwas zuerkennen darf, was eine 
Partei nicht beantragt hat, iſt poſitive Vorſchrift des Geſetzes. 
Die Bedeutung dieſer Beſtimmung hat aber in der Praxis immer 
zu ſehr erheblichen Schwierigkeiten geführt. 

So iſt anerkannt, daß in der Berufung bei anderweiter 
Berechnung einer Schadenserſatzforderung einzelne Poſten auch 
zu Laſten des Ber Kl. höher zuerkannt werden können, wenn 
nur die Geſamtſumme im Rahmen des landgerichtlichen Urteils 
bleibt. 

Dagegen bedarf es bei Anderung des rechtlichen Geſichts⸗ 
punktes im allgemeinen keiner Anderung des Antrages, wenn 
nur die vorgetragenen Tatſachen eine Entſch. i. S. des Kl. er⸗ 
möglichen: Ob der Kl. „bei ſeinem Vortrage das richtige oder 
überhaupt ein Rechtsverhältnis im Auge hatte, iſt unerheb⸗ 
lich; ... das Gericht hat ſelbſtändig von ſich aus unter allen in 
Frage kommenden rechtlichen Geſichtspunkten zu prüfen, ob ſich 
die vom Kl. behauptete Rechtsfolge aus den von ihm behaupte⸗ 
ten Tatſachen ergibt“ (jo Jonas, 8 253 Anm. III 1b S. 19 
und die Urteile in Note 40; und zu § 268 Anm. III; Sydow 
Buſch, 8 253 Anm. 4 und Vorbem. 2 vor 8 128 ſowie Jo⸗ 
nas, Vorbem. II 4 vor 8128; Baumbach, Vorbem. AB 
vor 5 128). Reicht alſo der Sachverhalt zu einer dem Kl. oder 
dem Bekl. günſtigen Entſch. aus einem anderen Rechtsgrunde 
als dem von den Parteien angenommenen ohne weiteres aus, 
ſo iſt das Problem ziemlich einfach. 

II. Daß auf der anderen Seite der Richter nicht zum An⸗ 
walt der Parteien werden darf, iſt ſelbſtverſtändlich; das rich⸗ 
terliche Fragerecht nach $ 139 ZPO. dient nicht dazu, auf eine 
Partei hinzuwirken, ihr günftige neue tatſächliche Behauptungen 
aufzuſtellen, auf die ſie ihre Klage ſtützen könnte, die ſie bisher 
nicht zur Grundlage ihrer Klage gemacht hat (Jonas 8 139, 
II, 2; RG.: HöchſtaRſpr. 1931 Nr. 551 und 869; RG. 109, 


Dagegen ergibt ſich aus 5139 ZPO. die Verpflichtung des 
Richters, im Rahmen der Verhandlungsmaxime dafür Sorge zu 
tragen, daß die Parteien ſich über alle erheblichen Tatſachen 
vollſtändig erklären und ſachdienliche Anträge ftellen, 
wobei es für den Umfang der Belehrungspflicht weſentlich ift, 
ob es ſich um einen Anwaltsprozeß handelt oder nicht (Jonas, 
$ 139., ZPO., II, 2). 

III. Allerdings iſt das Gericht gem. § 308 ZPO. ſtets an 
die Anträge der Parteien gebunden und darf ihnen weder ein 
majus noch ein aliud zubilligen. Es liegt jedoch kein Hinaus⸗ 
gehen über den Antrag vor, wenn dieſem aus einem anderen 
rechtlichen Geſichtspunkt, als die Partei vortrug, ſtattgegeben 
wird (Jonas 8 308 J, 2). 

$ 308 ZPO. würde aber bei Zuerkennung eines gleichen 
Betrages aus anderen von den Parteien nicht geltend gemach⸗ 
ten Rechtsgründen nur dann in Betracht kommen, wenn die 
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Partei erklärt hättte, daß fie ihren Anſpruch nur auf dieſen 
rechtlichen Geſichtspunkt ſtützen und andere Geſichtspunkte nicht 
herangezogen wiſſen wolle. 

Keinesfalls kann aber dem RG. zugeſtimmt werden, daß 
etwa die Pflicht zur Einwirkung auf Stellung ſachdienlicher An - 
träge im Parteiprozeß ohne Bevollmächtigte einen anderen 
Inhalt habe als im Anwaltsprozeß. Die Aufklärungspflicht wird 
ſelbſtverſtändlich einen anderen konkreten Inhalt im Einzelfalle 
haben, wenn an Stelle der Parteien Anwälte die Sache vertre⸗ 
ten. Auf Stellung ſachdienlicher Anträge hinzuwirken, iſt aber 
immer vornehmſte Pflicht des Richters, da niemand damit 
gedient ſein kann, wenn der Richter plötzlich mit einem Über⸗ 
raſchungsurteil vor die Parteien und die Anwälte tritt, um 
ihnen mitzuteilen, daß ſie mit einem anderen Antrag einen 
beſſeren Erfolg hatten erzielen können oder vielleicht in einem 
neuen Prozeß noch zu erzielen vermögen. 

Mit der vorſtehenden Entſch. unvereinbar, aber richtig iſt 
ein Urteil des 6. Sen. VI 387/36. Dort hatte der Kl. gegenüber 
dem bekl. Kraftfahrzeughalter Anſprüche nur auf das KraftfG. 
geſtützt und Schmerzensgeldanſprüche dieſem gegenüber nicht ge⸗ 
ſtellt. Ziffernmäßig gingen die Anſprüche über den Rahmen des 
KraftfGG. hinaus. Das RG. hat hier ausdrücklich gebilligt, daß 
die Prüfung der Haftung aus § 831 BGB. durch das BG. er⸗ 
folgt ſei, da die Tatſachen vorgetragen ſeien, die eine ſolche 
Inanſpruchnahme rechtfertigten. Eine Verletzung des Verhand⸗ 
lungsgrundſatzes, ſo iſt hier ausgeführt, liege nicht darin, daß 
das Gericht dieſen Anſpruch aus § 831 zuerkenne, wenn die Par⸗ 
teien auch die ſich aus den Tatſachen ergebenden Rechtsfolgen 
nicht erörtert hätten. 

Dieſe letztere Entſch. iſt zutreffend. Das RE. ſcheint auch 
ſelbſt in dem obigen Urteil von der Richtigkeit ſeines Stand⸗ 
punktes nicht überzeugt zu ſein, weil es ſelbſt, ebenſo wie das 
BG. ſachlich prüft, ob ein Bereicherungsanſpruch gegeben 
ſei und ebenſo wie das BG. dieſen Anſpruch zutreffend als un⸗ 
berechtigt dartut. 2 

IV. Allgemein ift zu bemerken, daß die Abgrenzung, wo die 
richterliche, vom Geſetz vorgeſchriebene Aufklärungspflicht und 
Pflicht zum Hinweis auf ſachdienliche Anträge mit der Tätigkeit 
einer Unterſtützung einer Partei zuſammentrifft, begrifflich nicht 
ganz einfach iſt. Einem erfahrenen Richter wird aber auf Grund 
ſeiner Erfahrung und ſeines Taktes wohl immer gelingen, die 
Grenze einzuhalten. Im vorl. Falle ſcheint mir aber die Grenze 
falſch und in einer Weiſe gezogen zu ſein, die weder dem Anſehen 
des Gerichts, noch dem der Anwaltſchaft dienlich ſein kann. 

RA. Carl, Düſſeldorf. 
* 


38. OLG. — 8 148 ZPO. Wird vor zwei verſchiedenen 
LG. Klage auf Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft und 
Scheidungsklage erhoben, ſo iſt das ſpäter anhängig gewordene 
Verfahren bis zur Entſch. über die zuerſt erhobene Klage aus⸗ 
zuſetzen. 

In dem vorl. Prozeß klagt die Ehefrau auf Wiederherſtel⸗ 
lung der ehelichen Gemeinſchaft. Bei dem LG. Aurich hat der 
Ehemann Klage auf Scheidung erhoben. In dem Scheidungs⸗ 
verfahren iſt von dem LG. Aurich auf Scheidung erkannt. Das 
LG. Oldenburg hat das vorl. Verfahren bis zur Rechtskraft 
des Urteils in dem Eheſcheidungsverfahren ausgeſetzt. Hiergegen 
9 ſich die Beſchw. des Bekl., die ſachlich nicht gerechtfer⸗ 
igt iſt. 

„Die Klage auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft und 
die Klage auf Scheidung ſind nebeneinander zuläſſig. In keinem 
der Verfahren iſt die Einrede der Rechtshängigkeit gegeben. 

Ob im vorl. Fall 8 148 ZPO. unmittelbar anwendbar it, 
d. h. ob allgemein nach dieſer Vorſchrift die Verhandlung aus⸗ 
gelegt werden kann, wenn die Entſch. davon abhängt, ob in 
einem anderweit anhängigen Eheprozeß die Ehe geſchieden wird, 
kann dahingeſtellt bleiben. In dem vorl. beſonderen Fall iſt 
5148 ZPO, jedenfalls entſprechend anzuwenden. 

Gegenüber der Herſtellungsklage beruft ſich der beklagte 
Ehemann nur darauf, er ſei berechtigt, auf Scheidung zu klagen. 
Über das Vorbringen des Bekl. müßte Beweis erhoben werden. 
Dasſelbe Vorbringen muß aber ſchon Gegenſtand des Schei⸗ 
dungsprozeſſes geweſen ſein, in dem im erſten Rechtszug ein 
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Urteil verkündet iſt. Es würde gegen den Grundſatz einer ver⸗ 
nünftigen Prozeßökonomie verſtoßen, wenn jetzt in dem vorl. 
Verfahren dieſelben Beweiſe nochmals erhoben würden. Wenn 
das Verfahren nicht ausgeſetzt würde, beſtände die Gefahr, daß 
ſich widerſprechende Entſch. in zwei Verfahren ergehen wür⸗ 
den, bei denen der Streitpunkt völlig übereinſtimmend iſt. Ein 
ſolches Ergebnis kann in Eheſachen in der Regel dadurch ver⸗ 
mieden werden, daß das Gericht, bei dem beide Sachen an⸗ 
hängig ſind, die Prozeſſe zum Zwecke der gleichzeitigen Verhand⸗ 
lung und Entſch. verbindet. Da im vorl. Falle ausnahmsweiſe 
die beiden Prozeſſe bei verſchiedenen Gerichten anhängig ſind, 
muß durch Ausſetzung des einen Verfahrens geholfen werden. 
Würde anders verfahren, ſo würde das dem geſunden Volks⸗ 
empfinden widerſprechen, mit dem auch das formale Prozeß⸗ 
verfahren nicht in Widerſpruch treten darf. 


(OLG. Oldenburg, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 9. April 1937, 
W 30/37.) 
* 

39. RG. — 1. 88 176, 178, 613 ZPO. Daß die Reſtitu⸗ 
tionsklage dem Bekl. zu Händen ſeines Prozeßbevollmächtigten 
des Vorprozeſſes zuzuſtellen iſt, gilt auch in Ehe⸗ und Familien⸗ 
ſtandsſachen. 

2. 8286 ZPO. Wegen der beſonderen Bedeutung, die die 
Abſtammungsfrage gerade nach heutiger Auffaſſung hat, müſ⸗ 
ſen alle Erkenntnisquellen zur Klärung dieſer Frage im Rechts⸗ 
ſtreit ausgeſchöpft werden — hier: Einholung eines weiteren 
erbbiologiſchen Gutachtens. 


1. Daß an ſich gem. SS 176, 178 ZPO. die Reſtitutions⸗ 
klage der bekl. Partei zu Händen ihres Prozeßbevollmächtigten 
des Vorprozeſſes zuzuſtellen iſt, ſteht außer Zweifel; es fragt 
ſich nur, ob ſich in Ehe- und Familienſtandsſachen daran etwas 
ändert mit Rückſicht auf die Beſtimmung der 88 613, 641, nach 
denen der Bevollmächtigte der klagenden Partei in Ehe⸗ und 
Familienſtandsſachen einer beſonderen auf den Rechtsſtreit ge⸗ 
richteten Vollmacht bedarf. Das iſt zu verneinen. „Klagender“ 
i. S. des § 613 ZPO. iſt — wie in der Rechtsmittelinſtanz nur 
der Rechtsmittelkläger (vgl. RG. 45, 418) — beim Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren der Wiederaufnahmekläger (vgl. 
Jonas $ 613 II am Ende); nur fein Bevollmächtigter, 
nicht auch der des Wiederaufnahmebeklagten, mag dieſer auch 
im Vorprozeß Kl. geweſen ſein, bedarf deshalb, wie das BU. 
mit Recht annimmt, einer neuen Vollmacht für den Wieder⸗ 
aufnahmerechtsſtreit. Es kommt deshalb hier auch nicht dar⸗ 
auf an, wann RA. X. vom Bekl. beſondere Vollmacht für den 
jetzigen Rechtsſtreit erhalten hat; auch wenn die Zuſtellung der 
Klage an ihn vorher erfolgt iſt, iſt ſie mit der Zuſtellung 
wirkſam erhoben. Im übrigen würde jedenfalls die Klagerhe⸗ 
bung, und zwar mit rückwirkender Kraft dadurch wirkſam ge⸗ 
worden fein, daß der Bekl. ſpäter RA. X. auch für den jetzigen 
Rechtsſtreit Vollmacht erteilt hat (vgl. RG. 86, 245/246). 

2. Die Reviſionsrüge, daß das BG. die beantragte Verneh⸗ 
mung des Y. und die Einholung eines weiteren Gutachtens ohne 
genügenden Grund abgelehnt habe, iſt als berechtigt anzuſehen, 
insbeſ. aus der Erwägung heraus, daß wegen der beſonderen 
Bedeutung, die die Abſtammungsfrage gerade nach heutiger Auf⸗ 
faſſung hat, alle Erkenntnisquellen zur Klärung dieſer Frage 
im Rechtsſtreit ausgeſchöpft werden müſſen (RGWarn. 1937, 47 
Nr. 20): Allerdings kann nach der Blutgruppenunterſuchung 
die Kl. vom Bekl. erzeugt ſein, und die Blutgruppenunterſuchung 
des N. könnte, wie das BU. mit Recht ausführt, auch nur 
die Möglichkeit ſeiner Vaterſchaft ergeben, ſo daß ſich da⸗ 
durch die Vaterſchaft des Bekl. noch nicht als offenbar unmög⸗ 
lich erweiſen würde. Dagegen iſt es nicht ohne weiteres von der 
Hand zu weiſen, daß eine erbbiologiſche Unterſuchung, die ſich 
auch auf den Zeugen Y. erſtrecken würde — wobei natürlich 
vorauszuſetzen iſt, daß er nach dem ſonſtigen Beweisergebnis 
überhaupt als Erzeuger in Betracht käme —, den Bekl. als Er⸗ 
zeuger ausſchalten könnte. In dieſer Hinſicht iſt die Auskunft 
des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtituts inſofern bedeutungsvoll, als ſie 
zum Ausdruck bringt, daß ſich mit Sicherheit darüber Entſch. 
treffen laſſe, welcher von beiden Männern der Vater ſei, wenn 
zwei Männer gleichzeitig mit einer Frau Verkehr gehabt haben. 
Danach braucht auch die Tatſache, daß auf Grund der bisherigen 


erbbiologiſchen Unterſuchung das Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitut die 
Vaterſchaft des Bekl. ſogar als wahrſcheinlich angeſehen hat, 
noch nicht ausſchlaggebend zu ſein, vielmehr wäre es immerhin 
denkbar, daß bei einer ſich auch auf Y. erſtreckenden Unterſuchung 
das neue Gutachten auf Grund noch ſtärkerer Übereinſtimmungs⸗ 
merkmale zwiſchen Y. und der Kl. im Vergleich zwiſchen dem 
Bekl. und Y. dieſen mit Beſtimmtheit als Erzeuger bezeichnen 
würde. 

Die Wertung dieſes Gutachtens bliebe freilich Sache der 
richterlichen Überzeugung und läge im weſentlichen auf tatſäch⸗ 
lichem Gebiete. Das BU. hat aber die Frage eines erneuten 
erbbiologiſchen Gutachtens überhaupt nicht erörtert; es fehlt 
deshalb jeder Anhalt dafür, daß das BGG. die oben dargelegte 
Möglichkeit in Betracht gezogen und gegebenenfalls aus wel⸗ 
chem Grunde es ihr keine Bedeutung beigelegt hat. 

(RG., IV. ZivSen., U. v. 22. März 1937, IV 310/36.) [Ba. 
x 


40. RG. — 8 227 ZPO. Vorſpruch zur Novelle der ZPO. 
v. 27. Okt. 1933. Die Auffaſſung, daß den Parteien nach der 
ſchriftlichen Niederlegung der Zeugenausſagen erſt Zeit gegeben 
werden müßte, dazu ſchriftlich Stellung zu nehmen, widerſpricht 
dem Sinn des neuen Verfahrensrechts. 

Die Urteile VI 100/35 und 101/35 v. 4. Nov. 1935 
(DJ. 1936, 75 = JW. 1936, 653 16) verlangen, daß den 
Parteien augemeſſene Zeit zur Durcharbeitung des Beweis. 
ergebniſſes zu laſſen iſt. Die Angemeſſenheit der Friſt iſt 
dem Ermeſſen des Tatrichters anheimgeſtellt, das nur bei 
offenſichtlichem Mißbrauch einer Verfahrensrüge zugänglich 
iſt. Die beſonderen Umſtände des vorl. Falles, die durchaus 
anders als in dem den genannten Urteilen zugrunde liegen⸗ 
den Sachverhalt gelagert find, laſſen keinen Mißbrauch er⸗ 
kennen. (Wird ausgeführt.) Das Gericht entſprach hier da⸗ 
her ſeiner durch den Vorſpruch zur Novelle der ZPO. vom 
27. Okt. 1933 beſonders betonten Pflicht, auf die tunlichſte 
Beſchleunigung des Verfahrens hinzuwirken, wenn es nur 
kurz (3 Tage) vertagte. Auch der Zweck der Unmittelbarkeit 
der Beweiserhebung erforderte nach der AV. des RIM. 
v. 11. Nov. 1935 (DJ. 1655) die möglichſt anſchließende 
Anknüpfung der Beweiswürdigung und Entſch., worauf im 
Schrifttum in einer Erörterung der Urteile des VI. ZivSen. 
beſonders hingewieſen iſt (DI. 1936, 70). Es widerſpräche 
dem Sinn des neuen Verfahrenrechts, wenn den Parteien 
erſt Zeit gegeben werden müßte, nach der ſchriftlichen Nieder⸗ 
legung der Zeugenausſagen wieder ſchriftlich dazu Stellung 
zu nehmen. 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 12. März 1937, III 142/36.) 
Iv. B.] 
* 


41. RG. — 88 233, 519 Abſ. 6 ZPO. Für eine Partei, der 
das Armenrecht wegen Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung 
verſagt iſt und die eine zum Nachweiſe der Einzahlung der Pro⸗ 
zeßgebühr auf Grund des § 519 Abſ. 6 ZPO. erſt nach Zuſtellung 
des das Armenrecht verſagenden Beſchluſſes ihr geſetzte Friſt 
verſtreichen läßt, bedeutet die Fortdauer der Mittelloſigkeit über 
den Zeitpunkt der Ablehnung des Armenrechtsgeſuchs hinaus 
keinen unabwendbaren Zufall, und es kann deshalb der Umſtand, 
daß die Partei innerhalb der geſetzten Friſt die zur Einzahlung 
der Prozeßgebühr erforderlichen Mittel nicht hat beſchaffen kön⸗ 
nen, allein die Wiedereinſetzung nicht rechtfertigen. 

In der Rſpr. iſt der Grundſatz entwickelt worden, daß 
der Partei, die das Armenrecht für die BerInſt. rechtzeitig 
erbeten hat, mit dem Geſuch aber wegen Ausſichtsloſigkeit 
der weiteren Rechtsverfolgung abgewieſen worden iſt, nach der 
Bekanntgabe des ablehnenden Beſchluſſes noch eine kurze an⸗ 
gemeſſene Friſt belaſſen werden muß, um ſich die Mittel zur 
Beauftragung eines Anwalts zu verſchaffen und einen An⸗ 
walt mit der Prozeßführung zu beauftragen, und daß in 
einem ſolchen Falle in der Mittelloſigkeit der Partei ein un⸗ 
abwendbarer Zufall i. S. des 8 233 ZPO. fo lange zu ſehen 
ift, bis nach Bekanntgabe des das Armenrecht verſagenden 
Beſchluſſes der Partei eine angemeſſene kurze Friſt zur Bo⸗ 
ſchaffung der Mittel verblieben iſt (vgl. RG. 117, 304; 
141, 399 = JW. 1934, 966 [m. Anm.] RG3. 149, 379 
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= 38. 1936, 12175; VIB 34/35 v. 7. Nov. 1935: JW. 1930, 
653 1 — HöhfNNIHL. 1936 Nr. 135; VIB 19/36 v. 5. Nov. 
1936: JW. 1937, 230 1s und II B 6/36 v. 15 Fan 1937: 
JW. 1937, 10615). Bei dieſer Rſpr. hat es ſich aber regel⸗ 
mäßig um ſolche Fälle gehandelt, in denen entweder die Friſt, 
wegen deren Verſäumung die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand beantragt war, ſchon während des noch ſchwebenden 
Armenrechtsverfahrens abgelaufen war, oder der Ablauf der 
Friſt der Bekanntgabe des das Armenrecht verſagenden Be⸗ 
ſchluſſes ſo unmittelbar folgte, daß der Partei ein angemeſ⸗ 
ſener Zeitraum, für die Beſchaffung von Mitteln zu ſorgen, 
nicht mehr verblieb. Der hier zur Entſcheidung ſtehende Fall 
liegt anders. Hier iſt dem Bekl. die Friſt zum Nachweiſe 
der Einzahlung der Prozeßgebühr auf Grund des 8 519 
Abſ. 6 ZPO. erſt geſetzt worden, nachdem ihm der das 
Armenrecht verſagende Beſchluß bereits zugeſtellt war. In 
einem ſolchen Falle iſt für Erwägungen, wie ſie der erwähn⸗ 
ten Rſpr. zugrunde liegen, kein Raum. Eine Partei, der das 
Armenrecht wegen Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung 
verſagt iſt, unterliegt hinſichtlich der Folgen der Verſäumung 
der zum Nachweiſe der Einzahlung der Prozeßgebühr gemäß 
5.19 Abs 6 ZPO. geſetzten Friſt — abgeſehen von dem im 
Abf. 6 Satz 3 geregelten Falle — keiner anderen Beurteilung 
wie jede andere Partei. Für ſie bedeutet die Fortdauer der 
Mittelloſigkeit über den Zeitpunkt der Ablehnung des Armen⸗ 
rechtsgeſuches hinaus allein keinen unabwendbaren Zufall 
i. S. des § 233 38 O., und es kann deshalb der Umſtand, 
daß die Partei innerhalb der geſetzten Friſt die zur Einzah⸗ 
lung der Prozeßgebühr erforderlichen Mittel nicht hat be⸗ 
ſchaffen können, allein die Wiedereinſetzung nicht rechtfertigen. 
Irgendwelche beſonderen Umſtände, die ihn etwa in Verbin⸗ 
dung mit der Mittelloſigkeit gehindert hätten, die Prozeß⸗ 
gebührfriſt einzuhalten ‚hat der Bekl. aber nicht geltend ge⸗ 
macht. Das BG. hat daher mit Recht den Antrag des Bekl. 
auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen Verſäu⸗ 
mung der Prozeßgebührfriſt zurückgewieſen. 

(RG. III. Ziv Sen., Beſchl. v. 4. Mai 1937. III B. 3/37.) v. B. 

* 

42. RG. — 88 264 ff., 529 3B0. Sachdienlichkeit der Klage⸗ 
änderung: Der Annahme der Sachdienlichkeit der Klageände⸗ 
rung ſteht es nicht entgegen, wenn eine Verzögerung des Rechis⸗ 
ſtreits eintreten würde. Wird die Klageänderung als ſachdien⸗ 
lich zugelaſſen, ſo darf nicht gleichzeitig das neue, zu ihrer Be⸗ 
gründung dienende Vorbringen nach § 529 ZPO, zurückgewie⸗ 
ſen werden. 

Obwohl die Berufung vor dem 1. Jan. 1934 eingelegt ift, 
finden für die Frage der Zuläſſigkeit der Klageabänderung die 
Vorſchriften der neuen Faſſung der ZPO. Anwendung (Urt. v. 
13. Nov. 1934, II 159/34 und v. 24. Sept. 1935, II 6/35: JW. 
1936, 385 11. Danach iſt auch in der Ber Inſt. eine Anderung der 
Klage nicht nur zuläffig, wenn der Bell. einwilligt, ſondern 
auch dann, wenn das Gericht fie für ſachdienlich hält. Sachdien⸗ 
lich iſt eine Klageänderung, wenn ſie die Ausräumung des 
zwiſchen den Parteien beſtehenden Streitſtoffes fördert, alſo 
einem neuen Rechtsſtreit vorbeugt (JW. 1935, 2897; 1936, 928). 
Der Annahme der Sachdienlichkeit ſteht es nicht entgegen, daß 
es weiterer Erklärungen der Parteien und neuer Beweiserhe⸗ 
bungen bedarf, die die Erledigung des Rechtsſtreits verzögern 
(Urt. des Sen. v. 20. Nov. 1936, II 124/86). Innerhalb dieſes 
Rahmens liegt es aber im freien Ermeſſen des BG. ob es das 
Eingehen auf die geänderte Klage für ſachdienlich halt. Es kann 
dabei auch berückſichtigen, daß das neue tatſächliche Vorbringen, 
das der geänderten Klage zugrunde liegt, nicht genügend ſub⸗ 
ſtantiiert iſt; es kann auch derartiges neues Vorbringen nach 
88 279, 529 ZPO, die hier in der alten Faſſung Anwendung 
finden (Art. 9 III 2 Gef. v. 27. Okt. 1933 [RGBl. I, 780] zurück⸗ 
weiſen. Freilich kann nicht einerſeits die Klageänderung als 
ſachdienlich zugelaſſen, andererſeits gleichzeitig das mit der 
Klageänderung zu deren Begründung erfolgte tatſächliche Vor⸗ 
bringen nach den genannten Vorſchriften als verſpätet zurück⸗ 
gewieſen werden. Die Zurückweiſung kann vielmehr nur wegen 
einer nach der Klageänderung neu eingetretenen Säumigkeit des 
Kl. ſtattfinden (RG.; JW. 1937, 544 12). 

(KG., II. ZivSen., U. v. 23. April 1937, II 54/36.) 63 


43. RG. — 8s 319, 321 ZPO. Ein Beſchluß des OL G., 
durch den in einer Eheſache die Berufung als unzuläſſig ver⸗ 
worfen wird, kann mit der ſofortigen Beſchw. nur angefochten 
werden, wenn dieſe im Beſchluß für zuläſſig erklärt worden iſt. 
Eine nachträgliche Ergänzung des Beſchluſſes iſt nicht zuläſſig. 

Durch den angef. Beſchl. iſt die Berufung der Kl. gegen 
das die Ehe der Parteien aus beiderſeitigem Verſchulden ſchei⸗ 
dende Urteil des LG. als unzuläſſig verworfen und zugleich 
der Antrag der Kl. auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt zurückgewieſen wor⸗ 
den. Ein ſolcher Beſchluß kann unter der Geltung der Rechts⸗ 
pflegeRotVO. v. 14. Juni 1932, 1. Teil Kap. II Art. 1 
(RG Bl. 1932 J, 285) mit der ſofortigen Beſchwerde nur an⸗ 
gefochten werden, wenn dieſe in dem Beſchluſſe für zuläſſig 
erklart worden iſt (RG. 141, 308 — JW. 1933, 1768 6, 
RZ. 143, 135 JW. 1934, 1238 6 Warngſpr. 1933 
Nr. 169; JW. 1935, 122 0 u. 2556 0. Dieſe Vorausſetzung 
trifft bei dem angef. Beſchluſſe nicht zu. Das BG. hat ihn 
zwar nach ſeiner Zuſtellung auf Antrag der Kl. durch Beſchl. 
b. 27. April 1937 dahin ergänzt, daß die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde zugelaſſen werde. Dieſe Ergänzung iſt aber ohne 
rechtliche Bedeutung, da mangels eines Ausſpruchs über die 
Zulaſſung der ſofortigen Beſchwerde der angef. Beſchluß mit 
ſeiner Zuſtellung bereits die Rechtskraft erlangt hatte (RGB.: 
JW. 1935, 322410, 3464; 1936, 102 ). Es liegt auch 
nichts dafür vor, daß ſchon bei der Beſchlußfaſſung v. 7. April 
1937 das Gericht ſich über die Zulaſſung der ſofortigen Be⸗ 
ſchwerde ſchlüſſig gemacht hätte und nur der Ausſpruch der 
Zulaſſung in dem ſchriftlich abgeſetzten Beſchluß infolge eines 
Verſehens unterblieben wäre, in welchem Falle eine Berich⸗ 
tigung gemäß 8 319 380. zuläſſig geweſen wäre (RG. 
JW. 1935, 3224 10 und Warnſpr. 1936 Nr. 180). Der Be⸗ 
ſchluß v. 27. April 1937 iſt auf den Antrag der Kl. vom 
24. April 1937 ergangen, in welchem eine Ergänzung, nicht 
etwa eine Berichtigung des angef. Beſchluſſes erbeten worden 
war, und bezeichnet ſich auch ſelbſt als einen Ergänzungsbe⸗ 
ſchluß. Die ſofortige Beſchwerde muß hiernach als unzuläſſig 
verworfen werden. 

(RG., IV. ZivSen., Beſchl. v. 13. Mai 1937, IVB FA 
[on. 


* 

* 44. RG. — 88 322, 705, 578 ff. 3PO.; 5 826 BGB. Beſeiti⸗ 
gung der Rechtskraftwirkungen: Wer ein von ihm erſtrittenes 
rechtskräftiges Urteil benutzt, obwohl er weiß, daß es auf dem 
Meineide eines Zeugen beruht und deshalb materiell unrichtig 
iſt, handelt ſittenwidrig, und zwar auch dann, wenn er das Urteil 
nicht ſelbſt erſchlichen hat. +) 

Die Ehe der Parteien wurde durch rechtskräftiges Urt. 
1929 geſchieden, der Kl., damalige Bekl., wurde für den allein 
ſchuldigen Teil erklärt und ſeine Widerklage abgewieſen. Er 
hatte die Widerklage darauf geſtützt, daß die Bekl., damalige 
Kl., mit dem bei ihr wohnenden K. ehebrecheriſche oder doch 
ehewidrige Beziehungen unterhalte. K. hatte das als Zeuge des 
Kl., damaligen Bekl., zunächſt uneidlich in Abrede geſtellt. Auf 
Antrag der Bekl., damaligen Kl., die auf ein Herzleiden hin⸗ 
gewieſen hatte, das ihr den Geſchlechtsverkehr verbiete, war K. 
auf ſeine Ausſage beeidigt worden. Die Gerichte hielten danach 
den damaligen Bekl. für beweisfüllig. Meineibsanzeigen gegen 
K. blieben erfolglos. Er war auf die erſte Anzeige 1928 außer 
Verfolgung geſetzt worden. 1930 erſchien er in betrunkenem 
Zuſtand auf einer Polizeiwache und bezichtigte ſich ſelbſt, daß 
er in der Eheſcheidungsſache „wiſſentlich und mit Überlegung“ 
einen Meineid geleiſtet habe, nahm aber kurz darauf die Selbſt⸗ 
beſchuldigung als unſinnig zurück. Die StA. eröffnete ein neues 
Ermittelungsverfahren erſt wieder 1934 auf eine erneute An⸗ 
zeige des Kl. Dieſes Verfahren ſtellte fie 1934 ein. 

Inzwiſchen hatte die Bekl. auf Grund des Scheidungs⸗ 
urteils eine Unterhaltsklage gegen den Kl. erhoben. Er wurde 
1929 verurteilt, an fie monatlich 80 AM zu zahlen. Im Jahre 
1936 erhob er wegen veränderter Umſtände Klage auf Be⸗ 
freiung von der Unterhaltsrente für die Zeit ſeit dem Mai 
1936. Hierüber war noch nicht rechtskräftig entſchieden, als 
im gegenwärtigen Rechtsſtreit die Verhandlung in der BerInſt. 
geſchloſſen wurde. 
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Im gegenwärtigen Rechtsſtreit tritt der Kl. von neuem 
Zeugenbeweis dafür an, daß die Bekl. mit K. Ehebruch ge⸗ 
trieben habe, noch bevor dieſer darüber eidlich vernommen 
worden ſei. Er ſieht darin, daß die Bekl. in Kenntnis der 
Eidesverletzung von dem Scheidungsurteil Gebrauch gemacht 
habe, um dadurch eine Unterhaltsrente zu erlangen, einen Ver⸗ 
ſtoß gegen 8826 BGB. und beantragt, die Zwangsvollſtreckung 
aus dem Unterhaltsurteil für unzuläſſig zu erklären, die Bekl. 
zur Herausgabe der Urteilsausfertigung und zur Erſtattung 
von 4500 RM zu verurteilen und feſtzuſtellen, daß fie ver⸗ 
pflichtet ſei, ihm allen Schaden aus der Vollſtreckung zu er⸗ 
ſetzen. Die Bekl. beſtreitet nach wie vor den Ehebruch. 


Beide Inſtanzen haben den Kl. abgewieſen. 


Beide Vorinſtanzen halten den Tatbeſtand des 8826 BGB. 
nicht für gegeben, auch wenn man die Behauptungen des Kl. 
als richtig unterſtelle. Sie haben es darum abgelehnt, die Be⸗ 
weiſe zu erheben, die er für den Ehebruch in dieſem Rechts⸗ 
ſtreit angetreten hat. Das BG. geht davon aus, daß die Rechts⸗ 
kraft grundſätzlich nur in den Fallen angetaſtet werden dürfe, 
in denen das Geſetz die Wiederaufnahme des Verfahrens zu⸗ 
laſſe, nicht aber darüber hinaus mit Schadenserſatzklagen aus 
§ 826 BGB., die meiſtens zu einer Wiederaufrollung des 
Streitſtoffes und im Ergebnis, wenn ſie Erfolg hätten, zu 
einer Vernichtung des rechtskräftigen Urt. führten. Es will 
darum ſolche Klagen äußerſtenfalls in Anlehnung an die bis⸗ 
herige Rſpr. des RG. da zulaſſen, wo das in Rechtskraft er⸗ 
wachſene Urt. erſchlichen worden ſei, alſo namentlich, wenn eine 
Partei mit einem Zeugen oder Sachverſtändigen planmäßig 
und vorſätzlich zuſammengewirkt habe, um das Gericht irre⸗ 
zuführen. Die Behauptung eines ſolchen Tatbeſtandes vermißt 
das BG. aber hier, da die Bekl. ſich nur die eidliche Ausſage 
des K. zunutze gemacht haben ſolle, wenn auch in klarer Er⸗ 
kenntnis von deren Unrichtigkeit, aber ohne planmäßiges Zu⸗ 
ſammenwirken mit K. Dem Kl. gibt das BG. zu, daß das 
Verhalten der Bekl., das er ihr vorwerfe, „ſittlich nicht zu 
billigen“ wäre. Es verweiſt ihn aber darauf, daß es ihm nicht 
gelungen ſei, die Grundlage für eine Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens zu ſchaffen, daß ſein Intereſſe hinter dem Gemeinwohl 
zurücktreten müſſe, das die Aufrechterhaltung rechtskräftiger 
Urt. verlange, und daß es „im Rahmen des Wortlauts des 
8 826 BGB.“ keine rechtswidrige Schadenszufügung bedeute, 
wenn er von der Bekl. angehalten werde, das gegen ihn er⸗ 
gangene rechtskräftige Urt. zu erfüllen. 


Das BG. ſchließt ſich damit im weſentlichen der bisherigen 
Rſpr. des RG. an. Es fehlt nicht an Stimmen, denen auch 
dieſe Rſpr. ſchon zu weit ging und die gegen rechtskräftige 
Urt. überhaupt keine Schadenserſatzklagen aus $ 826 BGB. 
zulaſſen wollen (vgl. aus neuerer Zeit Baumbach, 11. Aufl., 
§ 322 Anm. 1 F; Pagenſtecher: Juri. 1926, 729; 
dagegen hat Jonas, 15. Aufl., in Anm. X zu 8322 3PO. 
ſich der Anſicht des RG. genähert). Den Gegnern erſcheint die 
Rechtskraft der Urt. als ein ſo hohes Gut, daß demgegenüber 
keine Unbilligkeit in Betracht kommen könne. Gewiß iſt die 
Rechtskraft eine wertvolle Einrichtung des Rechts, und ihre 
Erhaltung verdient ernſteſte Beachtung. Aber ſie iſt ſchließlich 
nicht um ihrer ſelbſt willen da, und man darf ihren Wert nicht 
übertreiben. Es ſei hier auf das Geſ. zur Verhütung miß⸗ 
bräuchlicher Ausnutzung von Vollſtreckungsmöglichkeiten vom 
13. Dez. 1934 hingewieſen. Überhaupt iſt in dieſer Frage nicht 
von der Rechtskraft der Urt. auszugehen, die ja nur eine von 
vielen formalen Rechtseinrichtungen iſt, ſondern von 8 826 
BGB. Die Tragweite dieſer Neuſchöpfung des BGB., die den 
Verſtoß gegen die guten Sitten zur Grundlage einer Schadens⸗ 
erſatpflicht gemacht hat, ergibt ſich ganz klar aus ihrer Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte. Nach dem Regierungsentwurf ſollte der Täter 
nicht erſatzpflichtig ſein, wenn er in Ausübung eines ihm zu⸗ 
ſtehenden Rechts gehandelt habe. Die Reichstagskommiſſion 
hat dieſe Beſchränkung nach kurzer Erörterung einſtimmig ge- 
ſtrichen. Der Kommiſſionsbericht (Druckſ. Nr. 440, 9. LegPer., 
IV. Seſſ. 1895/96, S. 104) ſagt dazu: 


„Beſtimmend war, daß es nicht gebilligt werden kann, 
wenn jemand ſelbſt in Ausübung eines formalen Rechts 


einem andern vorſätzlich in einer gegen die guten Sitten 
verſtoßenden Weiſe Schaden zufügt.“ 

Dieſe Abſicht des Geſetzgebers iſt auch im Wortlaut des 
8826 BGB., der keinerlei Beſchränkung enthält, deutlich zum 
Ausdruck gekommen. Es beſteht daher nicht der geringſte An⸗ 
halt dafür, daß ein Schadenserſatzanſpruch aus 8 826 BGB. 
vor der Rechtskraft eines Urt. haltmachen müßte. Vielmehr 
war es ja gerade der Wille der Kommiſſion, gegenüber einer 
Klage aus § 8826 BGB. die Berufung auf ein formales Recht 
auszuschließen. Daher kann es ſich nur fragen, unter welchen 
Vorausſetzungen das Gebrauchmachen von einem rechtskräftigen 
Urt. gegen die guten Sitten verſtößt. Verſtößt das Gebrauch⸗ 
machen gegen die guten Sitten, ſo iſt es damit auch rechts⸗ 
widrig und unerlaubt. Die Unterſcheidung, die das BG. 
zwiſchen dem, „was ſittlich nicht zu billigen wäre“, und der 
Rechtswidrigkeit einer Schadenszufügung machen will, iſt un⸗ 
klar. Es liegt gerade im Sinne des 8 826 BGB., wie auch 
ſein Wortlaut beſagt, zwiſchen einem Verſtoß gegen die guten 
Sitten und einem rechtswidrigen Verhalten keinen Unterſchied 
zu machen, und es kommt alsdann nur darauf an, ob der 
Schädiger mit Schädigungsvorſatz handelt. 

Hiernach hat es ſicherlich im Sinne des 8826 BOB. ge⸗ 
legen, wenn das RG. eine Schadenserſatzklage in Fällen zu⸗ 
gelaſſen hat, wo eine Partei auf unerlaubtem Wege ein ihr 
günſtiges rechtskräftiges Urt. erſchlichen hatte (3. B. RG. 46, 
75; 61, 359; 75, 213 JW. 1911, 365; RH. 78, 389 
JW. 1912, 537; JW. 1916, 119515; 1928, 1853 2). Das 
RG. hat die Zulaſſung aber auf dieſen Tatbeſtand beſchränkt, 
augenſcheinlich aus Sorge für den Schutz der Rechtskraft (z. B. 
RGZ. 67, 151 JW. 1908, 38; RG. 80, 153 JW. 1913, 
19; JW. 1905, 23416; 1912, 372°; 1926, 11486; 1926 
31123; 1934, 6134; Gruch. 63, 611; Warnffpr. 1920 
Nr. 110; HöchſtRRſpr. 1930 Nr. 611), und es fragt ſich, ob 
dieſe Beſchränkung gerechtfertigt iſt. Da aus der Zeit ſeit dem 
Inkrafttreten des Gef. v. 28. Juni 1935 (RGBl. I, 844) keine 
Urt. des RG. mehr bekannt geworden ſind, in denen die Be⸗ 
ſchränkung zum Ausdruck käme, ſo iſt der erk. Sen. in der Lage, 
die Frage ohne Bindung an irgendwelche Urt. zu prüfen. 

Bei der Prüfung dieſer Frage wird daran feſtzuhalten 
ſein, daß ein Verſtoß gegen die guten Sitten nicht immer ſchon 
dann vorzuliegen braucht, wenn jemand von einem rechtskräf⸗ 
tigen Urt. Gebrauch macht, das er ſelbſt für unrichtig Hält. 
Wollte man in einem jeden derartigen Falle eine Schadens⸗ 
erſatzklage aus 8 826 BGB. mit der Begründung zulaſſen, 
die das Urt. benutzende Partei halte dieſes ſelber nicht für 
richtig, ſo würde das zu einer Häufung ſolcher Klagen führen, 
weil alsdann viele Perſonen verſuchen würden, einen zu ihren 
Ungunſten erledigten Rechtsſtreit auf dem Wege über 8 826 
wieder aufzurollen. Dies aber müßte in der Tat eine kaum 
erträgliche Rechtsunſicherheit zur Folge haben; es iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß über Richtigkeit oder Unrichtigkeit einer gericht⸗ 
lichen Entſch. zuweilen recht verſchiedene Auffaſſungen möglich 
ſind und daß manche Partei gar nicht in der Lage ſein wird, 
die Entſch. nach der tatſächlichen oder rechtlichen Seite mit 
ausreichendem Verſtändnis zu würdigen. Zwiſchen dem Falle 
jedoch, wo jemand der mehr oder weniger begründeten Anſicht 
iſt, eine von ihm erſtrittene Entſch. treffe nicht das Richtige, 
und dem anderen Falle, daß eine Partei den Erlaß eines ihr 
günſtigen Urt. durch ein gegen die guten Sitten verſtoßendes 
Verhalten ſelber herbeigeführt hat, liegt eine Unzahl von Tat⸗ 
beſtänden, die ſich nicht durch eine allgemeine Regel erfaſſen 
laſſen. Der Satz, daß nur die Herbeiführung eines Urt. auf 
ſittenwidrigem Wege, etwa durch Irxeführung des Gerichts, 
gegen die guten Sitten verſtoße, läßt ſich nicht aus § 826 
BGB. ableiten. Ein ſolches Verhalten bedeutet einen beſonders 
groben Verſtoß gegen die guten Sitten, aber nicht den einzig 
möglichen dieſer Art. Das zeigt ſich ſchon in dem Fall RGSt. 
34, 279, wo der Täter im Vertrauen auf die Unerfahrenheit 
der Gegner und in klarer Kenntnis, daß ihm keine Forderung 
zuſtand, dennoch gegen jene auf prozeßordnungsmäßig ein⸗ 
wandfreiem Wege einen rechtskräftigen Titel erwirkt und aus 
dieſem vollſtreckt hatte. Der 1. StrSen. hat darin eine Er⸗ 
preſſung geſehen und die Anſicht geäußert, daß bürgerlich⸗ 
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rechtlich 8 826 BGB. eingreife. Dieſe Anſicht entſprach der 
Sachlage, die bisherige Rſpr. der Zivilſenate ſtand damit aber 
nicht in Einklang. Die in RG3.67, 151 (153) = JW. 1908, 38 
gegebene Begründung, daß wegen der rechtskräftigen Ver⸗ 
urteilung kein Schade vorliege, ſtellt die Form über die Sache 
und ſetzt ſich dadurch zu der Abſicht in Widerſpruch, die das 
Geſetz mit $ 826 BGB. verfolgt. 

Treffen nun im vorl. Fall die Behauptungen des Kl. zu, 
ſo hat die Bekl. mit K. ſchon vor ſeiner Vernehmung Ehebruch 
begangen. Sie hat zwar den Zeugen K. nicht benannt, dies 
hat der beweispflichtige Kl., damals Widerkl., getan. Aber die 
Bekl. hat doch — immer unterſtellt, daß die Behauptungen des 
Kl. zutreffen — die Unwahrheit der Ausſage des K. gekannt, 
ſie hat ſich auch nicht rein duldend verhalten, ſondern ſie hat 
die Ausſage durch den Hinweis auf ihren körperlichen Zuſtand 
unterſtützt und hat beantragt, K. als Zeugen zu beeidigen, was 
dann auch geſchehen iſt. Sie hat alſo das ihrige dazu bei⸗ 
getragen, daß das Gericht ſich eine zweifellos unrichtige Auf⸗ 
faſſung gebildet und den Scheidungsrechtsſtreit unrichtig ent⸗ 
ſchieden hat. Sie hat dann in Kenntnis der Unrichtigkeit das 
Urt. benutzt, um in einem Unterhaltsrechtsſtreit die Verurteilung 
des Kl. zu erzielen, gegen die ſich ſeine Klage richtet. Dieſes 
geſamte Verhalten würde, wenn dem Kl. der angetretene Be⸗ 
weis gelänge, nicht nur „ſittlich nicht zu billigen“, ſondern es 
würde als Verſtoß gegen die guten Sitten im Sinne des § 826 
BGB. zu erachten fein. Daß die Bekl. ſich dabei formell ein⸗ 
wandfreier Mittel bedient hat, kann nach dem Grundgedanken 
des $826 BOB. daran nichts ändern. Und ebenſowenig kann 
es darauf ankommen, ob der Kl. in der Lage iſt, über das 
von ihm Behauptete hinaus ein planmäßiges Zuſammenwirken 
zwiſchen der Bekl. und K. zu beweiſen. Dabei iſt übrigens zu 
beachten, daß ein ſolches Zuſammenwirken keine ausdrückliche 
Verabredung erfordert, ſondern auch auf ſtillſchweigendem Ein⸗ 
verſtändnis beruhen kann, das bei dem Zuſammenwohnen der 
Bekl. mit K. nahe genug gelegen hat. 

Hiernach reichen die Behauptungen des Kl. aus, im Falle 
ihrer Richtigkeit den Vorwurf des Verſtoßes gegen die guten 
Sitten zu rechtfertigen. Da alsdann auch an der Schädigung 
des Kl. und an der Vorſätzlichkeit der Schadenszufügung kein 
Zweifel beſtehen kann, ſo wird das BG. die vom Kl. an⸗ 
getretenen Beweiſe zu erheben haben. 

(RG., VI. Ziv Sen., U. v. 3. Mai 1937, VI 333/86.) [. 


ng: Ein Urteil von beſonderer Tragweite! 

1. Der Seel it al, ob auch die Geltendningung ber 
Rechtskraft eine erſatzpflichtig machende Sittenwidrigkeit nach 
8 826 BGB. enthalten kann. Das RO. hat die Frage in einer 
Unzahl von Entſcheidungen grundsätzlich bejaht und das Prinzip 
der Rechtskraft hinter dem oberſten Leitgedanken zurückgeſetzt, 
daß die Ausübung aller formalen Rechte ihre Schranken an 
den guten Sitten, am Gemeinſchaftsgedanken, finden müſſe. 5 

Dieſe Löſung des Intereſſenwiderſtreits entſpricht zweifel⸗ 
los nationalſozialiſtiſcher Rechtsanſchauung, wie ſie auch = 
dem Geſ. zur Verhütung mißbräuchlicher Ausnutzung von Voll⸗ 
ſtreckungsmöglichkeiten v. 13. Dez. 1934 zum Ausdruck kommt. 

Die Hauptſchwierigkeiten beginnen aber erſt, wenn man 
verſucht, den Anwendungsbereich des 8826 BGB. im Zu⸗ 
ſammenſtoß mit der Bindung an die Rechtskraft abzugrenzen. 
Die Rſpr. der Zivilſenate des RG. hat bisher die Anwendbar⸗ 
keit des $ 826 BGB. auf die Fälle beſchränkt, wo das Urt, 
ſelbſt auf rechts⸗ oder moralwidrige Weiſe „erſchlichen 
worden war, aber für die Fälle verneint, wo ein nicht in dieſer 
Weiſe erſchlichenes Urt. von jemandem in moralwidriger Weiſe 
ausgenutzt worden war. 0 

An dieſe Linie hat ſich im obigen Fall das OSG. Köln 
gehalten. Jetzt ſoll nach dem neuen Urt. des VI. ZivSen. vom 
3. Mai 1937 auch dieſe Schranke fallen. Es ſoll u. U. die ſitten⸗ 
widrige Ausnutzung eines nicht ſittenwidrig erwirkten Urt. 
genügen. Far 

Indem das RG. die bisher gezogene Schranke preisgibt, 
ſieht es ſich freilich genötigt, ſofort eine neue zu ziehen, weil 
eine kaum erträgliche Rechtsunſicherheit einreißen müßte, wenn 
man dem einen Sittenverſtoß vorwerfen wollte, der von einem 
rechtskräftigen Urt. in dem Bewußtſein, es ſei unrichtig, Ge⸗ 


brauch macht. Die Ausnutzung der Rechtskraft wider beſſeres 
Wiſſen ſoll für ſich allein noch nicht genügen; es müſſen be⸗ 
ſondere Umſtände hinzukommen. Sie werden hier 
darin geſehen, daß die Bekl. mit dem Zeugen ſchon vor ſeiner 
Vernehmung Ehebruch getrieben und dann die Beeidigung 
dieſes Zeugen, nachdem er den Ehebruch abgeſtritten hatte, 
beantragt hat, 195 ſeine Ausſage durch Hinweis auf ihren 
körperlichen Zuſtand unterſtützt hat. 

2. Man wird der Begründung die Anerkennung nicht ver⸗ 
ſagen können, daß ſie folgerichtig iſt. In der Beſchränkung 
des 8826 BGB. auf den Fall des unerlaubterweiſe ſelbſt er⸗ 
ſchlichenen Urt. lag eine Halbheit. Enthält $ 826 das über- 
geordnete Prinzip, das alle Rechtsgeltendmachung beherrſcht 
und begrenzt, ſo iſt nicht einzuſehen, warum gerade nur der 
Fall der „Erſchleichung“ das ſittliche Verwerfungsurteil be⸗ 
gründen ſoll. 

Das Verhalten der Ehefrau grenzt übrigens in unſerem 
Falle nahe an Erſchleichung. Sie hat ſich den Meineid bewußt 
zunutze gemacht und ſeine Beweiswirkung durch eigene un⸗ 
wahre Angaben unterſtützt. Der Fall iſt alſo beſonders ge⸗ 
eignet, die Unhaltbarkeit der bisherigen Grenze klarzumachen. 

Man wird aber auch guttun, die Bedeutung des Urt. nicht 
durch vorzeitige Verallgemeinerung zu ſteigern. Sonſt gibt es 
keinen Halt mehr im Abgleiten zu dem Satz: Sittenwidrig 
handelt, wer ein unrichtiges Urt. in Kenntnis ſeiner ſachlichen 
Unrichtigkeit ausnutzt. 

Es wird der Zukunft zu überlaſſen ſein, ob noch andere 
beſondere Umſtände bei der Ausnutzung der Rechtskraft des 
nicht erſchlichenen Urt. die gleiche Beurteilung verdienen. 

3. Immerhin iſt die weiche Formulierung der obigen 
Entf. nicht unbedenklich, inſofern der Grundſatz aus ihr ent⸗ 
nommen werden muß: Wer ein von ihm erſtrittenes rechts⸗ 
kräftiges Urt. im Bewußtſein ſeiner Unrichtigkeit benutzt, kann 
auch abgeſehen vom Fall ſeiner unerlaubten Erſchleichung 
ſittenwidrig handeln, wenn beſondere Umſtände hinzukommen. 

Dieſe Abſtellung auf den einzelnen Fall beſchwört die 
Gefahr unbegründeter Erſatzklagen und einer Unterminierung 
der Rechtskraft herauf. 

Deshalb ſei hier verſucht, die Grenzen etwas deutlicher 
aufzuzeigen, innerhalb deren die Rechtskraft nicht mehr an⸗ 
getaſtet werden ſollte. 

a) Man wird zum mindeſten verlangen müſſen, daß das 
unrichtige Urt. auf nachweisbar unrichtigen Tatſachen 
beruht. Keinesfalls darf man den Vorwurf ſittenwidrigen 
Vorgehens erheben, wenn jemand ein rechtskräftiges Urt. in 
der Erkenntnis einer unrichtigen Beurteilung der ihm 
zugrunde liegenden, nicht nachweisbar unrichtigen, Tatſachen 
ausnutzt. Die Partei darf ſich ſtets damit beruhigen, daß die 
Beurteilung durch die zur Entſcheidung berufenen rechts⸗ 
kundigen Richter im Intereſſe der Rechtsſicherheit vor 
ſeinem ſubjektiven Urt. den Vorzug verdient. 

d) Erſt dann beginnt unſer ſittliches Empfinden zu 
reagieren, wenn der Sieger im Rechtsſtreit ſich jagen muß 
daß die Richter das unrichtige Urt. auf einer nachweis ⸗ 
bar unrichtigen Tatſache aufgebaut haben und offen⸗ 
510 anders geurteilt hätten, wenn ſie die Wahrheit gekannt 
ätten. 

Hier wird fraglich, ob eine zu beanſtandende ſittenwidrige 
Ausnutzung der Rechtskraft nur dann vorliegt, wenn jemand 
ein ihm günſtiges auf einer unrichtigen Beweisgrundlage be⸗ 
ruhendes Urt. im Bewußtſein von deren Unrichtigkeit erſtritten 
hat, alſo im Sinne der obigen Entſch. zu dem Erlaß dieſes 
Urt. das ſeine beigetragen hat — oder ob es auch genügt, 
wenn er hinterher von der Unrichtigkeit der Beweisgrundlage 
zuverläſſig Kenntnis erlangt hat. 

Grundſätzlich wird man eine Beeinfluſſung der un⸗ 
richtigen Entſcheidung durch Ausnutzung der falſchen Beweis⸗ 
grundlage fordern müſſen. Fehlt es daran, muß es bei der 
Benutzung der Mittel bleiben, die die ZPO. zur Beſeitigung 
ſolcher unrichtigen Urteile zur Verfügung geſtellt hat (vgl. 
ss 580 ff. ZPO.). 

e) Soweit eine ſolche Ausnutzung einer bewußt unrich⸗ 
tigen Beweisgrundlage vorliegt, wird es allerdings nicht darauf 
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ankommen können, daß es gerade ein Meineid war, auf 
dem die Entſcheidung beruht; auch die Ausnutzung einer 
falſchen Urkunde dürfte regelmäßig die gleiche Be⸗ 
Irteilung rechtfertigen. 
Prof. Dr. Heinrich Lehmann, Köln. 
* 


45. RG. — 88 373, 402, 286, 287 ZPO. Eine Beweisfüh⸗ 
rung durch Verwendung von Urkunden hat dann zurückzutreten, 
wenn eine unmittelbare Beweiserhebung durch Vernehmung 
von Perſonen als Zeugen oder Sachverſtändigen beantragt wird 
(ſiehe RG. 105, 221). — Handelt es ſich um Feſtſtellung des 
Tatbeſtandes, aus dem dann Folgerungen nach der Richtung 
zu ziehen ſind, ob ein Schaden und in welcher Höhe er entſtan⸗ 
den iſt, jo gibt in erſter Linie § 286 und nicht § 287 ZPO. die 
für das Verfahren maßgebende Norm. 

Wenn das BG. bei der hier nicht näher zu beſprechenden 
Prozeßlage über alle Anträge auf unmittelbare Beweiserhebung 
im jetzigen Rechtsſtreit hinwegging und feiner Entſch. lediglich 
ſchriftliche Gutachten aus einem Verfahren vor der Berufsgenoſ⸗ 
ſenſchaft gegen den Widerſpruch des verletzten Kl. zugrunde legte, 
ſo hat es damit gegen 8 286 ZPO. verſtoßen. Nach feſtſtehender 
Rſpr. hat eine Beweisführung durch Verwendung von Urkunden 
dann zurückzutreten, wenn eine unmittelbare Beweiserhebung 
durch Vernehmung von Perſonen als Zeugen oder Sachverſtän⸗ 
digen beantragt wird (vgl. z. B. R&B. 105, 221). Im vorl. Fall 
handelt es ſich in erſter Linie um Feſtſtellung des Tatbeſtandes, 
aus dem dann Folgerungen nach der Richtung zu ziehen ſind, ob 
ein Schaden und in welcher Höhe er entſtanden iſt. Inſoweit 
gibt alſo in erſter Lnie nicht § 287, ſondern 8 286 ZPO. die 
Norm, die für das Verfahren maßgebend iſt (vgl. RG. 98, 
59; 95, 104). Zu dieſer Frage war die Ablehnung der Verneh⸗ 
mung von Zeugen und Sachverſtändigen unter Berufung auf 
ſchriftliche Gutachten in einem anderen Verfahren unzulaſſig. 
Beſonders unzuläſſig aber war die Ablehnung der Vernehmung 
des ſachverſtändigen Zeugen Dr. H. mit der Begründung, der 
Inhalt eines von ihm geſchriebenen Briefes lege die Annahme 
nahe, daß ſein Urteil ſtark von dem Beſtreben beeinflußt ſei, 
dem Kl. „vielleicht“ aus einem gewiſſen Mitgefühl heraus zu 
einer Entſchädigung zu verhelfen. Mit der darin liegenden Vor⸗ 
wegnahme der Würdigung des Beweisergebniſſes kann die Ab⸗ 
lehnung der Vernehmung des Dr. H. als ſachverſtändigen Zeu⸗ 
gen nicht begründet werden. Aber auch joweit § 287 ZPO. in 
Betracht kommt, greift die Rüge der Rev. des Kl. durch. Wenn 
es nach dieſer Vorſchrift für die dort bezeichnete Frage dem Er⸗ 
meſſen des Gerichts überlaſſen bleibt, ob und inwieweit eine 
beantragte Beweisaufnahme oder von Amts wegen die Begut⸗ 
achtung durch Sachverſtändige anzuordnen iſt, ſo hat das Ge⸗ 
richt doch, wenn es die Zuziehung von Sachverſtändigen als 
Gehilfen des Gerichts für erforderlich hält, den von der Prozeß— 
ordnung vorgeſchriebenen Weg innezuhalten und darf ſich bei 
dem Widerſpruch der Partei gegen die Verwertung von Urkun⸗ 
den aus einem anderen Verfahren nicht auf die Zugrundelegung 
dieſer Urkunden beſchränken. Der ſachliche Grund für die Unzu⸗ 
läſſigkeit eines ſolchen Verfahrens liegt vor allem darin, daß 
es den Parteien dann nicht möglich iſt, bei der Beweisaufnahme 
durch Stellung geeigneter Fragen für die erforderliche Aufklä⸗ 
rung zu ſorgen. 

(RG., VI. ZivSen., U. v. 19. April 1937, VI 344/36.) 


* 


46. RG. — 88515, 566 ZPO. Enthält die Reviſions⸗ 
ſchrift keinen formellen Antrag und ergibt ſich auch ſonſt nicht 
aus ihr eindeutig, inwieweit das Urteil angefochten wird, ſo 
kann nicht im Zeitpunkt der Reviſionseinlegung bereits an⸗ 
genommen werden, daß der Rechtsſtreit im vollen Umfange der 
Beſchwer des RevͤKl. in der Rev Inſt. anhängig gemacht werden 
ſoll. Die Grenzen des Reviſionsſtreits werden dann vielmehr 
durch das ſpätere Vorbringen in der Reviſionsbegründungs⸗ 
ſchrift gezogen. 

Der Kl. nimmt die Bekl. auf Schadenserſatz in Anſpruch. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, das OLG. hat die Be⸗ 
rufung zurückgewieſen. 


N. 


Mit der Rev. verfolgt der Kl. ſeine Anſprüche weiter. Die 
Reviſionsſchrift ſelbſt enthält keinen Antrag. In der RevBegr. 
hat der Kl. dann den Klageanſpruch auf %/s der urſprünglichen 
Klageſumme, nämlich auf einen Betrag von 11 356,74 N be⸗ 
ſchränkt. Die Bekl. beantragt u. a. den Kl. hinſichtlich des Teil⸗ 
betrags der Klageforderung in Höhe von 5678,37 Ha des 
Rechtsmittels der Rev. für verluſtig zu erklären. 


Dem Antrag der Bekl., den Kl. in Höhe von 5678,37 Rn 
des Rechtsmittels der Rev. für verluſtig zu erklären, konnte 
nicht ſtattgegeben werden. Enthält die Reviſionsſchrift keinen 
formellen Antrag und ergibt ſich auch ſonſt nicht aus ihr ein⸗ 
deutig, inwieweit das Urteil angefochten wird, ſo kann nicht im 
Zeitpunkt der Reviſionseinlegung bereits angenommen werden, 
daß der Rechtsſtreit im vollen Umfange der Beſchwer des Revͤl 
in der Rev Inſt. anhängig gemacht werden ſoll. Die Grenzen des 
Reviſionsſtreits werden dann vielmehr durch das ſpätere Vor⸗ 
bringen in der Reviſionsbegründungsſchrift gezogen. 


Nachdem die Nov. v. 5. Juni 1905 (RGBl. 536) für das 
Reviſionsverfahren den Begründungszwang eingeführt hatte, 
hatte die Rſpr. des RG. (vgl. Urt. v. 6. April 1909 [RGZ. 71, 
160) im Gegenſatz zu früheren Entſch. angenommen, daß „gehörig 
geſtellte und begründete“, dann „zurückgenommene ſelbſtändige 
Reviſionsanträge“ „nicht mehr als überhaupt nicht geſtellt zu 
behandeln ſind“, daß vielmehr durch die Rücknahme derartiger 
Anträge inſoweit für den RevBekl. der Anſpruch auf Verluſtig⸗ 
erklärung gem. §8 515, 566 ZPO. begründet werde (fo auch 
Jonas, Anm. III 1 zu § 519 ZPO. und Sydow ⸗Buſch, 
Anm. 5 zu § 554 ZPO.). Daraus kann aber nicht gefolgert wer⸗ 
den, daß vor der Stellung der Reviſionsanträge der Rechts⸗ 
ſtreit in vollem Umfange der Beſchwer des RevKl. in der Rev⸗ 
Inſt. anhängig geworden iſt und demnächſt bei Stellung be⸗ 
ſchränkter Reviſionsanträge die Rev. als teilweiſe zurückgenom⸗ 
men angeſehen werden kann, eher iſt das Gegenteil hieraus zu 
entnehmen. Denn „gehörig geſtellte und begründete Reviſions⸗ 
anträge“ ſind in dieſem Fall durch die Einreichung der Revi⸗ 
ſionsſchrift bei dem Rev. noch nicht angebracht. 


Das Geſetz zwingt heute den Rechtsmittelkläger — jetzt 
auch den Ber Kl. —, innerhalb der Rechtsmittelbegründungsfriſt 
zu erklären, inwieweit er das Urteil anfechte. Daraus iſt zu 
folgern, daß der Rechtsmittelkläger nicht gehalten iſt, vor Ab⸗ 
lauf der Rechtsmittelbegründungsfriſt zu erklären, in welchem 
Umfange er das Urteil anfechten will, und daß er ſich bis zu die⸗ 
ſem Zeitpunkt ſeine Entf. inſoweit vorbehalten kann. Bis zum 
Ablauf der Rechtsmitteleinlegungsfriſt muß der Rechtsmittelklä⸗ 
ger nur erklären, daß das Urt. überhaupt angefochten wird. Stellt 
der Rechtsmittelkläger ſpäter keinen Antrag in Höhe ſeiner vol⸗ 
len Beſchwer, ſondern nur einen beſchränkten Antrag, ſo iſt das 
Rechtsmittel von vornherein als nur beſchränkt eingelegt an⸗ 
zuſehen. 

Die Rſpr. des RG. zu 830 GK G., die im Koſtenintereſſe 
annimmt, daß durch die ohne jeden Zuſatz eingelegte Rev. das 
Urteil als im ganzen Umfange der Beſchwer angefochten gilt 
und daß bei Stellung eines beſchränkten Antrages in der 
ſpäteren Reviſionsbegründungsſchrift für den Unterſchiedsbetrag 
die Rücknahmegebühr zu berechnen iſt (vgl. u. a.: IV 56/35 vom 
28. Nov. 1935: JW. 1936, 385 1 und IV 77/36 v. 17. Dez. 
1936: JW. 1937, 1064 18), betrifft die hier zu entſcheidende Frage 
nicht. Einer Stellungnahme zu dieſen Entſch. bedurfte es daher 
im vorl. Zuſammenhange nicht. Der Antrag i. S. des § 74 GKG. 
kann nicht dem Rechtsmittelantrag aus 88 519, 554 ZPO. gleich⸗ 
geſtellt werden und eben deswegen iſt die Übertragung der 
Grundſätze der im Koſtenintereſſe ergangenen Entſch. auf die 
hier zu entſcheidende Frage unzuläſſig. 


Daher war dem Antrag, den Kl. in Höhe eines Teilbetra⸗ 
ges von 5678,37 Nel, des Rechtsmittels der Rev. für verluſtig 
zu erklären, nicht zu entſprechen. 


(AG., III. Ziv Sen., U. v. 9. Febr. 1937, III 103/36.) Ib. B. 
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47. RG. — 8 522 a ZPO, Der Mangel einer nicht den 
Erforderniſſen des § 522 a Abſ. 2 ZPO. entſprechend begrün⸗ 
deten Anſchlußberufung wird durch die ordnungsmäßige Nach⸗ 
holung des Rechtsmittels geheilt. f) 

Die Anſchlußberufungsſchrift der Bekl. enthielt zwar die 
Anträge, dagegen nicht die nach §§ 522 a Abſ. 3 und 519 Abſ. 3 
Nr. 2 ZPO. erforderliche Begründung. Dieſe war auch inner⸗ 
halb der Frift zur BerBegr. nicht erfolgt. Nachdem das BG. 
der Bekl. anheimgegeben hatte, „die nach §§ 522 a Abſ. 2 i. Verb. 
m. § 519 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. unzuläſſige“ Anſchlußberufung zu⸗ 
rückzunehmen, hat die Bekl. durch Schriftſatz erneut Anſchluß⸗ 
bernfung eingelegt und fie gleichzeitig begründet. 

Das BG. hat die erſte Anſchlußberufung als unzuläſſig 
verworfen und auf die Berufung und die zweite Anſchluß⸗ 
berufung ſachlich erkannt. 

Zur Entſch. ſteht allein die Frage, ob die zweite Anſchluß⸗ 
berufung der Bekl. als zuläſſig anzuſehen iſt. Das Bu. bejaht 
das mit folgender Begründung: Zwar habe NEL. 147, 313 — 
JW. 1935, 2284 1° m. Anm. mit Rückſicht auf die in der Prozeß⸗ 
rechtsnovelle v. 27. Okt. 1933 enthaltene Verſchärfung des Be⸗ 
gründungszwanges für die Berufung die Zuläſſigkeit einer ord⸗ 
nungsmäßigen, noch innerhalb der Berufungsfriſt erfolgten Wie⸗ 
derholung der mangels ausreichender Begründung unzuläſſigen 
Berufung deshalb verneint, weil in ſolchem Falle das Verfahren 
des Berl. eine nachläſſige Prozeßverſchleppung darſtelle; die 
Entſch. habe aber ausdrücklich eine grundfätzliche Stellungnahme 
zur Frage der Wiederholung des Rechtsmittels abgelehnt. Hier 
liege nun die Sache in mehrfacher Beziehung anders als in dem 
vom RG. entſchiedenen Fall, und zwar einmal, weil es ſich 
hier nicht um eine Berufung, ſondern um eine — unſelbſtän⸗ 
dige — Anſchlußberufung handele, deren formwidrige Einle⸗ 
gung auf das Verfahren ohne verzögernden Einfluß geblieben 
ſei und deren ordnungsmäßige Wiederholung ebenfalls keine 
Prozeßverſchleppung bewirkt habe; hier habe aber weiter auch 
keine Friſtverſäumnis, ſondern lediglich ein Mangel in der 
Form der Anſchlußſchrift vorgelegen und mit der Nachholung ſei 
auch keine neue prozeßverzögernde Friſt in Lauf geſetzt wor⸗ 
den. Die Zulaſſung der zweiten Anſchlu ß berufung zögere 
auch nicht — anders als das bei der ſelbſtändigen Berufung der 
Fall ſei — die Rechtskraft des angefochtenen Urteils weiter 
hinaus, als das ſchon durch die gegneriſche Berufung geſchehe. 
Der Zweck der Beſtimmung über die Begründung der Anſchluß⸗ 
berufung (5 522 à Abſ. 2 2. Halbſ. ZPO.) beſtehe nur darin, daß 
die Begründung der Anſchlußberufung nicht nach der Entſchei⸗ 
dungsreife für die Hauptberufung erfolgen ſolle — weil da⸗ 
durch die Entſch. über die Berufung verzögert werden könnte —, 
dieſer Zweck ſei aber durch das Verfahren der Bekl. nicht ver⸗ 
eitelt worden. Endlich meint das BU., die Gedanken der genann⸗ 
ten RGEntſch. könnten überhaupt nicht auf Eheſachen aus⸗ 
gedehnt werden, da bei ihnen, anders als bei vermögensrecht⸗ 
lichen Streitigkeiten, unerſetzbare ideelle Intereſſen auf dem 
Spiele ſtänden. 

Dagegen vertritt die auf Verletzung der SS 521 ff. ZPO. ge- 
gründete Rev. den Standpunkt, daß die in der genannten RG⸗ 
Entſch. vertretene Auffaſſung grundſätzlich auch auf Anſchluß⸗ 
berufungen angewandt werden müſſe; dabei ſei es gleichgültig, 
ob durch die Wiederholung der Anſchlußberufung gerade in die⸗ 
ſem Falle tatſächlich eine Verzögerung des Rechtsſtreits ein⸗ 
getreten ſei. 

Dieſe Reviſionsrüge ſchlägt nicht durch. Allerdings hat der 
3. ZivSen. in RG. 147, 313 ff. wegen der jetzt ſtrengeren 
Vorſchriften über die Ber Begr. eine zweite Berufung, die nach 
Zurücknahme der früheren, nicht rechtzeitig begründeten Be⸗ 
rufung eingelegt worden war, aus dieſem Grunde für unzuläf- 
fig erklärt. Das RArbcg. hat gleiches für eine neue Rev. an⸗ 
genommen, weil die erſte mangels rechtzeitiger Begründung als 
unzuläſſig verworfen worden war (RATES. 16, 314). Der erk. 
Sen. braucht zu der Frage, ob er ſich die Grundgedanken dieſer 
beiden Entſch. zu eigen machen würde, nicht Stellung zu neh⸗ 
men, denn das BU. geht mit Recht davon aus, daß die Entſch. 
des 3. ZivSen. — und das gilt auch von der des RArbG. — 
jedenfalls den hier vorl. Fall nicht trifft. 

Allerdings ſpielt es in dieſem Zuſammenhang keine Rolle, 


daß es ſich hier im Gegenſatz zu den früheren Fällen um eine 
Eheſache handelt. Beſonderheiten für das Verfahren in Ehe⸗ 
ſachen beſtehen nur inſoweit, als das Geſetz ſie anordnet. Das 
iſt hier nicht der Fall. 


Mit Recht ſtellt das Bu. dagegen auf die Unterſchiede 
zwiſchen Berufung und Anſchlußberufung ab. In dieſer Frage 
ſchließt ſich der erk. Sen. der vom 5. ZivSen. in RG. 158, 
348 = JW. 1937, 1440 5 m. Anm. vertretenen Auffaſſung an, 
daß die Grundgedanken der oben genannten Entſch. nicht zu⸗ 
träfen auf den Fall der im Geſetz ſelbſtändig geregelten An⸗ 
ſchließung an eine bereits eingelegte Berufung, weil die An⸗ 
ſchließung nicht ſelbſt ein Rechtsmittel ſei und der Prozeßſtoff 
ohnehin auf das Rechtsmittel des Gegners hin verhandelt wer⸗ 
den müſſe, Prozeßverſchleppung durch die Anſchließung alſo 
nicht zu befürchten ſei. Nun unterſcheidet ſich allerdings der vom 
5. ZivSen. beurteilte Fall tatſächlich inſofern von dem jetzigen, 
als dort der ordnungsmäßigen Anſchlußberufung nicht eine un⸗ 
zuläſſige Anſchlußberufung, ſondern eine wegen Ver⸗ 
ſäumnis der Berufungsbegründungsfriſt als unzuläſſig verwor⸗ 
fene Berufung derſelben Partei vorangegangen war. Die⸗ 
ſem Unterſchied kann aber entſcheidende Bedeutung nicht bei⸗ 
gelegt werden. Der 5. ZivSen. leitet auch erkennbar ſeine Ent⸗ 
ſcheidung ſchlechthin aus dem Weſen der Anſchlußberufung und 
nicht aus der Tatſache des durch den Übergang von der Be⸗ 
rufung zur Anſchlußberufung herbeigeführten Wechſels der 
Rechtsbehelfe her. Die weſentlichen Geſichtspunkte, die in die⸗ 
ſer Frage eine verſchiedene Entſch. für Berufung und Anſchluß⸗ 
berufung rechtfertigen, hebt auch das BU. hervor. Ausſcheiden 
muß dabei allerdings die Erwägung, daß bei der erſten An⸗ 
ſchlußberufung der Bekl. nur ein Mangel in der Form der An⸗ 
ſchlußſchrift und keine Friſtverſäumnis vorgelegen habe. Das iſt 
gerade in dieſem Fall unrichtig; denn da die Anſchlußberufung 
vor Ablauf der Berufungsbegründungsfriſt eingelegt war, lief 
dieſe Friſt auch als Friſt zur Begründung der Anſchlußberufung 
(8.522 à Abſ. 2 ZPO.) und dieſe Friſt hat die Bell. verſäumt. 
Richtig iſt aber ſchon der Hinweis des Bu. auf die Tatſache, 
daß die neue Anſchlußberufung, anders als es bei neuer Be⸗ 
rufung der Fall ſein würde, keine neue Friſt zur Begründung 
in Lauf ſetzte. Der entſcheidende Geſichtspunkt iſt aber der, daß 
die Anſchlußberufung — abgeſehen von der hier nicht in Be⸗ 
tracht kommenden ſelbſtändigen Anſchlußberufung des 8 522 
Abſ. 2 ZPO. — nie die Grundlage des Verfahrens in der neuen 
Inſtanz iſt, ſondern höchſtens den Umfang des Verfahrens be⸗ 
einflußt. In dieſem Sinne iſt auch die Bemerkung des BU. 
zu verſtehen, daß die Anſchließung die Rechtskraft des Urteils 
nicht weiter hinauszögere, als das ſchon durch das gegneriſche 
Rechtsmittel geſchehe. Daß das Geſetz die Anſchließung bis zum 
Schluß der letzten mündlichen Verhandlung zuläßt, beweiſt ſei⸗ 
nen Willen, die Anſchließung weitgehend zu erleichtern. Die 
verſchärften Beſtimmungen über die Begründung für die Be⸗ 
rufung auf Grund des Gef. v. 27. Okt. 1933 haben, gerade weil 
die Anſchließung bis zum Schluß des Verfahrens erfolgen kann, 
für dieſe praktiſch weit geringere Bedeutung. Nach alledem iſt 
ein Bedürfnis dafür, der Partei, deren erſte Anſchlußberufung 
mangels ordnungsmaßiger Begründung unzuläſſig war, die er⸗ 
neute Anſchließung zu verſagen, nicht anzuerkennen. Bei Wie⸗ 
derholung der Anſchließung kann auch nicht von einem 
„berbotenen Mißbrauch der Arbeitskraft des Gerichts“ geſpro⸗ 
chen werden (vgl. RG. 147, 318 ff. 315). Ohne innere Not⸗ 
wendigkeit der Partei nur als Strafe für ihre Nachläſſigkeit 
den Rechtsbehelf zu verſagen, erſcheint aber abwegig. 


(RG., IV. Ziv Sen., U. v. 29. April 1937, IV 49/37. 


Aumerkung: In der vorl. Entf. tritt das RG. dem 
JW. 1937, 144155 abgedruckten, von mir zuſtimmend beſpro⸗ 
chenen BU. des OLG. Hamburg bei. Ich darf zu der Frage 
auf meine Anm. zu RG. JW. 1937, 1440 (RG, 153, 348) 
verweiſen. Ich will das dort Geſagte nicht wiederholen; ich 
glaube, der unbefangene Leſer der vorl. Entſch. wird ſich des 
Eindrucks nicht erwehren können, daß die Theſe von der Nicht- 
wiederholbarkeit unzuläſſiger oder zurückgenommener Rechts⸗ 
behelfe, wie fie in RG. 147, 313 (JW. 1935, 2284 10) und 
RArbG. 16, 314 aufgeſtellt iſt, und das Bemühen, dieſen Satz 
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hernach wieder einzuſchränken, zu komplizierten Unterſcheidun⸗ 
gen geführt haben, die durch wirkliche ſachliche Verſchiedenhei⸗ 
ten in keiner Weiſe gerechtfertigt erſcheinen und vom Stand⸗ 
punkte moderner, dem Formalismus abholder Prozeßauffaſſung 
fremd anmuten müſſen. 

Den Schlußſatz der Entſch., daß es abwegig iſt, ohne in⸗ 
nere Notwendigkeit nur als Strafe für eine Nachläſſigkeit einen 
Rechtsbehelf zu verſagen, kann ich nur unterſtreichen. Hoffentlich 
gelangt das RG., eben unter dieſem Geſichtspunkte, demnächſt 
dazu, die oben erwähnte Theſe nicht nur weiter einzuſchränken, 
ſondern ganz aufzugeben. 

MinR. Dr. Jonas, Berlin. 


* 


48. RG. — 8559 ZPO. Die Grundſätze über die Beweis⸗ 
laſt find vom Rev. von Amts wegen nachzuprüfen. Eine Ver⸗ 
letzung der Grundſätze über den Anſcheinsbeweis betrifft die 
Frage der Beweiswürdigung. 

Nach der Rſpr. des RG. iſt die Beweis laſtfrage dem 
ſachlich⸗rechtlichen Gebiet zuzurechnen, ſo daß Verletzungen der 
Grundſätze über die Beweislaſt in der Rev nſt. nicht der aus⸗ 
drücklichen Rüge nach $ 559 ZPO. bedürfen (vgl. Urt. v. 22. Jan. 
1912, VI 173/11; Gruch. 56, 898/899; desgl. Urt. v. 3. Dez. 1915, 
VI 318/15; Recht 1916 Beil. Nr. 279). Nach der Rſpr. des Se⸗ 
nats kann aber die Verſäumung ſachlich⸗rechtlicher Rügen einem 
Reviſionsanwalt grundſätzlich nicht als ſchadenverurſachendes 
Verſchulden angerechnet werden, da die ſachlich⸗rechtliche Seite 
des Streitſtoffes eben vom Rev. ohnehin von Amts wegen 
nachzuprüfen iſt (vgl. RG. 142, 394 JW. 1934, 4775 m. 
Anm.). 

Eine Verletzung der Grundſätze über den ſog. An⸗ 
ſcheinsbeweis betrifft dagegen nicht die Frage der Be⸗ 
weislaſt, ſondern die der Beweiswürdigung und fällt damit un⸗ 
ter SS 286, 287 ZPO. (vgl. RG. 134, 241/242 = ZW. 1932, 
1736 14; ferner Urteil des Senats v. 19. Mai 1933, III 436/32, 
abgedruckt HöchſtRRſpr. 1933 Nr. 1489 und LZ. 1933, 942 
Nr. 15). 


(RG., III. Ziv Sen., U. v. 30. April 1937, III 169/36.) Iv. B.] 
* 


49. RG. — 8559 ZPO. Beim Prozeßvergleich liegt nur 
inſofern eine — vom Rev. frei nachprüfbare — Prozeßhand⸗ 
lung vor, als er den Rechtsſtreit ganz oder teilweiſe beendet; 
ſeinem ſonſtigen Inhalt nach iſt er wie der außergerichtliche 
Vergleich ein privatrechtlicher Vertrag, deſſen Auslegung Sache 
des Tatrichters iſt (. RZ. 153, 67 JW. 1937, 544 18 m. 
Anm.) 7) 


Der Gemeinſchuldner A. von W. und der Bekl. R. von 
W. ſind Brüder. Ihr verſtorbener Vater hat den Bekl. zum 
Alleinerben eingeſetzt und dem Gemeinſchuldner wegen ehr⸗ 
loſen und unſittlichen Lebenswandels, insbe. wegen Trunk⸗ 
ſucht, den Pflichtteil entzogen, ihm aber eine Jahresrente 
ausgeſetzt. Dem Erben war geſtattet, die Rente abzulöſen; 
jedoch hatte der Erblaſſer die Erwartung ausgeſprochen, daß 
der Erbe vor einer Zahlung der Ablöſungsſumme prüfen 
werde, ob der Gemeinſchuldner wieder ein anſtändiger, ſolider 
und arbeitſamer Menſch geworden ſei. Ein Rechtsſtreit zwi⸗ 
ſchen dem Gemeinſchuldner und dem Bekl. endete am 8. Juli 
1930 mit einem gerichtlichen Vergleich, in dem erſterer ber- 
ſprach, durch Kuren uſw. für ſeine Geſundheit zu ſorgen. 
Davon ſollten ſich die RA. P. (Kl.) und F. pflichtgemäß über⸗ 
zeugen. Am 1. Juli 1932 ſollte der Bekl. eine dahingehende 
Anfrage an ſie richten. Ihre Erklärung ſollte er als „bindend 
anerkennen“ und eine in dem Vergleich näher beſtimmte 
Kapitalauszahlung vornehmen. 

Beide Anwälte haben ſpäter auf Anfrage die Erklärung 
im bejahenden Sinne abgegeben. g 

Im Jahre 1933 iſt A. von W. wegen Trunkſucht ent 
mündigt worden. Im folgenden Jahre iſt über ſein Ver⸗ 
mögen das Konkursverfahren eröffnet und der Kl. zum Ver⸗ 
walter beſtellt worden. 

Der Bekl. weigert ſich, die Zahlungen aus dem Ver⸗ 
gleich zu leiſten, weil die von den Rechtsanwälten abgegebene 
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Erklärung offenbar unbillig geweſen ſei. Der Kl. verlangt 
dagegen einen Teilbetrag von 6500 AM. LG. und KG. haben 
die Klage abgewieſen. Die Rev. blieb ohne Erfolg. 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob die von den Rechts⸗ 
anwälten abgegebene Erklärung ohne weiteres maßgebend ſei 
oder ob ſie einer Nachprüfung auf ihre Richtigkeit unterliege. 
Mit Recht nimmt der Berg. an, daß der Gemeinſchuldner 
und der Bekl. in dem Vergleich v. 8. Juli 1930 die ge⸗ 
nannten Rechtsanwälte zu Schiedsgutachtern beſtellt haben, 
auf deren Erklärung die Beſtimmungen der 88 317 ff. BGB. 
entſprechend anzuwenden find (RGZ. 96, 57). 

Zur Frage der Nachprüfbarkeit führt der Vorderrichter 
aus: Die Erklärung der Anwälte habe nach dem klaren In⸗ 
halt des Vergleichs nicht nur formelle Bedeutung gehabt, 
vielmehr hätten die Anwälte nach pflichtgemäßer Prüfung 
darüber befinden ſollen, ob der Gemeinſchuldner die im Ver⸗ 
gleich übernommene Verpflichtung erfüllt habe. Das Schieds⸗ 
gutachten ſei deshalb dann nicht verbindlich, wenn es offenbar 
unbillig ſei. Die Anwendbarkeit der 88 317 ff. (8319 Abſ. 1) 
BGB. werde auch nicht durch die Klauſel ausgeſchloſſen, daß 
der Bekl. die Erklärung der Anwälte als bindend anerkennen 
werde. Dieſer Satz bringe lediglich zum Ausdruck, daß die 
Erklärungen dem Bekl. gegenüber als Schiedsgutachten gültig 
ſein ſollten. Ein Verzicht auf das im Falle einer offenbaren 
Unbilligkeit gegebene Recht der Nichtanerkennung ſei hieraus 
nicht zu entnehmen, ſei auch nicht aus der Entſtehungsgeſchichte 
des Vergleichs zu folgern. Allerdings habe der Bekl. durch 
den Vergleich weitere Auseinanderſetzungen vermeiden wollen, 
indem er die Entſch. der Frage, ob der Gemeinſchuldner den 
übernommenen Verpflichtungen nachkomme, deſſen eigenen 
Anwälten überließ. Er habe aber, wie aus den Schreiben 
ſeines Rechtsberaters und der Aufnahme des Wortes „pflicht- 
gemäß“ in dem Vergleich hervorgehe, Wert darauf gelegt, 
daß das von den Anwälten abgegebene Gutachten ihm die 
Gewähr für die tatſächliche Erfüllung der Verpflichtungen 
durch den Gemeinſchuldner biete. Denn er ſelbſt habe den 
Anordnungen des väterlichen Teſtaments genügen wollen. Es 
ſei daher nicht anzunehmen, daß er das Gutachten auch dann 
habe anerkennen wollen, wenn es offenſichtlich den Tatſachen 
widerſprach. 

Dieſe Auslegung des Vergleichs beruht im weſentlichen 
auf tatſächlicher Würdigung deſſen, was die Vergleichs⸗ 
ſchließenden gewollt und erklärt haben, und iſt deshalb für 
die Rev Inſt. maßgebend. Hieran ändert auch nichts, daß 
Prozeßhandlungen nach ſtändiger Rſpr. des RG. (vgl. RG. 
107, 344; 110, 15) der freien Auslegung durch das Rev. 
unterliegen. Denn beim Prozeßvergleich liegt nur inſofern 
eine Prozeßhandlung vor, als er den Rechtsſtreit ganz oder 
teilweiſe beendet, ſeinem ſonſtigen Inhalte nach iſt er wie 
der außergerichtliche Vergleich ein privatrechtlicher Vertrag 
zwiſchen den Parteien, deſſen Auslegung Sache des Tatrich⸗ 
ters iſt (vgl. auch RGZ. 56, 333; 78, 287 = ZW. 1912, 
285; RGZ. 153, 67 = JW. 1937, 54413 m. Anm.). Der 
abweichenden Meinung im Urt. v. 13. Jan. 1916, IV 289/15 
(Warn. 1916 Nr. 53) kann nicht beigetreten werden. Nur 
wenn die Auslegung des Tatrichters unmöglich wäre, weil ſie 
den Denkgeſetzen oder der Lebenserfahrung widerſpräche, oder 
wenn ſie unter Verletzung von Auslegungsregeln oder unter 
Außerachtlaſſung von weſentlichen Teilen des Verhandlungs⸗ 
ſtoffes zuſtande gekommen wäre, könnte ſie mit Erfolg ange⸗ 
fochten werden. Das kommt aber hier nicht in Betracht. 

Auch der von der Rev. gerügte Prozeßverſtoß liegt nicht 
vor, der Ber. hat die von dem Kl. unter Beweis geſtellte 
Behauptung, der Rechtsberater des Bekl. habe nach einem 
Hinweis der Anwälte des Gemeinſchuldners auf etwaige An⸗ 
feindungen ausdrücklich geſagt, ihre Erklärungen würden als 
bindend angeſehen, als wahr unterſtellt. Nur zieht er daraus 
nicht den vom Kl. gewünſchten Schluß, die Richtigkeit der 
Erklärung habe nicht nachprüfbar ſein ſollen, ſondern kommt 
zu dem Ergebnis, dieſe Außerung ſei ihrem Sinne nach nicht 
auf eine offenbare Unbilligkeit zu beziehen geweſen. Damit 
muß die Rev. ſich abfinden; denn die Beweiswürdigung iſt 
Sache des Tatrichters und kann in der RerInſt. nicht nach⸗ 
geprüft werden. 
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Daß das Schiedsgutachten der Anwälte unter Berück- 
ſichtigung der ihnen geſtellten Aufgabe offenſichtlich unbillig 
war, legt der Vorderrichter ohne Rechtsirrtum dar. 

(RG., VII. Ziv Sen., U. v. 23. März 1937, VII 285/36.) 
N. 


Anmerkung: Die Zerlegung des Prozeßvergleichs, d. h. 
des zu gerichtlichem Protokoll geſchloſſenen im Gegenſatz zu 
dem nur außergerichtlich geſchloſſenen Vergleich, in a) Prozeß⸗ 
handlung, b) privatrechtlichen Vertrag, alſo einmal in die 
verfahrens⸗, ſodann in die ſachlich⸗ rechtliche Seite iſt an ſich 
nichts Neues. Sie iſt vielmehr auf Grund der ſtändigen Rſpr. 
des RG. (ſo RG. 78, 286 — IM. 1912, 285; RG. 106, 
314 = JW. 1930, 1201; zuletzt noch RGg. 153, 65 [vom 
10. Nov. 1936] JW. 1937, 544 m. Arm.) Allgemein⸗ 
gut und grundlegender Beſtandteil der Lehre vom Prozeß⸗ 
vergleich, eben dem den Rechtsſtreit unmittelbar beendigenden 
Abkommen der Parteien, geworden. 

Als abweichend nennt obige Entſch. allein RG. vom 
13. Jan. 1916 bei Warn. 1916 Nr. 53. In dieſer iſt bzgl. 
eines Prozeßvergleichs im Verfahren aus § 627 3 PO. aus- 
geſprochen, daß dieſer Vergleich „als prozeſſualer Akt hinſicht⸗ 
lich ſeines Sinnes und damit ſeiner Tragweite der freien 
Nachprüfung durch das Rev. unterliege“. Dafür iſt auf die 
Entſch. JW. 1900, 2723; 1902, 272 4 u. 1912, 1992 Bezug 
genommen. Bei näherem Zuſehen aber durchaus zu Un recht. 
Denn die Erſtgenannte behandelt nur die Wirkſamkeit und 
freie Nachprüfbarkeit eines einſeitig erklärten Rechtsmit⸗ 
telverzichts durch das Rev. Die Zweite betrifft eben⸗ 
falls keinen Vergleich, ſondern die freie Auslegung der 
Klageſchrift zur Prüfung, welcher Sinn den Behaup⸗ 
tungen der Klage für die Beurteilung der Zuſtändigkeitsfrage 
beizumeſſen iſt (ſ. auch die zit. Entſch. RGSZ. 107, 344 und 
110, 15, „welchen Sinn der Kl. mit ſeinem Klageantrag ver⸗ 
bunden hat“). Die Dritte behandelt gleichfalls keinen Ver⸗ 
gleich, ſondern die Frage, ob aus der Geſamtheit des Ver⸗ 
haltens einer Partei und ihrer Außerungen zu entnehmen ſei, 
daß ſie die Behauptungen des Gegners habe beſtreiten wollen. 
Dieſe Frage wird der freien Nachprüfbarkeit des Rev. 
unterſtellt. 0 \ 

In allen drei Fällen bezieht ſich alſo die Befugnis des 
Rev. auf in der Tat rein prozeſſuale Fragen, in den beiden 
erſten Fällen zudem auf wirkliche Prozeßhandlungen. Als 
ſolche bezeichnet RG. 19, 362 (und darauf fußend ſpäter 
RG. 56, 333 bis zuletzt jetzt RG. 153, 65) eine ſolche 
Handlung, die dem Betrieb des Verfahrens unmittelbar an⸗ 
gehört, gleich, ob ſie dem Gericht oder dem Gegner gegen⸗ 
über vorzunehmen iſt. Dazu rechnen alſo Klageſchrift ebenſo 
wie Rechtsmittelverzicht. Dazu rechnet aber nicht der Prozeß⸗ 
vergleich „in ſeiner Totalität“. Denn dieſer kann, wie RG. 
in den genannten Entſch. ausführt, nicht dadurch in ſeiner 
Rechtsnatur beeinflußt werden, daß er vor dem Prozeßgericht 
abgeſchloſſen wird und dadurch „von ſeiner äußeren Geſtalt 
aus betrachtet das Kriterium einer Prozeßhandlung an ſich 
trägt“. Es bleibt vielmehr ſtets der rechtliche und begriffliche 
Unterſchied zwiſchen a) der Beurkundung als reiner 
Prozeßhandlung, und b) des Beurkundeten als Rechts⸗ 
geſchäfts im Sinne eines regelrechten privatrechtlichen Rechts⸗ 
geſchäfts, das nach Inhalt, Vorausſetzungen und Wirkungen 
nach bürgerlichem Recht ſich regelt. 

Von beſonderem Intereſſe iſt es, hier einmal an einem 
Beiſpiel veranſchaulicht zu ſehen, wie ſich denn dieſe begriff⸗ 
liche Unterſcheidung praktiſch auswirken kann. Gerade die 
Behandlung in der RevInſt. läßt dieſen Unterſchied deutlich 
hervortreten. Denn hier ſtreben die beiden verſchiedenartigen 
Elemente völlig auseinander: der ſachlich⸗ rechtliche 
Teil, der der Auslegung durch den Tatrichter unterliegt, ent⸗ 
zieht ſich der Nachprüfung durch das RevG., ſoweit nicht etwa 
die Auslegung gegen anerkannte Auslegungsgrundſätze oder 
Denkgeſetze verſtößt. Nur ſoweit die Prozeßhandlung 
in Frage kommt, unterliegt ſie, wie auch ſonſtige Prozeßhand⸗ 
lungen, der freien und uneingeſchränkten Nachprüfung des 
RevG. Damit iſt praktiſch kaum eine Nachprüfungsmöglich⸗ 
keit für das Rev. gegeben. Denn die Proz eß handlung 


mummt beim Vergleich einen ſehr beſchränkten, man darf 
ſagen rein äußerlichen Rahmen für ſich in Anſpruch, wozu 
allerdings die ja gerade dem gerichtlich geſchloſſenen, d. h. 
dem Prozeßvergleich eigentümliche Wirkung der Beendigung, 
und zwar eben der unmittelbaren Beendigung des Prozeſſes 
zu rechnen iſt. Dieſe Prozeßbeſeitigung iſt eine Folge der 
Tatſache, daß ein Vergleich gerichtlich geſchloſſen iſt und daß 
dieſe Tatſache prozeßreſchtlich feſtſteht. 

So hat denn auch in dem zur Erörterung ſtehenden Falle 
das RG. ſich über dieſe Seite des Vergleichs überhaupt nicht 
ausgelaſſen. Sie ſpielte keine Rolle. Die andere Seite dagegen 
betraf die bloße Auslegung des Vergleichsinhalts und war 
der Rev.⸗Nachprüfung entzogen. 

KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 

50. RG. — 8 565 BO. Bindung des BG, an die rechtliche 
Beurteilung des RG. beſteht nur in der gleichen Sache. In einem 
ſpäteren Rechtsſtreit zwiſchen denſelben Parteien beſteht folche 
Bindung auch dann nicht, wenn er dasſelbe Rechtsverhältnis zur 
Grundlage hat. 

Die Rev. bezeichnet die Verfahrensvorſchrift des 8 565 
Abſ. 2 ZPO. als verletzt, weil das BG. unbefugt von der recht⸗ 
lichen Beurteilung abgewichen ſei, die der erk. Sen. ſeiner Entſch. 
v. 9. Juli 1935 in dem Parallelprozeß zugrunde gelegt habe. 
Dieſer Angriff geht fehl. Denn das angefochtene Urteil iſt das 
erſte BU. in dieſer Streitſache. Die Bindung, der das BG. in 
8 565 Abſ. 2 ZPO. unterworfen wird, beſteht aber nur für ſeine 
neue Entſch. nach Aufhebung eines früheren Urteils in der glei⸗ 
chen Sache und Zurückverweiſung zur anderweiten Verhandlung 
und Entſch. In einem ſpäteren neuen Rechtsſtreit iſt das BG. 
an die rechtliche Auffaſſung des RG. in einem früheren Rechts⸗ 
ſtreit an ſich nicht gebunden, auch dann nicht, wenn der Streit 
von denſelben Parteien geführt wird und dasſelbe Rechtsverhält⸗ 
nis zur Grundlage hat. 

(RG., II. Ziv Sen., U. v. 30. April 1937, II 279/36.) 
* 

51. KG. — 88 642, 644 3PO.; $23 GVG. Für eine Klage 
auf Feſtſtellung, daß der Bekl. der Erzeuger der Kl. iſt, iſt die 
Zuſtändigkeit des AG. gegeben. 

Die Antragſtellerin beabſichtigt, gegen den Antragsgegner 
eine Klage mit dem Antrag zu erheben, feſtzuſtellen, daß der 
Antragsgegner ihr Erzeuger ſei. Sie hat zur Begründung die⸗ 
ſes Antrages vorgebracht, daß ſie für ihren 15jahrigen Sohn, 
der Muſiker werden wolle, den Nachweis der ariſchen Abſtam⸗ 
mung zu erbringen habe, woraus ſich das Feſtſtellungsintereſſe 
ergabe. Ihren Antrag, ihr das Armenrecht für die Klage zu 
bewilligen, hat das LG. mit der Begründung abgewieſen, daß 
es ſich um einen Anſpruch aus einem außerehelichen Beiſchlaf 
handele, für den gem. § 23 GVG. das AG. zuſtändig ſei. Die 
Vorſchriften der 88 640 ff. ZPO. gälten nach § 644 ZPO. nicht. 

Die Beſchw. der Antragſtellerin iſt nicht begründet. 
Ihre Ausführung, daß 823 GG. deswegen keine Anwen⸗ 
dung finden könne, weil es ſich nicht um die übliche Unterhalts⸗ 
klage handele, uberſieht, daß § 23 GVG. die Zuſtändigkeit des 
Ach. keineswegs nur auf die Unterhaltsanſprüche beſchränkt, 
jonvern daß ganz allgemein die Anſprüche aus dem außerehe⸗ 
lichen Beiſchlaf den AG. überwieſen werden. Der Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch der Antragſtellerin iſt aber zweifellos ein Anſpruch 
aus außerehelichem Beiſchlaf. 

Ein Bedenken gegen die Anwendung des $23 GG. kann 
auch nicht daraus hergeleitet werden, daß ſolche Feſtſtellungs⸗ 
anſprüche erſt durch die Raſſegeſetzgebung Bedeutung erlangt 
hätten. Es iſt nicht erſichtlich, inwiefern dieſer Umſtand die 
klare Zuſtändigkeitsregelung des § 23 GVG. ſolle abändern 
können. 

Der Anwendung der 88 640 ff. 3 O. ſteht die Beſtimmung 
des § 644 ZPO. entgegen, nach der die Vorſchriften der 88 640 
3 O. nicht für einen Rechtsſtreit gelten, der die Feſtſtellung des 
Beſtehens oder Nichtbeſtehens der unehelichen Baterkhait zum 
Gegenſtand hat. Die Anſicht der Antragſtellerin, daß dieſe Feſt⸗ 
ſtellung von der von ihr begehrten Feſtſtellung der tatſächlichen 
blutsmäßigen Abſtammung von einem beſtimmten Erzeuger 
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verſchieden ſei, iſt unzutreffend, aber auch unerheblich; denn 
wäre dies der Fall, jo würden gleichwohl die §§ 640 ff. ZPO. 
nicht anzuwenden ſein. 
(KG., 8. ZivSen., Beſchl. v. 22. April 1937, 8 W 1690/37.) 
* 

52. LG. — 58 699, 700 ZPO; 8 4 Ziff. 3 EntlBO. vom 
13. Mai 1924. Keine Vorlegung der Wechſelurſchrift beim Erlaß 
des Vollſtreckungsbefehls im Wechſelmahnverfahren. 

Auf Antrag der Gläubigerin hat das AG. gegen den Schuld⸗ 
ner einen Wechſelzahlungsbefehl erlaſſen wegen einer Wechſel⸗ 
forderung von 100 RA. Der Schuldner hat Widerſpruch nicht 
erhoben. Den Antrag der Gläubigerin auf Erlaß des Vollſtrek⸗ 
kungsbefehls hat das AGG. zurückgewieſen, weil die Gläubigerin 
die Vorlegung des Klagewechſels abgelehnt hat. Die ſofortige 
Beſchw. der Gläubigerin iſt von Erfolg. 

Aus der Anführung der 88 335 Abſ. 1, 420, 595, 597, 700 
ZPO. im angefochtenen Beſchluß iſt zu entnehmen, daß das AG. 
die Vorlegung des Wechſels vor Erlaß des Vollſtreckungsbefehls 
zum Zwecke der Nachprüfung der Zuläſſigkeit der gewählten 
Prozeßart für erforderlich gehalten hat. Für die Richtigkeit dieſer 
Auffaſſung ſcheint zunächſt die Erwägung zu ſprechen, daß die 
Zuläſſigkeit der gewählten Prozeßart ein von Amts wegen zu 
berückſichtigender Umſtand iſt, daß der Vollſtreckungsbefehl einem 
Verſäumnisurteil gleichſteht, daß im Urkundenprozeß nach § 597 
Abſ. 2 ZPO. die Klage als in der gewählten Prozeßart unzuläſſig 
auch im Falle des Nichterſcheinens des Bekl. abgewieſen werden 
muß, wenn der dem Kl. obliegende Beweis nicht mit den im 
Urkundenprozeß zuläſſigen Beweismitteln angetreten iſt (vgl. JW. 
1931, 3566), und daß unter Antretung des Urkundenbeweiſes die 
Vorlegung der Urkunde (§ 420 ZPO.) zu verſtehen iſt. Das AG. 
hat dabei jedoch folgendes überſehen: Im § 4 Ziff. 3 EntlB O. 
i. d. Faſſ. v. 13. Mai 1924, in welchem die Beſtimmungen über 
den Urkunden⸗ und Wechſelzahlungsbefehl enthalten ſind, iſt aus⸗ 
drücklich angeordnet, daß bei Erlaß des Zahlungsbefehls und 
des Vollſtreckungsbefehls die Statthaftigkeit der ge⸗ 
wählten Prozeßart keiner Prüfung bedarf. Es braucht mithin 
auch beim Erlaß des Vollſtreckungsbefehls nicht geprüft zu wer⸗ 
den, ob ſämtliche anſpruchbegründenden Tatſachen durch Urkunden 
beweisbar ſind. Deshalb iſt das Verlangen des AG. nach Vor⸗ 
legung der Wechſelurkunde unbegründet. 

(26. Berlin, Beſchl. v. 25. Mai 1937, 408 T 4772/37.) 
* 


53. LG. — 8 766 ZPO. Auch das Vorliegen von Aus⸗ 
künften des Reichsnährſtandes enthebt die Gerichte nicht der 
Verpflichtung, den einzelnen Sachſtand in allen Einzelheiten 
ſelbſt zu erörtern und zu enticheiden. 

Als der Schuldner in ſeinem Erinnerungsſchreiben, mit 
dem er den Schutz nach $ 811 Ziff. 4 ZPO. nachſuchte, Angaben 
über die angebliche Unentbehrlichkeit des gepfändeten Roggens 
für feinen Landwirtſchafts- und Mühlenbetrieb gemacht hatte, 
hat das AG. dem Kreisbauernführer hiervon Kenntnis gegeben 
und ihn um Auskunft erſucht, ob der gepfändete Roggen zur 
Aufrechterhaltung der Wirtſchaft bis zur neuen Ernte unent⸗ 
behrlich ſei. Hierauf hat der Kreisbauernführer geantwortet: 
„In obiger Angelegenheit iſt es mir unmöglich, den Roggen 
freizugeben. Die gepfändete Menge wird unbedingt zur Fort⸗ 
führung und Aufrechterhaltung der Wirtſchaft benötigt. Ich 
nehme an, daß die Gläubigerin ſich mit der Forderung der 
Reſtſumme gedulden kann.“ Das AG., das weder die Wider⸗ 
ſprüche in den Angaben des Schuldners aufgeklärt, noch den 
Umſtand erörtert hat, daß nach den eigenen Angaben des 
Schuldners der Roggen auch für das Mühlenperſonal mit ver⸗ 
wandt wird, hat ſich ohne weiteres mit der Auskunft des Kreis⸗ 
bauernführers abgefunden: Nach dieſer Auskunft „ſind die An⸗ 
gaben des Schuldners zutreffend. Auch der Kreisbauernführer 
iſt der Anſicht, daß die gepfändete Roggenmenge unbedingt zur 
Fortführung und Aufrechterhaltung der Wirtſchaft vom Schuld⸗ 
ner benötigt wird.“ Dieſe Berufung auf die Auskunft des Kreis⸗ 
bauernführers kann die Mängel der amtsgerichtlichen Entſch. 
nicht beſeitigen, ſondern unterſtreicht ſie nur. Wenn die Gerichte 
dazu übergingen, in ſolcher Weiſe Auskünfte des Reichsnähr⸗ 
ſtandes zu verwerten, ſo wäre der tatſächliche Erfolg in ſolchen 
Fällen ſchließlich der, daß eine Entſch. wie die nach § 811 Ziff. 4 
ZPO. in Wahrheit nicht von dem hierzu berufenen Gerichte 
auf Grund deſſen eigener alle Tatſachen genaueſtens berückſich⸗ 
tigender Überzeugung gefällt, ſondern durch eine ſolche Aus⸗ 


kunft beſtimmt würde. Im Hinblick auf in dieſer Hin⸗ 
ſicht vorl. Erfahrungen und begründete Be⸗ 
fürchtungen nimmt das BeſchwG. Anlaß, ein ſolches Ver⸗ 


fahren auf das nachdrücklichſte zurückzuweiſen. Der Bauern⸗ 


führer wird regelmäßig nur die allgemeine Kenntnis des Rich⸗ 
ters zu unterſtützen haben. Von ihm wird der Richter beiſpiels⸗ 
weiſe erfragen, welche Mengen Roggen für beſtimmte Perſonen 
und für eine beſtimmte Anzahl Vieh für eine beſtimmte Zeit 
im allgemeinen erforderlich ſind. Aber gerade die Frage, 
was das für den einzelnen in Frage ſtehenden Betrieb be⸗ 
deutet, wird in der gerichtlichen Entſch. keine Beantwortung fin- 
den können, ohne daß ganz im einzelnen erſichtlich iſt, welche 
Betrachtungen das Gericht angeſtellt hat. Selbſtverſtändlich 
wird hierbei je nach der auf die Einzeltatſachen eingehenden 
Genauigkeit einer Auskunft des Bauernführers ſich leicht eine 
vollkommene Übereinſtimmung zwiſchen Gericht und Bauern⸗ 
führer ergeben. Aber auf gar keinen Fall kann entbehrt werden, 
daß in erkennbarer Weile das AG. ſelber die Fragen in ſeiner 
Entſch. beachtet. Es wird auch unbedenklich ſein, vom Bauern⸗ 
führer zeugenſchaftliche Bekundungen, beiſpielsweiſe über Art 
und Umfang des Betriebes in Form einer Auskunft beizu⸗ 
ziehen, wenn nicht die gegneriſche Partei hiergegen begründete 
Einwendungen erhebt. Würde von dieſen Grundſätzen abge⸗ 
wichen, ſo bedeutete dies eine Gefährdung der Rechtsſicherheit. 
Nicht umſonſt iſt die Unabhängigkeit des Richters begründet 
und heute nach zahlreichen maßgeblichen Außerungen weiterhin 
als unerläßliche Grundlage der Rechtspflege anerkannt. Ein 
Bauernführer nimmt eine ganz andere Stellung ein. Er hat 
auf der einen Seite nicht dieſe Stellung des Richters, und es 
ergeben ſich auf der anderen Seite für ihn leicht Bindungen 
und Rückſichtnahmen perſönlicher Art. Dieſe ſind auch unbe⸗ 
wußt möglich und müſſen nicht immer eine Pflichtwidrigkeit 
darſtellen. Aber allein entſcheidend iſt, daß ſie nicht außerhalb 
des Möglichen liegen, im beſonderen ſoweit etwa die ganz 
natürliche Hinneigung des Bauernführers zu einer betonten 
Betrachtung gerade vom Standpunkte des Bauern oder Land⸗ 
wirtes in Frage kommt. Eine pflichtbewußte und wirklichkeits⸗ 
nahe Rſpr. jedenfalls muß dieſen Dingen Rechnung tragen 
Sie kann ſich nicht mit irgendeiner weltfremden allgemeinen 
Auffaſſung von der grundſätzlichen vollkommenen Unparteilich⸗ 
keit und Sachlichkeit einer „amtlichen Auskunft“ zufrieden 
geben. Der vorl. Fall bietet für dieſe Dinge der inneren Ein⸗ 
ſtellung ein ſehr gutes Beiſpiel: Wenn dem Kreisbauernführer 
an einer abſoluten Sachlichkeit lag, ſo konnte ihm nicht ent⸗ 
gehen, daß er nach ſeiner Auffaſſung darüber, was der Gläu⸗ 
bigerin an Zahlungsart zuzumuten wäre, gar nicht gefragt 
war. Somit wird nur unterſtrichen, daß die amtsgerichtliche 
Entſch. nicht geeignet ift, Trägerin eines Beſchwerdeverfahrens 
zu ſein. 

(LG. Dresden, 18. ZK., Beil. v. 1. April 1937, 18 T 339/87.) 


54. RG. — Auch gegen einen Schiedsſpruch iſt die Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage aus 8 767 ZPO. zuläſſig (RG. 148, 270 
= JW. 1935, 3102 12). 8723 BGB. Ein Rücktritt von einem 
Geſellſchaftsvertrage iſt nur dann zaläſſig, wenn mit der Aus⸗ 
führung der Geſellſchaft noch nicht begonnen iſt, da ſonſt un⸗ 
erträgliche Verwicklungen eintreten würden (RG. 112, 280 = 
JW. 1926, 699; RGUrt. v. 6. Mai 1932, II 324/31: RGWarn. 
1932 Nr. 116). Iſt mit der Ausführung begonnen worden, ſo 
iſt nur eine Kündigung des Vertrages zuläſſig. Allgemeininter⸗ 
eſſe als wichtiger Kündigungsgrund. 

Wenn der Kl. ſich auf die Wertloſigkeit der Erfindungen 
des Bekl. berief und ſeine großen Verpflichtungen dem gegen⸗ 
überſtellte, ſo machte er damit namentlich geltend, daß es 
ihm nicht zugemutet werden könne, jetzt noch die Aufwendun⸗ 
gen zu machen, die ihm der Schiedsſpruch auferlegt. Wenn 
das BG. die Erfindungen des Bekl. auch nicht für wertlos 
erklärt, ſo beſteht doch die Möglichkeit, daß ſie immerhin der⸗ 
art geringe Ausſichten auf eine gewinnbringende Verwertung 
bieten, daß dem Kl. unter den gegebenen Umſtänden die Auf⸗ 
wendung allererheblichſter Werte nicht mehr zugemutet wer⸗ 
den kann. Der Kl. hat allerdings in dem Vertrage v. 20. Nov. 
1908 eine ganz außerordentliche Gefahr übernommen. Die 
Erfindung des Bekl. war erſt zum Patent angemeldet. Es 
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ließ ſich nicht vorausſehen, welchen Verlauf die Dinge nehmen 
würden, und vor allem, ob die Erfindung, wenn auch zw⸗ 
ſammen mit noch weiteren Erfindungen, überhaupt eine ge⸗ 
winnbringende Ausbeutung erlauben werde. Sie konnte eine 
ganz außergewöhnliche wirtſchaftliche Bedeutung haben, ſie 
konnte aber mehr oder weniger ein Fehlſchlag ſein, was die 
wirtſchaftliche Seite anlangt. Dieſe Gefahr hat der Kl. über⸗ 
nommen, und ſie darf ihm nicht abgenommen werden; aber 
auch dies hat ſeine Grenzen. Der Kl. iſt durch den Schieds⸗ 
ſpruch verurteilt, dem Bekl. eine Verſuchsanlage in ganz 
großem Maßſtabe bereitzuſtellen. Was ſie koſten würde, ergibt 
ſich nicht aus dem angefochtenen Urt. Der Kl. hat aber ganz 
außergewöhnlich hohe Beträge genannt. Wären dieſe in der 
Tat nötig und ſtände das ſchon jetzt vorauszuſehende Ergebnis 
dazu in ſtarkem Mißverhältnis, jo konnte der Kl., ſofern damit 
alle i. J. 1908 überſehbaren Grenzen überſchritten ſind, mög⸗ 
licherweiſe allein daraus einen wichtigen Grund zur Kündi⸗ 
gung herleiten. Dabei kommt nicht ausſchließlich das Intereſſe 
des Bekl. an der Erprobung der Erfindung im großen in 
Betracht, es iſt vor allem auch zu erwägen, daß es nach der 
richtigen Rechtsauffaſſung nicht Rechtens iſt, ungeheure Ver⸗ 
mögenswerte den Belangen des einzelnen aufzuopfern, wenn 
die Allgemeinheit eine andere Verwendung dieſer Werte drin⸗ 
gend erheiſcht. Der Bekl. kann den Kl. nicht unter allen Um⸗ 
ſtänden an einer nur für ihn bedeutſamen Verpflichtung 
felthalten. Sind die Erfindungen des Bekl. für die Allgemein⸗ 
heit von Bedeutung, ſo kann ſich der Kl. nicht von ſeiner 
Verpflichtung losſagen, ebenſowenig, wenn ſich nicht feſt⸗ 
ſtellen läßt, welche Bedeutung die Erfindungen haben können. 
Wenn ſich aber feſtſtellen läßt, daß die Erfindungen für die 
Allgemeinheit keinen ſonderlichen oder gar keinen Wert haben, 
ſo kann der Bekl. den Kl. nicht zwingen, ein großes Vermögen 
nur für eigene Zwecke des Bekl. aufzuwenden und mehr oder 
weniger nutzlos aufzuopfern. In dem Falle könnte der Kl. 
den Geſellſchaftsvertrag kündigen, es läge ein wichtiger 
Grund zur Kündigung vor. Jeder Vertrag ordnet ſich ein in 
das große Ganze der deutſchen Volkswirtſchaft, er ſteht unter 
den Lebensgeſetzen dieſer Volkswirtſchaft. Auf alle Fälle dann, 
wenn bei einem langfriſtigen Vertrage die Möglichkeit einer 
Kündigung aus einem wichtigen Grunde gegeben iſt, kommen 
nicht ausſchließlich die Belange der Parteien, ſondern maß⸗ 
geblich auch die der Allgemeinheit in Betracht, und dieſe 
können einen wichtigen Grund zur Kündigung abgeben, auch 
wenn eine Partei dadurch gewiſſe Nachteile erleidet. . 

Das OLG. führt noch aus, der Kl. ſei im Verzuge mit 
feiner Verpflichtung zur Bereitſtellung der Verſuchsanlage. 
Dieſer Geſichtspunkt ſteht einer Kündigung, die ſich, etwa aus 
der Notwendigkeit einer unverhältnismäßigen, mit den Rück⸗ 
ſichten auf die Allgemeinheit nicht zu vereinbarenden Auf⸗ 
wendung im Falle der Erfüllung des Geſellſchaftsvertrages 
ergebe, nicht unter allen Umſtänden entgegen. Es kann dem 
Kl. nicht um ſeinetwillen die Verpflichtung abgenommen 5555 
den, für die Folgen eines Verzuges einzuſtehen. Wenn 5 = 
der Erfüllung der Verpflichtung dringende Belange des 
ganzen Volkes entgegenſtehen, ſo kann darin gleichwohl ein 
wichtiger Grund zur Kündigung einer Geſellſchaft geſehen 
werden. 1 5 

(RG. VII. ZivSen., U. v. 23. April 1937; VII 169/36.] (L.] 
ix 

55. AG. — $ 788 ZPO. Die Koſten der Erſatzpfändung find 
nicht erſtattungsfähig und vom Gläubiger zu tragen. 

Nach § 242 BGB. iſt eine Verpflichtung des Schuldners 
anzunehmen, ſich ſeiner wertvollen, unpfändbaren Sachen zu⸗ 
gunſten des Gläubigers zu entäußern und ſich mit einem ge⸗ 
ringwertigen, aber ausreichenden Erſatzſtück zu begnügen (. 
Grund: JW. 1933, 1858). Dieſe Verpflichtung iſt in der 
Rſpr. auch anerkannt, ohne daß allerdings die zu dieſer Frage 
ergangenen Entſch. ſich dazu verhalten, wer die Koſten der 
Anſchaffung und des Transportes der Erſatzſtücke zu tragen 
hat, mit anderen Worten, ob dieſe Koſten i. S. des $ 788 
PO. erſtattungsfähig ſind. Lediglich das AG. Berlin (JW. 
1934, 2180) hat hinſichtlich der Transportkoſten die Anſicht 
bertreten, daß dieſe von dem Gläubiger zu tragen ſeien, und 
weiter hat ſich das LG. Dresden (JW. 1936, 3142) auf den 
Standpunkt geſtellt, daß die durch die Erſatzpfändung ent⸗ 


ſtehenden beſonderen Koſten vom Schuldner zu erſtatten ſeien. 
Dieſer letzteren Anſicht vermag fi) das VollſtrGer. jedoch nicht 
anzuſchließen. Seiner Verpflichtung, die wertvollen, unpfänd⸗ 
baren Sachen dem Gläubiger zur Verfügung zu ſtellen, hat der 
Schuldner praktiſch dadurch nachzukommen, daß er ohne Wider⸗ 
ſpruch eine Erſatzpfändung bei ſich vornehmen läßt und ſo den 
Differenzbetrag zwiſchen dem Erlös der an ſich unpfandbaren 
Gegenſtande und dem Anſchaffungspreis der Erſatzſtücke dem 
Gläubiger zur Verfügung ſtellt. Darüber hinaus kann ihm aber 
nicht zugemutet werden, daß er noch irgendwelche Baraufwen⸗ 
dungen zur Ermöglichung dieſer Erſatzpfändung macht, insbeſ. 
die Koſten des Erſatzſtucks trägt und auch deſſen Transport⸗ 
koſten zu übernehmen hat. Dieſe Ausgaben müſſen vielmehr 
dem Gläubiger zur Laſt fallen, dem es genügen muß, daß der 
Schuldner widerſpruchslos die Erſatzpfändung geſchehen läßt. 


(Beſchl. des AG. Schöneberg v. 6. Jan. 1937, 61 M 4177/36.) 


„Entnommen aus „Deutſche Gerichtsvollzieher⸗Zeitung“ 
1937, 186.) 


Bemerkung: Vgl. hierzu den Aufſatz des RA. Dr W. Rit⸗ 
ter: „Die Pfändbarmachung unpfändbarer Sachen durch Hin⸗ 
gabe eines Erſatzgegenſtandes“: JW. 1937, 1673. D. S. 

* 


56. AG. — $ 811 ZPO. Ein Rundfunkempfangsgerät iſt 
grundſätzlich unpfändbar, ſofern nicht ein ausreichendes Erſatz⸗ 
gerät gegeben wird. 

Unter die Gegenſtände der Ziff. 1 des § 811 ABO. fällt 
nach heute herrſchender Auſchauung auch ein Rundfunkemp⸗ 
fangsgerät Wenn die Gerichte früher einen entgegengeſetzten 
Standpunkt einnahmen, ſo beruhte dies auf der engeren Faſ⸗ 
ſung des Geſetzes bis zur Anderung des $ 811 ZPO. durch 
Gef. v. 24. Okt. 1934. Ferner haben ſich die Bedeutung, die 
Aufgaben und Ziele des Rundfunks grundlegend gewandelt. 
Vor der Machtergreifung durch die nationalſozialiſtiſche Be⸗ 
wegung diente er in erſter Linie der Unterhaltung feiner Hörer. 
Heute dagegen iſt Rundfunk das wichtigſte Mittel in den Hän⸗ 
den der Führung, mit dem geſamten deutſchen Volk in un⸗ 
mittelbare Verbindung zu treten. Bei allen ſtaatspolitiſch 
wichtigen Eytſcheidungen wenden ſich der Führer und Reichs⸗ 
kanzler ſowie die maßgebenden Miniſterien, vor allem der 


Miniſter für Volksaufklärung und Propaganda, auf dieſem 
Wege an die Nation. Auch ſonſt bedient ſich der Staat des 


Rundfunks, um bei der Durchführung von Einzelaktionen auf⸗ 
klärend und unterſtützend zu wirken. Die Fahndung nach Per⸗ 
ſonen und Sachen wird durch Bekanntmachung im Rundfunk 
erleichtert, wichtige Nachrichten und Meldungen können durch 
ihn am raſcheſten veröffentlicht werden. Auf allen Gebieten des 
Lebens wirkt er ſo belehrend und erzieheriſch. 

Das Rundfunkempfangsgerät gehört daher ſowohl zum 
perſönlichen Gebrauch als auch zum Haushalt eines jeden 
Schuldners; es iſt zu einer angemeſſenen, beſcheidenen Lebens⸗ 
und Haushaltsführung erforderlich. Ebenſo die überwiegende 
Anſicht in Schrifttum und Rſpr. (vgl, Jonas, 15. Aufl. zu 
§ 811 unter IV 1: ch, 11. Aufl., § 811 Anm. 3; 
JW. 1934, 572, 573, 997, 1131, 1743, 1920; ferner die Bek. 
des RJ M.: D. 1934, 635; die wenigen widerſprechenden 
Entſch. find mei ohne nähere Begründung ergangen; vgl. 
JW. 1934, 120). 

Sollte der Schuldner im Beſitze eines beſonders wert⸗ 
vollen Apparates fein, konnte allerdings der Einwand der Un⸗ 
pfändbarkeit durch Hingabe eines ausreichenden Erſatzgerätes 
ausgeräumt werden (JW. 1934, 1438). 

(Beſchl. des AG. Eßlingen a. N. v. 9. März 1937, M 149/37.) 

(Entnommen aus „Deutſche Gerichtsvollzieher⸗ eitung“ 
1937, 186.) 5 5 Ss 2 

* 


57. KG. — 88 850, 850 b 3PO. Beim Zuſammentreffen 
von Ruhegehalt und Arbeitslohn genießen beide Bezüge den 
Pfändungsſchutz des § 850 bzw. 850 b 3PO., eine Zuſammen⸗ 
rechnung der beiden Bezüge findet alſo nicht ſtatt. 

Die Frage ob bei einem Zuſammentreffen von Ruhegehalt 
und Arbeitslohn der Arbeitslohn den Pfändungsbeſchränkungen 
aus 8 850 b ZPO. unterliege, iſt ſtreitig; gegenüber der als 
herrſchend anzuſehenden Meinung (vgl. Jonas, IL 10 zu 
§ 850 b; Baumbach, 13 zu § 850 b; Pohle: DJ. 1935, 
1344 und JW. 1936, 1394) wird die Anſicht vertreten (nal. 
Eten: JW. 1936, 73; OLG. Karlsruhe: HöchſtRRſpr. 1930 
Nr. 106), daß das Ruhegehalt und der Arbeitslohn zuſammen⸗ 
gerechnet werden müßten und von der Summe, alſo nur ein⸗ 
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malig, der pfändungsfreie Teil zu berechnen ſei. Der beſchlie⸗ 
ßende Senat ſchließt ſich der herrſchenden Meinung an. Zunächſt 
erſcheint es nicht als angängig, eine unbeſchränkte Pfändbar⸗ 
keit des Arbeitslohns auf die Erwägung zu ſtützen, daß das 
Ruhegehalt als der Haupterwerb und jede Nebenbeſchäftigung 
als Nebenerwerb dann angeſehen werden müßten, wenn das 
Ruhegehalt höher als der Arbeitslohn ſei. Denn für die Frage, 
ob die Erwerbstätigkeit eines Schuldners vollſtändig oder 
weſentlich in Anſpruch genommen werde, kommt es auf die 
Höhe des Entgelts nicht entſcheidend an; vor allem aber iſt es 
nicht angängig, die vom Schuldner früher, nämlich vor ſeiner 
Verſetzung in den Ruheſtand, geleiſtete Tätigkeit mit der jetzt 
geleiſteten zu vergleichen; eine früher geleiſtete Tätigkeit muß 
vielmehr für die Anwendung des § 850 b ZPO. völlig außer 
Betracht bleiben; maßgebend iſt der Zeitpunkt der Pfändung 
und in dieſem Zeitpunkt wird die Erwerbstätigkeit des Schuld⸗ 
ners hinſichtlich des Ruhegehalts überhaupt nicht mehr in An⸗ 
ſpruch genommen. 

Ob der Schuldner nur wenige Stunden am Tage oder aber 
den ganzen Tag über tätig iſt, kann dahingeſtellt bleiben; denn 
es kommt nicht darauf an, ob die Erwerbsfähigkeit, ſon⸗ 
dern nur darauf, ob die Erwerbstätigkeit voll oder weſent⸗ 
lich in Anſpruch genommen wird. 

Der Haupteinwand, der gegen die Annahme des un⸗ 
beſchränkten Pfändungsſchutzes für Ruhegehalt und Arbeits⸗ 
lohn erhoben wird, geht dahin, daß ein ſolcher doppelter Schutz 
eine Unbilligkeit für die Gläubiger darſtelle und daß der Zweck 
der Pfändungsſchutzbeſtimmungen nur dahin gehe, den Unter⸗ 
halt des Schuldners zu ſichern; dieſer Zweck ſei aber ſchon er⸗ 
reicht, wenn nur das Ruhegehalt den Pfändungsſchutzbeſtim⸗ 
mungen unterworfen ſei. Dieſer Einwand iſt nicht durchſchla⸗ 
gend. Es iſt zuzugeben, daß der doppelte Pfändungsſchutz den 
Schuldner übermäßig begünſtigt; dieſer Umſtand rechtfertigt 
aber nicht, eine klare Geſetzesbeſtimmung nicht anzuwenden. 
Selbſt wenn das Zuſammentreffen von Ruhegehalt und Arbeits⸗ 
lohn eine ſo große Seltenheit wäre, daß man nicht damit rechnen 
könnte, daß der Geſetzgeber ein ſolches Zuſammentreffen beachtet 
habe, würde es kaum zu rechtfertigen ſein, das Geſetz außer acht 
zu laſſen. Noch weniger erſcheint dies aber als zuläſſig, wenn 
dem Geſetzgeber die Beſonderheit eines ſolchen Zuſammentref⸗ 
fens bewußt geweſen iſt und er gleichwohl davon abgeſehen hat, 
für dieſen Sonderfall eine von der Regel abweichende Beſtim⸗ 
mung zu erlaſſen. Dies iſt hier der Fall; in dem Entwurf einer 
ZPO., der 1931 vom RIM. herausgegeben wurde, war näm⸗ 
lich die Zuſammenrechnung von Einkünften für den Fall des 
Zuſammentreffens verſchiedener Einkünfte ausdrücklich vor⸗ 
geſehen; das Geſ. v. 24. Okt. 1934 hat aber gerade dieſe Rege⸗ 
lung nicht übernommen (vgl. hierzu Pohle a. a. O.). 

(KG., 8. ZivSen., Beſchl. v. 27. April 1937, 8 W 1412/37.) 


* 


58. LG. — $ 850 b ZPO. Die Pfändungsbeſchränkung aus 
8 850 b ZPO. gilt auch für Gehaltsrückſtände. 
(LG. Berlin, Beſchl. v. 28. Mai 1937, 257 T 5037/7.) 


* 


59. KG. — 8 851 3PO.; § 399 BGB. Die Abtretung und 
Pfändung von Anſprüchen auf Auszahlung von Baugeld iſt 
nur zuläſſig, wenn der Zweck des Baugeldes nicht beeinträch⸗ 
tigt wird. 


Eine Forderung kann nach § 399 BGB. nicht abgetreten 
und demgemäß nach § 851 Abſ. 1 ZPO. auch nicht gepfändet 
werden, wenn die Leiſtung an einen anderen als den urſprüng⸗ 
lichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres Inhalts er⸗ 
folgen kann, oder wenn die Abtretung durch Vereinbarung mit 
dem Schuldner ausgeſchloſſen iſt. Die in $ 851 Abſ. 2 ZPO. be⸗ 
ſtimmte Einſchränkung dieſes Pfändungsſchutzes kann ihrem 
Sinne nach nicht auf ſolche Forderungen bezogen werden, die 
nach ihrem Weſen in der Weiſe zweckgebunden ſind, daß 
der Empfänger die Zahlungen gleichſam nur treuhänderiſch für 
beſtimmte Ausgaben verwenden darf (ebenſo Jonas, Erl. III, 
Abſ. 1 zu 8851 ZPO.). Hierbei iſt zwiſchen Bauforderungen 
und Baugeldforderungen zu unterſcheiden. Bauforderun⸗ 


gen, d. h. die Vergütungsanſprüche der an der Herſtellung 
des Baues Beteiligten, ſind ebenſowenig wie ſonſtige Forde⸗ 
rungen aus gegenſeitigen Verträgen ſchlechthin zweckgebun⸗ 
den und unpfändbar, eine Zweckgebundenheit kann hier höch⸗ 
ſtens bei beſonderen Vereinbarungen über die Verwendung 
der Zahlungen und entſprechenden Sicherungen in Betracht 
kommen (KG., Beſchl. v. 18. Dez. 1936, 8 W 6393/36). Un⸗ 
ter einer Baugeld forderung iſt der Anſpruch gegen 
einen dritten Geldgeber auf Auszahlung von Baugelddarlehen 
zu verſtehen. Das Weſen des Baugeldvertrages beſteht darin, 
daß die zugeſicherte Geldſumme auf Grund einer Baugeld⸗ 
hypothek in Teilbeträgen, die mit dem Fortſchreiten des Baues 
fällig werden, zum Zwecke der Ausführung des Baues gegeben 
wird (vgl. RG. 38, 311). Dabei iſt von Bedeutung, daß der 
Baugeldgeber regelmäßig erſt in dem Anwachſen des Grund⸗ 
ſtückswertes durch die Weiterführung und Vollendung des 
Baues die ausbedungene Sicherheit für das Darlehn findet. 
Eine Abtretung des Anſpruchs auf fällige Raten eines Bau⸗ 
gelddarlehns iſt in dem Sinne, daß der Abtretende der Dar⸗ 
lehnsſchuldner bleibt, zuläſſig, wenn die Abtretung nicht dem 
Zwecke der Baugelder, die Ausführung des Baues zu ermög⸗ 
lichen und zu fördern, entgegen ſteht (vgl. RZ. 38, 311; JW. 
1909, 309; RGWarn. 1911 Nr. 320). Demgemäß iſt auch eine 
Pfändung des Anſpruchs auf Zahlung von Baugeldraten nur 
zuläſſig, wenn der Zweck der Baugelder nicht beeinträchtigt 
wird (ebenſo Jonas, Erl. III, Abſ. 4 zu § 851 ZPO.). 


Durch das RGeſ. über die Sicherung der Bauforderungen 
v. 1. Juni 1909 iſt dieſer zweckgebundene, treuhänderiſche Cha⸗ 
rakter des Baugeldes verſtärkt worden. In dieſem Geſetz ſind 
Sicherungen dafür getroffen worden, daß der Baugeldemp⸗ 
fänger das Baugeld zur Befriedigung der Bauhandwerker und 
Baulieferanten verwendet, um dieſe vor Verluſten zu ſchützen 
(8 1 des Geſetzes; vgl. RG. 84, 189 = JW. 1914, 536). In⸗ 
deſſen erſchöpft ſich in dieſer geſetzlichen Regelung noch nicht die 
Bindung, die ſich nach den erörterten allgemeinen Grundſätzen 
aus dem Vertragswillen und aus der Natur des Baugeldver⸗ 
trages ergibt. Aus dieſer inneren treuhänderiſchen Zweckgebun⸗ 
denheit ergibt ſich insbeſ., daß die Baugelder regelmäßig nur 
an Perſonen abgetreten werden können, die an der Herſtel⸗ 
lung des Baues beteiligt ſind, und zwar zur Bezahlung bereits 
geleiſteter Bauarbeiten (vgl. RG.: JW. 1909, 309). Aus der 
Zweckgebundenheit folgt aber weiter, daß die Abtretungen und 
damit Pfändungen auch mit der aus der organiſchen Fort⸗ 
führung des Baues und dem Vertragswillen ſich ergebenden 
Rangordnung nicht offenſichtlich in Widerſpruch ſtehen dürfen. 
Auch den an der Herſtellung des Baues beteiligten Perſonen 
ſteht daher ein Pfändungsrecht nur in dieſen aus der Zweck⸗ 
beſtimmung des Baugeldes ſich ergebenden Grenzen zu. 


Für den vorl. Fall hat der Gläubiger zwar glaubhaft ge⸗ 
macht, daß er ſelbſt an der Herſtellung des Baues beteiligt iſt. 
Er betreibt indeſſen die Zwangsvollſtreckung aus einer Hypo⸗ 
thek, die an letzter Stelle auf dem Grundſtück eingetragen 
iſt, während der Baugeldvertrag auf Grund einer Beleihung 
der erſten Hypothek zuſtande gekommen iſt. Aus dieſer Rang⸗ 
ordnung ergibt ſich, daß nach dem Vertragswillen das Baugeld 
zur Bezahlung derjenigen Bauleiſtungen beſtimmt ſein ſollte, 
die dem Range nach der Leiſtung des Gläubigers vorausgehen. 
Wenn der Gläubiger, wie er behauptet, auch Bauleiſtungen 
dieſer bevorrechtigten Rangordnung ausgeführt hat, ſo iſt er 
darauf angewieſen, zunächſt wegen ſeiner Forderung aus dieſen 
Bauleiſtungen einen vollſtreckbaren Schuldtitel zu erwirken. 
Dagegen iſt es nicht angängig, auf Grund eines Schuldtitels, 
der dem Range nach an letzter Stelle ſteht, das für voraus⸗ 
gehende Bauleiſtungen beſtimmte Baugeld mit Beſchlag zu be⸗ 
legen und dadurch die ordnungsmäßige Herſtellung des Gebäu⸗ 
des und den Zweck des Baugeldvertrages zu vereiteln. Eine 
derartige Pfändung würde dem Baugeld einen vollſtändig an⸗ 
deren Inhalt geben, als es nach dem Baugeldvertrage haben 
ſollte, fie iſt daher nach 8 851 ZPO., § 399 BGB, unzuläſſig. 


(Kch., Beſchl. v. 15. April 1937, 8 W 1667/37.) 
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60. KG. — 8 864 Abſ. 2 ZPO; 8 7 AnfG. Derjenige, der in 
anfechtbarer Weiſe einen ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Übereig⸗ 
nung eines ideellen Grundſtücksanteiles aufgibt, muß infolge des 
erfolgreichen Anfechtungsurteils im Verhältnis von Anfechtungs⸗ 
gläubiger und Erwerber, auf den das Grundſtückseigentum (wenn 
auch nicht unmittelbar vom Schuldner her) gelangt iſt, als Mit⸗ 
eigentümer des Grundſtücksanteils i. S. von S 864 Abſ. 2 30. 
behandelt werden. 

(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 3. Juni 1937, 1 WX 233/37.) [H.] 
* 


61. LG. — SS 899 ff. ZPO. Mit der Beſchw. gegen den 
Haftbefehl können Einwendungen gegen die Pflicht zum Offen⸗ 
barungseid nicht mehr geltend gemacht werden, wenn ſich der 
Schuldner durch Ausbleiben im Offenbarungseidstermin der Mög⸗ 
lichkeit des Widerſpruchs begeben hatte. +) 

Die nachträgliche Eidesleiſtung für einen anderen Gläubiger 
vermag die Beſchw. gegen den vorl. Haftbeſchluß nicht zu be⸗ 
gründen. Der Einwand der Eidesletſtung it nach ſtändiger Rſpr. 
der Kammer nur erheblich, wenn er im Offenbarungseidstermin 
vorgetragen wird, er kann im Beſchwerdeverfahren gegen den 
Haftbefehl nicht nachgeholt werden (KG.: Os Ggſpr. 13, 221; vgl. 
Jonas, Note 16 zu § 901 3 O.). 


(28. Berlin, Beſchl. v. 11. Juni 1937, 257 T 5325/37.) 


Anmerkung: Die Frage, ob der Schuldner, der den Offen⸗ 
barungseidstermin und demgemäß die Möglichkeit des Wider⸗ 
ſpruchs verabſäumt hatte, auch Einwendungen gegen die Ver⸗ 
pflichtung zur Eidesleiſtung noch mit der Beſchw. gegen den Haft⸗ 
befehl geltend machen kann, iſt bekanntlich beſtritten. Ich habe 
in Übereinſtimmung mit der herrſchenden Anſicht in der Bem. IV 2 
zu § 901 ZPO. die Anſicht vertreten, daß mit der Beſchw. außer 


Einwendungen gegen die Haftanordnung, insbeſ. der Entſchuldi⸗ 


gung des Ausbleibens, alle früher oder ſpäter entſtandenen Gründe, 
die die Pflicht zur Eidesleiſtung betreffen, insbeſ. auch die ander⸗ 
weitige Eidesleiſtung oder Verſicherung, noch geltend gemacht 
werden können; denn die Haftanordnung hat eine doppelte Funk⸗ 
tion — ſie bejaht die Vorausſetzungen der Eidespflicht und ordnet 
den Zwang an — und dieſer doppelten Funktion muß der Gegen⸗ 
ſtand der Beſchw. entſprechen: der Schuldner muß mit der Beſchw. 
alle diejenigen Einwendungen vorbringen können, die er gegen 
die angefochtene Entſch. vor ihrem Erlaſſe hätte geltend machen 
können. 

Demgegenüber vertritt das LG. Berlin im Anſchluß an ver⸗ 
ſchiedene von mir bei § 901 Fußn. 16 als abweichend angeführte 
KbEntih. anſcheinend die Anſicht, daß mit dem S chluß des 
Offenbarungseidstermins alle dort nicht vor⸗ 
gebrachlen Einwendungen endgültig abge⸗ 
ſchnitten ſeien, daß hier alſo an die Terminsverſäumnis 
Folgen von einer Intenſität geknüpft ſeien, wie ſie die ZPO. 
im übrigen nirgends kennt. 4 f un 

Zu welchen bedenklichen — hier muß ich wirklich ſagen „gro- 
tesken“ — Konſequenzen dieſe Anſicht führen kann, wird durch 
den vorl. Fall ſinnfällig konſtruiert. Der Entſch. liegt folgender 
Tatbeſtand zugrunde: Der Schuldner war durch Entziehung ſeines 
Bankkredits zuſammengebrochen, ein Konkursantrag ſeinerſeits 
war mangels Maſſe abgewieſen worden. Er wurde ſiebenmal vor 
das AG. Sch. und achtzehnmal vor das AG. Ch. zur Leiſtung des 
Offenbarungseides geladen. Er blieb in ſämtlichen Terminen aus. 
Darauf ergingen in allen 25 Sachen Haftbefehle; der Schuldner 
iſt inzwiſchen dreimal verhaftet worden und hat dreimal den 
Offenbarungseid geleiſtet. Vorliegend handelt es ſich um die 
Beſchw. gegen die übrigen 22 Haftbefehle! Daß das Ergebnis, zu 
dem das LG. Berlin gelangt, nicht dem Sinne des Geſetzes ent⸗ 
ſprechen kann, wird durch dieſe Tatſachen m. E. eindrucksvoller 
als durch alle gelehrten Erörterungen bewieſen! 6 

Min R. Dr. Jonas, Berlin. 
* 


62. KG. — 8 900 ZPO. Erhebt der Schuldner im Termin 
zur Leiſtung des Offenbarungseides Widerſpruch mit der Be⸗ 
gründung, daß er den Eid geleiſtet habe, und iſt der Gläu⸗ 
biger nicht anweſend und auch nicht vertreten, ſo darf eine 
Entſcheidung über den Widerſpruch erſt ergehen, wenn dem 
Gläubiger Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben iſt. 

Die Gläubigerin hat wegen einer Forderung von 
507,04 RA nebſt Koſten die Ableiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides durch den Schuldner beantragt. Im Termin vom 3. Febr. 
1937 war die Gläubigerin nicht vertreten. Für den Schuldner 
erſchien deſſen Prozeßbevollmächtigter und beſtritt die Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides, weil der Schuld⸗ 


ner bereits am 30. März 1932 den Eid geleiſtet habe. Das AG. 
wies darauf durch Beſchluß vom gleichen Tage den Antrag 
des Gläubigers auf Abnahme des Offenbarungseides zurück. 
Zur Begründung iſt ausgeführt, daß der Schuldner ſich 
auf die frühere Ableiſtung des Offenbarungseides berufen 
habe, der Gläubiger weder angegeben noch glaubhaft gemacht 
habe, daß der Schuldner inzwiſchen Vermögen erworben habe. 
Dem Gläubiger ſei durch rechtzeitige Mitteilung des Termins 
Gelegenheit gegeben worden, im Termin zu erſcheinen und die 
Zurückweiſung des Widerſpruchs zu beantragen. 

Auf die hiergegen eingelegte ſofortige Beſchw. der Gläu⸗ 
bigerin, mit der vorgetragen wurde, daß der Schuldner im 
Jahre 1935 25 000.24 verdient habe, hat das LG. den Be⸗ 
ſchluß des AG. aufgehoben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſch. an das AG. zurückverwieſen, weil 
das Verfahren des AG. infolge Nichtgewährung des richter⸗ 
lichen Gehörs an einem weſentlichen Mangel leide. 

Die weitere ſofortige Beſchw. des Schuldners iſt nicht be⸗ 
gründet. Mit Recht hat das LG. angenommen, daß das AG. 
der Gläubigerin durch Nichtmitteilung des Widerſpruchs des 
Schuldners nicht das erforderliche richterliche Gehör gewährt 
hat. Die Vertretung des Gläubigers im Termin zur Ableiſtung 
des Offenbarungseides iſt nicht erforderlich. Erhebt der Schuld⸗ 
ner Widerſpruch gegen ſeine Verpflichtung, ſo muß dem Gläu⸗ 
biger die Möglichkeit zur Stellungnahme gegeben werden. Das 
hat das AG. unterlaſſen. 

(KG., 8. ZivSen., Beſchl. v. 16. April 1937, 8 W 1925/37.) 
* 


63. KG. — $ 927 ZPO, Im Arreſtaufhebungsverfahren ift 
nicht mehr über die Koſten des Arreſtanordnungs⸗ und Wider⸗ 
ſpruchsverfahrens zu entſcheidenz die über dieſe getroffene Entſch. 
wird durch die ſpätere Entſch. nicht berührt. 

Nachdem der Autragſteller einen Arreſt erwirkt hatte, iſt 
auf Widerſpruch des Antragsgegners hin durch Urt. der Arreſt⸗ 
befehl aufrechterhalten und ſind auch die weiteren Koſten des 
Verfahrens dem Antragsgegner auferlegt worden. Demnächſt 
hat der Antragsgegner gemäß § 927 ZPO. erneut geladen und 
die Aufhebung des Arreſtbefehls wegen veränderter Umſtände 
mit der Begründung beantragt, daß in der Hauptſache inzwi⸗ 
ſchen die Klage koſtenpflichtig abgewieſen worden ſei. LG. hat 
demgemäß in Abänderung des früheren Urt. den Arreſtbefehl 
aufgehoben und die Koſten des Verfahrens dem Antragſteller 
auferlegt. 

Mit Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß v. 31. Aug. 1936 ſind die 
vom Antragſteller dem Antragsgegner zu erſtattenden Koſten 
feſtgeſetzt worden. Dieſe Feſtſetzung iſt zum Teil vom Antrags⸗ 
gegner angegriffen worden. In der Entſch. über dieſe Beſchwerde 
b. 12. Dez. 1936, 20 W 6691/36, hat der Senat bezüglich eines 
Teils der erſtattet verlangten Koſten ausgeführt, daß dieſe nicht 
unter den Koſtentitel fielen, da das letzte Urt. nur die Koſten 
des Aufhebungsverfahrens, nicht aber auch die des vorher⸗ 
gegangenen Widerſpruchsverfahrens umfaſſe. Geſtützt auf dieſe 
Auffaſſung, hat der Antragſteller ſeinerſeits die Feſtſetzung der 
Koſten des Widerſpruchsverfahrens auf Grund des früheren 
Urt. erwirkt. LG. hat auf Erinnerung des Antragsgegners hin 
dieſe Feſtſetzung aufgehoben, indem es entgegen der Auffaſſung 
des KG. in dem früheren Beſchluß die Koſtenentſch. des letzten 
Urt. auf die geſamten Koſten des Anordnungs⸗ wie Aufhebungs⸗ 
verfahrens bezogen hat. Es ſtützt ſich dabei auf die Stellung⸗ 
nahme der drei bei dem Urt. beteiligten Richter, wonach es die 
Meinung des Gerichts geweſen ſei, über die ganzen Koſten 
zu entſcheiden. 

Die Auffaſſung des LG. iſt nicht geeignet, den Stand⸗ 
punkt des Senats in der früheren Entſch. zu erſchüttern. Denn 
dieſer ergibt ſich aus der verfahrensrechtlichen Lage, und zwar 
ohne Rückſicht darauf, ob das Gericht über die Tragweite ſeiner 
Koſtenentſch. anderer Auffaſſung war oder gar über die Koſten 
des geſamten bisherigen, d. h. ſowohl des Anordnungs⸗ wie 
des Aufhebungsverfahrens hat entſcheiden wollen. Beide 
Verfahren, d. h. das Arreſtanordnungs⸗ und das Arreſtauf⸗ 
hebungsverfahren, ſind nicht etwa nur Abſchnitte ein und des⸗ 
ſelben Verfahrens, ſondern zwei begrifflich getrennte, in ſich 
abgeſchloſſene, nach beſonderen Geſichtspunkten zu führende und 
zu entſcheidende Verfahren. Erſteres, das auch das Wider⸗ 
ſpruchsverfahren mit umfaßt, hat die Prüfung der Recht⸗ 
mäßigkeit des beantragten Arreſtes, letzteres die Prüfung 
des Fortbeſtandes eines rechtmäßigerweiſe angeordneten 
und beſtätigten Arreſtes zum Gegenſtande. über die Recht⸗ 
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mäßigkeit hat ſich daher das im Verfahren aus 8 927 3PO. 
ergehende Urt. nicht mehr auszuſprechen. Demgemäß iſt in 
ihm auch für eine Koſtenentſch. nur inſoweit Raum, als es ſich 
um die Koſten eben dieſes Aufhebungsverfahrens haudelt. Die 
— durch die frühere Koſtenentſch. erledigten — Koſten des An⸗ 
ordnungsverfahrens ſtehen nicht mehr zur Entſch. (ſo all⸗ 
gemeine Anſicht in Rechtslehre und Rſpr., zu vgl. Jonas VI 
zu § 927 3PO.; Baumbach 3 zu 897 BED; Os. 
Braunſchweig v. 12. Juli 1912: OLG. 25, 226; OSG. Königs⸗ 
berg v. 23. Jan. 1928: JW. 1928, 1320). Auch nur zu einer 
verhältnismäßigen Verteilung etwa der Prozeßgebühr zwiſchen 
dem einen und dem anderen Verfahren fehlt es, wie die letzt⸗ 
genannte Entſch. zutreffend darlegt, an ieder geſetzlichen Grund⸗ 


e. 
5 Selbſt wenn man alfo eine im Aufhebungsverfahren ge- 
troffene Koſtenentſch. im Wege der Auslegung daraufhin 
prüfen wollte, ob ſie die Koſten des Anordnungsverfahrens 
mit umfaßt, würde man ſtets wieder zu dem verneinenden Er⸗ 
gebnis gelangen müſſen, daß nicht anzunehmen iſt, daß das 
Prozeßgericht ohne Rechtsgrundlage über dies erörterte verfah⸗ 
rensrechtlich klare Rechtslage ſich hinwegſetzen und über die 
Koſten eines rechtskräftig geſchloſſenen Verfahrens in einem an⸗ 
deren Verfahren gegenteilig entſcheiden wollte. Es bedarf auch 
keines Eingehens darauf, ob, wenn trotzdem im Tenor des Auf⸗ 
hebungsurteils bezüglich der Koſten ausdrücklich — was hier 
nicht geſchehen iſt — etwas anderes ausgeſprochen iſt, damit 
in rechtswirkſamer Weiſe die frühere rechtskräftige Koſten⸗ 
entſch. aufgehoben worden wäre. Im vorl. Falle kann es jeden- 
falls keinem Zweifel unterliegen, daß das frühere Urt. in ſei⸗ 
ner Koſtenentſch. unangetaſtet geblieben iſt und deshalb nach 
wie vor trotz des Aufhebungsurteils einen Titel zur Feſtſetzung 
der Koſten des Anordnungs⸗ und Widerſpruchsverfahrens gegen 
den in dieſem Verfahren unterlegenen Antragsgegner darſtellt. 
(8G., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 4. Juni 1937, 20 W 6691/27.) 

* 

64. RG. — 8 945 3PO. Die im Widerſpruchsverfahren 
unter Aufhebung des Arreſtes oder der Einſtwyfg. darüber er⸗ 
gangene Entſch., daß die Vorausſetzungen für die Erlaſſung 
zur Zeit der Anordnung objektiv nicht vorgelegen hätten, bindet 
den über den Schadenserſatzanſpruch entſcheidenden Prozeßrich⸗ 
ter. Dieſe Rechtsauffaſſung kann nicht für einen Fall, in dem 
nach Erlaß der grundlegenden Entſch. im Verfügungs verfahren, 
jedoch vor Beendigung des Schadensſtreites der Umbruch und 
eine etwa damit verbundene veränderte Auffaſſung über die 
im Wettbewerb zuläſſigen Mittel eingetreten iſt, ohne weiteres 
außer Anwendung gelaſſen werden. Durch die rechtskräftige 
Entſch. in dem Verfügungsverfahren iſt für den durch 8 945 
ZPO. Begünſtigten eine neue, durch Richterſpruch gefeſtigte 
Rechtsſtellung begründet worden, die ihm nicht kurzerhand ent⸗ 
zogen werden kann. 

Der Bekl., ein Verein „für Handel und Gewerbe“ (jetzt 
in Liquidation) in Z. erwirkte am 3. März 1931 bei dem 
AG. Z. eine EinſtwVfg., durch die der Kl. bei Vermeidung 
von Strafen u. a. unterſagt wurde, eine Verloſung von Ge⸗ 
winnen öffentlich anzukündigen und durchzuführen. Er machte 
am 5. März von der ihm in dem Beſchluß erteilten Er⸗ 
laubnis, den verfügenden Teil in mehreren Zeitungen zu 
veröffentlichen, Gebrauch. Auf Widerſpruch der Kl. wurde 
die Einſtwyfg. vom AG. Z. durch Urteil v. 17. März 1931 
aufgehoben. Das LG. beſtätigte diefes Urteil am 10. Juli 
1931. Da die Kl. in einigen Zeitungsanzeigen behauptet 
hatte, der Bekl. und feine Mitglieder hätten aus Konkurrenz⸗ 
neid das Verbot der Verloſung betrieben, erwirkten die Ge⸗ 
nannten eine EinſtwVfg. des LG. v. 25. März 1931, durch 
die der Kl. unter Strafandrohung verboten wurde, dieſe 
Behauptung zu wiederholen. Der Bekl. veröffentlichte auch 
dieſen Beſchluß, ohne daß ihm die Befugnis dazu zuge⸗ 
ſprochen worden war. 

Die Kl. verlangt nach § 945 ZPO., 8 826 BGB. Er⸗ 
ſatz des Schadens, der ihr nach ihrer Behauptung durch die 
Erwirkung und Veröffentlichung der beiden EinftmXfg. 
entſtanden iſt. Das LG. hat den Bekl. zur Zahlung eines 
Teilbetrages verurteilt und im übrigen die Klage abgewieſen. 
Auf die Ber. des Bekl. hat das OLG. die Klage völlig ab⸗ 
gewieſen. 

Das RG. verwies an das BG. zurück. 

Die Kl. ſtützt ihre Klage, ſoweit ſie Erſatz des durch die 


Erwirkung und Veröffentlichung der EinſtwVfg. v. 3. März 
1931 erwachſenen Schadens verlangt auf $ 945 ZPO. und 
3 826 BGB., ſoweit der Schaden durch die EinſtwVfg. vom 
25. März 1931 entſtanden fein ſoll, auf 8 826 BGB. Das 
BU. erachtet es für zweifelsfrei, daß der Kl. durch das Vor⸗ 
gehen des Bekl. und die dadurch verurſachten Folgen ein 
nicht unbeträchtlicher Schaden entſtanden iſt. Auf Grund 
von Gutachten nimmt es in Übereinſtimmung mit dem LG. 
an, daß die Unvollſtändigkeit und teilweiſe Unzuverläſſigkeit 
der Buch⸗ und Kaſſenführung eine Schadensberechnung in 
kaufmänniſcher Weiſe nicht ermögliche. Während das LG. die 
Schadenshöhe auf 3000 AM geſchätzt hat, hält das BG. 
eine genauere und vollkommenere Geſamtſchätzung des Scha⸗ 
dens — abgeſehen von einem Teilbetrage von 1800 7 —- 
nicht für möglich. Dieſen Betrag der Kl. zuzuſprechen, ſieht 
es ſich jedoch nicht in der Lage, obwohl die Vorausſetzungen 
des auf § 945 ZPO. geſtützten, von der Verſchuldensfrage 
unabhängigen Anſpruchs auf Schadenserſatz gegeben feien. 

Der Vorderrichter meint, ſoweit die Kl. ſich auf ein 
rechtskräftiges Urteil ſtütze, liege ein Rechtsmißbrauch vor, 
ſoweit fie ſich auf $ 826 BGB. berufe, fehle es an jeder 
Klagegrundlage. Zur Begründung für dieſe Auffaſſung führt 
er im weſentlichen aus: Gegenüber der herrſchenden Lehre 
zu § 945 3PO., daß eine Nachprüfung, ob der Arreſtbefehl 
hätte beſtätigt werden müſſen, im Schadenserſatzprozeß dann 
nicht ſtattfinde, wenn das Arreſtgericht gegenteilig entſchieden 
habe, ſei hier eine Ausnahme anzuerkennen. Nachdem hier 
infolge des geiſtigen Umbruchs und des mit ihm aufs engſte 
verbundenen Sieges des rechtlichen Wettbewerbsdenkens ge⸗ 
rade in der Zeitſpanne zwiſchen dem umſtrittenen Verhalten 
der Parteien, dem Rechtshängigwerden und der Rechtskraft 
des Verfügungsverfahrens einerſeits und der Beendigung 
des Schadenserſatzſtreites andererſeits die geläuterte Rechts⸗ 
auffaſſung zum Durchbruch gekommen ſei, die die von der 
Kl. angekündigte Oſterverloſung als ſittenwidrig betrachte 
und nach dem in der Kaufmannſchaft überwiegenden Rechts⸗ 
empfinden ſchon das Verfügungsverfahren hätte beherrſchen 
müſſen, gehe es nicht an, daß ein unter ſolchen Umſtänden 
im Verfügungsverfahren ergangenes Urteil, das mit jener 
neuen Rechtsauffaſſung unvereinbar ſei, durch ſtarre An⸗ 
wendung des § 945 ZPO. den Schadenserſatzanſpruch trage. 
Zwar könne eine Anderung der Geſetzgebung, ſofern ſie nicht 
eine erneute Nachprüfung ausdrücklich zulaſſe, nicht auf die 
Rechtskraft einwirken; auch die allgemeine Einrede der un⸗ 
erlaubten Rechtsausübung greife nicht unmittelbar ein. Daß 
hier die Rechtskraftwirkung verſage, folge aber aus einer 
Generalklauſel des neuen Rechts, die alle Fälle beherrſche, 
in deren Entwicklung der Sieg des richtigen Rechtsempfin⸗ 
dens, der Durchbruch alten, bis dahin noch nicht durchſetz⸗ 
baren Rechtes in der erwähnten Weiſe eingeſchnitten habe. 
Dieſe für die Rechtsfindung der Übergangszeit unentbehrliche 
Generalklauſel, die auf denſelben Grundgedanken zurückge⸗ 
führt werden könne, von dem der vierte Leitſatz des Reichs⸗ 
juriſtenführers (DRechtspfl. 1936, 10) getragen werde, ſchließe 
aus, daß der Bekl., der nach richtigem Rechtsempfinden und 
als berufener Wahrer des Rechts dem Anreißertum der Kl. 
entgegengetreten ſei, nach 8 945 3 PO. Schadenserſatz leiſten 
muſſe. Die Vorausſetzungen des § 826 BGB. aber feien in 
keiner Richtung gegeben. Aus der Veröffentlichung der zwei⸗ 
ten EinſtwVfg., bei der übrigens ein Schaden noch weniger 
meßbar ſei, könne die Kl. daher gleichfalls unter keinem 
Geſichtspunkt einen Schadenserſatzanſpruch herleiten. 

Dieſe Erwägungen ſind nicht geeignet, die angefochtene 
Entſch. zu tragen. Zutreffend geht der Vorderrichter davon 
aus, daß nach der allgemein in Rſpr. und Schrifttum herr⸗ 
ſchenden Meinung die im Widerſpruchsverfahren unter Auf⸗ 
hebung des Arreſtes oder der EinſtwVfg. darüber ergangene 
Entſch., daß die Vorausſetzungen für die Erlaſſung zur Zeit 
der Anordnung objektiv nicht vorgelegen hätten, den über 
den Schadenserſatzanſpruch entſcheidenden Prozeßrichter bin⸗ 
det. Von dieſer ſeit langem gefeſtigten Rechtsauffaſſung, die 
auch das BG. erſichtlich nicht allgemein angreifen will, als 
feſtſtehendem Grundſatz abzugehen, bietet der vorl. Fall kei⸗ 
nen Anlaß. Beſteht ſie aber grundſätzlich zu Recht, ſo kann 
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ſie nicht für einen Fall, in dem nach Exlaß jener grund⸗ 
legenden Entſch. im Verfügungsverfahren, jedoch vor Be⸗ 
endigung des Schadensſtreites der Umbruch und eine etwaige 
damit verbundene veränderte Auffaſſung über die im Wett⸗ 
bewerb zuläſſigen Mittel und über grundſätzliche Rechtsfragen 
eingetreten iſt, ohne weiteres außer Anwendung gelafien 
werden. Denn iſt ſie grundſätzlich anzuerkennen, ſo iſt durch 
die rechtskräftige Entih. in dem Verfügungsverfahren für 
den durch § 945 Begünſtigten eine neue, durch Richterſpruch 
gefeſtigte Rechtsſtellung begründet worden, die nicht kurzer⸗ 
hand ihm entzogen werden kann. Ob man die Wirkung jenes 
Urteils für den Schadenserſatzſtreit mit dem BU. als Rechts⸗ 
kraftwirkung bezeichnen oder fie mit Jonas (II 2 zu $ 945) 
nur als ihr weſensgleich anſehen will, mag dahinſtehen. 
Jedenfalls kann ſie ohne ausdrückliche geſetzliche Anordnung 
allein auf Grund der veränderten Rechts⸗ oder Sittenauf⸗ 
faſſung ebenſowenig beſeitigt werden, wie dies bei der reinen 
Rechtskraftwirkung eines früher erlaſſenen Urteils, das dem 
neuen Rechtsdenken nicht entſpricht, möglich wäre. Wie dieſes 
feine Wirkung auch unter den geänderten Verhältniſſen beim 
Fehlen einer abweichenden geſetzlichen Beſtimmung behält 
und behalten muß, ſofern nicht völlige Rechtsunſicherheit ein⸗ 
treten ſoll, muß Entſprechendes auch für die aus § 945 ZRD. 
herzuleitende und hergeleitete Bindung des Prozeßrichters an 
jenes im Verfügungsverfahren erlaſſene Urteil gelten. Die 
gegenteilige Auffaſſung des B., die die rechtskräftige Entſch. 
des zuſtändigen Gerichts ihrer ſonſt allgemein anerkannten 
bindenden Wirkung für Ausnahmefälle entkleiden will, würde 
demjenigen, der in dem Verfügungsverfahren obgeſiegt hat, 
die über dies Verfahren hinausreichenden verfahrensrecht⸗ 
lichen Vorteile, die er durch das rechtskräftige Erkenntnis 
endgültig erlangt hat, nachträglich wieder entziehen; fie 
würde ihn der erworbenen prozeſſualen Rechtsſtellung be⸗ 
rauben, die es ihm ermöglicht, ſeinen Schadenserſatz in der 
Form zu verfolgen, daß er lediglich das Entſtehen eines 
Schadens und ſeine Höhe ſowie den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang mit der Vollziehung der EinſtwVfg. nachzuweiſen hat. 
Eine ſolche Beſeitigung einmal eingetretener Rechtsfolgen 
allein durch eine Anderung der Rechts⸗ oder Sittenauffaſſung 
ohne eine ſie anordnende geſetzliche Beſtimmung iſt nicht 
möglich. Überdies aber würde die Meinung des Vorderrichters 
dazu führen, daß der materielle Anſpruch der Kl. wieder 
entzogen wird, obwohl er — die Entſtehung eines Schadens 
und den urſächlichen Zuſammenhang vorausgeſetzt — bereits 
am 10. Juli 1931 entſtanden war und die damals vor⸗ 
handenen Anſpruchsgrundlagen nach dem auch von dem BG. 
nicht in Zweifel gezogenen Grundſatz auch jetzt noch im 
Regelfall hinreichen, um den Anſpruch aus § 945 BRD. 
zu begründen. Dieſe Anſpruchsvorausſetzungen ſind lediglich: 
die Anordnung einer EinſtwVfg., die Entſtehung eines Scha⸗ 
dens durch Vollziehung der angeordneten Maßregel und der 
Umſtand, daß ſich die Anordnung der Verfügung als von 
Anfang an ungerechtfertigt erweiſt, wobei letzterer Umſtand 
durch die Entſch. im Widerſpruchsverfahren bindend feſtge⸗ 
ſtellt wird. Waren dieſe Vorausſetzungen aber hier mit dem 
Erlaß des landgerichtlichen Urteils v. 10. Juli 1931 tat⸗ 
ſächlich ſämtlich erfüllt, ſo war damit zweifelsfrei auch be⸗ 
reits damals der Anſpruch auf Erſatz des dem Kl. durch die 
Vollziehung der EinſtwVfg. erwachſenen Schadens entſtanden. 
Dieſer einmal ins Leben getretene Anſpruch aber, mit deſſen 
Erfüllung der Bekl. jedenfalls ſeit der Klagerhebung im Mai 
1932 im Verzuge zu ſein ſcheinen würde, kann nicht durch 
eine Anderung der Rechtsauffaſſung darüber, ob die Einſtw⸗ 
Vfg. ſachlich berechtigt war, beſeitigt werden. Ein Rechtsmiß⸗ 
brauch liegt in ſeiner Geltendmachung nicht. Zu Unrecht be⸗ 
ruft der Vorderrichter ſich zur Rechtfertigung ſeiner Auf⸗ 
faſſung auf den vierten Leitſatz des Reichsjuriſtenführers; 
denn dieſer bezieht ſich lediglich auf die Anwendung geſetz⸗ 
licher Beſtimmungen, kann aber nicht ohne weiteres auf die 
Bedeutung und Auswirkung rechtskräftiger Entſch. erſtreckt 
werden. 

Fragen aber kann ſich trotz der bindenden Wirkung, die 
> die im Verfahren betreffend die EinſtwVfg. ergangene Entſch. 
hat, ob und in welcher Höhe dem Gegner durch den Voll⸗ 


zug der ungerechtfertigten Maßnahme ein Schaden ent⸗ 
ſtanden iſt. Hierzu iſt in RG. 65, 68 = JW. 1907, 145 
(vgl. auch JW. 1914, 10232) ausgeſprochen worden, daß, 
wenn der Anſpruch auf ein Unterlaſſen geht und dem Gegner 
durch die demnächſt aufgehobene EinſtwVfg. nichts weiter 
aufgegeben worden ift, als ſich einer Zuwiderhandlung gegen 
die ihm obliegende Unterlaſſungspflicht zu enthalten, für 
die „Konſtruierung“ eines Schadens, der dem Unterlaſſungs⸗ 
pflichtigen durch die Beachtung des gerichtlichen Verbots er⸗ 
wachſen ſein könnte, begrifflich überhaupt kein Raum ſei. 
Dies muß, auch wenn daneben noch, wie hier, die Veröffent⸗ 
lichung der EinſtwVfg, geftattet worden iſt, jedenfalls auch 
für den vermeintlichen Schaden gelten, der nicht gerade durch 
die Veröffentlichung ſelbſt, ſondern allein durch die Befol⸗ 
gung des Verbotes entſtanden iſt. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkte könnte allerdings auch in dem jetzigen Verfahren die 
Frage noch von Bedeutung ſein, ob der Kl. tatſächlich ver⸗ 
pflichtet war, die Ankündigung und Durchführung der Ver⸗ 
loſung von Gewinnen zu unterlaſſen, weil ſie ſittenwidrig 
war. Durchaus mit Recht weiſt aber auch hierzu die Rev. 
darauf hin, daß die Kl. ſich nach ihrer Behauptung erſt durch 
die unmittelbar vorher veröffentlichten Urteile des RG. vom 
30. Sept. und 19. Dez. 1930 (JW. 1931, 449 und 451; 
vgl. dazu auch JW. 1936, 2073 f.) zu der Verloſung habe 
beſtimmen laſſen und daß nach den Darlegungen des Urteils 
v. 19. Dez. 1930 die Auffaſſung der befragten Handels⸗ 
kammern über die Zuläſſigkeit von Preisausſchreiben ſehr 
verſchieden geweſen ſei und nur eine kleine Minderheit ſie 
verneint habe. 
Das BU. beruht hiernach auf irriger Rechtsauffaſſung 
und muß daher aufgehoben werden. a 
(RG., VI. ZivSen., U. v. 11. März 1937, VI 232/36.) 
[v. B. 


* 


r 65. RG. — 8 957 Abſ. 1 und 2 ZPO. Vorausſetzung einer 
jeden Klage, auch der Anfechtungsklage gegen ein Ausſchluß⸗ 
urteil aus § 957 Abi. 2 ZPO., iſt das Vorliegen eines Rechts⸗ 
ſchutzbedürfniſſes. Eine Klage kann trotz Vorliegens des Tat⸗ 
beſtandes des § 957 Abſ. 2 Nr. 1 ZPO. keinen Erfolg haben, 
wenn der Kl. mit ihr ohne eigenes ſchutzwürdiges Intoreſſe 
lediglich den Zweck verfolgt, den dem Bekl. rechtskräftig zu⸗ 
erkannten Löſchungsanſpruch zu vereiteln. 


Auf dem dem Bekl. gehörigen Grundſtück iſt in Abt. III 
unter Nr. 17 eine Briefhypothek von 90000 GM. für die Kl. 
eingetragen. Dieſe iſt durch Verſäumnisurteil des LG. in H. 
v. 23. Juni 1933 rechtskräftig verurteilt, in die Löſchung 
dieſer Hypothek zu willigen und dem Bekl. den Hypotheken- 
brief herauszugeben. Die aus dieſem Urt. betriebene Zwangs⸗ 
vollſtreckung iſt erfolglos geblieben, weil die Kl. ihren Aufent⸗ 
halt ſtändig wechſelte, ſo daß auch der zur Erzwingung des 
Offenbarungseides über den herauszugebenden Brief er⸗ 
laſſene Haftbefehl nicht vollſtreckt werden konnte. 

Der Bekl. hat alsdann die Kraftloserklärung des Hypo⸗ 
thekenbriefes nach 8 1162 BOB. im Wege des Aufgebotsver⸗ 
fahrens betrieben. In dieſem Verfahren haben die RA. G. 
und W. in B. mit Schriftſatz v. 14. März 1935 angezeigt, 
daß ſie die Kl. verträten, die nach wie vor Rechte auf die 
Hypothek geltend machte. Sie haben ausgeführt, daß das vom 
Bekl. betriebene Aufgebotsverfahren aus von Amts wegen 
zu beachtenden Gründen unzulaſſig ſei. Das AG. hat von den 
Anwälten Vollmacht eingefordert und nach dem Aufenthalts⸗ 
ort der Kl. gefragt. Die Vollmacht iſt nicht eingegangen, auch 
keine Antwort auf die Frage nach dem Aufenthalt. Das AG. 
hat ſodann das Ausſchlußurteil am 30. März 1935 erlaſſen. 

Die Kl. hat mit der vorl. Klage das Ausſchlußurteil 
wegen Verletzung verfahrens⸗ und ſachlich⸗ rechtlicher Vorſchrif⸗ 
ten angefochten. Sie hat ausgeführt, in der Vollmachtsein⸗ 
forderung liege eine ſtillſchweigende einſtweilige Zulaſſung, ſo 
daß SS 89 Abſ. 1 Satz 2, 953 ZPO. verletzt ſeien. Sachlich⸗ 
rechtlich ſei der Hypothekenbrief nicht abhanden gekommen, 
ſondern nach wie vor im unmittelbaren Beſitz der Kl. 

Gegen das die Klage abweiſende landgerichtliche Urteil 
hat die Kl. Berufung eingelegt und im zweiten Rechtszug 
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hilfsweiſe beantragt, die Vollſtreckung aus dem ſie zur Be⸗ 
willigung der Löſchung und Herausgabe des Hypotheken⸗ 
briefes verurteilenden Erkenntnis für unzuläſſig zu erklären. 
Sie hat in der mündlichen Verhandlung erklären laſſen, daß 
ſie noch heute im Beſitz des Hypothekenbriefes ſei, und hat 
als ihren Aufenthalt eine Berliner Anſchrift angegeben. 

Das OLG. hat die Berufung zurückgewieſen. 

Das RG. hob auf und verwies an das BG. zurück. 

Die Anfechtungsklage ſtützt ſich in erſter Linie auf die 
Vorſchrift des § 957 Abſ. 2 Nr. 1 ZPO. Dieſe Beſtimmung 
findet Anwendung, wenn es an einem das Aufgebotsverfahren 
als ſolches rechtfertigenden geſetzlichen Grunde überhaupt ge⸗ 
mangelt hat, wenn alſo das Aufgebotsverfahren in einem 
Falle ſtattgefunden hat, für den es nicht gegeben war (RGzZ. 
48, 367). In dem Ausſchlußurteil iſt ausgeführt, dem An⸗ 
tragſteller (jetzigen Bekl.) ſtehe als dem aus der Eigentümer⸗ 
grundſchuld Berechtigten das Eigentum an dem Hypotheken- 
brief zu (§ 952 BGB.). Der Brief jet trotz umfangreicher 
Vollſtreckungsverſuche unter Erſchöpfung der geſetzlich gegebe⸗ 
nen Vollſtreckungsmaßnahmen nicht in ſeine Hände gelangt. 
Er ſei daher als abhanden gekommen anzuſehen (8 1162 
BGB.). Bei der Prüfung des Anfechtungsgrundes aus 8 957 
Abſ. 2 Nr. 1 ZPO., iſt nach dem oben Geſagten zu unter⸗ 
ſuchen, ob die tatſächlichen Feſtſtellungen des Ausſchlußurteils 
eine der Vorausſetzungen des § 1162 BGB. zu erfüllen ver⸗ 
mögen. Das BU. hat dies bejaht, indem es allerdings nicht 
ein Abhandenkommen, auch nicht eine Vernichtung des Hypo⸗ 
thekenbriefes angenommen, ſondern ausgeführt hat, der Ver⸗ 
nichtung müſſe in ergänzender Auslegung des § 1162 BGB. 
eine mit den Mitteln der Zwangsvollſtreckung nichl zu be⸗ 
ſeitigende Urkundenunterdrückung gleichgeſtellt werden. 

Der Begriff des Abhandenkommens iſt, wie das OLG. 
im Anſchluß an RG. 101, 225 = JW. 1921, 1547 zu⸗ 
treffend ausführt, im BGB. feſt umriſſen. Er ſetzt voraus, 
daß der unmittelbare Beſitzer ohne ſeinen Willen und ohne 
fein Zutun den Beſitz verloren hat. Hiervon kaum im vorl. 
Falle keine Rede ſein. Der Fall der Vernichtung einer Ur⸗ 
kunde iſt gegeben, wenn durch äußere Einwirkung die Sub⸗ 
ſtanz der Urkunde zerſtört oder ihr Juhalt in weſentlichen 
Teilen unkenntlich gemacht iſt. Auch dieſer Tatbeſtand liegt 
nach den Feſtſtellungen des Ausſchlußurteils nicht vor. Die 
von dem BG. vorgenommene ergänzende Auslegung des Ge⸗ 
ſetzes kann nicht als zuläſſig erachtet werden. Wie die Rev. 
zutreffend ausführt, iſt die Kraftloserklärung einer Urkunde 
im Wege des Aufgebotsverfahrens ein außerordentlicher 
Rechtsbehelf, der mit Rückſicht auf ſeine ſchwerwiegenden 
Folgen für die durch das Aufgebot betroffenen Perſonen nur 
in den vom Geſetze ausdrücklich beſtimmten Fällen Anwen⸗ 
dung finden darf. 

Der Rechtsſtreit iſt indeſſen noch nicht zur Endentſch. 
reif. Vorausſetzung einer jeden Klage, auch der Anfechtungs⸗ 
klage aus § 957 Abſ. 2 ZPO. iſt das Vorliegen eines Rechts⸗ 
ſchutzbedürfniſſes. Niemand darf die Tätigkeit der Gerichte 
unnütz oder gar zu unlauteren Zwecken in Anſpruch nehmen 
(vgl. RGUrt.: JW. 1932, 649 RZ. 146, 385 JW. 
1935, 15504 m. Aum.). Die Klage könnte daher trotz Vor⸗ 
liegend des Tatbeſtandes des § 957 Abi. 2 Nr. 1 ZPO. 
keinen Erfolg haben, wenn die Kl. mit ihr, wie der Bekl. 
behauptet, ohne eigenes ſchutzwürdiges Intereſſe lediglich 
den Zweck verfolgen ſollte, den dem Bekl. rechtskräftig zu⸗ 
erkannten Löſchungsanſpruch zu vereiteln. Unter dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte bedarf demnach die Sache einer erneuten Erörte⸗ 
rung in der Tatſacheninſtanz. Hierbei wird das BG. auch zu 
dem von der Kl. geltend gemachten Zurückbehaltungsrecht 
Stellung nehmen müſſen. 

(RG., V. ZivSen., U. v. 5. Mai 1937, V 206/36.) [v. B.] 
* 

66. OLG. — 8 1036 ZRO. Zur Frage, ob das Schiedsgericht 
einen Beweisbeſchluß auf eidliche Vernehmung von Zeugen und 
Parteien durch das Staatsgericht erlaſſen kanu. ) 

Das LG. hat es mit Recht abgelehnt, die Zeugen, die im 
Beweisbeſchluß des bei der Landesbauernſchaft gebildeten Schieds⸗ 
gerichts für Lieferſtreitigkeiten genannt ſind, und den Inhaber der 


Kl. ſowie den Geſchäftsführer der Verklagten zu vernehmen und 
zu vereidigen. 

§ 1036 ZPO. verpflichtet allerdings die Staatsgerichte auf 
Antrag einer Partei richterliche Handlungen vorzunehmen, zu 
deren Vornahme die Schiedsgerichte ſelbſt nicht befugt ſind. Allein 
dieſe Handlungen müſſen nach den Beſtimmungen der ZPO. zu⸗ 
läſſig ſein; denn wenn auch das Schiedsgericht in der Geſtaltung 
ſeines Verfahrens im weſentlichen frei iſt, ſo iſt doch das Staats⸗ 
gericht bei ſeinen Amtshandlungen an die geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten gebunden, die richterliche Handlung muß als ſolche zuläſſig 
ſein (Jonas, „ZPO.“, 15. Aufl., $ 1036 1). 

An dieſen Vorausſetzungen fehlt es hier. 

Das Gericht ſoll hier in erſter Linie Zeugen vernehmen und 
gleichzeitig vereidigen. Dieſes Erſuchen verſtößt gegen den im 
§ 391 ZPO. niedergelegten Grundſatz, daß Zeugen im Zivil⸗ 
prozeß uneidlich zu vernehmen find. Ihre Vereidigung kann 
nur angeordnet werden, wenn das mit Rückſicht auf die Bedeu⸗ 
tung der Ausſage oder zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen 
Ausſage erforderlich erſcheint. Darüber, ob dieſe Vorausſetzungen 
erfüllt ſind, kann aber ſtets erſt dann entſchieden werden, wenn 
der Zeuge ſchon — uneidlich — vernommen worden tft. Das hier 
vorl. Erſuchen, nach dem noch nicht vernommene Zeugen gehört 
und gleichzeitig vereidigt werden ſollen, iſt alſo nach §S 391 3 PO. 
unzuläſſig. 

Aus KG.: JW. 1931, 1826 kann Schon deshalb nichts an⸗ 
deres hergeleitet werden, weil dieſe Entſch. aus einer Zeit ſtammt, 
in der die Vereidigung der Zeugen im Zivilprozeß noch als Regel 
vorgeſchrieben war. Die hier vertretene Auffaſſung hat auch 
Baum bach zunächſt geteilt. Er ſagt in der 8. Aufl, Anm. 1 und 
3 zu § 1036: „Da nunmehr Beeidigung nur noch zur Herbeifüh⸗ 
rung einer wahrheitsgemäßen Ausſage in Frage kommt, muß das 
Schiedsgericht zunächſt die Zeugen oder die Parteien uneidlich 
hören.“ Der neuerdings in der 11. und 12. Aufl. vertretenen An⸗ 
ſicht (Anm. 2 zu § 1036: „Zeugen find, wenn nicht das Schieds⸗ 
gericht ſie vernommen und dann Beeidigung angeordnet hat, un⸗ 
eidlich zu vernehmen und nur nach der ZPO. zu vereidigen“) kann 
ſich der Senat nicht auſchließen; denn wenn das Staatsgericht 
die Zeugen nur nach der ZPO. zu vereidigen hätte, dann müßte 
dieſes Gericht darüber entſcheiden, ob und welchen Zeugen es 
ohne Vereidigung glauben und welchen es den Eid anvertrauen 
will. Damit wäre alſo eine für den Ausgang des Schiedsſtreits 
möglicherweiſe ſehr bedeutſame Entſch. aus der Hand des Schieds⸗ 
gerichts in die des ſtaatlichen Gerichts gelegt, eine Löſung, die mit 
dem Aufbau unſeres Schiedsgerichtsweſens nicht im Einklang 
ſteht. Im übrigen würde auch nach dieſer Auffaſſung Baum⸗ 
bachs das hier vorl. Erſuchen, alle Zeugen eidlich zu hören, 
unzuläſſig ſein. Die Zeugen müſſen deshalb, ehe das Schieds⸗ 
gericht über ihre Vereidigung beſchließt, uneidlich gehört werden. 
Das zu tun iſt Aufgabe des Schiedsgerichts (Jonas 5 1036 D), 
denn daß einer der Zeugen ſich weigern wird, vor ihm zu er⸗ 
ſcheinen, iſt nicht dargetan, und nur ſo kann auch für das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren die Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme 
gewahrt werden, die bei den Staatsgerichten ſeit der nationalen 
Erhebung mit beſtem Erfolg für die Parteien eingeführt worden 
iſt und ſich als weſentlicher Grundſtein für den Aufbau eines 
wirklichkeitsnahen, volkstümlichen Prozeſſes erwieſen hat. Der 
Senat halt es für ſelbſtverſtändlich, daß das Schiedsgericht be⸗ 
müht iſt, ſein Verfahren ebenſo wirklichteitsnah zu geſtalten, wie 
das der Staatsgerichte, und daß es deshalb die Zeugen zunächſt 
ſelbſt hört. 

Der Antrag auf die eidliche Vernehmung beider Parteien 
verſtößt erſt recht gegen das Geſetz. Mit Recht weiſt der Vorder⸗ 
richter darauf hin, daß nach der ZPO. (88 445—448) ſchon die 
uneidliche Vernehmung der Streitteile von verhältnismäßig eng 
begrenzten Vorausſetzungen abhängig iſt und daß das Staats⸗ 
gericht, wenn es dem Antrag der Kl. auf eidliche Vernehmung 
beider Parteien entſprechen würde, gegen die zwingende 
Vorſchrift des § 452 ZBO. verſtoßen würde. Denn nach § 452 
ZPO. kann immer erſt dann die Vereidigung einer Partei ange⸗ 
ordnet werden, wenn eine unbeeidigt erſtattete Ausſage ſchon vor⸗ 
liegt. Schon daran fehlt es hier. 

Sind aber beide Parteien gehört worden, ſo muß ſich das 
Gericht — hier das Schiedsgericht — entſchließen, der einen oder 
der anderen Partei, je nach ihrer Glaubwürdigkeit, den Eid anzu⸗ 
vertrauen. Denn nach der zwingenden Vorſchrift des § 452 IVO, 
iſt es dem Staatsgericht unterſagt, beide Parteien über dieſelben 
Tatſachen eidlich zu hören. An dieſe Beſtimmung iſt das Staats⸗ 
gericht gebunden. Der Geſetzgeber will vermeiden, daß jede Partei 
das Gegenteil der Behauptungen der anderen beſchwört. Das 
würde aber geſchehen, wenn die Kammer für Handelsſachen den 
Beweisbeſchluß des Schiedsgerichts durchführen würde, denn die 
Darſtellung beider Parteien iſt durchaus gegenſätzlich. 
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Mit Recht fordert deshalb das LG., daß das Schiedsgericht 
die Parteien erſt ſelbſt uneidlich vernimmt, dann ſich entſchließt, 
welcher Partei es den Eid anvertrauen will, und darauf das 
Staatsgericht zur Eidesabnahme anruft. 


(OLG. Jena, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 28. Mai 1937, 1 W 423/37.) 


Anmerkung: Ich möchte der Entſch. nur zum Teil 
zuſtimmen. Zur Erörterung ſtehen zwei Fragen. 4 

a) Kann das nach $ 1036 ZPO. angerufene ſtaatliche Ge⸗ 
richt, wenn das Schiedsgericht von vornherein eidliche Zeu⸗ 
genvernehmung beſchloſſen hat, die Vernehmung unter 
Verweiſung auf § 1035 Abf. 1 ablehnen und ſich nur zu der dem⸗ 
nächſtigen Beeidigung bereit erklären, und 

b) iſt das Anſuchen um eidliche Vernehmung bei⸗ 
der Parteien bzw. das um eidliche Vernehmung einer 
Partei neben der eines Zeugen zuläſſig? 

1. Zu der erſten — vorliegend bejahten — Frage habe ich 
mich zu § 1036 Bem. II im entgegengeſetzten Sinne 
geäußert und möchte an der dort vertretenen Auffaſſung feſt⸗ 
halten. Von jeher hat keinerlei ernſtliche Meinungsverſchiedenheit 
darüber beſtanden, daß ſich das ſtaatliche Gericht bei ſeiner Prü⸗ 
fung auf die Zuläſſigkeit der Beweismaßnahme zu beſchran⸗ 
ken und mit der Frage ihrer Notwendigkeit und Zweck⸗ 
mäßigkeit nicht zu befaſſen hat. Auf die letztere Seite fällt 
nun zweifellos auch die Vereidigung von Zeugen. Sollte 
die angeführte Bemerkung von Baumbach tatſächlich in dem 
in der Entſch. dargelegten Sinne zu verſtehen fein, jo könnte ich 
mich der ablehnenden Stellungnahme des OLG. Jena dazu nur 
anſchließen: über die Notwendigkeit der Vereidigung hat aus⸗ 
ſchließlich das Schiedsgericht zu befinden. 

Das OLG. Jena geht von der an ſich zutreffenden Erwägung 
aus, daß das Geſetz beſtrebt iſt, nach Möglichkeit ohne Beeidigung 
auszukommen, und daß eine wirklich ſachgemäße Entſchließung 
über die Beeidigung eigentlich erſt getroffen werden kann, wenn 
eine uneidliche Ausſage bereits vorliegt. Es wäre nun aber m. E. 
eine den praktiſchen Prozeßzwecken nicht gerecht werdende Über- 
ſpitzung dieſes Gedankens, wollte man ſagen: eine vor uneidlicher 
Vernehmung angeordnete Beeidigung ſei überhaupt unſtatthaft 
und demgemäß als unzuläſſige Beweisaufnahme abzulehnen. 

Dieſelbe Frage ergibt ſich bei der Beweisaufnahme 
durch den erſuchten Richter. Die Anwort kann in beiden 
Fällen nicht wohl verſchieden lauten. Soweit mir bekannt, wird 
nirgends beanstandet, ein vornherein auf Vernehmung und 
Beeidigung gehendes Erſuchen zu erledigen. Es iſt 
ohne weiteres anzuerkennen, daß hier eine gewiſſe Kolliſion zwi⸗ 
ſchen den das geſamte Verfahren beherrſchenden Beſchleunigungs⸗ 
tendenzen und den Beſtreben nach Vermeidung entbehrlicher Eide 
beſteht. Erwägt man aber die verhältnismäßig geringe Zahl von 
Fällen, in denen die Frage überhaupt praktiſch wird, jo wird der 
letzteren Tendenz des Geſetzes ſicherlich kein Abbruch getan, wenn 
das Prozeßgericht in allen den Fällen von vornherein zugleich um 
Beeidigung erſucht, in denen es mit der Wahrſcheinlichkeit damit 
rechnet, daß es bei Bewertung der Ausſage doch ſchließlich wegen 
ihrer Bedeutung auf die Beeidigung ankommen werde. Dasſelbe 
muß m. E. auch bei den Beweisanordnungen im ſchiedsrichterlichen 
Verfahren gelten. Im Intereſſe einer zwar möglichen, aber nicht 
eben wahrſcheinlichen Vermeidung einer Beeidigung grundſätzlich 
die Beweisaufnahme in zwei Teile aufzuſpalten, hieße m. E., um 
des einen Prinzips willen gegen ein anderes, nämlich gegen die 
Grundſätze einer vernünftigen Beſchleunigung und Prozeßokono⸗ 
mie, verſtoßen. Wenn es — nach der nun einmal beſtehenden 
Regelung — im nicht nachprüfbaren Ermeſſen des Schiedsgerichts 
ſteht, die Beeidigung eines bereits vernommenen Zeugen anzu⸗ 
ordnen, ſo ſehe ich in der Tat keinen durchſchlagenden Anlaß, ſich 
gegen eine ſchon vor der Vernehmung getroffene Eidesanordnung 
grundſätzlich zu wenden. N h 

2. In der zweiten Frage ſtimme ich dagegen dem Os. 
Jena unbedingt zu. g N . 

Die Beeidigung beider Parteien kann das Schiedsgericht 
nicht wirkſam anordnen; denn nach § 452 Abf. Satz 2 ZPO. 
kann, wenn beide Parteien vernommen ſind, die Beeidigung nur 
von einer Partei gefordert werden, und die Entſch. darüber, von 
welcher, ſteht zweifellos allein dem Schiedsgericht zu, das aber 
die Entſchließung erſt nach ſtattgehabter uneidlicher Vernehmung 
der Parteien treffen kann. Eine vorher ergangene Anordnung 
auf eidliche Vernehmung wird man danach als unzuläſſig an⸗ 
ſehen müſſen. l 

Auch die Anordnung, über dasſelbe Beweisthema emen 
Zeugen und eine Partei eidlich zu vernehmen, könnte nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden. Darin würde ein Verſtoß gegen die Subſidiarität 
der Parteivernehmung (ogl. 88 445 Abſ. 2, 450 Abſ. 2) liegen. 
Eine eidliche Parteivernehmung kann zuläſſigerweiſe nur ange⸗ 


ordnet werden, wenn die ſonſtigen Beweisantritte zu dem frag⸗ 
lichen Beweisthema erledigt ſind und das Schiedsgericht Gelegen⸗ 
heit genommen hat, die Beweisergebniſſe zu würdigen. 

Min R. Dr. Jonas, Berlin. 
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67. KG. — 8 1 Arm Auweg. Jeder Beiordnung entſpricht 
grundſätzlich ein Exſatzanſpruch an die Reichskaſſe, ſofern nicht in 
der Perſon des einen oder anderen Arm Anw. beſondere Ver⸗ 
ſagungsgründe vorliegen. +) 

Dem Antragsgegner war für das Widerſpruchsverfahren 
gegen eine Einſtwyfg. am 18. Nov. 1935 das Armenrecht be⸗ 
willigt und RA. S. als Arm Anw. beigeordnet worden. Dieſes 
Widerſpruchsverfahren hat durch rechtskräftiges Urteil des KG. 
b. 11. Febr. 1936 ſeinen Abſchluß gefunden. Dem RA. ©. find 
am 13. Dez. 1935 antragsgemäß Prozeß⸗ und Verhandlungs⸗ 
gebühr nebſt Auslagen feſtgeſetzt und aus der Reichskaſſe er⸗ 
ſtattet worden. 

Mit Schriftſatz v. 16. Nov. 1936 hat für den Antrags⸗ 
gegner RA. H. nen vor das LG. geladen und die Aufhebung 
der EinſtwVfg. gem. § 927 ZPO. beantragt und zugleich ge⸗ 
beten, dem Antragsgegner das Armenrecht hierfür zu bewilli⸗ 
gen und ihn als Arm Anw. dem Antragsgegner beizuordnen. 
Letzterem Antrag hat das LG. durch Beſchl. v. 18. Jan. 1937 
entſprochen. Durch Urt. v. 8. Febr. 1937 iſt ſodann der Auf⸗ 
hebungsantrag zurückgewieſen worden. RA. H. hat nunmehr die 
Erſtattung einer Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr in Höhe 
von je 42 Na nebſt Auslagen aus der Reichskaſſe beantragt. 
Der UrkB. hat lediglich die baren Auslagen feſtgeſetzt, im 
übrigen aber unter Hinweis auf § 28 Abſ. 2 RAcGGeb O. die 
Feſtſetzung abgelehnt, da das Widerſpruchs⸗ und Aufhebungs⸗ 
verfahren eine einzige Juſtanz bildeten und die in diefer nur 
einmal erwachſenden Gebühren bereits für RA. S. angewieſen 
ſeien. LG. hat jedoch dem RA. H. die Prozeß⸗ und Verhand⸗ 
lungsgebühr zugebilligt. Die hiergegen gerichtete Beſchwerde 
der Reichskaſſe macht geltend, daß es ſich um eine einheitliche 
Inſtanz handle und daß, wenn in einem ſolchen Verfahren 
ein Wechſel in der Perſon des Arm Anw. eintrete, zur Ver⸗ 
meidung doppelter Gebührenzahlung durch die Reichskaſſe die 
Notwendigkeit des Wechfels nachzuprüfen ſei. 

Die Beſchwerde iſt nicht begründet. Denn der Standpunkt 
der Reichskaſſe findet jedenfalls in dieſer Allgemeinheit im Ge⸗ 
ſetz keine Stütze und entſpricht auch nicht der Rſpr. des Senats. 
Das Arm Anw. kennt keinen Grundſatz, daß eine Belaſtung 
der Reichskaſſe mit doppelten Anwaltskoſten nicht erfolgen 
dürfe. Vielmehr hat die Reichskaſſe grundſätzlich jedem bei⸗ 
geordneten Arm Anw. die für ihn auf Grund der Beiordnung 
i. Verb. m. dem hinzutretenden Auftrag der Partei erwachſen⸗ 
den Gebühren und Auslagen ohne Rückſicht auf anderweite Bei⸗ 
ordnung zu erſtatten, es ſei denn, daß beſondere Verſagungs⸗ 
gründe in der Perſon gerade dieſes beigeordneten Anwalts 
vorliegen. Der Grundſatz des Armenanwaltskoſtenrechts iſt alſo 
der, daß jeder Beiordnung ein Erſatzauſpruch an das Reich 
entſpricht (jo bereits Entſch. des Sen. v. 6. Nov. 1935: 3 W. 
I er): 

Die Verantwortung für eine unberechtigte Belaftuny ver 
Reichskaſſe durch Beiordnung eines weiteren Arm Anw. an 
Stelle eines bisher beigeordneten Arm Anw. liegt alſo aus⸗ 
ſchließlich in der Hand des die Beiordnung ausſprechenden 
Prozeßgerichts. Deſſen Sache iſt es, im Einzelfalle zu 
prüfen, ob ausreichende Gründe für einen Auwaltswechſel und 
damit für die Beſtellung eines weiteren Anwalts dargetan ſind 
(Gaedeke, „Arm Anw.“, S. 140; RG. v. 18. Mai 1904: 
JW. 1904, 368). Es iſt keinesfalls angängig, ein Verſehen des 
Prozeßgerichts durch von ihm überflüſſigerweiſe vorgenommene 
weitere Anwaltsbeiordnung nun etwa durch Verſagung des Er⸗ 
ſatzanſpruchs gegenüber dem neu beigeordneten Arm Anw. aus⸗ 
zugleichen, weil ein Anwaltswechſel nicht notwendig geweſen ſei 
(Gaedeke, „Arm Anw.“, S. 141). 

Eine andere, für die Eutſch. über den Feſtſetzungsantrag 
des Arm Anw. nicht intereſſierende Frage iſt die, inwieweit die 
Reichskaſſe, wenn fie mehreren Arm Anw. die Gebühren er⸗ 
ftattet hat, ihrerſeits einen Rückgriffsanſpruch gegen den unter- 
liegenden Gegner erwirbt. Dieſem iſt es unbenommen, die Er⸗ 
ſtattung doppelter Koſten dann zu verweigern, wenn der vor⸗ 
genommene Anwaltswechſel ſich als nicht notwendig erweiſt, in 
welchem Falle dann die Reichskaſſe mit den Mehrkoſten belaſtet 
bleibt (Gaedeke, „Arm Anw.“, S. 141), 

Es bedarf deshalb im vorl. Falle keiner Erörterung dar⸗ 
über, ob es ſich hier um ein i. S. des Koſtenrechts (8 28 
RAchebO.) einheitliches Verfahren gehandelt hat, und keiner 
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Erörterung darüber, ob das Ausſcheiden des bisherigen prozeß⸗ 
bevollmächtigten Arm Anw. und die Beiorduung eines neuen 
Arm Anw. für das Aufhebungsverfahren aus 8 927 3PO. 
notwendig war. Dieſe Prüfung wäre Sache des Prozeßgerichts 
geweſen. Sie kann nunmehr nicht noch, wie auſcheinend die 
Beſchwerde der Reichslaſſe meint, nachgeholt werden. Vielmehr 
mußte, da irgendwelche beſonderen Verſagungsgründe in der 
Perſon des neu beigeordneten Arm Anw. H. nicht erſichtlich 
ſind, deſſen Feſtſetzungsantrag ſtattgegeben werden. 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 24. April 1937, 20 W 2073/37.) 


Aumerkung: Um die Tragweite und die Bedeutung dieſer 
Entſch. zu verſtehen, iſt es zweckmäßig, den Tatbeſtand noch⸗ 
mals mit einigen Strichen zu ſkizzieren. Die arme Partei hat 
einen Arm Anw. In demſelben Verfahren — für den Tat⸗ 
beſtand iſt davon auszugehen, daß nach der poſitiven Aus⸗ 
nahmevorſchrift des 8 28 Abi. 2 AAGEbGD. Arreſtanordnungs⸗ 
und Arreſtaufhebungsverfahren eine einzige Inſtanz, d. h. das⸗ 
ſelbe Verfahren bilden — beantragt ſie, ihr an Stelle dieſes 
Anwalts für die weitere Durchführung eines neuen Ver⸗ 
fahrensabſchnitts einen anderen Arm Anw. beizuordnen. Die⸗ 
ſem Antrag entſpricht das LG. Der neue Arm Auw. wird tätig. 

Aus dieſem ebenſo einfachen wie klaren Sachverhalt ent⸗ 
ſteht die Frage der Haftung der Reichskaſſe gegenüber den 
mehreren Armenanwälten. 

Man kann es faſt als ein Verdienſt des KG. anſprechen, 
daß es hier mit Entſchiedenheit den Satz, und zwar den rich⸗ 
tigen Fundamentalſatz für das Armenanwaltskoſtenrecht her⸗ 
ausgearbeitet hat: Jeder Beiordnung entſpricht 
grundſätzlich (entſprechende Tätigkeit vorausgeſetzt) ein 
Erſatzanſpruch an die Reichskaſſe. 

Recht anſchaulich ſpiegelt obige Entſch. den Verſuch wider, 
dieſen Satz von den feſtſetzenden Inſtanzen umſtoßen oder doch 
mindeſtens ignorieren zu laſſen. Dieſer Verſuch wird dadurch 
ſozuſagen ſchmackhaft gemacht, daß die Frage der Notwen⸗ 
digkeit der Beiordnung mit der Frage der Haftung der 
Reichskaſſe verquickt wird und daß ein etwaiger Fehler der 
beiordnenden Inſtanzen im Feſtſetzungsverfahren korrigiert 
werden ſoll. Hier kann man nur jagen: prineipiis obsta! Denn 
in Wahrheit ſind es begrifflich parallellaufende Linien, die ſich 
nirgends überſchneiden können, infolgedeſſen auch nicht künſt⸗ 
lich miteinander in Verbindung gebracht werden können, um 
ſo in dem einen Verfahren Unterlaſſungen des früheren Ver⸗ 
fahrens zugunſten der Reichskaſſe doch noch ausgleichen zu 
können. Die eine Linie, die Beiordnung, ſchafft die Rechts⸗ 
grundlage für die Haftung der Reichskaſſe. Die zweite Linie 
hat dieſe Haftung als zwangsläufige Folge der Beiordnung 
hinzunehmen und baut ſich damit auf der Tatſache der Haftung 
der Reichskaſſe auf. 

Wehrt ſich die Reichskaſſe trotzdem gegen die Berechti⸗ 
gung ihrer Inanſpruchnahme, ſo wehrt ſie ſich aber in Wahr⸗ 
heit gegen ein Verfahren, in welchem ſie zu irgendwelchen 
Rechtsbehelfen gar nicht legitimiert iſt. Denn ſie beanſtandet 
eine im Armenrechtsverfahren getroffene Maßnahme des Pro⸗ 
zeßgerichts. Dies Verfahren läuft darauf hinaus, die Beiord⸗ 
nung des Anwalts, d. h. einen Teil der Armenrechtsbewilli⸗ 
gung, anzufechten. Das iſt ihr aber verfahrens rechtlich un⸗ 
terſagt. 

Es wäre nun ein eigentümliches Ergebnis, wenn ſie auf 
Umwegen dieſes Ziel doch erreichen könnte. Wie abſurd ein 
ſolcher Gedankengang in Wirklichkeit iſt, wird recht eigentlich 
klar erſt dann, wenn man ſich die Rolle vergegenwärtigt, die 
dem Arm Anw. dabei zugedacht iſt. Auf der einen Seite die 
ſtaatliche Anordnung, daß er als Anwalt der Partei tätig 
werden müſſe und damit für ihn die unanfechtbare Rechts⸗ 
grundlage für eine entſprechende Tätigkeit. Auf der anderen 
Seite die Erklärung der Reichskaſſe, daß dieſe Tätigkeit in 
Wahrheit der Rechtsgrundlage entbehre, einen Erſatzanſpruch 
alſo nicht ausgelöſt habe. Das hieße nichts anderes, als auf 
dem Rücken des Anwalts den Streit zweier ſtaatlicher Inſtan⸗ 
zen — des Prozeßgerichts und der Reichskaſſe — darüber aus⸗ 
zutragen, ob die im Rahmen der Zuſtändigkeit der einen In⸗ 
ſtanz getroffene Maßnahme die richtige geweſen fei. 

Mit vollem Recht hat deshalb das KG. die ausſchließliche 
Verantwortung des Prozeßgerichts dafür, ob ein oder mehrere 
Arm Anw. beizuordnen ſeien, anerkannt. 

Gewiß iſt es richtig, daß ſo die Gefahr einer Mehr⸗ 
belaſtung der Reichskaſſe mit vielleicht entbehrlichen Koſten 
beſteht, zumal in ſolchem Falle der Rückgriffsanſpruch der 
Reichskaſſe gegen den ſchließlich Zahlungspflichtigen wegen der 
Mehrkoſten nur zu leicht verſagt. Das iſt aber wieder eine 
Frage der Deckung der Reichskaſſe für ihre Aufwendungen, die 


nach der Struktur des Geſetzes grundſätzlich nicht mit der 
Frage ihrer Verpflichtung, Aufwendungen zu machen, vermengt 
werden darf. 
RA. Kubiſch, Lübben⸗Spreewald. 
* 


68. DRG. — $ 1 Arm Anw.; 88 9, 13 NAGEHD,; 8 515 
Abſ. 3 ZPO. Im Eheſtreit iſt der Gebührenberechnung auch bei 
Erwirkung des Verluſtigkeitsurteils der feſte Gebührenſatz von 
24 He zugrunde zu legen. 

Zu Unrecht hat der UrkB. dem Erinnerungsführer für die 
Erwirkung des Verluſtigkeitsurteils eine Verhandkungsgebühr nur 
nach dem Streitwert der Koſten angewieſen. Hierbei kann es 
dahingeſtellt bleiben, ob der Streitwert eines Verluſtigkeitsurteils 
dem der Hauptſache gleich ift (vgl. hierzu Gelinski⸗Meyer, 
„Armenanwaltskoſten“, 3. Aufl., S. 70 und neuerdings Düſſeldorf: 
JW. 1937, 48); denn da es ſich vorliegend um eine Eheſcheidungs⸗ 
ſache handelt und der Rechtsſtreit bei der Erwirkung eines Ver⸗ 
luſtigkeitsurteils keineswegs lediglich auf die Koſtenfrage beſchränkt 
iſt, vielmehr darüber hinaus die Ordnungsmäßigkeit der Zurück⸗ 
nahme der Berufung zum Gegenſtande hat, muß § 7 Teil 9 Not⸗ 
VO. v. 1. Dez. 1930 Anwendung finden, wonach in Eheſachen 
der Gebührenberechnung der Reichskaſſe gegenüber der Einheitsſatz 
von 24 Se, (Gef. v. 13. Dez. 1935) zugrunde zu legen iſt. Da das 
Verluſtigkeitsurteil hier in nichtſtreitiger Verhandlung erwirkt 
wurde, ſteht dem Erinnerungsführer die Hälfte des zweitinſtanz⸗ 
lichen Gebührenſatzes als Verhandlungsgebühr zu. 

(OLG. Köln, 7. ZivSen., Beſchl. v. 8. Juni 1937, 7 AR II 47/7.) 
— 5 


69. OLG. — $ 1 Abſ. 4 S. 1 ArmAnwcz. i. Verb. m. 
$ 85 RAcGebO. Ein Grundurteil aus 8 304 Abſ. 1 ZPO. führt 
die Fälligkeit der Anwaltsgebühren und des Erſatzanſpruchs gegen 
die Reichskaſſe nicht herbei. F) 

Das LG. hat am 23. April 1937 ein den geſamten vom 
Kl. erhobenen Anſpruch erfaſſendes Teil⸗ und Zwiſchenurteil 
unter Vorbehalt der Entſch. über die Koſten des Rechtsſtreits 
erlaſſen. Der im Armenrecht beigeordnete Prozeßbevollmäch⸗ 
tigte des Kl. beantragt die Erſtattung ſeiner Gebühren und 
Auslagen aus der Reichskaſſe, der UrkB. der Geſchäftsſtelle 
hat dem durch Koſtenanſatz v. 13. Mai 1937 entſprochen, die 
Erinnerung der Reichskaſſe hat das LG. zurückgewieſen. Mit 
der Beſchwerde beantragt die Reichskaſſe, unter Aufhebung des 
landgerichtlichen Beſchluſſes feſtzuſtellen, daß die Armenan⸗ 
waltskoſten des RA. noch nicht fällig ſeien. 

Da der beſondere Fall des $ 1 Abſ. 4 Satz 2 Arm Anw. 
nicht gegeben iſt, fragt es ſich, ob die Fälligkeit der Armen⸗ 
anwaltsgebühren gemäß Satz 1 a. a. O. i. Verb. m. 8 85 
RAcGeb O. eingetreten iſt, insbeſ. ob die Inſtanz durch den Er⸗ 
laß des Grundurteils beendet worden iſt. Das iſt zu verneinen. 
Der die Frage uneingeſchränkt bejahenden Anſicht des KG. 
(3. Jan. 1929: JW. 1935, 802 u. a.; vgl. auch Gaedeke, 
„Arm Anw.“ S. 120, 121) vermag der Senat in überein⸗ 
ſtimmung mit der Mehrheit in Rſpr. und Lehre (vgl. die An⸗ 
führungen bei Gelinsky⸗Meyer, „AA.“ 3 S. 123, 124) 
nicht zu folgen. 

Zwar wird nach $ 27 RAcgeb O. im Falle der Zurückver⸗ 
wetſung einer Sache an das Gericht unterer Inſtanz (88 538, 
539, 565, 566 a 3PO.) das weitere Verfahren vor dieſem Ge⸗ 
richte für die Gebühren der RA., mit Ausnahme der Prozeß⸗ 
gebühr, als neue Inſtanz behandelt. Vorausſetzung dafür iſt 
aber, daß die Berufung gegen das Urteil eingelegt und zu⸗ 
rückgewieſen worden iſt. Solange wie hier ein Rechtsmittel 
überhaupt noch nicht eingelegt iſt, bleibt die Suftanz des erſten 
Gerichts ebenſo fortbeſtehen, wie in dem Fall, daß das ein⸗ 
gelegte Rechtsmittel als unzuläſſig verworfen wird. Keines⸗ 
falls beendet auch die Anfechtung des Urteils die Inſtanz des 
erſten Gerichts ohne weiteres, ob eine ſolche Beendigung ein⸗ 
getreten iſt oder nicht, ſteht erſt feſt, wenn das Bü. rechts⸗ 
kräftig geworden ift (vgl. auch den Beſchl. des Sen. vom 
23. Jan. 1928, 1 W 15/28). Zur Zeit iſt daher der Erſatzan⸗ 
ſpruch des Arm Anw. gegen die Reichskaſſe noch nicht fällig 
und daher die Aufhebung des ihm ſtattgebenden Koſtenan⸗ 
ſatzes geboten. 

(OSG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 11. Juni 1937, 1 W 196/37.) 


Anmerkung: Es tft wenig erfreulich, daß die Rſpr. ſich 
in dieſer einfachen, täglich dutzendfach bei der Feſtſetzung der 
Armenanwaltsgebühren vorkommenden Frage der Fälligkeit 
nicht auf eine Auffaſſung einigen kann. Es ſollte nicht ſchwer 
ſein, die Vorausſetzungen für die Fälligkeit der Armenanwalts⸗ 
koſten eindentig und einheitlich feſtzuſtellen. Denn angenommen, 
die Rechtslage wäre zweifelhaft, daun muß unbedingt die 
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praktiſche und zugleich die Billigkeitserwägung den Ausſchlag 
geben. Damit iſt aber dieſe Streitfrage gelöſt. Denn daß es 
praktiſch iſt, den Gebührenanſpruch des Arm Anw. in der Schwebe 
zu laſſen und den Zeitpunkt für die Erſtattung je nach dem Aus⸗ 
fall der zweiten Inſtanz feſtzuſetzen, darf füglich nicht behauptet 
werden. 

Damit iſt aber zugleich rechtlich der ſtärkſte Augriſſs⸗ 
punkt gegeben, da eine bedingte Fälligkeit dem Geſetz nicht be⸗ 
kannt iſt. Darauf kommt aber die Anſicht von OLG. Düſſeldorf 
hinaus. Im übrigen kommt es rechtlich darauf an, ob man den 
Inſtanzbegriff des Anwaltskoſtenrechts oder des Verfahreus⸗ 
rechts zugrunde legen will. Da es ſich um Anwaltskoſten und 
deren Fälligkeit handelt, kann wohl kaum ein anderer als der 
anwaltskoſtenrechtliche Inſtanzbegriff in Betracht kommen (jo 
auch Gaedeke, „Kommentar zum Armenanwaltsgeſetz“ S. 120). 
In dieſem Sinne iſt aber das Verfahren unterer Inſtanz mit 
einem den Anſpruch erſchöpfenden Grundurteil abgeſchloſſen. 
Die erwähnte Entſch des KG. ſtützt ſich ausſchlaggebend darauf, 
daß für den erſten Rechtszug nichts mehr übrigbleibt, wenn 
das Grundurteil in zweiter Inſtanz aufgehoben und die Klage 
abgewieſen wird. Dieſes an ſich ſchon naheliegende Argument 
hat zudem den Vorzug, daß es das ebenſo eigentümliche wie 
unerfreuliche Ergebnis vermeidet, daß die Beendigung der 
erſten Inſtanz ſich erſt nach Beendigung der zweiten Juſtanz 
feſtſtellen läßt, wie obige Entſch. des OLG. Düſſeldorf es für 
rechtens hält. 

Unerheblich iſt auch der Vorbehalt der Koſtenentſcheidung. 
Denn ſie iſt für den Fälligkeitsgrund der Inſtanzbeendigung 
nicht erforderlich. Dadurch bleibt auch nicht etwa noch ein Teil 
des Rechtsſtreits unbedingt und unabhängig von der im zwei⸗ 
ten Rechtszuge dann ergehenden Eutſch. anhängig (ſo KG. vom 
22. Mai 1935: JW. 1935, 2295). 

Nimmt man ſchließlich noch dazu, daß die Tendenz gerade 
des Arm AnwG. iſt, den Anwalt nicht übermäßig lange auf 
ſeine verdienten Gebühren warten zu laſſen und daß deshalb 
der weitere Fälligkeitsgrund des Ruhens ſeit drei Monaten 
eingeführt iſt, daß außerdem tatſächlich die Tätigkeit des 
Anwalts mit Erlaß des Grundurteils auch ſchon rein äußerlich 
zunächſt einen Abſchluß gefunden hat, und es unbiklig wäre, 
ihm nunmehr ſeine Gebühren zu verſagen, ſo fragt man ſich, 
welches Intereſſe die Reichskaſſe daran hat, daß gleichwohl 
die Fälligkeit des Erſatzanſpruchs verneint wird. Rechtliche 
Bedenken ſtehen der Annahme der Fälligkeit jedenfalls nicht 


entgegen. 
KR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
K 


70. OLG. — 88 1, 5 ArmAnwG.; $ 51 Abſ. 3 und 4 PatG. 
Der für einen Patentrechtsſtreit zum Arm Anw. beſtellte, an einem 
anderen LG. zugelaſſene Rechtsanwalt ($ 51 Abſ. 3 PatG.) hat 
keinen Auſpruch gegen die Reichskaſſe auf Erſatz der durch Reiſen 
zwiſchen ſeinem Wohnort und dem Prozeßgericht entſtandenen 
Koſten. 

RA. Dr. B. in H., der dem Bekl. im Armenrecht als Prozeß⸗ 
bevollmächtigter für den vor dem LG. in Düſſeldorf anhängigen 
Patentrechtsſtreit beigeordnet war, hat beantragt, ihm aus der 
Reichskaſſe auch die Fahrtauslagen für die Reife zwiſchen H. und 
D, ſowie Tage- und Abweſenheitsgeld zu erſetzen. Der UrkB. der 
Geſchäftsſtelle hat dem zunächſt entſprochen, alsdann aber dieſe 
Auslagen zurückgefordert, da fie nicht erſtattungsfähig ſeien. Auf 
die Erinnerung des Rechtsanwalts hat das LG. dieſe Verfügung 
wieder aufgehoben. 2 } 

Die Beſchw. der Reichskaſſe muß zur Zurückweiſung der 
Erinnerung des Anwalts und zur Wiederherſtellung der Verfü⸗ 
gung führen. Wenn das LG. den vorl. Fall mit dem der Bei⸗ 
ordnung eines Simultananwalts vergleicht, ſo kann ihm darin 
nur beigetreten werden, zumal da auch der Geſetzgeber in § 51 
Abſ. 4 PatG. v. 5. Mai 1986 hinſichtlich der Erſtattungspflicht der 
Gegenpartei für die Reiſekoſten eines nicht beim Prozeßgericht 
zugelaſſenen Rechtsanwalts eine mit den 88 20 Abſ. 5, 42 RAD, 
genau übereinſtimmende Regelung trifft. Zu Unrecht nimmt aber 
das LG. an, daß die Reiſekoſten des im Armenrecht beſtellten 
Simultananwalts nach herrſchender Rſpr. aus der Reichskaſſe zu 
erſetzen ſeien. Der Senat hat ſtändig die Erſtattungspflicht der 
Reichskaſſe verneint, er befindet ſich dabei im Einklang mit der 
überwiegenden Mehrheit der OLG. (vgl. die Nachweiſungen bei 
Gelinsky⸗Meyer, „ArmanwG.“ s, S. 185, 186 und die zutref⸗ 
fenden Ausführungen bei Gaedeke, „Arm Anw.“, S. 117 ff.). Es 
wäre nicht zu rechtfertigen, wenn die Reichskaſſe mit Koſten be⸗ 
laſtet würde, die den Prozeß gegenüber dem normalen Koſtenauf⸗ 
wand verteuern, und deren Wiedereinziehung vom unterlegenen 
Gegner (8 5 Arm Anw.) ausdrücklich unterſagt iſt. 

(Os. Düſſeldorf, Beſchl. v. 16. Juni 1937, 1 W 201/37.) 


71. OLG. — 8 5 ArmAnwG. Ein Forderungsübergang auf 
die Reichskaſſe findet nicht ſtatt, wenn der Gegner der armen 
Partei ſich dieſer gegenüber verpflichtet hat, ihr einen bezifferten 
Beitrag zu den von ihr perſönlich zu zahlenden Koſten zu leiſten. 

Durch den gerichtlichen Vergleich vom 28. Jan. 1937 hat der 
Bell. ſich verpflichtet, an die Kl. 2250 , zum Ausgleich aller 
Anſprüche zu zahlen und ihr einen Beitrag von 1600 RA zu den 
erſt⸗ und zweitinſtanzlichen Koſten zu gewähren. Im übrigen iſt 
im Vergleich beſtimmt, daß die Gerichtskoſten geteilt werden und 
jede Partei ihre außergerichtlichen Koſten zu tragen hat. 

Von weſentlicher Bedeutung für den Inhalt des abgeſchloſ⸗ 
ſenen Vergleichs war erſichtlich die Tatſache, daß die Kl. den 
Rechtsſtreit im erſten und zweiten Rechtszuge zunächſt auf eigene 
Koſten geführt hatte, während ſie vor dem RG. und nach der 
Zurückverweiſung des Rechtsſtreits vom RG. in der BerJnſt. 
das Armenrecht nachgeſucht hatte. Dadurch war die Kl. mit er⸗ 
heblichen Koſten belaſtet worden. Um ihr hierfür einen gewiſſen 
Ausgleich zu gewähren, hat der Bekl. in dem Vergleich die Ver⸗ 
pflichtung übernommen, ihr einen Koſtenbeitrag zu gewähren. 
Der erkennbare Wille der Parteien ging hiernach dahin, der 
Koſtenbeitrag des Bekl. ſolle zur Abdeckung der nicht durch das 
Armenrecht gedeckten Koſten der Kl. dienen; im übrigen gingen 
die Parteien wie auch das Gericht von der Vorſtellung aus, daß 
eine Haftung der in dürftigen Verhältniſſen lebenden Kl. für die 
unter das Armenrecht fallenden Koſten nicht in Frage komme. 
Anhaltspunkte dafür, daß von dem Bekl. die Übernahme auch 
dieſer Koſten im Vergleichswege zu erlangen geweſen wäre, oder 
daß die Parteien den Vergleich ohne ſachliche Gründe in dem 
Bewußtſein geſchloſſen haben könnten, die Reichskaſſe um ihren 
Erſtattungsanſpruch zu bringen, liegen nicht vor. Trifft dies aber 
zu, fo ſcheidet die Anwendung des § 124 ZPO. aus; denn dieſe 
Vorſchrift hat nur das Beitreibungsrecht des ArmAnw. für die 
auf Grund ſeiner Beiordnung erfallenen Koſten zum Gegenſtand, 
während hier nach dem Willen der Parteien von der Übernahme 
der Armenanwaltskoſten durch den Bekl. keine Rede ſein kann. 
Dem Anwalt der Kl. ſteht hiernach ein Anſpruch auf unmittel⸗ 
bare Befriedigung wegen ſeiner nach der Beiordnung entſtandenen 
Koſten gegen den Bekl. nicht zu. Es iſt deshalb auch ein Forde⸗ 
u acng auf die Reichskaſſe gemäß 8 5 Arm lıwG. nicht 
möglich. 

Der auf der Anwendung des § 5 ArmAnwG. beruhende 
Koſtenanſatz des UrkB. iſt hiernach nicht gerechtfertigt. Allenfalls 
könnte die Vergleichsabrede einen Anlaß zu einer Nachzahlungs⸗ 
anordnung t. S. des § 125 ZPO. geben, wenn die — bisher nicht 
vorliegende — Berechnung ergeben ſollte, daß der der Kl. ge⸗ 
währte Koſtenbeitrag den Geſamtbetrag der tatfächlich von ihr zu 
zahlenden Koſten überſchreitet. Zur Entſch. hierüber aber tft der 
erk, Sen. geſchäftsordnungsmäßig nicht berufen. 

(Os. Köln, 7. Ziv Sen., Beſchl. v. 8. Juni 1937, 7 AR II 48/37.) 
%* 


72. KG. — 88114, 606 Abs. 4 ZPO, 

1. Bei Klagen auf Wiederherſtellung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft bleibt 8 606 Abs. 4 ZPO. unberückſichtigt. Die deutſchen Ge⸗ 
richte ſind alſo für derartige Klagen auch bei volniſchen Staats⸗ 
angehörigen zuſtändig. 

2. Dient dieſe Klage offenſichtlich nur der Vorbereitung einer 
Scheidungsklage, jo iſt das Armenrecht wegen Mutwilligkeit zu 
verſagen, weil die deutſchen Gerichte für die Scheidung von pol⸗ 
niſchen Staatsangehörigen nicht zuständig find. 

Die Antragſtellerin begehrt das Armenrecht für eine Klage 
auf Wiederherſtellung der häuslichen Gemeinſchaft. Sie iſt in 
Lodz geboren, der Antragsgegner in Tomaſchow, Gouverne⸗ 
ment Petrikau. Beide befinden ſich ſeit dem Kriege in Deutſch⸗ 
land; früher hatten ſie die ruſſiſche Staatsangehörigkeit. 

Unter dieſen Umſtänden müſſen ſie zu den Perſonen ge⸗ 
rechnet werden, die in dem Buch der ſtändigen Bevölkerung 
ihres Heimatortes am 1. Aug. 1914 eingetragen oder jedenfalls 
eintragungsberechtigt waren. Sie ſind alſo, ohne daß es einer 
Option bedurfte, jpäteftens ſeit dem Inkrafttreten des Rigaer 
Friedensvertrages, alſo am 30. April 1921, als Polen anzu⸗ 
ſehen, wie der Senat in feiner Entſch.: JW. 1937, 1325 (ogl. 
auch die Aıım. von Süß ebenda) eingehend dargelegt hat. Auf 
die Deutſchſtämmigkeit kommt es angeſichts dieſer Regelung 
nicht an, ebenſowenig wie auf den ſtändigen Wohnſitz in 
Deutſchland. Darin iſt dem LG. beizuſtimmen. 

Wenn das LG. dann weiter ausführt, daß auch auf die 
Klage auf Wiederherſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 8 606 
Abf. 4 3 PO. anzuwenden ſei, die Zuständigkeit eines deutſchen 
Gerichts alſo davon abhängig wäre, daß die polniſche Zu⸗ 
ſtändigkeitsordnung auch für ſolche Klagen die deutſchen Ge⸗ 
richte für zuſtändig erklärte, ſo kann dem angeſichts des ein⸗ 
deutigen Wortlauts von § 606 Abſ. 4 3PO., der nur von 
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Scheidungs⸗ nicht aber Wiederherſtellungsklagen ſpricht, nicht 
gefolgt werden (vgl. das Urt. des Sen.: JW. 1936, 2473). 


Trotzdem iſt der Auntragſtellerin das Armenrecht zu ver⸗ 
jagen. Wie der Antrag in ſeiner Begründung erkennen läßt, 
handelt es ſich für die Antragſtellerin nicht darum, den An⸗ 
tragsgegner durch das Urteil in die häusliche Gemeiuſchaft 
zurückzubringen. Daß das ausſichtslos iſt, hat ſie erkannt oder 
mußte ſie jedenfalls aus dem völlig ablehnenden Verhalten 
des Antragsgegners erkennen. Die Klage hat alſo nur den 
Sinn der Vorbereitung einer Klage nach 8 1567 BGB. Dieſe 
müßte aber darau ſcheitern, daß deutſche Gerichte für die 
Scheidung polniſcher Staatsangehöriger nicht zuſtändig ſind, 
wie der Senat in ſtändiger Praxis, die auch die Billigung des 
RG. gefunden hat (RG. 150, 295; JW. 1937, 1324), aus⸗ 
geſprochen hat. Die Erhebung der beabſichtigten Klage wäre 
alſo mutwillig i. S. von § 114 3PO., da der eigentliche Zweck 
dieſer Klage in Deutſchland nicht verwirklicht werden kann, an⸗ 
dererſeits es für Polen, wohin die Antragſtellerin auch gar 
nicht zurückzukehren beabſichtigt, einer derartigen Klage zur 
Vorbereitung einer Scheidung von Evangeliſchen nicht bedarf 
(Art. 151 ff. poln. Ehech. von 1836), abgejehen davon, daß die 
an eines deutſchen Herſtellungsurteils dort auch da⸗ 
inſteht. 


(Kg., 13. ZivSen., Beſchl. v. 24. Mai 1937, 13 W 2624/37.) 
* 


73. LG. — 58 114 ff. ZPO. Es gehört nicht zu dem Pflich⸗ 
tenkreis eines zum Pfleger beſtellten Anwalts, Unterhaltsanſprüche 
ſeines Mündels unentgeltlich gerichtlich durchzuſetzen. Ihm obliegt 
die Verwaltungs⸗ und Sorgetätigkeit für ſein Mündel nur in dem 
allgemeinen von einem Pfleger wahrzunehmenden Umfange. 


Für feine zum Zwecke der Prozeßführung notwendigen Auf- 
wendungen darf der Rechtsanwalt Vorſchuß oder Erfah fordern. 
Die im Armenrecht ſtreitende Partei ihrerſeits darf verlangen, 
von ihrer Vorſchuß⸗ oder Gebührenzahlungspflicht dem Pfleger⸗ 
anwalt gegenüber durch Beiordnung eines Pflegers, der mit den 
Verhältniſſen des Mündels überdies regelmäßig vertraut und aus 
dieſem Grunde auch für die Vertretung am geeignetſten iſt, als 
Arm Anw. befreit zu werden. 


Demgemäß iſt der Pflegeranwalt auch im vorl. Falle als 
Arm Anw. beizuordnen. Die diesbezügliche Anordnung war dem 
AG. vorzubehalten. 


(LG. Schneidemühl, 2. ZK., Beſchl. v. 14. Juni 1937, 3 J 345/37.) 
* 


74. KG. — 8 115 ZPO; $ 72 Ziff. 7 ERG, Reiſekoſten der 
armen Partei zu Terminen, zu welchen ihr Erſcheinen angeordnet 
iſt, können ihr ſowohl vorſchußweiſe als auch nachträglich ange⸗ 
wieſen werden. Zuſtändigkeit. 

Zum Verhandlungstermin vor dem Prozeßgericht in N. 
iſt in dem Eheſcheidungsprozeß der Parteien das perſönliche 
Erſcheinen der Bekl. angeordnet worden. Dieſe iſt auch in dem 
Termin erſchienen. Die Bekl., der das Armenrecht bewilligt 
worden iſt, hat von der Gerichtskaſſe die Rückreiſekoſten mit 
3,70 RA erhalten. Sie hat nachträglich unter Vorlegung einer 
Beſcheinigung, wonach ſie ſich das Geld für die Fahrt nach 
N. geliehen haben will, die Erſtattung der Koſten auch der Hin⸗ 
reife mit 5 K beantragt. Der Vorſitzende der 3K. hat fie ab⸗ 
ſchlägig beſchieden, da eine nachträgliche Anweiſung der Koſten 
nach den beſtehenden Beſtimmungen nicht zuläſſig ſei. Die 
hiergegen gerichtete Beſchwerde iſt zuläſſig. Dieſe Zuläſſigkeit 
ergibt ſich aus 8 127 ZPO. Es handelt ſich bei der Gewäh⸗ 
rung oder Verſagung der Reiſekoſten an eine Partei, der das 
Armenrecht bewilligt worden iſt, um die Eutſch. über eine Aus⸗ 
wirkung des Armenrechts und damit um eine Eutſch. im 
Armenrechtsverfahren (ſo bereits Stellungnahme des Senats 
in ſeiner gutachtlichen Außerung 101 e 167 v. 4. Febr. 1936). 
Zuſtändig iſt daher das Prozeßgericht, gegen deſſen Entſch. im 
Falle der Ablehnung die Beſchwerde ſtattfindet. Daran ändert 
auch nichts der Umſtand, daß die Anweiſung nach Ziff. 3 der 
AV. v. 12. Aug. 1935: D. 1935, 1171 verwaltungsmäßig dem 
Vorſitzenden bzw. Einzelrichter oder Berichterſtatter übertragen 
iſt. Wenn, wie im vorl. Falle, nur eine ablehnende Stellung⸗ 
nahme des Vorſitzenden des Prozeßgerichts vorliegt, ſo kann 
dieſe verfahrensrechtlich nur als Entſch. des Prozeßgerichts 
ſelbſt gedeutet und gewertet werden. 

Sachlich mußte die Beſchwerde Erfolg haben. Nach 8 72 


Abſ. 1 Ziff. 7 SRG. hat die Gerichtskaſſe an baren Auslagen 
zu erheben die Beträge, die mittelloſen Parteien, deren Ver⸗ 


nehmung oder deren perſönliches Erſcheinen angeordnet iſt, für 
die Reiſe zum Terminsort und für die Rückreiſe gewährt 
werden. Dieſe geſetzliche Beſtimmung bezweckt vor allem, klar⸗ 
zuſtellen, daß, wenn die Reichskaſſe zu dem genannten Zweck 
Aufwendungen an mittelloſe Parteien gemacht hat, dieſe Auf⸗ 
wendungen als. bare gerichtliche Auslagen von der zahlungs⸗ 
pflichtigen Partei eingehoben werden können. Damit iſt jedoch 
zugleich mittelbar die Zuläſſigkeit derartiger Aufwendungen, die 
im Geſetz nirgends ausdrücklich feſtgelegt iſt, ſich insbeſ. nicht 
aus 5 115 Ziff. 1 3PO. (hier iſt nur von einſtweiliger Be⸗ 
freiung von gerichtlichen Auslagen, nicht von den eigenen Auf⸗ 
wendungen der armen Partei die Rede) ergibt, anerkannt. 


Der Sinn dieſer Beſtimmung, mittelloſen Parteien das 
Erſcheinen vor Gericht, ſofern es für notwendig angeſehen wor⸗ 
den iſt, zu ermöglichen, weiſt nun zwar in erſter Reihe 
darauf hin, daß einer ſolchen Partei durch Zurverfügungſtel⸗ 
lung eines Vorſchuſſes (gegebenenfalls ſogar durch Aus⸗ 
händigung einer Fahrkarte, vgl. AV. des RIM. v. 12. Aug. 
1935) das Erſcheinen ermöglicht werden ſoll. Es iſt jedoch nir⸗ 
gends gejagt, daß nur der Weg der Bevorſchuſſung der mittel⸗ 
loſen Partei zuläſſig ſein, die Reichskaſſe andernfalls nicht für 
die Reiſekoſten der mittelloſen Partei aufkommen ſolle. Es wäre 
auch nicht erſichtlich, inwiefern es für die Beurteilung der Mit⸗ 
telloſigkeit und des Unvermögens einer Partei, die Reiſekoſten 
zu einem gerichtlichen Termin aus eigenen Mitteln aufzubrin⸗ 
gen, einen Unterſchied machen ſoll, ob ſie vorher den Betrag 
anfordert oder ob ſie ihn, ſei es von für ihren notwendigen 
Unterhalt dringend erforderlichen Beträgen, ſei es von ihr von 
dritter Seite darlehnsweiſe zur Verfügung geſtellten Beträgen, 
zunächſt verauslagt, und nunmehr auf die Erſtattung aus der 
Reichskaſſe angewieſen iſt, um ihrerſeits den verauslagten Be⸗ 
trag zurückgeben zu können. Entſcheidend iſt vielmehr die Tat⸗ 
ſache, daß ſie eben wegen ihrer Mittelloſigkeit zu dem genann⸗ 
ten Zweck die Koſten nicht aus eigenen Mitteln bereitſtellen und 
auch nur dann verauslagen kann, wenn ihr dieſe aus der 
Reichskaſſe vorher oder nachher zur Verfügung geſtellt werden. 
Eine nachträgliche Erſtattung hat ſogar die genannte AV. aus⸗ 
drücklich im Auge, indem ſie in Ziff. 6 beſtimmt, daß die mit⸗ 
telloſe Partei, wenn ſie dieſe Erſtattung begehrt, anzugeben 
hat, ob ſie etwa bereits einen Vorſchuß für den genannten 
Zweck erhalten hat. Weder rechtliche noch auch nur praktiſche 
Bedenken können daher gegen die Zuläſſigkeit eines Verfahrens 
ſprechen, durch welches nachträglich die in Frage kommenden 
Reiſekoſten einer mittelloſen Partei angewieſen werden. Im 
Gegenteil erſcheint der letztere Weg, bei dem die Partei bei 
ihrer Anweſenheit bei Gericht an der Kaſſe die Reiſekoſten er⸗ 
hebt, der gerade im Intereſſe der Vereinfachung des Geſchäfts⸗ 
ganges praktiſchere. 


Sache der tatſächlichen Würdigung des einzelnen Falles 
iſt es, die Notwendigkeit einer Erſtattung der Reiſekoſten feſt⸗ 
zuſtellen. In dieſer Beziehung ergeben ſich hier keine Bedenken. 
Der Kl. iſt das Armenrecht bewilligt und damit an ſich ſchon 
ihre Mittelloſigkeit anerkannt worden. Umſtände, aus denen 
zu entnehmen wäre, daß ſie trotzdem die Reiſekoſten aufzu⸗ 
bringen in der Lage wäre, ſind nicht hervorgetreten. Deshalb 
beſtehen auch keine Bedenken gegen die Beſcheinigung der Frau 
P., der Kl. für die Reiſe 5 RM geliehen zu haben. 


„Der Kl. find daher die Reiſekoſten zu erſtatten. Die An⸗ 
weiſung im einzelnen war gemäß Ziff. 3 der AV. v. 12. Aug. 
1935 dem Vorſitzenden der 3K. des LG. zu übertragen (8 575 
PD). 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 2. Juni 1937, 20 W 2742/37.) 

a 


75. KG. — 88 118 a, 104, 91 3 O.; 8 44 RA Gebo. Tätig⸗ 
keit des erſtinſtanzlichen Prozeßbevollmächtigten im Armenrechts⸗ 
verfahren zweiter Inſtanz. Keine Erſtattungsfähigkeit der dadurch 
erwachſenen Koſten, auch wenn die Berufung als unzuläſſig ver⸗ 
worfen wird. Dieſer Titel umfaßt die Koſten des Armenrechts⸗ 
verfahrens nicht. 


Durch den angegriffenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß iſt unter 
Billigung des LG. zugunſten der Kl. eine Verkehrsgebühr für 
die Tätigkeit des RA. M. innerhalb des Berufungsverfahrens 
feſtgeſetzt worden. Dieſe Feſtſetzung beanſtandet der Bekl. mit 
Recht. 


Nachdem Bekl. gegen das ihn beſchwerende Urt. des LG. 
mit Schriftſatz v. 1. Dez. 1936 Berufung eingelegt hatte, hat 
er mit Antrag v. 20. Jan. 1937 das Armenrecht für die Be⸗ 
rufung nachgeſucht und ſich dazu auf die Berufungsbegründung 
vom gleichen Tage bezogen. Namens der Kl. hat RA. M., ihr 
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erſtinſtanzlicher Prozeßbevollmächtigter, dem die Berufungsbe⸗ 
gründung unter Mitteilung des Armenrechtsantrags zugeſtellt 
worden war, mit Schriftſatz v. 8. Febr. 1937 die Verſagung des 
Armenrechts, für den Fall der Bewilligung jedoch Gewährung 
des Armenrechts auch für die Kl. und Beiordnung des von ihr 
benannten Anwalts beantragt. Durch Beſchluß v. 1. Febr. 1937 
iſt das Armenrechtsgeſuch des Bekl. abgelehnt worden. Auf 
eine Wiederholung ſeines Geſuchs hat auch Kl. wiederum durch 
RA. M. erneut deſſen Zurückweiſung beantragt. Es iſt dann 
auch bei Ablehnung des Geſuchs verblieben und ſchließlich die 
Berufung des Bekl. mangels Zahlung der Prozeßgebühr als 
hat Kl. die Feſtſetzung einer Verkehrs gebühr beantragt, der 
der UrkB., und zwar auf Grund des landgerichtlichen Urteils, 
entſprochen hat. Auch LG. iſt der Auffaſſung, daß eine Stel⸗ 
lungnahme der Kl. zu der Berufungsbegründung und zum 
Armenrechtsgeſuch zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung not⸗ 
wendig geweſen ſei und daß ſie bei der tatſächlich und rechtlich 
ſchwierigen Sache ſich dazu auch der Hilfe eines Anwalts be⸗ 
dienen mußte. 


Dieſe Feſtſetzung konnte indes nicht aufrechterhalten wer⸗ 
den. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob eine Korreſpondenzge⸗ 
bühr aus § 44 NAGEHD. unmittelbar oder wenigſtens auf 
dem Wege entſprechender Heranziehung dieſer Vorſchrift gemäß 
8 89 RAGeb O. für RA. M. hier erwachſen iſt und hat über⸗ 
haupt erwachſen können, da ja ein Prozeßbevollmächtigter von 
der Kl. bisher weder beſtellt war noch etwa durch RA. M. 
beſtellt werden ſollte. Denn um notwendige und ſomit erſtat⸗ 
tungsfähige Koſten handelt es ſich dabei nach der gegebenen 
Sachlage keinesfalls. 

Kl. hat zur Begründung des Koſtenanſatzes angeführt, 
fie habe zunächſt ihrem erſtinſtanzlichen Prozeßbevollmächligten 
Auftrag, ſie im Armenrechtsverfahren zu vertreten, dann am 
1. Febr. 1937 Auftrag zur Korreſpondenztätigkeit gegeben. Dar⸗ 
aufhin habe ihr Anwalt die beiden erwähnten Schriftſätze ge⸗ 
fertigt. Daraus ergibt ſich, daß ſie ſich deſſen voll bewußt war, 
daß es — trotz bereits eingelegter Berufung — ſich zunächſt 
nur um das Armenrechtsverfahren für die Berufung handelte 
und daß vor deſſen Erledigung i. S. des Berͤl. für fie ein 
Auftreten als Ber Bekl. nicht erforderlich ſei. Es konnte deshalb 
von ihr der Ausgang des Armenrechtsverfahrens abgewartet 
werden, bevor ſie einen Anwalt zur Führung der Korreſpon⸗ 
denz — eine ſolche kam vor Beſtellung eines Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten für die Berufung ja ohnehin nicht in Frage — be⸗ 
auftragte. Tat ſie das vorher, ſo tat ſie es auf die Gefahr hin, 
eine überflüſſige Maßnahme zu ergreifen, wie ſich dann auch 
aus der Ablehnung des Armenrechts und der daraus weiterhin 
ſich ergebenden Verwerfung der Berufung beſtätigt hat. 


In Wahrheit hat es ſich denn auch ſowohl bei dem Auf⸗ 
trag der Kl. an den erſtinſtanzlichen Anwalt wie bei deſſen 
Tätigkeit um nichts anderes als um ein Tätigwerden im 
Armenrechtsverfahren zweiter Inſtanz gehandelt. Nach ſtän⸗ 
diger Rſpr. des Senats findet aber eine Erſtattung der hier⸗ 
für dem Gegner der armen Partei erwachſenden Koſten zufolge 
$ 118 a Abſ. 4 ZPO. nicht ſtatt, da dieſe Beſtimmung, obwohl 
ſie ausdrücklich nur die Erſtattungsfähigkeit der durch die Au⸗ 
hörung des Gegners entſtandenen Koſten verneint, ihrer 
Zweckbeſtimmung nach dahin auszulegen iſt, daß damit jede 
Erſtattungsfähigkeit im Armenrechtsverfahren verſagt ſein ſoll 
(Entſch. v. 25. Mai 1935: JW. 1935, 2586; Lindemann: 
JW. 1935, 3436). Daran ändert auch der Umſtand nichts, daß 
gleichzeitig neben dem Armenrechtsverfahren bereits das Be⸗ 
rufungsverfahren läuft und die Stellungnahme der in der Be⸗ 
Berufung beklagten Partei ſomit zugleich eine Stellungnahme 
zur Berufungsbegründung darſtellt. Denn eine verfahrens⸗ 
rechtlich wirkſame und beachtliche Erklärung in der Berufung 
kann die Partei nur durch einen beim BG. zugelaſſenen, zu 
ihrem Prozeßbevollmächtigten beſtellten Anwalt abgeben. Dieſe 
Vorſchrift kann nicht dadurch umgangen werden, daß der 
Ber Bekl. formell noch innerhalb des Armenrechtsverfahrens der 
Berufung durch einen beliebigen Anwalt, der nicht als Prozeß⸗ 
bevollmächtigter aufzutreten in der Lage iſt, eine ſachliche Stel⸗ 
lungnahme erklären läßt. Aus dieſem Grunde iſt für die Er⸗ 
wägung des LG., es habe zur zweckentſprechenden Rechtsver⸗ 
folgung gehört, daß die Kl. zu dem Vorbringen der Berufungs- 
begründung Stellung nahm, kein Raum. 


Es konnte ſich demnach nur noch fragen, ob etwa die Be⸗ 
urteilung ſich dadurch ändert, daß in der BerInſt. eine ge- 
richtliche Entſch., die auch über die Koſten der Berufung be⸗ 
findet, ergangen iſt, und daß ſo formell ein Titel für die 


innerhalb der Ber Inſt. erwachſenen Koſten geſchaffen worden 
iſt. Nun iſt zwar richtig, daß § 118 a Abſ. 4 ZPO. mit der Vor⸗ 
ſchrift der Verſagung der Erſtattungsfähigkeit der im Armen⸗ 
rechtsverfahren erwachſenen Koſten ſeine Bedeutung dann ver⸗ 
liert, wenn es doch zum Prozeß kommt und in dieſem eine 
Entſch. auch über die Koſten ergeht. Denn die Tätigkeit der 
Prozeß bevollmächtigten innerhalb des Berufungsverfahrens, ſo⸗ 
weit ſie auch im Armenrechtsverfahren tätig werden, umfaßt 
gebührenrechtlich auch dieſe letztere Tätigkeit inſofern, als die 
im Prozeß erwachſenden Gebühren auch die etwaige Tätigkeit 
im Armenrechtsverfahren mitabgelten. So können im Einzelfall 
auch ſonſtige Aufwendungen der Partei, unter Umſtänden 
alſo auch ſolche für die Zuziehung eines beſonderen Rechts⸗ 
beraters im Armenrechtsverfahren, unter die nach der dann 
ergehenden Koſtenentſch, fallenden erſtattungsfähigen Koſten 
gehören (Entſch. v. 3. Okt. 1934: JW. 1934, 2865). Voraus⸗ 
ſetzung hierfür iſt jedoch in jedem Falle, daß aus dem Armen⸗ 
rechtsverfahren dann ſachlich das Prozeßverfahren ſich eut⸗ 
wickelt bzw. daß der neben dem Armeurechtsverfahren bereits 
geführte Rechtsſtreit ſachlich weiter geht und ſchließlich zu 
einer — auch die Koſten des Verfahrens betreffenden — Entſch. 
gedeiht. Wenn jedoch nur formell entſchieden wird, wie gerade 
in denjenigen Fällen, wo infolge Verſagung des Armenrechts 
der Rechtsſtreit ſachlich nicht durchgeführt werden kann, be⸗ 
wendet es für die Koſten des Armenrechtsverfahrens bei der 
Regel des § 118 a Abſ. 4 3 O., daß eine Erſtattungsfähigkeit 
nicht Platz greift. Das Schulbeiſpiel hierfür bildet das Armen⸗ 
rechtsverfahren für die Ber Inſt. Wenn in dieſem Verfahren 
zunächſt der Sachverhalt beiderſeits erörtert und dann infolge 
Verſagung des Armenrechts und der darin begründeten Nicht⸗ 
zahlung der Prozeßgebühr die Berufung als unzuläſſig ver⸗ 
worfen wird, dann hat eine ſachliche Erörterung nur im Armen⸗ 
rechtsverfahren ſtattgefunden. Die formell dann auch über die 
Koſten der Berufung ergehende Entſch. kann die Koſten des 
Armenrechtsverfahrens nicht mitumfaſſen. Eine derartige Er⸗ 
ſtreckung würde dem Sinn und Zweck der Regelung im 8 118 
Abſ. 4 ZPO. nicht entſprechen und nur zu einer Umgehung 
dieſer geſetzlichen Regelung führen. 


Die für RA. M. für ſeine Tätigkeit im Armenrechtsver⸗ 
fahren zweiter Inſtanz etwa erwachſenen Koſten kann Kl. daher 
unter keinem verfahrensvechtlichen Geſichtspunkt vom Bekl. er⸗ 
ſtattet verlangen. 


(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 19. Juni 1937, 20 W 3118/37.) 
* 


76. KG. — 8 119 3PO.; $1 ArmAnwG. Grundfaglich keine 
ſtillſchweigende Beiordnung oder Ausdehnung einer Beiordnung 
zum Zwecke der Einbeziehung weiterer als bisher vechtshängiger 
Anſprüche in einen Vergleich. 


Die Beſchw. wendet ſich gegen die auf Erinnerung des Be⸗ 
zirksreviſors hin angeordnete Herabſetzung der Vergleichsgebühr 
für den BeſchwF. als Armunw. der Bekl. und Berͤl. Dieſe Ver⸗ 
gleichsgebühr iſt vom UrkB. nach einem Streitwert von 340 AM 
entſprechend der Höhe des Streitwerts des Vergleichs feſtgeſetzt 
nn 1 LG. nur einen Berrag von 275 e, zugrunde 
gelegt hat. 


Die Beſchw. konnte keinen Erfolg haben. Die Bekl. find zur 
Zahlung von 475 , verurteilt worden. Ihnen iſt für die Be⸗ 
rufung, ſoweit ſie dieſe Verurteilung in Höhe von mehr als 
200 RA anfechten wollten, d. h. in Höhe von 275 RM, das 
Armenrecht bewilligt und dementſprechend von ihnen auch Be⸗ 
rufung eingelegt worden. Im Verhandlungstermin haben die Par⸗ 
teien ſich zu gerichtlichem Protokoll dahin verglichen, daß die Bekl. 
ft) zum Ausgleich der Klageforderung zur Zahlung von 340 .2.M 
verpflichtet haben. Der Beihmf. iſt der Anſicht, daß die Be⸗ 
willigung des Armenrechts und demgemäß ſeine Beiordnung 
ſtillſchweigend ohne weiteres auch den Abſchluß des Ver⸗ 
gleichs über einen Streitwert von 340 e umfaſſe. Denn die 
Mitwirkung des Arm Anw. zum Vergleichsſchluß ſei nicht nur im 
Intereſſe ſeiner Partei, ſondern auch zur Förderung des Rechts⸗ 
friedens notwendig geweſen. 


Demgegenüber geht die Entfch. des LG. mit Recht von dem 
Grundſatz aus, daß für den Umfang des Erſtattungsanſpruchs des 
Arm Anw. an die Reichskaſſe der Streitwert desjenigen Anſpruchs 
maßgebend iſt, deſſentwegen Armenrechtsbewilligung und Beiord⸗ 
nung erfolgt ſind. Grundſätzlich und regelmäßig bedarf es hier⸗ 
über auch einer ausdrücklichen Euntſch. des Gerichts. Denn 
die Haftungsgrundlage der Reichskaſſe muß eindeutig klar ſein (zu 
vgl. Gaedeke, „ArmAnwcG.“, S. 84). Daran iſt insbe. auch 
für diejenigen Fälle feſtzuhalten, in denen ein zur Beilegung des 
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Rechtsſtreits geſchloſſener Vergleich über die ſtreitigen An⸗ 
ſprüche hinaus auch noch weitere Anſprüche mitumfaßt, ſei es 
auch nur, daß ſtatt des zunächſt nur eingeklagten Teilbetrages 
einer Forderung der Vergleich die Geſamtforderung zur Erledi⸗ 
gung bringt. Eine automatiſche Ausdehnung des Armen⸗ 
rechts und damit des Umfangs der Beiordnung findet alſo in 
keinem Falle, ſelbſt dann nicht ſtatt, wenn die Bewilligung des 
Armenrechts zweckmäßig erſchienen wäre und die vergleichsweiſe 
Beendigung des Prozeſſes gefährdet hätte. 

Der BeſchwF. beruft ſich zu Unrecht auf die Ausführungen 
im Kommentar von Gaedeke, „ArmAnwG.“, S. 87. Es iſt 
richtig, daß dortſelbſt für eine Zulaſſung von Ausnahmen in be⸗ 
ſonderen Fällen eingetreten wird, jo dann, wenn nach Bewilli⸗ 
gung des Armenrechts das Gericht durch ſein Verhalten, insbeſ. 
ſeine ſchlüſſige Mitwirkung bei einem vor ihm geſchloſſenen Ver⸗ 
gleich zu erkennen gibt, daß es die Mitwirkung des ArmAnw. zum 
Vergleichsſchluß im Intereſſe ſeiner Partei wie zur Förderung 
des Rechtsfriedens erwartet und billigt und dadurch durch ſchlüf⸗ 
ſiges Verhalten ihm gegenüber den amtlichen Tätigkeitsauftrag er⸗ 
weitert (ſo auch Bach: JW. 1935, 3320 in der Beſprechung der 
Entſch. des OLG. Naumburg v. 29. Aug. 1935, das ebenfalls in 
dieſem Sinne entſchieden hat). Der BeſchwF. überſieht jedoch, daß 
unter Hinweis auf die grundſätzliche Entſch. des Koſtenſenats des 
KG. v. 22. Sept. 1934 (JW. 1934, 2633) als Grundſatz und 
Regel auch in dem Kommentar die Auffaſſung unterſtrichen wird, 
daß für die Einbeziehung weiterer Anſprüche in einen Vergleich, 
falls fte von den Wirkungen des Armenrechts gedeckt werden ſollen, 
die zuvorige gerichtliche Entſch. über eine Ausdehnung des 
Armenrechts notwendig iſt. Des weiteren hat der Beſchwß. 
keinerlei Tatſachen angeführt, die geeignet ſein könnten, einen 
Schluß auf den Willen des Gerichts, ſtillſchweigend das Armen⸗ 
recht auch auf den Vergleich über 340 RM auszudehnen, und die 
Annahme eines beſonders gelagerten Ausnahmefalles zu recht⸗ 
fertigen. Es bedarf daher keiner weiteren Erörterung darüber, ob 
überhaupt die Rſpr. wenigſtens in beſonders gelagerten Fällen 
eine derartige Ausnahme anerkennen kann. 

Im übrigen liegt hier der Sachverhalt noch inſofern beſon⸗ 
ders, als der Kl. bereits einen Schuldtitel über 475 RM in der 
Hand hatte, die Bekl. dieſen nur in beſtimmter Höhe angegriffen 
haben und dieſen Angriff nunmehr im Vergleichswege noch wei⸗ 
terhin eingeſchränkt haben, ein Fall, der für eine Ausdehnung des 
Armenrechts ohnehin denkbar ungeeignet erſchiene und 
völlig anders gelagert iſt, als wenn beiſpielsweiſe der BerBekl. 
für eine Erweiterung ſeiner Verteidigung die Ausdehnung des 
— inſoweit ohnehin notwendigen — Armenrechts für ſich in An⸗ 
ſpruch nähme, oder wenn z. B. bisher nur über einen Teilanſpruch 
geſtritten worden iſt und nunmehr der Prozeßvergleich den ge⸗ 
ſamten Anſpruch zur Erledigung bringen ſoll. 

Danach fehlt es hier alſo an der Grundlage für die Haftung 
der Reichskaſſe für die erhöhte Vergleichsgebühr nach einem Streit⸗ 
wert von 340 . 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 29. Mat 1937, 20 W 2663/37.) 
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77. OLG. — 88 127, 567 Abſ. 1 35 O. Der Beſchluß, der 
den Antrag der Reichskaſſe oder des ArmAnw. auf Anordnung 
der der armen Partei gem. 8115 ZPO. geſtundeten Koſten ab⸗ 
lehnt, kann von der Reichskaſſe bzw. dem ArmAnw. gemäß 
8 567 Abſ. 1 ZPO. mit Veſchwerde angefochten werden. 7) 


Die Reichskaſſe hat den Antrag geſtellt, gem. 88 125, 
126 ZPO. die Nachzahlung anzuordnen. Das LG. hat den An⸗ 
trag abgelehnt. Dagegen richtet ſich die Beſchw. der Reichs⸗ 
kaſſe, die gem. $ 567 Abſ. 1 380. zuläſſig iſt. 

Die herrſchende Anficht ſteht allerdings auf dem gegen⸗ 
teiligen Standpunkt (vgl. Jonas, 15. Aufl., 8 127 3 PO. 
Anm. 1; Sydow⸗Buſch, 21. Aufl., § 127 3PO. Anm. 11 
Gelinsky⸗Meyer, „Arm Anwͤoſten“, 3. Aufl., S. 154 
IV). Sie ſtützt ſich dabei auf die Entſch. des RG. v. 30. Jan. 
1888: RG. 20, 418, das davon ausgeht, daß § 118 (jetzt 
$ 127) 3PO. zweifelsfrei zum Ausdruck bringe, daß in ihm 
das Beſchwerderecht in Armenrechtsſachen erſchöpfend habe 
geregelt werden ſollen und daß danach nur der armen Partei 
ein Beſchwerderecht zuſtehe, während es ſowohl der Gegen⸗ 
partei, wie allen ſonſt im entgegengeſetzten Intereſſe Be⸗ 
teiligten, alſo der Reichskaſſe und dem Armenanwalt, ver⸗ 
ſagt ſein ſolle; denn dadurch, daß die Fälle der Verweigerung 
oder Entziehung des Armenrechts und der Anordnung der 


Koſtennachzahlung dem Falle der Armenrechtsbewilligung 
gegenübergeſtellt ſeien, ergebe ſich deutlich, daß unter dem 
letzteren Falle auch die Fälle begriffen ſeien, in welchen das 
Geſetz die Ablehnung der die Fortdauer des Armenrechts oder 
die Konſequenzen desſelben beeinträchtigenden Anträge aus⸗ 
ſpreche. Die ratio des Geſetzes ſei in allen dieſen Fällen 
die gleiche. Wenn das Gericht finde, daß die Vorausſetzungen 
der Entziehung des Armenrechts oder der Nachzahlung der 
geſtundeten Beträge nicht vorhanden ſeien, ſo bringe es zum 
Ausdruck, daß die Vorausſetzungen der Bewilligung des 
Armenrechts noch fortbeſtehen bzw. fortwirken würden. Sei 
nun aber das Gericht, welches das Gegebenſein dieſer Vor⸗ 
ausſetzungen zu prüfen habe, im Falle der Bewilligung des 
Armenrechts die einzige Inſtanz, ſo beſtehe, wie auch die 
Motive andeuten würden, ſachlich kein Grund, in jenen 
analogen Fällen das Ermeſſen des Gerichts nach dieſer Rich⸗ 
tung der Kontrolle durch ein höheres Gericht zu unterſtellen 
(vgl. auch Rh. 3.: JW. 1887, 933; 1888, 1641; 1900, 129: 
ferner OLG. Hamm: OL. 33, 49; KG.: JW. 1927, 11674; 
OLG. Dresden: JW. 1930, 28113; KG.: JW. 1933, 15385; 
1933, 22943; 1935, 3486 55. 


Dieſer Anſicht kann jedoch nicht beigetreten werden; denn 
§ 127 ZPO. beſagt feinem Wortlaut nach nur, daß gegen 
den Beſchluß, durch welchen das Armenrecht bewilligt, kein 
Rechtsmittel, gegen den Beſchluß, durch welchen das Armen⸗ 
recht verweigert oder entzogen oder die Nachzahlung von 
Koſten angeordnet wird, die Beſchw. ſtattfindet. Er beſagt 
aber nicht, daß auch der Beſchluß unanfechtbar ſein ſoll, 
durch den der Antrag auf Anordnung der Nachzahlung von 
Koſten abgelehnt wird. Und dies kann auch nicht aus dem 
Sinn und Zweck des Geſetzes gefolgert werden. Das Gegen⸗ 
teil ergibt ſich vielmehr aus der Begründung, mit der der 
Entwurf des Geſetzes verſehen wurde; denn dieſe hebt aus⸗ 
drücklich hervor, daß § 114 (jetzt $ 127) 3PO. gegen den 
Beſchluß auf Bewilligung des Armenrechts nur deshalb kein 
Rechtsmittel gebe, weil nach dem Inhalt der 88 105 (iekt 
$ 117) und 111 (jetzt 8 124) ZPO. der Gegner an einer 
Beſchw. kein Intereſſe habe. Dieſe Begründung iſt allerdings 
anfechtbar, denn es kann ernſtlich nicht beſtritten werden, 
daß der Gegner der armen Partei ſehr wohl ein Intereſſe 
daran hat, daß diefer das Armenrecht nicht bewilligt wird, 
da er auch im Falle ſeines Obſiegens niemals oder nur 
unter großen Schwierigkeiten die Möglichkeit hat, bei ihr 
ſeine eigenen Unkoſten einzutreiben. Doch darauf hat es hier 
nicht anzukommen; denn auf jeden Fall folgt aus der Be⸗ 
gründung des 8 114 (jetzt $ 127) 3 O., daß der Geſetz⸗ 
geber die Beſchwerde nur in einem Einzelfall ausſchließen 
wollte und daß er keineswegs die Abſicht hatte, ſie allgemein 
nur gegen ſolche Entſch. zuzulaſſen, die der armen Partei 
nachteilig ſind. 


Iſt ſo aber davon auszugehen, daß der Geſetzgeber die 
Beſchwerde nur gegen einen Beſchluß ausſchließen wollte, 
durch welchen das Armenrecht bewilligt wurde, ſo beſteht 
kein Anlaß, fie über. den Wortlaut des Geſetzes hinaus auch 
gegen einen Beſchluß für unſtatthaft zu erklären, der es ab⸗ 
lehnt, die Nachzahlung der der armen Partei gem. § 115 
SED. geſtundeten Koſten anzuordnen (vgl. auch Baum ⸗ 
bach, II. Aufl., § 127 ZPO. Anm. 1; Krämer: JW. 
1930, 3288; 1932, 671; JW. 1930, 3288 ſowie KG.: JW. 1932, 
67125). 


Die Beſchw. gegen einen ſolchen die Anordnung der 
Nachzahlung ablehnenden Beſchluß kann allerdings nicht auf 
§ 127, ſondern nur auf § 567 Abſ. 1 ZRO. geſtützt werden. 
Und deshalb ſteht ſie nur dem zu, der einen diesbezüglichen 
Antrag geſtellt hat, da nur ihm gegenüber ein das Verfahren 
betreffendes Geſuch abgelehnt wurde. In Frage kommen hier 
die Reichskaſſe und der Armenanwalt, die beide an der An⸗ 
ordnung der Nachzahlung ein erhebliches Intereſſe haben und 
die zweifellos beſchwert find, wenn ihrem Antrag nicht ſtatt⸗ 
gegeben wird. 


Dagegen kann mit Erfolg auch nicht eingewendet werden, 
daß der Antrag der Reichskaſſe bzw. des Armenanwalts auf 
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Anordnung der Nachzahlung nicht als Geſuch i. S. des 8 567 
Abſ. 1 ZRD., ſondern nur als Anregung anzuſehen ſei, auf 
Grund deren das Gericht von Amts wegen die Nachzahlungs⸗ 
frage zu prüfen habe (vgl. KG.: JW. 1935, 3486 58): denn 
wenn auch die Anordnung der Nachzahlung Sache der richter⸗ 
lichen Amtspflicht iſt, ſo kann daraus doch nicht gefolgert 
werden, daß es der Reichskaſſe bzw. dem Armenanwalt wer⸗ 
ſagt ſein ſoll, bei Gericht zu beantragen, daß dieſes ſeine 
Amtspflicht walten laſſe (vgl. RG.: Seuff Arch. 46 Nr. 144 
und RG. 64, 19). 


(OLG. Zweibrücken, 1. ZivSen., Beſchl. v. 23. April 1937, 
1W 97/37.) 


Anmerkung: Gegen eine herrſchende Anſicht, jedenfalls 
dann, wenn ſie in Wahrheit nur die eine in Frage kom⸗ 
mende und deshalb auch nur vertretene Anſicht iſt, anzu⸗ 
gehen, iſt ein gewagtes Spiel. Meiſtens wird es verloren. 
Denn die Anſicht „herrſcht“ eben deshalb, weil eine andere 
ſich nicht gut vertreten läßt. So iſt es auch hier. Der Ver⸗ 
ſuch des OLG. Zweibrücken, der Reichskaſſe (und dem Armen⸗ 
anwalt) innerhalb des Armenrechtsverfahrens Parteiſtellung 
zu gewähren — denn darum handelt es ſich —, widerlegt ſich 
am beſten mit den eigenen Gründen dieſer Entſch., nämlich 
mit der Erörterung über $ 567 ZPO. Deſſen Anwendbar⸗ 
keit ſucht die Entſch. nachzuweiſen, indes mit Argumenten, 
die gerade das Gegenteil dartun, daß es nämlich an 
einem „das Verfahren betreffenden Geſuch“ fehlt! Es iſt 
völlig richtig, wenn OLG. Zweibrücken ſagt, daß zwar die 
Anordnung der Nachzahlung (es müßte richtiger heißen: die 
Prüfung und Entſcheidung darüber, ob die Nachzahlungs⸗ 
anordnung am Platze iſt) Amtspflicht des Gerichts iſt, 
daß es aber gleichwohl weder der Reichskaſſe noch dem 
Armenanwalt verſagt ſein kann, bei Gericht zu beantragen, 
daß es ſeine Amtspflicht walten laſſe. Dieſe Auffaſſung iſt 
nun wirklich unbeſtritten Allgemeingut, aber ebenſowenig ſind 
darüber jemals Zweifel laut geworden, daß damit das 
Gegenteil zu einem das Verfahren betr. Geſuch einer 
Partei zum Ausdruck gebracht wird. Anregungen an die 
Behörde, von Amts wegen tätig zu werden, und Geſuch der 
Partei i. S. des 8 567 ZRO. find völlig entgegengeſetzte 
Begriffe. Erſtere ſteht — das iſt ihr Charakteriſtikum — 
jedem, der ein entſprechendes Intereſſe hat, zu, letzteres 
eben nur demjenigen, der als Partei am Verfahren be⸗ 
teiligt iſt. 


8 567 ZPO. bietet alſo nicht die Handhabe, in das 
Armenrechtsverfahren, in dem es in Wahrheit ſtets nur eine 
Partei, nämlich die arme Partei, gibt, dann, wenn es ſich 
um die Aufhebung der Wirkungen des Armenrechts handelt 
— ich habe die Nachzahlungsanordnung ſtets als den „con- 
trarius actus“ gegenüber der Armenrechtsbewilligung bezeich⸗ 
net (vgl. SW. 1936, 1634 „Die Nachzahlungsanordnung 
aus 8 125 ZPO.“) — noch weitere Parteien einzuführen, 
nämlich die „Intereſſenten“ an ſolcher Anordnung. 


Davon abgeſehen ſcheitert dieſer Verſuch auch ſchon daran, 
daß die 88 114—127 ZPO. eine in ſich abgeſchloſſene Son⸗ 
derregelung bilden, über welche hinaus nun nicht etwa 
nach Belieben auf andere allgemeine Vorſchriften zurückge⸗ 
griffen werden kaun. Schon aus dieſem Grunde iſt es ver⸗ 
fehlt, ſich hierbei mit 8 567 3PO. überhaupt zu beſchäf⸗ 
tigen. 


Im übrigen beruft ſich obige Entſch. zu Unrecht auf 
Baumbach, 1 zu 127 3PO. Denn dieſer ſagt unter Be⸗ 
zugnahme auf JW. 1936, 400 ausdrücklich das Gegenteil. 


Schließlich nur noch ein rechtlicher und ein praktiſcher 
Geſichtspunkt. Rechtlich: Der Anwalt kann ſich im eigenen 
Namen innerhalb des Prozeſſes nur in zwei Fällen betätigen: 
8 124 3PO. und 8 12 RAGEGD. (Streitwerterhöhung), d. h. 
nur da, wo das Geſetz es ausdrücklich vorſieht. Prak⸗ 
tiſch: Der Armenanwalt wird nichts dagegen einzuwenden 
haben, wenn er „Anträge“ auf Nachzahlungsanordnung im 
Sinne von entſprechenden Anregungen an das Gericht ſtellen 
kann. Er würde es aber wahrſcheinlich als Danaergeſchenk 


empfinden, wenn ſeine „Anträge“ etwa gar als Beſchw. an⸗ 
geſehen und behandelt werden und ihn ſo ſchließlich noch mit 
Koſten belaſten könnten. Und den Intereſſen ber 
Reichskaſſe wie des Armenanwalts iſt vollauf damit gedient, 
daß ſie etwa in ihren Händen befindliches Material an das 
Gericht herantragen und ſo dieſes zu einer Prüfung der 
Frage veranlaſſen können. 


KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
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78. KG. — ST RAGebO. Sind aſſoziierte Anwälte verklagt, 
kann jeder von ihnen die vollen Anwaltskoſten erſtattet verlangen, 
ſolange er nicht anderweit, ſei es auch dem Sozius, Prozeßvoll⸗ 
macht erteilt hat. Gegenſeitige Vertretung ſchließt das Recht aus 
§ 7 noch nicht aus. 


Die beiden als Geſamtſchuldner auf Schadenserſatz in An⸗ 
ſpruch genommenen Bekl., aſſoziierte Anwälte, haben auf Grund 
des obſiegenden Urteils die Koſtenſeſtſetzung gegen den Kl. be⸗ 
antragt. Jeder der beiden Anwälte hat die vollen in der Inſtanz 
erwachſenen Gebühren zur Feſtſetzung angemeldet, die vom UrkB. 
antragsgemäß vorgenommen worden iſt. Kl. hat hiergegen Er⸗ 
innerung eingelegt, ſoweit mehr als die Gebühren eines An⸗ 
walts feſtgeſetzt worden find, und dieſe Erinnerung damit be⸗ 
gründet, daß Bekl. zu 2 für den Bekl. zu 1 mit aufgetreten 
ſei und ſomit die Rechtslage dieſelbe ſei, als wenn zwei 
beklagte Streitgenoſſen durch einen Anwalt vertreten ſeien. 
LG. iſt davon ausgegangen, daß jeder der beiden Anwälte 
ſich ſelbſt vertreten habe, und hat die Erinnerung zurückgewieſen. 
Die hiergegen gerichtete ſofortige Beſchw. iſt nicht begründet. 


Der Auffaſſung der Beſchw., daß allein ſchon aus dem Be⸗ 
ſtehen des Sozietätsverhältniſſes heraus beide Bekl. nur als eine 
einzige Partei erſchienen und daß ſchon aus dieſem Grunde nur 
die Gebühren eines Anwalts erwachſen und erſtattungsfähig 
feien, iſt der Senat bereits in feiner Entſch. 20 W 2703/35 vom 
11. Mai 1935 (JW. 1935, 2654) entgegengetreten. In der Tat 
iſt das Beſtehen einer Sozietät zwiſchen mehreren verklagten An⸗ 
walten für die verfahrens⸗ und demgemäß auch gebührenrechtliche 
Behandlung ohne jede Bedeutung. Die Auswirkung ſolcher Sozie⸗ 
tät beſchränkt ſich vielmehr auf das Rechtsverhältnis der Sozien 
zu einem Auftraggeber. Dieſem ſtehen ſie als eine Einheit, ebenſo 
wie ein Einzelanwalt, gegenüber. In ihrem Verhältnis als be⸗ 
klagte Streitgenoſſen zum Kl. dagegen ſind ſie nicht anders zu 
beurteilen als Streitgenoſſen ſonſt. Sie find daher berechkigt, 
jeder ſich durch einen prozeßbevollmächtigten Anwalt vertreten 
zu laſſen und deſſen Gebühren erſtattet zu verlangen. Daraus 
folgt aber zugleich für jeden von ihnen die Anwendbarkeit des 
5 7 RAcgebO. Danach kann bei dem Betrieb eigener Angelegen⸗ 
heiten der Rechtsanwalt von dem erſtattungspflichtigen Gegner 
Gebühren und Auslagen bis zu dem Betrage fordern, in welchem 
er Gebühren und Auslagen eines bevollmächtigten Anwalts er⸗ 
ſtattet verlangen konnte. $ 7 fingiert alſo eine Vollmacht des als 
Partei im Prozeß beteiligten Anwalts auf ſich ſelbſt, woraus ſich 
zwingend ergibt, daß, ſofern der Anwalt ſich einen anderen An⸗ 
walt als Prozeßbevollmächtigten beſtellt hat, für die Anwendung 
des 8 7 RAGCHD, kein Raum iſt. 


Jolglich war hier nur zu prüfen, ob die Auffaſſung des Kl. 
zutrifft, daß Bekl. zu 2 als Prozeßbevollmächtigter für 
Bekl. zu 1 aufgetreten iſt. In dieſem Falle würde er Prozeß⸗ 
bevollmachtigter zugleich in eigener Sache wie auch für den mit- 
verklagten Streitgenoſſen ſein und würden allerdings nur die 
Gebühren eines Anwalts zur Feſtſetzung gelangen können. Richtig 
iſt nun zwar, daß ausweislich der Sitzungsprotokolle in einigen 
Terminen Bekl. zu 2 zugleich für den Bekl. zu 1 erſchienen und 
aufgetreten iſt. Daraus allein läßt ſich jedoch ein Schluß darauf, 
daß er als Prozeßbevollmächtigter des anderen Bekl. ge⸗ 
handelt hat, nicht ziehen. Denn wie es auch ſonſt bei der Vertre⸗ 
tung von Anwälten untereinander üblich iſt, daß im Anwaltspro⸗ 
zeß an Stelle des Prozeßbevollmächtigten ein anderer Anwalt, d. h. 
alſo in Wahrheit nur als Unterbevollmächtigter, auftritt, ſo ſteht 
einem ſolchen Verfahren auch dann nichts im Wege, wenn ein An⸗ 
walt ſelbſt Partei ift, an ſich feine Angelegenheit ſelbſt, ohne fremden 
Prozeßbevollmächtigten, betreibt und nunmehr durch einen anderen 
Anwalt vertreten wird. Dies wird beſonders leicht dann in Frage 
kommen, wenn es ſich, wie hier, um Sozien handelt, von denen 
auch ſonſt ohne weiteres der eine an Stelle des anderen auftritt. 
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So iſt z. B. auch hier in einem der Termine an Stelle beider 
Bekl. ein dritter Anwalt aufgetreten, ohne daß daraus zu ent⸗ 
nehmen wäre, daß dieſer Dritte nunmehr Prozeßbevollmächtigter 
beider Bekl. ſei. Daß aber die beiden beklagten Sozien von An⸗ 
fang an die Abſicht gehabt haben, ihre Angelegenheit ſelbſt zu be⸗ 
treiben, zeigt der Ladungsſchriftſatz, den jeder von beiden unter⸗ 
zeichnet hat. Es fehlt deshalb an jedem Anhaltspunkt dafür, daß 
dem Auftreten des einen der Sozien für beide zuſammen eine 
Prozeßvollmacht des nicht auftretenden Bekl. zugrunde liegt. Da⸗ 
nach beſtehen keine Bedenken, gemäß 8 7 RAGEBO. für jeden der 
beteiligten Anwälte die Gebühren in voller Höhe feſtzuſetzen. 


(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 29. Mai 1937, 20 W 2721/37.) 
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79. KG. — 87 RAGEHO. Die gebührenrechtliche Stellung 
der Rechtsbeiſtände allgemein und insbeſondere als geſetzliche 
Vertreter einer Partei oder Partei kraft Amtes. 


Die Beſchw. der Bekl. wendet ſich gegen die Abſetzung der 
von ihr für die Tätigkeit des Rechtsbeiſtandes S. in R., der 
der beklagten Partei (den zum Teil bekannten, zum Teil un⸗ 
bekannten Erben) zum Nachlaßpfleger beſtellt iſt, in Rechnung 
geſtellten Gebühren. Sie mußte Erfolg haben. 


Rechtsbeiſtand S. hat im zweiten Rechtszuge den Beweis⸗ 
termin vor dem erſuchten AG. R. wahrgenommen und hierfür 
eine halbe Prozeßgebühr und die Beweisgebühr mit je 81,25 AN 
(den halben Anwaltsgebühren) nebſt Umſatzſteuer in Rechnung 
geſtellt. Der UrkB. und LG. haben nur die außerdem liquidier⸗ 
ten Auslagen berückſichtigt, die Gebühren indes nicht für erſtat⸗ 
tungsfähig erklärt. 

Die Notwendigkeit der Wahrnehmung durch die beklagte 
Partei ſelbſt oder einen Bevollmächtigten kann mit Rückſicht 
darauf, daß es ſich um eine für den Ausgang des Prozeſſes be⸗ 
deutungsvolle und nicht einfache Beweisaufnahme handelte, nach 
der gegebenen Sachlage nicht verneint werden. Würde daher ein 
Anwalt in dieſem Termin tätig geworden fein, jo würden deſ⸗ 
ſen Gebühren (die halbe Prozeßgebühr und die Beweisgebühr 
— 845 RAGebO. —) zu erſtatten fein. 


Hier iſt nun der geſetzliche Vertreter der beklagten Partei, 
nämlich der den Erben beſtellte Nachlaßpfleger, damit 
alſo die Partei ſelbſt im Beweistermin zugegen geweſen, fo 
daß die dadurch erwachſenen Auslagen ohne weiteres erſtat⸗ 
tungsfähig find und demgemäß von den Vorinſtanzen auch au⸗ 
erkannt worden find, Aber auch die Gebühren ſind erſtat⸗ 
tungsfähig. 


Wurde die beklagte Partei bzw. ihr geſetzlicher Vertreter, 


ein Anwalt geweſen ſein, ſo würden in Anwendung des 87 
RAcGebO. zu ihren Gunſten die auch ſonſt für einen mit der 
Terminswahrnehmung beauftragten Anwalt erwachſenen Koſten 
feſtzuſetzen fein. Die Anwendbarkeit des $7 wird allgemein 
(gl. Baumbach 1937, 1 zu 87 RAcgebO.; Rittmanır- 
Wenz, 2 zu 87 RAGEDO.) auch dann anerkannt, wenn der 
Anwalt nicht ſelbſt Partei iſt, ſondern nur geſetzlicher Vertreter 
einer Partei oder Partei kraft Amtes ift (z. B. Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker, Konkursverwalter, Nachlaßpfleger, Vormund). Iſt daher 
ST RAcgebO. auch bei Rechtsbeiſtänden entſprechend anwend⸗ 
bar, ſo würde ſich daraus hier die Berechtigung, Gebühren für 
die Beweisterminswahrnehmung in R. in Anſatz zu bringen, 
ergeben. Die Frage, ob §7 auch bei Rechtsbeiſtänden Anwen⸗ 
dung finden kann oder ob die Heranziehung einer ſolchen nur 
der Beſonderheit des Anwaltsſtandes Rechnung tragenden Vor⸗ 
ſchrift ohne ausdrückliche geſetzliche Ausdehnung abgelehnt wer⸗ 
den muß, bedurfte indes hier nicht der Entſch. Denn für Fälle 
der vorl. Art ergibt ſich die Berechtigung auch eines Rechts⸗ 
beiſtandes, für ſeine Tätigkeit Gebühren in Rechnung zu ſtel⸗ 
lend und fie bei der Koſtenfeſtſetzung erſtattet zu verlangen, aus 
anderen Erwägungen. 

Schon die Unterſtellung der Fälle der geſetzlichen Vertre⸗ 
tung oder der Parteiſchaft kraft Amtes in der Perſon eines 
Anwalts unter $7 RAGeb O. begegnet infofern gewiſſen Beden⸗ 
ken, als hier in Wahrheit der Anwalt ſchon nicht mehr in 
eigenen, d. h. feine perſönlichen Verhältniſſe betr. Angelegen- 
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heiten, ſondern für dritte Berfonen tätig wird und er nur recht⸗ 
lich mit dieſen dritten Perſonen gleichgeſtellt wird. So würde 
vielleicht beim Fehlen einer dem 87 RAcGebdO. entſprechenden 
Vorſchrift ein Anwalt, der als geſetzlicher Vertreter einer Par⸗ 
tei oder als Partei kraft Amtes tätig wird, gleichwohl berech⸗ 
tigt ſein, die ihm für die Prozeßführung im Namen ſeiner Par⸗ 
tei erwachſenen Koſten nicht nur als fingierte, ſondern als 
wirklich entſtandene Koſten in der Koſtenfeſtſetzung geltend zu 
machen. Dieſer Erwägung kommt daher auch im Falle der Tätig⸗ 
keit eines Rechtsbeiſtandes in gleicher Rolle, d. h. als geſetzlicher 
Vertreter einer Partei oder als Partei kraft Amtes entſchei⸗ 
dende Bedeutung zu. 


Auszugehen iſt davon, daß die ſeit dem Geſetz zur Ver⸗ 
hütung von Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechtsberatung 
b. 13. Dez. 1935 (RGBl. I, 1478) zugelaſſenen Rechtsbeiftände, 
die faſt ausnahmslos in der Reichsfachgruppe Rechtsbeiſtände zu⸗ 
ſammengeſchloſſen, damit durch die Deutſche Rechtsfront erfaßt 
jind, und der Führung des NSR B. unterſtehen, in gleicher 
Weiſe Dienſt am Recht tun wie die Anwälte (Reichsgruppen⸗ 
walter Dr. Droege: JW. 1937, 5) und folglich auch gebüh⸗ 
renrechtlich eine entſprechende Behandlung erfahren müſſen 
(a. a. O.). Der Anſpruch des Rechtsbeiſtandes auf Vergütung für 
die Tätigkeit, die er im Prozeſſe als Vertreter einer Partei aus⸗ 
übt, kann daher nicht bezweifelt werden. 


LG. verkennt dieſen Ausgangspunkt an ſich auch nicht, 
unterſcheidet aber je nach dem Verfahren, in welchem der Rechts- 
beiſtand tätig wird. Es meint, daß, da jeder Rechtsbeiſtand nur 
bei einem beſtimmten AG. zugelaſſen ſei, er als Rechtsbeiſtand 
auch nur in dem Verfahren vor dieſem einen Gericht anzuſehen 
ſei, nicht dagegen dann, wenn er in einem anderen, insbeſ. in 
einem Anwaltsprozeß — gleichgültig, ob in eigener oder frem⸗ 
der Sache — tätig werde. Er ſei dann vielmehr nur einer Pri⸗ 
vatperſon gleichzuachten, deren die Partei ſich bedient. Dies gelte 
auch dann, wenn es ſich um eine Terminswahrnehmung vor 
dem erſuchten AG. handele, da eine ſolche Beweisaufnahme Teil 
des Verfahrens vor dem LG. ſei. 


Dieſe Unterſcheidung des LG. entbehrt jedoch der rechtlichen 
Grundlage. Sie iſt außerdem rechtlich einmal ſchon deshalb 
verfehlt, weil, ſoweit kein Anwaltszwang beſteht, gerade für das 
Auftreten auch eines Rechtsbeiſtandes Raum iſt, unbeſchade 
deſſen, daß derartige Verfahrensakte begrifflich Teile eines An⸗ 
waltsprozeſſes find. Sodann aber ſteht dieſe Auffaſſung in un⸗ 
lösbarem Widerſpruch zu dem erwähnten Geſ. v. 13. Dez. 1935, 
das zwar dem zugelaſſenen Rechtsbeiſtand, nicht aber irgend⸗ 
einer Privatperſon, d. h. alſo auch nicht dem Rechtsbeiſtand „in 
ſeiner Eigenſchaft als Privatperſon“ die Beſorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten geſtattet. LG. unterſtellt daher den Rechts⸗ 
beiſtänden in derartigen Fällen eine Rolle, die — nach gelten⸗ 
dem Recht — ſie gar nicht zu ſpielen in der Lage ſind. Es wäre 
im übrigen geradezu abſurd, wenn die bei einem beſtimmten 
AG. zugelaſſenen Rechtsbeiſtände als ſolche zwar die bei die⸗ 
ſem Gericht anhängigen Prozeſſe führen und in den dadurch 
entſtehenden Terminen beim AG. auftreten könnten, von der 
Wahrnehmung ſolcher Termine bei demſelben Gericht aber aus⸗ 
geſchloſſen fein ſollten, ſoweit es ſich um Erſuchen anderer Ge⸗ 
richte handelt. 


Nimmt daher ein zugelaſſener Rechtsbeiſtand als Unter⸗ 
bevollmächtigter einen Beweistermin vor irgendeinem AG. wahr, 
ſo erwächſt ihm dafür ein Gebührenanſpruch, der — mangels 
einer beſonderen Gebührenordnung für Rechtsbeiſtände — der 
Höhe nach entſprechend einer bisher wohl allgemein herrſchenden 
Übung auf die Hälfte der geſetzlichen Anwaltsgebühren zu be⸗ 
meſſen ſein wird. Wenn nun ein Rechtsbeiſtand mit dem Amt 
eines Teſtamentsvollſtreckers oder Konkursverwalters betraut 
oder einer Partei als geſetzlicher Vertreter, ſo z. B. wie im 
vorl. Falle als Nachlaßpfleger, beſtellt wird, ſo ſpricht ohnehin 
eine tatſächliche Vermutung dafür, daß — ebenſo wie beim 
Rechtsanwalt — dies gerade mit Rückſicht auf ſeinen Beruf als 
Rechtsbeiſtand und die dadurch bedingte vorzugsweiſe Eignung 
zu derartigen Funktionen geſchieht. Um ſo unbilliger wäre es 
und würde eine mißbräuchliche Ausnutzung ſeiner beſonderen 
Fähigkeiten und Arbeitskraft bedeuten, wolte man ihm zumuten, 
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die beſondere Beſorgung der aus ſolcher Betreuung ſich ergeben⸗ 
den Rechtsangelegenheiten, die er im Rahmen ſeines Berufs 
ſonſt nur gegen Entgelt erledigt, und für die auch ein Anwalt 
eine entſprechende Vergütung von feiner Partei zu fordern be⸗ 
rechtigt wäre, unentgeltlich zu übernehmen. Keinesfalls kann 
eine ſolche Zumutung rechtlich da gebilligt werden, wo eine 
andere Perſon in gleicher Funktion genötigt wäre, ſich doch der 
Hilfe eines Rechtsanwalts zu bedienen, allgemein alſo dann, 
wenn es ſich um die Führung eines Prozeſſes und in dieſem um 
etwaige Terminswahrnehmungen handelt. Die Anſchauung, daß 
der Gebührenanſpruch des Rechtsbeiſtandes in Fällen der ge⸗ 
dachten Art entfalle oder auch nur gemindert wäre, iſt daher 
als dem Rechtsbewußtſein zuwiderlaufend trotz fehlender geſetz⸗ 
licher Regelung abzulehnen. 


In dieſen Fällen ſteht daher dem beſtellten Rechtsbeiſtand 
gegen ſeine eigene Partei ein Anſpruch auf entſprechende Ver⸗ 
gütung zu, der auch bei der vom Nachlaß- bzw. VormGer. feſt⸗ 
zuſetzenden allgemeinen Vergütung Berückſichtigung finden muß. 
Damit ſtellt er ſich aber zu ſeinem entſprechenden Anteil als 
Koſtenaufwand der Partei ſelbſt dar, der nach dem allgemeinen 
Grundſatz des § 91 ZPO. im Prozeß dem unterlegenen Gegner 
im Rahmen der notwendigen Aufwendungen in Rechnung ge⸗ 
ſtellt werden darf. Daß, wenn dies geſchieht und demgemäß Feſt⸗ 
ſetzung dieſer Koſten erfolgt, ſich andererſeits wieder die der 
Partei gegenüber noch feſtzuſtellende Vergütung entſprechend 
mindert, iſt ſelbſtverſtändlich und beſtätigt nur die Berechti⸗ 
gung, im Rechtsſtreit dieſen Teil der Koſten vom Gegner erſtat⸗ 
tet zu verlangen. 


Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich hier die Berechtigung 
der Bekl., für die Wahrnehmung des Beweistermins in R. 
durch ihren Nachlaßpfleger, den Rechtsbeiſtand S., die — hal⸗ 
ben — nach dem Geſetz hierfür erwachſenen Gebühren eines 
Rechtsanwalts (845 NAGED.) zur Koſtenfeſtſetzung anzu⸗ 
melden. 


Nicht begründet iſt dagegen, den Bekl. außerdem auch noch 
die halbe Prozeßgebühr für die Tätigkeit des Rechtsbeiſtandes 
im erſten Rechtszuge unter dem inſoweit allein in Frage kom⸗ 
menden Geſichtspunkt der Korreſpondenzgebühr zu⸗ 
zubilligen. Denn es iſt allgemein anerkannt, daß ſelbſt für einen 
Anwalt in ſolchem Falle eine Verkehrsgebühr nicht erwächſt und er 
ſie demgemäß auch nicht erſtattet verlangen kann (Baumbach, 
1B zu 87, Rittmann⸗Wenz, 1 zu 87 RAGebO.). 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 19. Juni 1937, 20 W 3066/37.) 


* 
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80. OLG. — $ 13 Ziff. 3 RAGebO. Der Rechtsanwalt hat 
auch dann Anſpruch auf die Vergleichsgebühr, wenn die Sühne⸗ 
verhandlung, an der er teilgenommen hat, zunächſt erfolglos blieb, 
die Parteien ſelbſt dann aber unmittelbar im Anſchluß an die 
Verhandlung einen Vergleich geſchloſſen haben. 


Dem LG. kann darin nicht zugeſtimmt werden, daß eine 
Mitwirkung der Anwälte beim Abſchluß des Vergleichs nicht ſtatt⸗ 
gefunden habe. § 13 Ziff. 3 RAGebSO. verlangt keine Mitwirkung 
beim Abſchluß des Vergleichs, ſondern Mitwir⸗ 
kung beim Vergleich, und es iſt ganz herrſchende Mei⸗ 
nung, daß der Anwalt in dieſem Sinne beim Vergleich auch dann 
mitgewirkt haben kann, wenn er beim Vergleichsſchluß nicht an⸗ 
weſend geweſen iſt (Baum bach, „Rost.“ 6, RAGebO. § 13 
A. 4 C). Die Niederſchrift des AG. ergibt, daß der RA. B. an 
den dem Vergleichsſchluß unmittelbar vorhergegangenen Sühne⸗ 
verhandlungen teilgenommen hat. Dieſe ſind zwar zunächſt er⸗ 
folglos geblieben und abgebrochen. Danach ſind die Parteien noch⸗ 
mals, und zwar ohne ihre Anwälte, im Sitzungszimmer erſchienen, 
und haben dann den Vergleich geſchloſſen. Damit entfällt aber 
nicht die Urſächlichkeit der vorangegangenen Bemühungen für den 
Vergleichsſchluß. Erfahrungsgemäß iſt eine gründliche Ausſprache, 
bei der zunächſt die Parteien ihr Herz erleichtern, ein günſtiger 
Boden für den Vergleichsſchluß. So iſt auch hier davon auszu⸗ 
gehen, daß die Verhandlungen, an denen die Anwälte mitgewirkt 
haben, die nicht wegzudenkende Grundlage des ſchließlichen Ver⸗ 
gleichsſchluffes geweſen ſind. Die Mitwirkung des RA. B. beim 
Vergleich iſt daher gemäß § 13 Ziff. 3 RA Geb. zu bejahen. 

(OLG. Braunſchweig, 3. ZivSen., Beſchl. v. 5. Juni 1997, 
3 W 58/37.) 
* 
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81. 26. — 88 13 Ziff. 3, 89 RAcebO.; $ 612 BGB. Der 
Rechtsanwalt, der im Eheſcheidungsprozeß eine Ausſöhnung der 
Parteien herbeiführt, kann eine Vergütung in Höhe einer vollen 
Gebühr beanſpruchen. 


Die Bekl. ſind Eheleute. Nach etwa viermonatiger Ehe hatten 
ſie Differenzen, ſo daß die Bekl. zu 2 ſich ſcheiden laſſen wollte. 
Sie beauftragte daher im Oktober 1936 die klagenden Rechtsan⸗ 
wälte mit der Einreichung einer Eheſcheidungsklage und eines 
Antrages auf Erlaß einer Einſtwofg. 


Die EinftwBfg. iſt erlaſſen und auf die Klage Termin zur 
Verhandlung anberaumt worden. Der Bekl. zu 1 hat ſich, nach⸗ 
dem die Eheſcheidungsklage zugeſtellt worden war, mit den Kl. 
in Verbindung geſetzt und auch mit dieſen wegen der Eheſchei⸗ 
dung mehrfach in deren Büro verhandelt. Der Bekl. zu 1 hat au 
Anraten der Kl. an die Bekl. zu 2 einen Brief geſchrieben, al 
dann zwiſchen den Bekl. eine Ausſöhnung ſtattfand. Die Eheſchei⸗ 
dungsklage wurde vor dem erſten Verhandlungstermin zurück⸗ 
genommen. 


Im Anſchluß daran hat ſich ein Briefwechſel über die Ho⸗ 
norarfrage entwickelt. Die Kl. haben als angemeſſenes Honorar 
300 ei eingeklagt. Die Bekl. wollten nur 75 e, zahlen. Das 
AG. hat die Bekl. verurteilt, 170 , zu zahlen, und zwar 
123 gal, geſetzliche Gebühren (für Vertretung im Scheidungs⸗ 
prozeß und Erwirkung der Einſtw Vfg.), 9,50 .2.% Nebenkoſten und 
37,50 Hal Ausſöhnungsgebühr. Es hat angenommen, 
daß durch ihren Brief vom 23. Nov. 1936 beide Bekl. ſich zur 
Zahlung der Gebühren, insbeſ. auch eines Sonderhonorars 
für die Ausſöhnung, verpflichtet hätten. 


Die Kl. haben Berufung eingelegt. 


Sie halten die ihnen zuerkannte Ausſöhnungsgebühr von 
37,50 RA für zu niedrig und find nach wie vor der Meinung, 
daß bei ausreichender Bemeſſung dieſer Gebühr ihre Geſamtfor⸗ 
derung von 300 RA angemeſſen ſei. Mit Recht habe das AG. 
angenommen, daß es eine geſetzliche Vergleichsgebühr im Schei⸗ 
dungsprozeß nicht geben könne. Aber auch das ausdrückliche brief⸗ 
liche Verſprechen der Bekl. ſei entgegen der Auffaſſung des AG. 
nicht entſcheidend. Vielmehr hätten die Kl. gemäß § 89 RAcGebO., 
§ 612 BGB. einen Anſpruch auf angemeſſenes Honorar 
für ihre Tätigkeit, das wegen der größeren Bedeutung von Ehe⸗ 
ſachen im Vergleich zu anderen Sachen höher bemeſſen werden 
müſſe als die Gebühr in derartigen anderen Angelegenheiten. 


Das LG. hat für die Ausſöhnungstätigkeit eine volle Gebühr 
zuerkannt. 


Daß die Ausſöhnung der Bekl. auf die ihnen von den Kl. 
erteilten Ratſchläge zurückzuführen iſt, ergibt ſich aus den vorge⸗ 
legten Briefen der Bekl. und iſt von ihnen im erſten Rechtszug 
auch zugeſtanden. 


Zutreffend betonen die Kl., daß die Verwandlung einer zer⸗ 
rütteten Ehe in eine glückliche ein ſeinem wirklichen Wert nach 
geradezu unſchätzbarer Dienſt iſt. Daraus iſt aber nicht zu folgern, 
daß derjenige, dem ein ſolcher Dienſt erwieſen wird, eine dieſem 
Wert zahlenmäßig entſprechende Vergutung zu zahlen hat. Dann 
würden Phantaſtiſch hohe Summen immer noch zu niedrig fein. 
Das iſt praktiſch unmöglich. 


Unter Umſtänden wird für ſolche eigentlich unſchätzbaren 
Dienſte überhaupt nichts zu „zahlen“ fein. Wenn in zerrütteter 
Ehe lebende Eheleute ſich nicht zwecks Scheidung an einen An⸗ 
walt, ſondern zwecks Ausſöhnung an einen ihnen naheſtehenden 
verſtändigen Menſchen wenden, aus menſchlichem Vertrauen her⸗ 
aus, ſo wird für ſolchen Ausſöhnungsdienſt in der Regel eine 
geldliche Entlohnung weder gefordert noch erwartet werden kön⸗ 
nen und daher auch ein Rechtsanſpruch auf Vergütung nicht ge⸗ 
geben fein ($ 612 BGB.). Das gilt auch dann, wenn der Ver⸗ 
trauensmann zufällig Anwalt iſt. 


Anders iſt es natürlich, wenn (wie im vorl. Fall) der An⸗ 
walt anläßlich eines ihm übertragenen Scheidungsprozeſſes — alſo 
als Anwalt — ausſöhnend tätig wird, ſei es im Auftrag des 
klagenden oder (wie hier) beider Ehegatten. Soweit nicht die als 
Sonderregelung vorgehende NAGEBD. dem entgegen⸗ 
ſteht, hat dann der Anwalt auch ohne beſonderes Honorarver⸗ 
ſprechen ſchon gemäß $ 612 BGB. einen Anſpruch auf Vergütung 
(und zwar hier gegen beide Eheleute als Auftraggeber), weil ſol⸗ 
chenfalls unentgeltliche Dienſtleiſtung von ihm nicht erwartet 
werden kann. 

Ob der Anwalt im Eheprozeß einen Anſpruch auf eine „Ver⸗ 
gleichsgebühr“ gemäß $ 13 Ziff. 3 Racheb O. haben kann, iſt in 
Rſpr. und Schrifttum außerordentlich ſtreitig. Ob in Eheſachen 
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überhaupt „Vergleiche“ i. S. dieſer Beſtimmung geſchloſſen wer⸗ 
den konnen und ob insbeſ. eine Ausſöhnung der Eheleute ein ſol⸗ 
cher Vergleich iſt, darüber gehen die Auffaſſungen weit ausein⸗ 
ander. Ferner wird auch noch die Anſicht vertreten (auf die die 
Kl. ſich gleichfalls berufen), daß dem Anwalt eine Gebühr zwar 
nicht nach § 13, wohl aber gemäß § 89 RAGebO. „unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung“ des § 13 zuſtehe (Kubiſch und Gae⸗ 
deke: JW. 1937, 793796). 


Zu dieſen Streitfragen braucht hier nicht Stellung genom⸗ 
men zu werden. Mag § 13 oder $ 89 RAcGebO. oder keine dieſer Be⸗ 
ſtimmungen anwendbar ſein, keinesfalls wird man ſagen können, 
daß die RAGGebO. dem Anſpruch aus § 612 BGB. ent gegen⸗ 
ſteht (ſoweit er nicht über eine volle Vergleichsgebühr hinaus⸗ 
geht). Sonſt würde auch die durchaus wertvolle und anerkennens⸗ 
werte Ausſöhnungstätigkeit der Anwälte in Eheſachen nicht ge⸗ 
fördert, ſondern gehemmt. Das beabſichtigt die RAGeb O. ſicher 
nicht. 


Dem Grunde nach ſteht daher der Anſpruch der Kl. auf 
Vergütung der Ausſöhnungstätigkeit außer Zweifel. Er ſteht ihnen 
zu entweder gemäß § 13 Ziff. 3 RAGebO. oder § 89 RAGEHO. 
oder § 612 BGB., ferner im vorl. Falle auch ſchon nach & 611 
BGB. auf Grund des brieflichen Honorarverſprechens, 
das die Bekl. dem Grunde nach auch im zweiten Rechtszug gelten 
laſſen wollen, wie ſie ausdrücklich erklärt haben. 8 

Der Höhe nach hält das Gericht eine volle Ver⸗ 
gleichsgebühr (75 RA) für angemeſſen, gleichviel welchen 
der obigen Rechtsgründe man zugrunde legt. 

Bei Anwendung der genannten Beſtimmungen der RAGEbO. 
ergibt ſich das ohne weiteres aus jenen Beſtimmungen. Aber auch 
bei Bemeſſung der Vergütung gemäß §8 611, 612, 315 BGB. iſt 
das Ergebnis nicht anders. Es hat alsdann der Anwalt bzw. im 
Streitfall das Gericht die Höhe der Vergütung „nach billigem 
Ermeſſen“ zu beſtimmen (§ 315 BGB.). 


a) Das AGG. hat den Kl. nur eine halbe Vergleichsgebühr 
zugebilligt, weil auf Grund der Ratſchläge des Kl. zu 1 die Aus⸗ 
ſöhnung zwiſchen den Eheleuten direkt erfolgt und hierfür keine 
beſondere Verhandlung unter Mitwirkung des Anwalts nötig 
war. Das BG. hält es nicht für angebracht, die normale Ver⸗ 
gütung des Anwalts deshalb zu kürzen, weil ſchließlich noch eine 
Ausſprache zwiſchen den Eheleuten perſönlich ohne ſeine Anweſen⸗ 
heit erforderlich war. Bei der höchſtperſönlichen Natur einer ſol⸗ 
chen Ausſohnung wird das häufig der Fall ſein, ohne daß des⸗ 
halb die beſonders anerkennenswerte und gerade im vorl. Fall 
auch ſehr zeitraubende Ausſöhnungstätigkeit des Anwalts ge⸗ 
ringer zu bewerten oder zu vergüten wäre als in anderen, weniger 
delikaten Angelegenheiten. Daß der Anwalt bei einer ſolchen Aus⸗ 
ſöhnung äußerlich geſehen weniger leiſtet als bei einem in ſeiner 
Gegenwart zum Abſchluß gelangenden Vergleich, wird ferner bei 
weitem aufgewogen durch die erheblich größere Bedeutſamkeit 
einer ſolchen Verſöhnung. 


b) Andererſeits kann den Kl. auch auf keinen Fall mehr zu⸗ 
erkannt werden als eine volle Vergleichsgebühr. 

Den wirklichen Wert ſolcher Anwaltstätigkeit zu vergüten iſt, 
wie ſchon hervorgehoben, unmöglich. Wenn der Anwalt ſolche 
praktiſch unbezahlbaren Beträge nicht erhält, ſo iſt das auch keines⸗ 
wegs unbillig. Kann der Anwalt (wie oben dargelegt) überhaupt 
keine Vergütung für ſolche Ausſöhnung verlangen, ſofern er dieſe 
Tätigkeit nicht als Anwalt leiſtet, dann kann er ſich unmöglich 
mit Recht unbillig beſchwert fühlen, wenn die nur ſeiner An⸗ 
waltsſtellung zu verdankende Vergütung ſich naturgemäß 
in dem Rahmen deſſen halten muß, was auch ſonſt für ähnliche 
Anwaltstätigkeit gezahlt zu werden pflegt (volle Vergleichsgebühr). 
Wenn der Anwalt in ſolchen Fällen ein verhältnismäßig nied⸗ 
riges Entgelt erhält, ſo werden dieſe Opfer ausgeglichen durch 
andere Falle, in denen die Vergütung wiederum verhältnismäßig 
hoch iſt. Ahnliche Erwägungen liegen ja auch der RAGebO. zu⸗ 
grunde, deren Grundgedanken zum mindeſten der Anwalt 
auch dann gegen ſich gelten laſſen muß, wenn keine einzige Einzel⸗ 
vorſchrift unmittelbar anwendbar ſein ſollte. 


(LG. Hamburg, 1. 3 K., Urt. v. 10. Juni 1937, 18 15/37.) 
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82. LG. — 88 23 Ziff. 18, 31 RAGEBO. Der im Bollitrek- 
kungsverfahren tätige Anwalt erhält neben der Vollſtreckungs⸗ 
gebühr aus § 23 Ziff. 18 RAczeb O. dieſelbe Gebſhr nochmals, 
ſofern er in einem anſchließenden Vollſtreckungsſchutzverfahren 
tätig wird. 

Der Schuldner hat mit Antrag v. 15. Febr. 1937 Vollſtrek⸗ 
kungsſchutz erbeten. Mit dieſem Wunſch hat ſich die Gläubigerin 


ſofort einverſtanden erklärt. Durch Beſchl. v. 10. März 1937 hat 
das AG. dem Antrage ſtattgegeben, indem es Ratenzahlungen 
bewilligt hat. Den Antrag der Gläubigerin, den genannten Be⸗ 
ſchluß durch eine Koſtenentſcheidung zu ergänzen, hat das Ac. 
unter dem 26. Marz 1937 abgelehnt. — Auf die ſofortige Beſchw. 
der Gläubigerin hat das LG. dem AG. Anweiſung gegeben, eine 
Koſtenentſcheidung zu treffen. Die Koſten der Beſchw. hat das LG. 
der Schuldnerin auferlegt. Der Anweiſung hat das AG. durch 
Beſchl. v. 5. Mai 1937 entſprochen, indem es dem Schuldner die 
Koſten des Verfahrens auferlegte. Der Antrag der Gläubigerin, 
nunmehr die Koſten des Verfahrens mit 7,2 H, feſtzu⸗ 
ſetzen, wurde vom UrkB. u rückgewi eſen unter Hinweis 
auf 8 31 RAGED,, in welchem beſtimmt wird, daß die für die 
Zwangsvollſtreckung dem Rechtsanwalt zuſtehende /10⸗Gebühr nur 
einmal zur Erhebung gelangt. Der UrkB. führt weiter aus, daß 
das AG. im übrigen auf dem Standpunkt ſtehe, daß ein Ver⸗ 
fahren, das einem Schuldner einen geſetzlichen Schutz gewähren 
ſolle, in das Gegenteil verkehrt werden würde, wenn es für den 
Schuldner mit Koſten verbunden wäre, die ſeine Belaſtung noch 
vergrößern wurden. — Die Erinnerung der Gläubigerin wurde 
durch Beſchluß des AG. v. 31. Mai 1937 auf Koſten der Gläubi⸗ 
gerin zurückgewieſen. Das AG. trat der Entſch. des UrkB. bei mit 
der Erklärung, daß es „aus mehrfachen Gründen, von denen den 
wichtigſten der Urks richtig angeführt“ habe, der Meinung fei, 
daß es im Schuldnerſchutzverfahren keiner Koſtenentſcheidung be⸗ 
durfe, daß aber auch der vom AG. ergänzte Beſchluß kein zur 
Zwangsvollſtreckung geeigneter Titel ſei, ohne den eine Koſten⸗ 
feſtſetzung ausgeſchloſſen fet. 

Hiergegen richtet ſich die Beſchw. der Gläubigerin. 

Die befriſtete Erinnerung des § 104 3p. und die dort vor⸗ 
geſehene ſofortige, von einer Mindeſtbeſchwerdeſumme abhängige 
Beſchw., gilt nur gegenüber einem Feſtſetzungsbeſchluß, d. b. einer 
Entſch., die nach ſachlicher Prüfung der einzelnen Anſätze ergeht. 
Wird das Geſuch ohne eine ſolche Prüfung ganz oder teilweise 
zurückgewieſen (3. B. wegen Mangels des Titels), ſo ſteht dem Ge⸗ 
ſuchſteller die friſtloſe, von einer Beſchwerdeſumme unabhängige 
Erinnerung nach § 576 3 PO. zu und gegen den gleichartigen Ge⸗ 
richtsbeſchluß die einfache Beſchw. des 8 567 Abf. 1 ZPO., die 
ebenfalls nicht an einen beſtimmten Beſchwerdewert gebunden iſt 
Die Beſchw. iſt mithin hier zuläſſig. 

Das Gericht lehnt es ab, mit dem AG. darüber zu rechten, 
ob durch die Beſtimmung des 8 18 Abſ. 5 Satz 4 ZwVollſtrVO. 
v. 26. Mai 1933 und 24. Okt. 1934 dahin, daß die die Fälle 
des § 18 betreffenden Beſchlüſſe des Vollſtreckungsgerichts un⸗ 
anfechtbar ſind, die ſofortige Beſchw. des § 793 ABO. ausnabms⸗ 
los ausgeſchloſſen iſt. Die 9. 3K. hat dieſe Frage in dem Beſchl. v 
16. April 1937 entſprechend ihrer ſtäandigen Praxis verneint für 
den Fall, daß das AG. es ablehnt, eine Koſtenentſcheidung zu tref⸗ 
ſen, und damit die auch für das Vollſtreckungsnotrecht beſtehende 
Pflicht zu vollſtändiger und erſchöpfender Entſch. verletzt. An 
dieſe Entſch. des LS. iſt das AG. gebunden. Es iſt daher der Ver⸗ 
ſuch, gegen das LG. zu polemiſieren, nicht nur durchaus über⸗ 
flüſſig, ſondern dem Anſehen der Rechtspflege auch abträglich. 


Es haben ſowohl das LG. in der Beſchwerdeentſcheidung v. 
16. April 1937 als auch das AG. im Ergänzungsbeſchluß vom 
5. Mai 1937 dem Schuldner die Koſten des Verfahrens auferlegt 
Angeſichts dieſer ausdrücklichen Koſtenentſcheidungen iſt die er⸗ 
ſtaunliche Feſtſtellung des AG., daß dennoch eine Koſtenfeſtſetzung 
W Rechtsempfinden widerſpricht“ ſchlechthin nicht ver⸗ 
tändlich. i 

Kechtsirrig iſt auch die Meinung des AG,, ſein eigener Be⸗ 
ſchluß v. 5. Mai 1937 biete deshalb keine Grundlage für die Koſten⸗ 
feſtſetzung, weil er mit der Beſchw. nicht anfechtbar und daher 
kein zur Zwangsvollſtreckung geeigneter Titel ſei. Ungeachtet der 
ungenauen Faſſung des § 793 Ziff. 3 ZPO. find unter Entſch., 
gegen die das Rechtsmittel der Beſchw. ſtattfindet“, nicht nur 
diejenigen zu verſtehen, die mit der Beſchw. anfechtbar find, ſon⸗ 
dern auch diejenigen, die einer Beſchw. nicht mehr unterliegen. 
Das iſt in Theorie und Praxis herrſchende Meinung und gilt 
nicht nur hinſichtlich der Beſchlüſſe des RG., ſondern auch der⸗ 
jenigen der OLG,, ſelbſt wenn dieſe als einzige Inſtanz beſchließen 
(vgl. auch § 567 Abſ. 3 ZPO.). Die im 818 Abſ. 5 Satz 4 Zw⸗ 
Vollſtr BO. vorgeſehene Unanfechtbarkeit iſt kein ausſchlaggeben⸗ 
der Grund, der Entſch. des AG. nunmehr auch die Vollſtreckbar⸗ 
keit abzuſprechen. Wäre dieſe Beſtimmung im Notrecht nicht aus⸗ 
drücklich getroffen worden, ſo wäre gem. 5793 380. ſofortige 
Beſchw. gegeben. Auch nach ſeinem Inhalt iſt der im Vollſtrek⸗ 
kungsſchutzverfahren ergehende Beſchluß mit Koſtenentſcheidung 
durchaus geeignet, als Grundlage für die Zwangsvollſtreckung zu 
dienen. Da die Verſagung der Anfechtung nicht darauf abzielt, 
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dem Beſchluß des AG. die Eigenſchaft eines Vollſtreckungstitels 
zu entziehen, vielmehr nur ein ſchnelleres Verfahren ermöglichen 
ſoll (og. Jonas⸗ Pohle, „Zwangsvollſtreckungsnotrecht“, 
11. Aufl., S. 136), ſo ſteht nichts im Wege, die Auffaſſung, die 
hinſichtlich der Beſchlüſſe des RG. und der OG. ſowie dort ver⸗ 
treten wird, wo eine beſtimmte Beſchwerdeſumme nicht erreicht 
iſt (Sydow Buſch zu § 794 ZPO.), auch hier gelten zu laſ⸗ 
ſen, und zwar um ſo mehr, als ſonſt die mit einer Koſtenent⸗ 
ſcheidung verſehenen Beſchlüſſe des AGG. jeder praktiſchen Bedeu⸗ 
tung ermangeln würden. Mit Baumbach (11. Aufl., 8794 
Anm. 4) iſt das erkennende Gericht der Meinung, daß unter § 794 
Ziff. 3 alle mit Wirkſamwerden rechtskräftigen Entſch. fallen. 


Der Hinweis des AG. auf § 31 RAGebO. läßt erkennen, 
daß das AG. den Standpunkt vertritt, daß der Rechtsanwalt für 
ſeine Tätigkeit im Vollſtreckungsſchutzverfahren eine beſondere Ge⸗ 
bühr nicht erheben könne, daß ſeine Tätigkeit im Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzverfahren durch die allgemeine für die Zwangsvollſtreckung 
gewährte Gebühr (§ 23 Ziff. 18) abgegolten wäre. Dieſe Annahme 
iſt bereits in der eingehenden Entſch. des KG. v. 22. Juni 1935: 
JW. 1935, 2070 ff. widerlegt. Ihr iſt das LG. Hamburg in ſtän⸗ 
diger Praxis gefolgt. Die Gründe dieſer Entſch. find auch heute 
noch ſtichfeſt. Die gleiche Anſicht hat Gaedeke vertreten (JW. 
1934, 2504; 1935, 1050) und — unter Aufgabe der früheren ent⸗ 
gegengeſetzten Meinung — auch das AG. Berlin (JW. 1935, 
3498). Nur ein einziges von den die entgegengeſetzte Anſicht ver⸗ 
tretenden Gerichten hat verſucht, ſich ernſtlich mit dem KG. aus⸗ 
einanderzuſetzen (JW. 1936, 746). In einer Beſprechung (JW. 
1936, 748) weiſt Min Dir. Lindemann jedoch überzeugend die 
Mängel der Deſſauer Entſch. auf. 


Der Kernpunkt des Streits um die Gebührenfrage iſt nicht 
ein Problem grauer Theorie; die Entſch. der Frage iſt für die 
Anwaltſchaft durchaus von Wichtigkeit; ſie iſt nach Billigkeits⸗ 
geſichtspunkten zu beantworten. Gerade dieſe werden unter Ziff. III 
in den letzten beiden Abſätzen vom KG. in der ſchon genannten 
Entſch. eingehend erörtert. 


Für die geſamte Tätigkeit in der Zwangsvollſtreckung erhält 
der Anwalt nur ⅝0 der vollen Gebühr. Als 8 23 Ziff. 18 RA⸗ 
GebO. geſchaffen wurde, gab es kein Vollſtreckungsnotrecht. Das 
Vollſtreckungsſchutzverfahren erfordert von den Anwälten der Par⸗ 
teien eine ganz „neue den Umfang und die Verantwortlichkeit der 
eigentlichen Zwangsvollſtreckung weit überſteigende Tätigkeit“. Es 
bereitet — von den beſonders ſchweren wie auch von den beſon⸗ 
ders leichten Fällen abgeſehen — im allgemeinen den Parteiver⸗ 
tretern recht viel Arbeit. Das zeigt ein Blick in eine beliebige 
Auswahl von Akten. Mit Recht weiſt das KG. darauf hin, daß 
jede Arbeit auch eines angemeſſenen Lohnes 
wert iſt und daß daher vom Anwalt nicht gefordert werden 
kann, daß er hier zuſätzlich unentgeltliche Tätigkeit leiſte. Das 
um ſo weniger, als allgemein bekannt iſt, daß die Lage der An⸗ 
wälte, von verſchwindenden Ausnahmen abgeſehen, ſehr ſchlecht 
iſt; es muß ihnen gegenüber auch aus dieſem Grunde mit dem 
Anſinnen, Wohltäter der Prozeßparteien zu ſein, Zurückhaltung 
geübt werden. Der um ſeine Exiſtenz ringende Durchſchnittsan⸗ 
walt iſt nun einmal — anders als der Beamte oder Angeſtellte, 
der am Monatserſten im voraus das ſeinen Unterhalt ſicherſtel⸗ 
lende Gehalt empfängt — auf Honorierung im Einzelfall an⸗ 
gewieſen. 

Dieſer Geſichtspunkt wird vom AG. völlig überſehen. 

In einem Protokoll über eine Amtsrichterbeſprechung vom 
17. Febr. 1937 wird erwogen, daß man den im Prozeß obſiegen⸗ 
den Gläubiger nicht zwingen ſollte, nun noch weitere Koſten auf 
ſich zu nehmen, in einem Verfahren, durch das ſeine Befriedigung 
weiter hinausgeſchoben wird, und daß auf der anderen Seite ein 
mittelloſer Schuldner, der durch das Vollſtreckungsſchutzverfahren 
gerade geſchützt werden ſoll, nicht noch mehr belaſtet werden dürfe; 
es verſtoße daher die Erhebung einer beſonderen /10⸗Anwalts⸗ 
gebühr gegen das geſunde Volksempfinden. Richtig iſt an dieſer 
Überlegung nur der allgemeine Gedanke, daß es allerdings ein 
anzuſtrebender Idealzuſtand wäre, die geſamte Rechtspflege ein- 
ſchließlich der anwaltlichen Beratung unentgeltlich jedem Volks⸗ 
genoſſen zur Verfügung zu ſtellen. Eine weſentliche Vorausſetzung 
hierfür iſt aber, daß man die Exiſtenz des Anwaltes aus Mit⸗ 
teln der Staatskaſſe ſicherſtellt. Solange das nicht geſchehen iſt, 
jedoch auf die Mitwirkung einwandfreier Anwälte in der Rechts⸗ 
pflege Gewicht gelegt wird, wird der Richter davon abſehen müſ⸗ 
ſen, Zukunftsträume auf Koſten der Anwaltſchaft in die Wirk⸗ 
lichkeit umzuſetzen. Daß — wie in allen Rechtsſtreitigkeiten — 
das wirtſchaftliche Intereſſe beider Parteien auch hier gegen 
die Honorierung ihrer Anwälte gerichtet iſt, ſtimmt; beide ſind 
ja inſoweit Schuldner und ziehen am gleichen Strang. Man darf 
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ihre Gedanken und Wünſche in dieſer Richtung nicht einfach mit 
dem geſunden Volksempfinden identifizieren. Sieht man vielmehr 
grundſätzlich ein, daß die Arbeit des Anwaltes in dem beſonderen 
Schutzverfahren nicht durch die allgemeine Zwangsvollſtreckungs⸗ 
gebühr abgegolten werden kann, ſo muß man ſeine Leiſtung auch 
beſonders honorieren; es iſt dann nicht mehr als recht und bil⸗ 
lig, wenn diejenigen, die allein an dem Verfahren beteiligt ſind 
und die — ohne Zwang — ſeine Hilfe in Anſpruch nehmen, ihn 
auch entſprechend entſchädigen. 


Auf welche Weiſe eine gerechte Verteilung der nach Ziff. IV 
des Beſchluſſes des KG. erſtattungsfähigen Anwaltsgebühren un⸗ 
ter den Parteien vorzunehmen iſt, wird die vom AG. im Einzel⸗ 
fall zu treffende Koſtenentſcheidung beſagen. Zeigt der Gläubiger 
für die Lage eines ſchutzwürdigen Schuldners nicht das 
nötige Verſtändnis, leitet der letztere deshalb das Schutzverfahren 
ein und ſiegt er dort ob, fo wird mit Recht der Gläubiger mit 
den außergerichtlichen Koſten beider Parteien als Unterliegender 
belaſtet; der Schuldner wird alſo praktiſch auch nicht zuſätzlich in 
Anſpruch genommen. Wird umgekehrt ein Schutzantrag des 
Schuldners zurückgewieſen, ſo beſteht kein Grund, den des Schutzes 
Unwürdigen vor den Koſten des von ihm ſelbſt unnötig ein⸗ 
geleiteten Verfahrens zu bewahren. Siegen und unterliegen aber 
beide Parteien je zum Teil, jo bietet 892 ZPO. die Moglichkeit 
eines billigen Ausgleichs. Ruft endlich der Schuldner das Gericht 
um Vollſtreckungsſchutz an, ohne ſich vorher mit dem Gläubiger 
in Verbindung geſetzt zu haben, und iſt der Gläubiger ſofort be⸗ 
reit, dem Wunſche des Schuldners zu entſprechen, ſo iſt kein Grund 
erſichtlich, aus dem man die Anwendung des § 93 ZPO. ab- 
lehnen könnte. 


Richtig mag ſein, daß in dem einen oder anderen Fall nicht 
ſogleich mit der Entſch. zur Sache auch ſchon eine Koſtenentſchei⸗ 
dung verbunden werden kann, daß vielmehr eine ſolche manchmal 
erſt am Schluß des Verfahrens geſondert getroffen werden muß. 
Die hiermit verbundene Mehrarbeit muß in Kauf genommen wer⸗ 
den; dieſer Umſtand iſt nicht geeignet, die Anwaltſchaft um den 
Lohn ihrer Arbeit zu bringen. 


Danach iſt dem Anwalt im Vollſtreckungsſchutzverfahren eine 
befondere /0-Gebühr gem. 823 Ziff. 18 RAcGebO. erwachſen. 


(LG. Hamburg, 2. 3 K., Beſchl. v. 7. Juli 1937, 2 TJ 122/37.) 
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83. KG. — 58 45, 78 RAGCHD,.; § 13 RAO. § 91 ZRO. 
Wahrnehmung auswärtiger Beweistermine iſt grundſätzlich Sache 
des Prozeßbevonmächtigten, deſſen Reiſekoſten daher auch dann 
erſtattungsfähig find, wenn fie höher als die Koſten eines Unter⸗ 
bevollmächtigten find. — Stellung des Anwaltsaſſeſſors. Ge⸗ 
bührenrechtliche Gleichſtellung ſeiner Tätigkeit mit der des An⸗ 
walts. 


Die Beſchwerde wendet ſich dagegen, daß LG. die Koſten 
der Wahrnehmung des Beweistermins vor dem AG. in K. 
nur in Höhe der einem in K. beſtellten Unterbevollmächtigten 
erwachſenden Koſten als erſtattungsfähig anerkannt, die durch 
die Reiſe des Prozeßbevollmächtigten zum Termin erwachſenen 
höheren Koſten dagegen abgeſetzt hat. Die Beſchwerde mußte 
Erfolg haben. 


Die Vertretung der Partei innerhalb eines Beweisauf⸗ 
nahmeverfahrens gehört zu den Obliegenheiten ihres Prozeß⸗ 
bevollmächtigten. Dies gilt grundſätzlich auch für die Wahr⸗ 
nehmung auswärtiger Beweistermine, ſoweit deren Wahr⸗ 
nehmung durch einen Anwalt überhaupt in Frage kommt. 
Deshalb hat auch der Senat in ſeiner grundſätzlichen Entſch. 
20 W 4302/30 v. 13. Mai 1930 (bei Gaedeke, „Koſtenrecht⸗ 
ſprechung“ Nr. 9) ausgeſprochen, daß die durch die Beſtellung 
eines Subſtituten etwa erwachſenden Mehrkoſten gegenüber den 
Reiſekoſten des Prozeß bevollmächtigten nur dann erſtattungs⸗ 
fähig ſind, wenn dieſer an der Wahrnehmung des auswärtigen 
Beweistermins verhindert war. Folglich kann nicht, wie LG. 
will, der umgekehrte Grundſatz gelten und als Regel gefordert 
werden, daß die Partei unter allen Umſtänden den jeweils 
billigſten Weg wählt, d. h. daß ſie an Stelle der Wahrneh⸗ 
mung durch ihren eigenen Prozeßbevollmächtigten einen Unter⸗ 
bevollmächtigten bei dem auswärtigen Gericht beſtellt und daß 
folglich nur in Höhe von deſſen Koſten eine Erſtattungsfähig⸗ 
keit anerkannt werden kann, falls dieſe geringer ſind. 


Selbſt dann, wenn es ſich um die Führung des Rechts⸗ 
ſtreits im Armenrecht handelt und ſomit die Haftung der 
Reichskaſſe in Frage ſteht, iſt in der Rſpr. ein allgemeiner 
Grundſatz dieſer Art nicht aufgeſtellt worden, ſondern ſteht 
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die ſachgemäße Wahrnehmung der Parteirechte im Vorder⸗ 
grund (vgl. Gaedeke, „Kommentar zum Armenanwalts⸗ 
geſetz“ S. 63 und die daſelbſt angeführte Rſpr. des KG.). 


Dort wie hier kann naturgemäß eine andere Beurteilung 
dann Platz greifen, wenn die beſondere Sachlage dies erfordert. 
Denn wenn auch nicht grundfäßlich von einer Partei verlangt 
werden kann, im Prozeß jeweils ſich mit den billigſten Maß⸗ 
nahmen zu begnügen, jo iſt doch der auch dem § 91 3PO. 
zugrunde liegende Gedanke der, daß, wenn zur zweckentſpre⸗ 
chenden Rechtsverfolgung die billigere Maßnahme ausreicht 
und die Wahrnehmung der Rechte der Partei vollauf gewähr⸗ 
leiſtet, ſie und nicht die höhere Koſten verurſachende Maß⸗ 
nahme zu ergreifen iſt. Ein ſolcher Mehraufwand würde dann 
nicht als erſtattungsfähig anerkannt werden können. Ein der⸗ 
artiger Fall wird im allgemeinen dann vorliegen, wenn mit 
Rückſicht auf den Streitwert des Prozeſſes eine übermäßige Be⸗ 
laſtung durch Reiſekoſten nicht mehr als ſachgemäß, ſondern 
geradezu als unzweckmäßig anzuſehen iſt (ſo für das Verhält⸗ 
nis des Arm Anw. zur Reichskaſſe bereits die erwähnte Rſpr. 
des KG.). Würde hier der Rechtsſtreit nicht um einen Betrag 
von 13001400 AM, jondern vielleicht nur um 200 KN ge⸗ 
führt werden, ſo würde — von ganz beſonderer Sachlage ab⸗ 
geſehen — ein Reiſekoſtenaufwand von über 100 N nur für 
die Wahrnehmung eines auswärtigen Termins außer allem 
Verhältnis zum Streitwert und damit außer Verhältnis zu 
dem berechtigten Intereſſe der Partei ſtehen. Hier könnte in 
aller Regel nur der Koſtenaufwand in Höhe der Koſten eines 
Unter bevollmächtigten am auswärtigen Gericht als fachge⸗ 
mäßer Aufwand anerkannt werden. 


Da aber hier eine ſolche beſondere Sachlage nicht gegeben 
iſt, greift die Erwägung des LG. nicht durch. 


Gegen die Notwendigkeit der Wahrnehmung des Beweis⸗ 
termins durch einen Anwalt hat ſich auch die Bekl. nicht ge⸗ 
wandt, vielmehr nur geltend gemacht, daß, wenn der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte der Kl. durch einen Termin am NG. ver⸗ 
hindert war und deu Termin in K. durch einen Anwalts⸗ 
aſſeſſor hat wahrnehmen laſſen, daraus hervorgehe, daß 
auch durch einen Ker Auwalt, d. h. mit geringerem Koſten⸗ 
aufwand, die Vertretung der Partei im Beweistermin hätte 
geſichert werden können. Demgegenüber weiſt jedoch Kl. darauf 
hin, daß der bei ihr beſchäftigte Anwaltsaſſeſſor auch ſonſt 
den Prozeß im weſentlichen ſelbſtändig geführt habe und des⸗ 
wegen als eigentlicher Sachbearbeiter die geeignete Perſönlich⸗ 
keit für die Wahrnehmung des Termins geweſen ſei. 


Damit erwächſt zunächſt die Frage, ob die Wahrnehmung 
von auswärtigen Terminen durch einen Anwaltsaſſeſſor ge⸗ 
bührenrechtlich der Tätigkeit des Anwalts ſelbſt gleichzuftellen 
iſt. Dieſe Frage muß bejaht werden. Wenn auch ſonſt der An⸗ 
walt ſich grundſätzlich nur durch einen anderen Anwalt oder 
einen von ihm beſtellten Generalſubſtituten vertreten laſſen 
kann und nur deren Tätigkeit gebührenrechtlich als ſeine eigene 
Tätigkeit anzuſehen ift, jo ſtehen doch nach 8 13 RAD. dem 
Anwaltsaſſeſſor ausdrücklich die anwaltlichen Befugniſſe des 
RA. zu, dem er überwieſen iſt. Der Anwaltsaſſeſſor kann hier 
mit einem Generalſubſtituten verglichen werden. Die Aus⸗ 
übung der Anwärterbefugniſſe und damit der anwaltlichen Be⸗ 
fugniſſe des RA. ſelbſt beruht auf geſetzlicher Ermächtigung 
(Noack, „Rechtsanwaltsordnung 1937“, 1 zu 8 13). Die Tätig⸗ 
keit des Anwaltsaſſeſſors iſt daher gebührenrechtlich der 
Tätigkeit des Anwalts, dem er überwieſen iſt und für den er 
tätig wird, in jeder Beziehung gleichzuſtellen (ſo auch 
OLG. Düſſeldorf v. 7. Mai 1937: JW. 1937, 1650; Gaedeke, 
„Kommentar zum Armenanwaltsgeſetz“ S. 89). Der Prozeßbe⸗ 
vollmächtigte der Kl. kann daher die geſetzlichen Reiſekoſten 
für die Wahrnehmung des Beweistermins ebenſo berechnen, als 
wenn er perſönlich den Termin wahrgenommen hätte. 


Im übrigen ergibt ſich aus der Art der Tätigkeit des 
Anwaltsaſſeſſors, daß er in der Regel ein ſelbſtändiges Dezer⸗ 
nat zu bearbeiten haben wird und daß er deshalb für be- 
ſtimmte Prozeſſe als Sachbearbeiter anzuſehen iſt. Daß in 
einem ſolchen Falle die Wahrnehmung von Beweisterminen ge⸗ 
rade durch ihn beſonders ſachgemäß iſt, bedarf daher keiner 
Ausführung. 


(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 28. Juni 1937, 20 W 3226/37.) 


Gerichtskoſtengeſetz 


84. RG. — 86 BAG. Sit die Rev. durch die unrichtige 
Behandlung der Sache in der Ber Inſt. veranlaßt worden, dann 
beſtehen keine Bedenken dagegen, die Niederſchlagung vor Fäl⸗ 
ligkeit der Gebühren anzuordnen. 


(RG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 3. Juli 1937, 1132/37.) 


* 


85. KG. — 86a GEG.; Art. 8 Pra BGB.; 8 104 EG⸗ 
BGB. Verjährung des Anſpruchs auf Rückzahlung überhobener 
Gerichtskoſten. 


Von dem Bekl. iſt als Koſtenſchuldner durch Koſtenrechnung 
v. 16. April 1931 eine Beweisgebühr nach einem Streitwert 
von 800-900 2A in Höhe von 40,50 e eingefordert und vom 
Erinnerungsführer am 13. Juni 1931 gezahlt worden. Er macht 
jetzt mit ſeiner Erinnerung v. 14. Febr. 1937 geltend, daß der 
Wert des Streitgegenſtandes für die Beweisaufnahme nur 700 
bis 800 * betragen habe, und beantragt, die Beweisgebühr 
dementſprechend auf 36 .%.% zu ermäßigen und den Mehrbetrag 
zu erſtatten. 


Die Erinnerung ift nach §4 GK. zuläſſig, ſachlich jedoch 
nicht begründet. Denn der Anſpruch auf Rückerſtattung der zu⸗ 
vielgezahlten Gerichtskoſten iſt verjährt. Dieſe Verjährung 
iſt von Amts wegen zu prüfen, und zwar, wie in den Fällen 
der Gebühreneinforderung durch die Reichskaſſe, ſo auch in den 
Fällen der Rückforderung überhobener Gebühren durch die Par⸗ 
teien (jo auch KG. 1a X 57/33: JW. 1933, 1071). 


Nach 86a Abſ. 2 GKG. verjährt der Anſpruch auf Rück⸗ 
erſtattung von Koſten in vier Jahren nach Ablauf des Kalender⸗ 
jahres, in dem der Anſpruch entſtanden iſt. Doch findet dieſe 
Beſtimmung mit Rückſicht darauf, daß der Rechtsſtreit bereits 
durch Urteil v. 24. Juni 1931 rechtskräftig beendet worden iſt, 
hier keine Anwendung. Denn nach Art. 2 VO. zur Anpaſſung 
des GKG. an die Koſtenordnung und über die Aufhebung lan⸗ 
desrechtlicher Koſtenvorſchriften v. 27. März 1936 (RGBl. I, 
319) gilt dieſe Vorſchrift nicht, ſoweit die Inſtanz vor dem 
1. April 1936 ihr Ende gefunden hat. Zur Anwendung gelan⸗ 
gen vielmehr nach Art. 104 EGBGB. die Beſtimmungen des 
Art. 8 PrAGBGB. Nach 81 daſelbſt verjähren Anſprüche auf 
Rückerſtattung von Koſten, die von einer öffentlichen Behörde 
mit Unrecht erhoben ſind, in 4 Jahren. Nach 82 daſelbſt be⸗ 
ginnt die Verjährung mit dem Schluß des Jahres, in dem der 
Anſpruch auf Rückzahlung entſtanden iſt. Dieſer Zeitpunkt ift 
gleichbedeutend mit dem Zeitpunkt der Zahlung, hier alſo dem 
13. Juni 1931. Mit dem Ablauf des 31. Dez. 1935 iſt daher im 
vorl. Falle bereits die Verjährung eines etwaigen Rückzahlungs⸗ 
anſpruchs überhobener Gerichtskoſten eingetreten. Eine Rück⸗ 
zahlung kommt daher nicht mehr in Frage. 
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